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wenn es anders wird, 
wenn es aber besser werden soll, 
PXVVHVDQGHUVZHUGHQ³1 
(Georg Christoph Lichtenberg, 1742 ± 1799, deutscher Physiker und Schriftsteller) 
 
Aus diesem Zitat lässt sich entnehmen, dass Veränderungen wichtig sind, 
auch wenn man vorher nicht weiß, inwieweit die Situation sich zum Besse-
ren entwickeln wird. Man muss auf Veränderung vertrauen und neue 
Chancen ergreifen.  
Dies hat sich auch die neue grün-rote Landesregierung auf die Fahnen 
JHVFKULHEHQ,P.RDOLWLRQVYHUWUDJGHUXQWHUGHUhEHUVFKULIWÄ'HU:HFKVHO
EHJLQQW³ VWHKW ZHUGHQ YLHOe Veränderungen angekündigt. Zum Thema 
Gesundheit heißt es hierzu: 
 
"Prävention und Gesundheitsförderung wollen wir zu einem gesund-
heitspolitischen Schwerpunkt in Baden-Württemberg machen [...]. 
Prävention muss Menschen in ihren Lebenswelten erreichen und 
Zugangsbarrieren abbauen. Wir setzen uns für eine gesundheitsge-
rechte Gestaltung der Lebens- und Arbeitswelt ein. Wir wollen Prä-
vention und Gesundheitsförderung stärker [...] verankern."2 
 
Durch diese Aussage wird verdeutlicht, dass es Handlungsbedarf gibt. 
Dies gilt für die Privatwirtschaft ebenso wie auch für die öffentliche Verwal-
tung. Denn überall müssen sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit zu-
nehmendem Zeitdruck, Arbeitsverdichtung und finanziellen Engpässen 
auseinander setzen. Um den neuen Anforderungen gerecht zu werden, ist 
                                            
1
 Vgl. http://www.janko.at/Zitate/DE/041.htm [22.08.2011]. 
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es daher auch für die öffentliche Verwaltung besonders wichtig, leistungs-
starke und gesunde Mitarbeiter3 vorweisen zu können. Aus diesem Grund 
setzt Betriebliches Gesundheitsmanagement (BGM) an diesem Punkt an. 
 
In den vergangenen Jahrzehnten wurde zwar bereits Einiges in Sachen 
Betriebliches Gesundheitsmanagement getan, trotzdem ist es in vielen 
Fällen noch entwicklungsbedürftig, da es noch an der flächendeckenden 
Umsetzung fehlt.  
Für kleine und mittlere Kommunen ist es oft besonders schwer, ein auf 
Dauer angelegtes BGM zu implementieren, da oft keine ausreichenden 
personellen und finanziellen Ressourcen zur Verfügung stehen. Aus die-
sem Grund bleibt es oft bei einzelnen Interventionen, die nicht richtig ver-
ankert sind. Ein ganzheitliches BGM ist aber wichtiger denn je, da durch 
die veränderten Arbeitsformen die psychischen inkl. der psychosozialen 
Belastungen stetig ansteigen.4 Über die Jahre hinweg hat man außerdem 
erkannt, dass die Gesundheit der Menschen nicht nur durch den privaten, 
sondern durch alle Lebensbereiche beeinflusst wird. In diesem Zusam-
menhang kommt der Arbeitswelt eine ganz wesentliche Rolle zu, da der 
erwerbstätige Mensch einen Großteil seiner Zeit bei der Arbeit verbringt.5 
Hier muss der Arbeitgeber ansetzen, denn das BGM geht über die Erfül-
lung der rechtlichen Verpflichtungen hinaus, die ihm durch den Arbeits-
schutz bereits auferlegt wurden. Nur wenn ein ganzheitlicher und kontinu-
ierlicher Veränderungsprozess eingeleitet wird, kann es zu einer dauerhaf-
ten Verbesserung für Arbeitgeber und Arbeitnehmer kommen. 
 
1.1 Ziel der Arbeit 
Das Ziel dieser Bachelorarbeit ist es zum einen, die allgemeine Bedeutung 
eines BGM herauszuarbeiten. Zum anderen soll auf die Belange der Mit-
                                            
3
 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in dieser Arbeit davon abgesehen, die 
männliche und die weibliche Form zu gebrauchen. Es sind jedoch stets beide Geschlech-
ter gemeint. 
4
 Vgl. Rudow, 2004, S. 1. 
5
 Vgl. Bamberg, 1998, S. 17. 
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arbeiter der Kernverwaltung der Gemeinde Korb ein besonderes Augen-
merk gelegt werden.6 Durch eine Befragung soll evaluiert werden, wie die 
Mitarbeiter zu einer Einführung des BGM stehen und welche Maßnahmen 
sie damit verbinden.  
Für die Gemeinde Korb soll am Ende eine konstruktive Einstiegshilfe für 
die Einführung eines BGM vorliegen, die sowohl verschiedene Möglichkei-
ten als auch etwaige Schwierigkeiten aufzeigt. 
 
1.2 Aufbau der Arbeit 
Die vorliegende Arbeit gliedert sich in folgende Abschnitte: 
Nach einer thematischen Einleitung, der Abgrenzung der verfolgten Ziele 
und der Klärung des Aufbaus der Arbeit folgen wichtige Begriffserklärun-
gen, die für ein gemeinsames Verständnis sorgen sollen. Anschließend 
werden allgemeine Grundlagen aufgezeigt, die für die Einführung eines 
BGM sprechen. Im weiteren Verlauf wird kurz skizziert, wie die Gemeinde 
Korb aufgebaut ist. Daraufhin folgt ein Überblick über die wichtigsten 
Rechtsgrundlagen. Die Interventionen der Nachbarkommunen werden 
vorgestellt, bevor zum Abschluss des dritten Kapitels die Prinzipien und 
QualitätskriWHULHQDXVIKUOLFKEHOHXFKWHWZHUGHQ'HUÄSUDNWLVFKH³7HLOEe-
inhaltet die Mitarbeiterbefragung. Zu Beginn werden das Vorgehen und 
die Konzeption des Fragebogens erläutert. Abschließend erfolgt die Aus-
wertung der Ergebnisse. In Kapitel 5 wird näher auf die Finanzierung ein-
gegangen und aufgezeigt, welche externen Akteure zum Aufbau eines 
BGM zur Verfügung stehen. Die gewonnen Erkenntnisse münden in einer 
Einführungskonzeption, in der der Gemeinde Korb Prozessschritte und 
mögliche Handlungsfelder aufzeigt werden. Abgerundet wird die Arbeit 
durch die Zusammenfassung, die einen Ausblick in die Zukunft geben soll. 
  
                                            
6
 Eine Betrachtung der gesamten Gemeindeverwaltung würde den Umfang der Bachelor-
arbeit übersteigen. ,P)ROJHQGHQVLQGPLWGHP%HJULIIÄ0LWDUEHLWHU³VWHWVGLH0LWDUEHLWHU





Um im Folgenden auf ein gemeinsames Verständnis der Begriffe zurück-
greifen zu können, erfolgt nun eine kurze Definition der relevanten Begriff-
lichkeiten. Außerdem sollen ein paar Hintergrundinformationen den Ein-
stieg ins Thema zusätzlich vereinfachen. 
 
2.1 Der Gesundheitsbegriff 
Sofern man beabsichtigt, ein BGM einzuführen, muss zuvor geklärt wer-
GHQZDVPDQXQWHUGHP%HJULII Ä*HVXQGKHLW³ YHUVWHKW+LHUIUZLUGZRKO
am häufigsten die Definition der Weltgesundheitsorganisation (WHO)7 
KHUDQJH]RJHQ'LHVHGHILQLHUWHÄ*HVXQGKHLW³EHUHLWV(QGHGHUHU-DKUH
DOV Ä=XVWDQG YROONRPPHQHQ N|USHUOLFKHQ VHHOLVFKHQ XQG VR]LDOHQ:RKl-
befindens und nicKWDOOHLQGDV)HKOHQYRQ.UDQNKHLWHQXQG*HEUHFKHQ³ 
Nachdem 1986 die sog. Ottawa-Charta von den Mitgliedsstaaten der 
WHO verabschiedet wurde, hat sich das Verständnis von Gesundheit da-
hingehend verändert, dass nun auch dem Menschen selbst eine aktive 
Rolle für seine eigene Gesundheit zugerechnet wird. Erkennen ließ sich 
GLHV GXUFK GLH ZHLWHUHQWZLFNHOWH 'HILQLWLRQ GHU:+2 Ä*HVXQGKHLW LVW GLH
Fähigkeit und Motivation, ein wirtschaftliches und sozial aktives Leben zu 
IKUHQ³8 Doch auch in den vergangenen Jahrzehnten hat sich der Ge-
sundheitsbegriff stets weiterentwickelt. Heute begreift man Gesundheit als 
eine Fähigkeit zur aktiven Lebensbewältigung, als Etwas das erlernt wer-
den kann, das heißt, etwas wozu Menschen befähigt werden können.9 
 
                                            
7
 Die WHO ist eine Sonderorganisation der Vereinten Nationen und wurde 1948 in Genf 
gegründet. Ihr gehören 193 Mitglieder (darunter die Bundesrepublik Deutschland) an. Die 
WHO bearbeitet alle über den Rahmen nationaler Gesundheitsorganisationen hinausge-
henden gesundheitspolitischen Fragen mit dem Ziel der "Herbeiführung des bestmögli-
chen Gesundheitszustandes aller Völker". Vgl. http://www.euro.who.int/de/who-we-
are/who-worldwide [22.08.2011]. 
8
 Vgl. Ulich/Wülser, 2010, S. 3. 
9
 Vgl. Badura/Walter/Hehlmann, 2010, S. 32. 
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2.2 Betriebliches Gesundheitsmanagement (BGM) 
Unter BGM wird ein dauerhafter, nachhaltiger und ständig weiterentwickel-
ter Prozess verstanden, der zum einen alle Maßnahmen umfasst, die zur 
individuellen Gesundheit der Beschäftigten beitragen -  dadurch wird die 
Leistungsbereitschaft und Leistungsfähigkeit der Beschäftigten erhalten 
und gefördert - zum anderen umfasst er alle Maßnahmen, die zu einer 
ÄJHVXQGHQ³2UJDQLVDWLRQEHLWUDJHQ+LHUXQWHUYHUVWHKWPDQ$UEHLWVEHGLn-
gungen, Kommunikationsstrukturen, Entwicklungs- und Entfaltungsmög-
lichkeiten, die auf das Wohlbefinden aller ausgelegt sind.10 Die Ziele des 
BGM werden aus Analysen abgeleitet. Das Vorgehen wird dementspre-
chend geplant und gesteuert und in regelmäßigen Abständen auf die Ziel-
erreichung überprüft.11 Wie nachfolgende Grafik verdeutlicht, wird sowohl 
der Arbeitsschutz als auch die Betriebliche Gesundheitsförderung in das 
BGM integriert. Außerdem sorgt das integrierte Management als dritte 
Säule dafür, dass das Gesundheitsthema in alle Überlegungen des Mana-
gements mit einbezogen wird.  
 
Abbildung 1: Drei Säulen des BGM 
 
Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Oppolzer, 2010, S. 23. 
                                            
10
 Vgl. KGSt-Bericht, 1/2005, S. 10. 
11
 Vgl. Leitfaden-Bremen, 2010, S. 8. 
BGM 
Arbeitssicherheit BGF integriertes Management 
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2.3 Betriebliche Gesundheitsförderung (BGF) 
Grundlage für den Begriff der Betrieblichen Gesundheitsförderung war die 
positive Gesundheitsdefinition der WHO von 1946.12. In der Ottawa-Charta 
wurde definiert, dass Gesundheitsförderung auf einen Prozess ziele, allen 
Menschen ein höheres Maß an Selbstbestimmung über ihre Gesundheit 
zu ermöglichen und sie dadurch zur Stärkung ihrer Gesundheit zu befähi-
gen.13 hEHU GLH -DKUH KLQZHJ ZXUGH GHU %HJULII GHU Ä%HWULHEOLFKHQ *e-
VXQGKHLWVI|UGHUXQJ³ LQGHQQDFKIROJHQGHQ.RQIHUHQ]HQGHU:+2ZHLWHr-
entwickelt. Heute versteht man unter der BGF ein System von Maßnah-
men, das den öffentlich-rechtlichen Arbeitsschutz ergänzen soll und das 
von den gesetzlichen Krankenkassen durch entsprechende Leistungen zu 
unterstützten ist.14  
Abzugrenzen ist der öffentlich-rechtliche Arbeitsschutz von der BGF durch 
die unterschiedlichen Herangehensweisen. Der öffentlich-rechtliche Ar-
beitsschutz folgt dem pathogentischen Ansatz15, der versucht die zentrale 
/HLWIUDJH Ä:DVPDFKWNUDQN"³16 zu beantworten. Der salutogentische An-
satz17 , dem die BGF folgt, beschäftigt sich hingegen mit der Frage was 
uns gesund hält. Dabei geht es im Wesentlichen um die Schaffung und 
Erhaltung von Gesundheitsressourcen, durch Maßnahmen der Verhal-
tens- und der Verhältnisprävention. 
Unter Maßnahmen der Verhaltensprävention versteht man die Verände-
rung individueller gesundheitsgefährdender Verhaltensmuster. Das Indivi-
duum steht im Mittelpunkt und soll befähigt werden, mit zukünftigen belas-
tenden Arbeitsbedingungen erfolgreich umzugehen. Beispielsweise han-
delt es sich hierbei um Trainings zum Zeitmanagement, Stressmanage-
ment, Entspannungsverfahren, Rückenschule, Ernährungsberatung u.v.m. 
                                            
12





 Vgl. Oppolzer, 2010, S. 27. 
15
 Ansatz der Biomedizin, bei der es um die Verhütung oder Veränderung von Krankhei-
ten geht. Vgl. Badura/Walter/Hehlmann, 2010, S. 36. 
16
 Vgl. Oppolzer, 2010, S. 25 
17
 Ansatz der Verhaltensmedizin, die besonderes Augenmerk auf eine personenbezoge-
ne Vorgehensweise legt. Interventionen richten sich demnach auf die Person und ihr 
Verhalten. Vgl. Badura/Walter/Hehlmann, 2010, S. 36. 
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Bei verhältnispräventiven Maßnahmen soll durch eine Veränderung der 
Lebens- oder Arbeitsbedingungen auf die Gesundheit einzelner von Per-
sonengruppen oder von Arbeitssystemen Einfluss genommen werden. 
Beispiele für verhältnisbezogene Maßnahmen sind die Gestaltung der Ar-
beitsplätze bzw. die Verbesserung von Arbeitsbedingungen, Gestaltung 




Wie oben bereits erwähnt, bezieht sich die vorliegende Arbeit auf die Mit-
arbeiter der Kernverwaltung der Gemeinde Korb. Unter der Kernverwal-
tung versteht man alle Organisationseinheiten im administrativen Kernbe-
reich (Dezernate, Fachbereiche, Ämter, Abteilungen, Sachgebiete o.ä.) 
einer kommunalen Verwaltung mit Ausnahme der operativen Einrichtun-
gen im nachgeordneten Bereich (Bauhof, Kindertageseinrichtungen, Thea-
ter, Bücherei, Schwimmbad u.a.) sowie den organisatorisch und /oder 
rechtlich verselbstständigten Einrichtungen (Eigenbetrieb, Eigengesell-
schaft, Stiftung u.a.).19 
  
                                            
18
 Vgl. Kauffeld, 2011, S. 238. 
19




3 Warum überhaupt ein BGM einführen? 
 
Wie bereits in der Definition von BGM angedeutet, ist das Hauptziel von 
BGM ein gesundes Unternehmen bzw. eine gesunde Verwaltung, welche 
sich durch gesunde Mitarbeiter, eine gesunde und sichere Arbeit und eine 
gesunde Umwelt auszeichnet.20 
Wird dieses Ziel konsequent verfolgt und stetig weiterentwickelt, dann be-
deutet dies für den Arbeitgeber in den meisten Fällen eine Senkung der 
Personalkosten, da es weniger Fehlzeiten gibt. Wichtig ist in der heutigen 
Zeit aber auch, das Image in der Öffentlichkeit sowie innerhalb der Ver-
waltung zu verbessern, denn je besser sich Beschäftigte mit der Organisa-
tion identifizieren können, desto höher ist die Bereitschaft etwas zu leisten. 
In der Öffentlichkeit verbessert ein modernes Management die Attraktivität 
der Organisation. Dies ist besonders wichtig, um gut qualifizierte Nach-
wuchskräfte für die eigene Organisation zu gewinnen.21 Durch den demo-
graphischen Wandel wird dies allerdings vor allem für Verwaltungen im-
mer schwerer werden.22 Für die Produktivität der Verwaltung ist Gesund-
heit daher unabdingbare Voraussetzung und muss gewahrt bzw. verbes-
sert werden.23 
Eine Einführung bringt aber nicht nur Vorteile für den Arbeitgeber, auch 
die Beschäftigten profitieren davon. Schließlich wird mit dem BGM ver-
sucht, Arbeitsbedingungen kontinuierlich zu verbessern und somit beste-
hende Belastungen abzubauen. Des Weiteren wird die gesundheitsförder-
liche Verhaltensweise der Mitarbeiter unterstützt durch verhaltenspräven-
tive Angebote.24 Durch die Flexibilisierung, die durch das BGM geschaffen 
wird, ist auch eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie gege-
ben.25 
 
                                            
20
 Vgl. Rudow, 2004, S. 24. 
21
 Vgl. KGSt-Bericht,1/2005, S. 11. 
22
 Vgl. Krutoff, 2005, S. 149. 
23
 Vgl. Tiemann, 2010, S. 9. 
24
 Vgl. InForm-Leitfaden, 2009, S. 8. 
25
 Vgl. KGSt-Bericht, 1/2005, S. 20. 
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3.1 Warum in der Gemeinde Korb? 
Um eine bessere Einordnung vornehmen zu können wird der Aufbau der 
Gemeindeverwaltung im Folgenden kurz skizziert: 
Die ca. 10.100 Einwohner große Gemeinde liegt nordöstlich von Waiblin-
gen im Rems-Murr-Kreis. Sie besteht aus den Ortschaften Kleinheppach 
und Korb. 
Wie man aus dem Organigramm26 entnehmen kann, ist die Gemeinde-
verwaltung in vier Ämter aufgeteilt: dem Haupt- und Personalamt, der Fi-
nanzverwaltung, dem Ordnungsamt und dem Bauamt. Beschäftigt sind in 
der Gemeinde Korb ca. 125 Menschen, viele davon in Teilzeitverhältnis-
sen. 
In der Kernverwaltung, die in vorliegender Arbeit genauer untersucht wer-
den soll, sind derzeit 32 Personen tätig. Nimmt man deren Fehltage ge-
nauer ins Visier, fällt sofort auf, dass hier nicht der Hauptgrund für die Ein-
führungsüberlegungen eines BGM liegen kann. Viel wichtiger erscheint in 
Korb hingegen der immaterielle Gewinn von Gesundheit, der für eine hohe 
Identifikation mit dem Arbeitsplatz und eine hohe Arbeitsmotivation der 
Beschäftigten sorgt.27 Hinzu kommt der präventive Gesundheitsgedanke. 
Man möchte nicht erst warten, bis beispielsweise chronische Erkrankun-
gen oder psychosoziale Störungen vorliegen, sondern rechtzeitig auf 
eventuelle Gefährdungspotenziale eingehen.28 
 
3.2 Vergleich mit Nachbarkommunen 
Um herauszufinden, inwieweit die Korber Nachbarkommunen, die ähnli-
che Gemeindegrößen aufweisen, sich in Sachen BGM engagieren, wurde 
über den Verteiler des Hauptamtsleiters eine E-Mail29 verschickt. Fünf der 
zehn angeschriebenen Hauptamtsleiter antworteten daraufhin. 
Zusammenfassend kann man sagen, dass keine der Kommunen ein eige-
nes Budget dafür vorgesehen hat, es werden höchstens vereinzelte Zu-
                                            
26
 Vgl. Anlage 1, Organigramm der Gemeinde Korb, S. 56. 
27
 Vgl. Bamberg, 1998, S. 25; Badura/Ritter/Scherf, 1999, S. 34. 
28
 Vgl. Brandenburg/Nieder/Susen, 2000, S. 11. 
29
 Vgl. Anlage 2, Anschreiben an die Nachbarkommunen, S. 57. 
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schüsse zu Gesundheitskursen gewährt. Auch Angebote gibt es nur ver-
einzelt, wie z.B. eine Betriebssportgruppe oder eine Rückenschule, die 
von einer Krankenkasse durchgeführt wurde. Zwei der Kommunen planen 
für das kommende Jahr 2012, sich mit dem Thema näher auseinander zu 
setzen.  
 
3.3 Rechtliche Grundlagen 
Wie bereits in Kapitel 2.2 dieser Arbeit festgehalten, sind sowohl der Ar-
beitsschutz als auch die BGF integraler Bestandteil des BGM. Durch das 
staatliche Arbeitsschutzrecht30 sind dem Arbeitgeber Mindestanforderun-
gen in Sachen Gesundheit auferlegt worden. Eines der zentralen Gesetze 
im Arbeitsschutz und eine wichtige Leitlinie für die BGF werden nachfol-
gend näher erörtert.  
Allerdings sorgt nicht nur der Staat für einen gesünderen Arbeitsplatz, 
auch Unfallversicherungsträger und Krankenversicherungsträger unter-
stützen das BGM. Auf diese wird in Kapitel 5 dieser Arbeit näher einge-
gangen. 
 
3.3.1 Das Arbeitsschutzgesetz 
Das 1996 in Kraft getretene Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) konkretisiert 
die EU-Richtlinie zum Arbeits- und Gesundheitsschutz, indem sie diese in 
nationales Recht umsetzt. Bei der Überwachung der Betriebe sollen die 
zuständigen Landesbehörden mit den Unfallversicherungsträgern gemäß 
§21 ArbSchG und §20 SGB II eng zusammenarbeiten.31 
Ziel des ArbSchG ist die Verhinderung YRQ$UEHLWVXQIlOOHQGLHÄ9HUKWXQJ
DUEHLWVEHGLQJWHU*HVXQGKHLWVJHIDKUHQ³VRZLHGLHÄPHQVFKHQJHUHFKWH*e-
VWDOWXQJGHU$UEHLW³32 Nach §3 ArbSchG muss der Arbeitgeber dafür sor-
gen, dass die erforderlichen Maßnahmen für den Arbeitsschutz getroffen 
werden und auf ihre Wirksamkeit hin überprüft werden. Des Weiteren 
                                            
30
 Umfasst u.a. ArbSchG, ASiG, BildscharV. Vgl. Blume, 2010, S. 111. 
31
 Vgl. Uhle/Treier, 2011, S. 53. 
32
 §§1,2 ArbSchG. 
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muss er eine kontinuierliche Anpassung der verschiedenen Maßnahmen 
an die gegebenen Umstände gewährleisten. Psychische Belastungen und 
Stress, die auch erhebliche Gesundheitsgefahren darstellen, werden je-
doch im ArbSchG nicht konkret genannt. Dies nutzen viele Arbeitgeber 
dazu, eine Beurteilung der psychosozialen Belastungen abzulehnen. 
Nimmt man den §5 ArbSchG allerdings ernst, dann gehören diese selbst-
verständlich auch zu den arbeitsbedingten Gesundheitsgefährdungen und 
müssen demnach bei der Gefährdungsanalyse berücksichtigt werden.33 In 
nachrangigen Verordnungen, wie z.B. §3 BildscharbV34 werden die psy-
chosozialen Belastungen konkreter aufgegriffen.  
 
3.3.2 Luxemburger Deklaration 
Im Jahr 2007 wurde die 1997 erarbeitete und verabschiedete Luxembur-
ger Deklaration zum letzten Mal aktualisiert. Das Europäische Netzwerk 
für BGF verfolgt mit der Deklaration das Ziel, das Wohlbefinden am Ar-
beitsplatz immer weiter zu verbessern mit Hilfe des Arbeitgebers und des 
Arbeitnehmers. Außerdem wird die kontinuierliche Förderung in ganz Eu-
ropa vorangetrieben. Angestrebt wird von den Mitgliedern des Europäi-
schen Netzwerkes vor allem auch die Vorbereitung auf die neuen Heraus-
forderungen, von denen die moderne Gesellschaft des 21. Jahrhunderts 
geprägt ist. Darunter fallen z.B. die Globalisierung, die Auswirkungen des 
demographischen Wandels oder auch der zunehmende Personalabbau.35 
 
3.4 Prinzipien und Qualitätskriterien des BGM 
Erfolgreiches BGM erfordert die Unterstützung und Akzeptanz aller Be-
schäftigten, vor allem aber auch die der Führungskräfte. 
                                            
33
 Vgl. Uhle/Treier, 2011, S. 51. 
34
 Bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes hat 
der Arbeitgeber bei Bildschirmarbeitsplätzen die Sicherheits- und Gesundheitsbedingun-
gen insbesondere hinsichtlich einer möglichen Gefährdung des Sehvermögens sowie 
körperlicher Probleme und psychischer Belastungen zu ermitteln und zu beurteilen. 
35
 Vgl. Anlage 3, Luxemburger Deklaration, S. 60. 
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Der Arbeitsplatz sowie das Arbeitsumfeld können sich positiv oder negativ 
auf die Gesundheit auswirken. Sind beispielsweise Mitarbeiter einer Ver-
waltung nicht ausreichend qualifiziert oder stimmt das kollegiale Verhältnis 
nicht, kann Arbeit Krankheit verursachen. Im Gegensatz dazu kann aber 
auch die berufliche und persönliche Entwicklung gefördert werden. Um 
diesen Punkt bestmöglich zu erreichen, erscheint es empfehlenswert, die 
+DQGOXQJVJUXQGVlW]HGLH LQGHU Ä/X[HPEXUJHU'HNODUDWLRQ]XUEe-
WULHEOLFKHQ *HVXQGKHLWVI|UGHUXQJ LQ GHU (XURSlLVFKHQ 8QLRQ³ IHVWJe-
schrieben wurden, zu beachten, um so die Ziele des BGM so effektiv und 
nachhaltig wie möglich verwirklichen zu können. Die Handlungsgrundsät-
ze des Europäischen Netzwerks für BGF (Ganzheitlichkeit, Partizipation, 
Integration, Projektmanagement)36 wurden um einen wesentlichen Punkt 
ergänzt. Gender Mainstreaming37 steht für eine geschlechtsspezifisch dif-
ferenzierte Sichtweise, die es zu beachten gilt.  
 
3.4.1 Ganzheitlichkeit 
Ganzheitlichkeit bedeutet, dass individuelle Verhaltensweisen sowie die 
Verhältnisse und Rahmenbedingungen der Arbeit betrachtet werden. Sie 
ist damit integraler Bestandteil der Personal- und Organisationsentwick-
lung.38 Wird einer der beiden Aspekte vernachlässigt, dann verschlechtern 
sich die Erfolgsaussichten des BGM.39 Demnach ist eine übergreifende 
Strategie erforderlich, unter der alle Maßnahmen zusammengefasst wer-
den. Nachfolgende Grafik verdeutlicht dies. 
  
                                            
36
 Vgl. Anlage 3, Luxemburger Deklaration, S. 61. 
37
 Gender Mainstreaming wurde auf der 3. Weltfrauenkonferenz der Vereinten Natio-
nen in Nairobi als politische Strategie vorgestellt und zehn Jahre später auf der 4. Welt-
frauenkonferenz in Peking propagiert. Vgl. http://www.gender-
mainstreaming.net/gm/Hintergrund/herkunft.html [11.08.2011]. 
38
 Vgl. Ratgeber Niedersachsen, 2002, S. 9. 
39
 Vgl. InForm-Leitfaden, 2009, S. 15. 
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Abbildung 2: Das Zusammenspiel von Organisation, Gesundheit und Arbeit 
 
Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Badura, 2001, S. 22f. 
 
Um Ganzheitlichkeit im BGM zu erreichen, muss auf verschiedenen Hand-
lungsebenen agiert werden. Wichtig ist dabei der Abbau von belastenden 
Arbeitsbedingungen und Stressfaktoren. Es sollten gesundheitsförderliche 
Arbeitsbedingungen geschaffen werden, die Handlungsspielräume für die 
Beschäftigten schaffen sowie unterstützende Kommunikationsformen. Da-
zu zählt u.a. auch das Erlernen von gesundheitsförderlichem Verhalten, 
wie beispielsweise durch eine Rückenschule. Ein weiterer wesentlicher 
Aspekt ist die Entwicklung individueller Gesundheitspotenziale durch ge-
 14 
 
zielte Weiterbildungsmöglichkeiten oder durch Kursangebote, die der bes-
seren Bewältigung von Belastungen dienen.40 
 
3.4.2 Partizipation 
Transparenz ist ein wichtiger Aspekt. Über Ziele und Vorgehensweisen im 
BGM muss ausführlich und kontinuierlich informiert werden, um so die ge-
samte Belegschaft zur Unterstützung von BGM motivieren zu können, 
denn Mitarbeiter, Führungskräfte, Verwaltungsspitze und die Personalver-
tretung sind unerlässlich für den Erfolg.41  
Die aktive Beteiligung der Mitarbeiter sorgt zum einen für praxisnahe Lö-
sungswege, da die Mitarbeiter als Experten des eigenen Arbeitsumfeldes 
fungieren. Zum anderen erhöht sich durch die intensive Beteiligung auch 
die Akzeptanz. Das Führungsverhalten der Vorgesetzten nimmt maßgeb-
lich Einfluss auf das Betriebsklima und die Motivation der Beschäftigten 
und ist aus diesem Grund in besonderem Maße zu berücksichtigen. Die 
Dienststellenleitungen und die Personalvertretung agieren als Entschei-
dungsträger und aktive Gestalter im BGM.42 
 
3.4.3 Integration 
Mit der Integration wird im BGM das Ziel verfolgt, das Gesundheitsthema 
in alle Überlegungen des Managements mit einzubeziehen. Die Gesund-
heit der Beschäftigten wird als Quelle der beruflichen Leistungsfähigkeit 
und als relevanter wirtschaftlicher Faktor gesehen. Für die Umsetzung 
eignet sich beispielsweise die Verankerung im Leitbild der Verwaltung. 
Fehlzeitenberichte, Mitarbeitergespräche, berufliche Rehabilitation usw. 
dienen der Ermittlung und Bewertung der Gesundheit und Leistungsfähig-
keit der Beschäftigten. Dadurch werden sie zu wichtigen Voraussetzungen 
für die Realisierung wirtschaftlicher Ziele. Die erfolgreiche Integration 
misst man daran, ob Ergebnisse, die durch das BGM erzielt wurden, in 
                                            
40
 Vgl. Leitfaden-Niedersachsen, 2002, S. 7. 
41
 Vgl. Anlage 3, Luxemburger Deklaration, S. 59. 
42
 Vgl. Qualitätskriterien BKK, S. 5. 
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das tägliche Verwaltungshandeln mit eingebunden werden und darauf 
aufbauend als Ausgangsbasis für weitere Aktivitäten genutzt werden. Ein 
kontinuierlicher Verbesserungsprozess wird angestrebt.43 

3.4.4 Projektmanagement 
Alle Maßnahmen und Programme müssen systematisch durchgeführt 
werden und als Lernprozess verstanden werden.44 Dieser umfasst eine 
Bedarfsanalyse, die Planung und Ausführung von geeigneten Maßnah-
men sowie die stetige Kontrolle und Bewertung der Ergebnisse.45  
 
3.4.5 Gender Mainstreaming 
Im Artikel 3 AbsDW]**KHLWHVÄ0lQQHUXQG)UDXHQVLQGJOHLFKEHUHFh-
tigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechti-
gung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender 
1DFKWHLOHKLQ³0LWGHP*HQGHU0DLQVWUHDPLQJZLUGGLH6WUDWegie bezeich-
net, die für die Durchsetzung des Gleichheitsgrundsatzes notwendig ist. 
Für die BGF heißt das, dass spezifische Belastungen von Frauen und 
Männern identifiziert und abgebaut werden müssen. Außerdem sollen die-
jenigen Prozesse gefördert werden, die darauf abzielen, geschlechtsspezi-
fische Arbeitsteilung aufzuheben. Dadurch soll u.a. eine bessere Verein-
barkeit von Familie und Beruf für Frauen und Männer geschaffen werden. 
Vor allem Männer sollen zunehmend darin unterstützt werden, ihre Er-
werbsarbeit zeitweise zu unterbrechen bzw. zu reduzieren zugunsten der 
Familie. Sowohl Frauen als auch Männer sollen Zugang zu allen Tätig-
keitsbereichen erhalten sowie gleiche Karrierechancen bekommen.46 
  
                                            
43
 Vgl. Oppolzer, 2010, S. 23ff. 
44
 Vgl. Qualitätskriterien BKK, S. 9. 
45
 Vgl. Kapitel 6.1.3. 
46





Ziel der Mitarbeiterbefragung war es, herauszufinden, welche Vorstellun-
gen die Mitarbeiter von Gesundheit, insbesondere von betrieblicher Ge-
sundheitsförderung, haben. Zudem sollten die Meinungen und Ideen der 
Mitarbeiter bezüglich der Einführung eines betrieblichen Gesundheitsma-
nagements erfasst werden, um diese dann eventuell auch in das Konzept 
mit einfließen zu lassen. Die Befragung dient in diesem Fall als Erhe-
bungsinstrument, das die frühzeitige Beteiligung der Mitarbeiter ermögli-
chen soll. Zudem fördert es die Akzeptanz von Interventionen im BGM und 
erhöht die Aufmerksamkeit gegenüber gesundheitspolitischen Maßnah-
men. Im Folgenden soll das methodische Vorgehen, die Konzeption des 
Fragebogens und die Auswertungskriterien näher erläutert werden. Ab-
schließend sollen die gewonnen Ergebnisse vorgestellt werden. 
 
4.1 Methodisches Vorgehen 
Die Planungsarbeit, Vorbereitung, Durchführung und Auswertung der Be-
fragung erstreckte sich von Mitte Juni bis Mitte August. 
Um die Mitarbeiter möglichst leicht zu erreichen, wurde auf einen internet-
gestützten Web-Survey47 zurückgegriffen. Dafür wurde den Mitarbeitern 
ein Link und ein entsprechender Identifizierungscode per E-Mail gesendet. 
Damit konnte das Befragungsformular direkt auf dem Web Server ausge-
füllt werden. Es handelt sich dabei um eine modifizierte Form der schriftli-
chen Befragung. Als Datenerhebungsinstrument diente ein standardisier-
ter Fragebogen, da es sich hierbei um die effektivste und ökonomisch vor-
teilhafteste Methode zur Datenerhebung handelt.48 Neben der Wahl des 
Erhebungsinstruments ist auch die Definition der Grundgesamtheit eine 
wichtige Grundlage für eine empirische Untersuchung. Diese ergibt sich 
aus der Personengruppe, über die man Informationen sammeln und Aus-
                                            
47
 Der Fragebogen kann direkt als Programm auf dem Web Server ausgeführt werden. 
Vgl. Schnell/Hill/Esser, 2008, S. 382. 
48
 Vgl. Kromrey, 2009, S. 237. 
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sagen treffen möchte.49 Vorliegende Umfrage konzentriert sich aus-
schließlich auf die Mitarbeiter der Kernverwaltung der Gemeinde Korb mit 
derzeit 32 Beschäftigten.50 
Da diese Anzahl gering ist, konnte eine Vollerhebung durchgeführt wer-
den. 
In einem Vorgespräch mit dem Hauptamtsleiter der Gemeinde Korb wur-
den zunächst die zu untersuchenden Themenfelder abgestimmt. 
Der Entwurf des Fragebogens wurde an acht unabhängige Personen in 
Form eines Pretests herausgegeben, um so eventuelle Schwachstellen 
von vornherein zu umgehen. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse und 
Ideen wurden in den Fragebogen eingearbeitet. Nach Absprache mit dem 
Personalrat51 und der Verwaltungsspitze wurde der Link zum Fragebogen 
am 21. Juli 2011 über das Befragungstool der Hochschule für öffentliche 
9HUZDOWXQJXQG)LQDQ]HQ/XGZLJVEXUJÄ(YD6\V³DQGLH0LWDUEHLWHUper E-
Mail verschickt. Um einen möglichst hohen Rücklauf zu erhalten, wurde 
am 08. August 2011 eine Erinnerung per E-Mail52 versandt. 
 
4.2 Konzeption Fragebogen 
Bei der Konzeption des Fragebogens wurde darauf geachtet, dass dieser 
verständlich formuliert und einfach in der Handhabung ist. Er sollte nicht 
zu umfangreich sein, um dadurch überschaubar zu bleiben. In dem Be-
gleittext53, der den Teilnehmern per E-Mail zugegangen ist, wurde auf die 
Anonymität der Datenerhebung hingewiesen, ebenso wurde festgestellt, 
dass es sich um eine freiwillige Teilnahme handelt. Zu dem von mir formu-
lierten Begleittext kam außerdem ein kurzes Statement des Hauptamtslei-
ters der Gemeinde Korb, im dem er zu einer regen Teilnahme aufrief. Um 
                                            
49
 Vgl. Wosnitza/Jäger/Reinhold, 2006, S. 29. 
50
 Die anderen Bereiche der Gemeindeverwaltung wurden hierbei bewusst nicht berück-
sichtigt, da durch die unterschiedliche Arbeit keine Vergleichbarkeit gegeben wäre. Sollte 
es zu der Implementierung des BGM bei der Gemeinde Korb kommen, müssen selbst-
verständliche auch alle weiteren Bereiche miteinbezogen werden. 
51
 Vgl. Anlage 4, Schreiben Personalrat, S. 63. 
52
 Vgl. Anlage 5, Erinnerungsmail, S. 64. 
53
 Vgl. Anlage 6, E-Mail Begleittext, S. 65f. 
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den Rücklauf weiter zu steigern, wurde die Motivation der Befragten durch 
verschiedene Fragetechniken erhöht. 
Für die Erstellung des Fragebogens mussten zunächst die gebildeten Hy-
pothesen in Fragen umgewandelt werden, d.h. sie wurden mittels Frage-
bogen54 messbar gemacht.55 Es ergaben sich 18 Fragen, die sich im We-
sentlichen aus geschlossenen Fragen zusammensetzen, also Fragen mit 
einer begrenzten Anzahl von Antwortalternativen,56 unter anderem aus 
ÄVLQJOH FKRLFH³57 ÄPXOWLSOH FKRLFH³58 oder aber Ratingfragen bzw. Likert-
Skala Fragen59. Bei zwei der multiple choice Fragen handelte es sich um 
sog. Hybridfragen60, also um einen halboffenen Fragetyp. Außerdem wur-
de am Ende der Befragung eine offene Frage gestellt. Einmal wurde von 
den Mitarbeitern verlangt, eine Aussage über die Häufigkeit von verschie-
denen Tätigkeiten abzugeben; hierfür wurde eine fünfstellige Skalierung 
gewählt, um so den Befragten die Möglichkeit zu lassen, sich auch für die 
mittlere Option zu entscheiden. In Frage 3 hingegen sollten qualitative 
Einschätzungen getroffen werden. Aus diesem Grund wurde eine vierstu-
fige Skalierung gewählt, um dadurch eine Entscheidung der Untersu-
chungsteilnehmer herbeizuführen. 
Um die Ziele der Mitarbeiterbefragung zu erreichen, wurde der Fragebo-
gen in verschiedene Themenbereiche untergliedert:  
 
1. Gesundheitszustand und Gesundheitsverhalten 
2. Belastungen 
3. Maßnahmen der BGF 
4. Persönliche Angaben 
 
                                            
54
 Vgl. Anlage 7, Fragebogen, S. 67ff. 
55
 Vgl. Kromrey, 2009, S. 347; Schnell/Hill/Esser, 2008, S. 11. 
56
 Vgl. Porst, 2009, S. 51. 
57
 Es kann nur eine Antwortalternative ausgewählt werden. Vgl. Porst, 2009, S. 51. 
58
 Mehrere Antwortvorgaben können ausgewählt werden. Vgl. Porst, 2009, S. 51. 
59
 Das Ausmaß der Zustimmung oder der Ablehnung zu vorgegebenen Statements wird 
anhand einer wertmäßig abgestuften Skala erfasst. Vgl. Schnell/Hill/Esser, 2008, S. 187; 
Kirchhoff, 2010, S. 21f. 
60
 Eine Kombination aus offener und geschlossener Frage. Es gibt die Möglichkeit bei 
Bedarf zusätzlich eine andere Antwort anzuführen. Vgl. Schnell/Hill/Esser, 2008, S. 333. 
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Zu Beginn sollte durch eine Selbsteinschätzung des eigenen Gesund-
heitszustandes langsam auf die Thematik hingeführt werden (Frage 1). 
Dabei wurde darauf geachtet, dass die Einstiegsfrage einfach formuliert 
und eng am Thema der Gesamtuntersuchung orientiert ist, um so die Er-
wartungshaltung der Teilnehmer nicht zu enttäuschen.61 Die Fragen des 
ersten Themenbereichs dienten der Ermittlung der Gesundheitslage und 
zeigten, wie sich die Befragten in Sachen Gesundheit verhalten. (Frage 1 
bis Frage 4). Frage 4 diente zusätzlich als Überleitung in den nächsten 
Themenbereich. In diesem ging es um die unterschiedlichen Belastungs-
formen. Daraus sollten Erkenntnisse über die Priorisierung von Gesund-
heitsgefahren gewonnen werden (Frage 5 bis Frage 7). Im folgenden Ab-
schnitt sollte durch einen Wechsel der Fragetechnik (Filterfragen) die Mo-
tivation der Befragten weiter erhöht werden. Des Weiteren sollte den Mit-
arbeitern hier erstmals die Möglichkeit gegeben werden, sich aktiv in die 
Gestaltung des BGM einzubringen. Das Interesse für bestimmte gesund-
heitsförderliche Verfahren bestimmt die Gewichtung der einzelnen Maß-
nahmen, da es Rückschlüsse auf die voraussichtliche Auslastung ermög-
licht (Frage 8 bis Frage 13). Der Themenbereich schloss mit einer offe-
nen Frage (Frage 14) ab. 
Die Abfrage der soziodemographischen Daten erfolgte ganz am Ende, da 
hier die Bereitschaft am größten ist, persönliche Angaben zu machen. Au-
ßerdem kann damit eventuell auftretenden Ermüdungserscheinungen am 
effektivsten entgegengewirkt werden, weil es sich um einfach zu beant-
wortende Fragen handelt. Wichtig sind diese Daten, um Unterschiede und 





                                            
61
 Vgl. Kromrey, 2009, S. 358; Schnell/Hill/Esser, 2008, S. 361. 
62
 Vgl. Kromrey, 2009, S. 358; Schnell/Hill/Esser, 2008, S. 327ff. 
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4.3 Auswertung der Fragebögen 
Die Auswertung der Daten erfolgte mit Hilfe des EvaSys Programms der 
Hochschule, Microsoft Excel 2010, Microsoft Word 2010 und dem Statis-
tikprogramm SPSS.  
Für die Analyse wurden die gängigsten Methoden der deskriptiven Statis-
tik und Tests zur Untersuchung der Signifikanz herangezogen. Unter an-
derem wurden als analytische Verfahren Häufigkeiten und Lageparameter, 
sowie Kreuztabellen und Chi-Quadrat Tests63 verwendet. 
Die wichtigsten Lageparameter sind Modus, Median und Mittelwert. Dabei 
gibt der Modus - auch bekannt unter der Bezeichnung Modalwert - den am 
häufigsten vorkommenden Wert innerhalb einer Verteilung an. Der Median 
teilt die Messwerte hingegen in zwei Hälften, sodass die eine Hälfte unter-
halb und die andere Hälfte über dem Median liegt. Der Mittelwert kenn-
zeichnet den Durchschnitt der Grundgesamtheit.64 
 
Mit der Auswertungsfunktion des EvaSys Programms wurde zunächst je-
der Fragebogen mit einer Nummer versehen und die darin enthaltenen 
Fragen in Variablen decodiert.65 Den Antwortalternativen wurde jeweils 




weiblich = 1, männlich = 2 
 
Die halboffenen und die offenen Fragen wurden separat ausgewertet. 
Mehrfach aufgetretene Antworten oder Antworten, die von besonderer 
Bedeutung erschienen, wurden zusammengefasst. 
 
Bei Nichtbeantwortung einer Frage wurde die Ziffer 0 vergeben. 
                                            
63
 Mit dem Chi-Quadrat Test können ermittelte Zusammenhänge aus Kreuztabellen auf 
einen größeren Personenkreis übertragen werden, sofern eine Signifikanz besteht. Vgl. 
Brosius, 2008, S. 215f. 
64
 Vgl. Wosnitza/Jäger, 2006, S. 115. 
65
 Vgl. Wosnitza/Jäger, 2006, S. 101. 
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4.4 Ergebnisse der Mitarbeiterbefragung 
In diesem Teil der Arbeit sollen die Meinungen und Ideen der Mitarbeiter 
herausgefiltert und dargestellt werden, außerdem sollen bestehende Be-
lastungen aufgezeigt und priorisiert werden. Dafür werden nicht alle Fra-
gen im Einzelnen erörtert. Die vollständige Auswertung des Fragebogens 
kann ab Seite 71 nachvollzogen werden. Eventuelle Abweichungen sind 
auf Rundungsdifferenzen zurückzuführen. 
 
Allgemeine Daten 
Bei der durchgeführten Vollerhebung erhielten alle der 32 Mitarbeiter ei-
nen Fragebogen. Davon nahmen 25 Personen an der Befragung teil. Die 
Rücklaufquote beläuft sich also auf 76%. 
 
Abbildung 3: Grundgesamtheit und Rücklauf im Vergleich 
 
Quelle: eigene Darstellung zur Mitarbeiterbefragung. 
 















Abbildung 4: Geschlechterverteilung 
 
Quelle: eigene Darstellung zur Mitarbeiterbefragung. 
Der hohe weibliche Anteil ist dabei nicht verwunderlich, da die Geschlech-
terverteilung der Grundgesamtheit dies exakt widerspiegelt mit einem An-
teil von 28% männlichen und 72% weiblichen Mitarbeiter/innen.  
Mitbestandteil bei der Erhebung der soziodemographischen Daten war 
außerdem die Altersgruppe. Wie aus dem nachfolgenden Schaubild er-
sichtlich wird, stellt die mittlere Altersgruppe der 36-50jährigen mit 52% 
den größten Anteil dar. Bei den unter 36jährigen und den über 50jährigen 
gibt es jeweils 6 Personen, sprich je 24%, die an der Befragung teilge-
nommen haben. 
 
Abbildung 5: Altersverteilung 
 















Wichtig für die weitere Auswertung waren zudem die Abfrage der Status-
zugehörigkeit und die Auskunft über den Umfang des Arbeitsverhältnis-
ses. Unter den 25 Teilnehmern waren 8 Beamte und 17 Beschäftigte. Es 
haben sich 12 Vollzeit- und 13 Teilzeitmitarbeiter an der Umfrage beteiligt. 
 
Haltung zum Thema Gesundheit 
Neben der erörterten Beteiligungsstruktur lieferten die ersten vier Fragen 
Erkenntnisse über die allgemeine Haltung der Teilnehmer zur Gesundheit. 
Mit der ersten Frage sollte ermittelt werden, wie die Mitarbeiter ihren eige-
nen Gesundheitszustand einschätzen. Dabei konnten die Befragten aus 
fünf Antwortalternativen die zutreffende auswählen. 
 
Abbildung 6: Allgemeiner Gesundheitszustand 
 
Quelle: eigene Darstellung zur Mitarbeiterbefragung. 
 
Aus der Darstellung lässt sich klar erkennen, dass die Teilnehmer ihren 
*HVXQGKHLWV]XVWDQGWHQGHQ]LHOODOVÄJXW³EHZHUWHQ'LHVHV(UJHEQLVZLUG
zudem durch den Mittelwert (2,54) verstärkt. Auch der Modus und der Me-



















Frage 2 zielte auf die bestehende Eigeninitiative im Bereich der körperli-
chen Betätigung ab. Von den Befragten war hier anzugeben, wie oft sie 
sich sportlich betätigen. 
 
Abbildung 7: Häufigkeit der sportlichen Betätigung 
 
Quelle: eigene Darstellung zur Mitarbeiterbefragung. 
 
Median und Modus betragen hier 2,0 und auch der Mittelwert beläuft sich 
auf 1,9,  was bedeutet, dass die sportliche Betätigung der Befragten mit 
regelmäßig 1 bis 2 Stunden in der Woche als sehr positiv anzusehen ist. 
 
Mit einer vierstufigen Skala sollten die Mitarbeiter bei Frage 3 verschiede-
ne Statements bewerten. Erwähnenswert erscheint hierbei die Tatsache, 
dass die große Mehrheit der Teilnehmer das Thema Gesundheit als wich-
tig erachtet und sich auch für gesundheitsfördernde Maßnahmen zu inte-
ressieren scheint. Allerdings geht der Gesundheitsgedanke bei den Meis-
ten nicht so weit, die Anforderungen der Arbeit dafür zu vernachlässigen. 
Schließen lässt sich dies aus den 64%, die sich nicht die notwendige Zeit 
nehmen, sich auszukurieren.66  
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Mit Hilfe einer fünfstufigen Häufigkeitsskalierung (nie ± selten ± manchmal 
± oft ± immer) sollten von den Befragten wiederum zu vorgegebenen 
Statements Aussagen getroffen werden. Da zu einem ganzheitlichen BGM 
auch das Suchtverhalten gehört, sollten zwei der Thesen Aufschluss über 
den Zigaretten- und Alkoholkonsum der Mitarbeiter geben. 72% der Be-
fragten haben dabei angegeben, nie zu rauchen, was auch die Lagepara-
meter bekräftigen. Beim Alkoholkonsum liegt der Mittelwert bei 2,6 also 
zwischen selten und manchmal. 67 
 
Belastungen 
Bei den multiple choice Fragen zu den Belastungen werden zunächst die 
geschlossenen Fragenteile betrachtet und anschließend die offenen.  
Frage 5 richtet sich an die persönlichen Belastungen der Mitarbeiter. Der 
$XVVFKODJ EHL Ä=HLWGUXFN³ LVW GDEHL DP JUDYLHUHQGVWHQ XQG ZLUG GHVKDOE
näher betrachtet. 64% der Befragungsteilnehmer gaben an, unter Zeit-
druck bei der Arbeit zu leiden. Beträchtlich dabei ist, dass vor allem die 
Gruppe der unter 36jährigen davon betroffen ist. Ansonsten ist die Vertei-
lung eher unauffällig. Unter ständiger Konzentration (zweithöchster Aus-
VFKODJOHLGHQKLQJHJHQÄQXU³GHU0LWDUEHLWHU 
 
                                            
67
 Vgl. Anlage 8, Auswertung der Fragebögen, S. 81. 
 26 
 
Abbildung 8: Persönliche Belastungen 
 
Quelle: eigene Darstellung zur Mitarbeiterbefragung. 
 
Die Möglichkeit, weitere Belastungen anzugeben, haben hier acht Perso-
nen in Anspruch genommen. Am häufigsten wird dabei die Personalfüh-
rung kritisiert, die sich auf die Arbeit auswirkt, außerdem wird mengenmä-
ßige Überforderung durch zu wenig Personal als Strapaze empfunden.68 
Bei den Belastungen des Arbeitsplatzes wurden überwiegend die Bild-
schirmarbeit und der Mangel an Bewegung genannt. Beides sind typische 
Belastungsfelder im administrativen Bereich der Verwaltung. Auffallend ist 
außerdem, dass nur von einer Person der Arbeitsplatz als nicht ergono-
misch ausgerichtet angesehen wird. Der offene Frageteil wurde nur von 
einer Person genutzt.69 
Bei der Frage zu den bereits aufgetretenen Symptomen sind Verspannun-
gen gefolgt von Rückenschmerzen die am häufigsten genannten. 
                                            
68
 Vgl. Anlage 8, Auswertung der Fragebögen, S. 82. 
69
 Vgl. Anlage 8, Auswertung der Fragebögen, S. 88. 
















Abbildung 9: Aufgetretene Symptome 
 
Quelle: eigene Darstellung zur Mitarbeiterbefragung. 
 
Maßnahmen zur BGF70 
Dieser Teil des Fragebogens diente dazu, herauszufinden, welche der 
vorgeschlagenen Angebote bei den Mitarbeitern den höchsten Zuspruch 
finden werden. Insgesamt wurden sechs verschiedene Maßnahmen vor-
gestellt, wobei das Interesse jeweils zu bejahen bzw. zu verneinen war. 
Für diesen gesamten Teil wurden durchgehend Filterfragen eingesetzt, da 
es nur sinnvoll erschien, mit den Unterfragen fortzufahren, wenn der Maß-
nahme an sich zugestimmt wurde.  
Bei vier der sechs Fragen war es zudem das Ziel, zu ermitteln, ob man 
auch bereit wäre, das Angebot in der Freizeit wahrzunehmen. Dies wurde 
bei allen vier Maßnahmen zum Großteil (94%-100%) bejaht. Wenn die 
Teilnehmer auch diese Frage bejaht hatten war weiterhin zu beantworten, 
ob es auch die Bereitschaft zu Beteiligung an den Kosten gibt. Auch dabei 
konnte ein sehr hoher Anteil von Ja-Stimmen verzeichnet werden (88%-
93%). 
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Folgende Grafik zeigt die vier beliebtesten Angebote anhand der Anzahl 
der Ja-Stimmen auf. Es haben sich immer alle 25 Teilnehmer an der Be-
antwortung der Frage beteiligt. 
 
Abbildung 10: Beliebteste Angebote  
 
Quelle: eigene Darstellung zur Mitarbeiterbefragung. 
 
Das Angebot eines mobilen Masseurs71 fand den breitesten Zuspruch mit 
72% der Stimmen - unabhängig vom Beschäftigungsumfang, der Status-
gruppe, dem Geschlecht oder dem Alter. Die Mitarbeiter sind sich einig 
darüber, dass ein Vorstoß in diese Richtung auf großes Interesse treffen 
wird. 
Auch ein Stressbewältigungskurs72 ist laut Auswertung der Stimmen Erfolg 
versprechend. Am meisten Anklang findet eine derartige Maßnahme bei 
den Teilzeitbeschäftigten und den Teilnehmern, die der mittleren Alterska-
tegorie angehören.73 Vermuten lässt sich zudem, dass gerade bei einer 
Teilzeitbeschäftigung erhöhter Zeitdruck als Stressauslöser dazu kommt, 
da nur ein bestimmtes Stundenkontingent für die Bewältigung der anfal-
lenden Aufgaben vorhanden ist. 
                                            
71
 Vgl. Kapitel 6.2.1. 
72
 Vgl. Kapitel 6.2.2. 
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Interesse an einem Bewegungskurs74 haben 60% der Teilnehmer, unter 
denen sich vor allem die Beamten und die Gruppe der unter 36jährigen 
deutlich hervorheben. 
Beim Thema Ernährungsberatung sind die Meinungen der Mitarbeiter ge-
teilt. Da es sich um eine sehr individuelle Maßnahme handelt, könnte die-
se bei der Einführung des BGM dennoch in Betracht gezogen werden, 
z.B. in Kooperation mit einer Krankenkasse. 
 
Bei der Frage, ob ein Lieferservice für gemeinsames gesundes Essen er-
wünscht wird, schloss sich nur die Frage der Kostenbeteiligung an, da die 
Teilnahme in der Freizeit (Mittagspause) in diesem Fall vorausgesetzt 
wurde. Die vorgeschlagene Maßnahme fand mit nur 36% der Ja-Stimmen 
einen sehr niedrigen Zuspruch bei den Teilnehmern im Vergleich zu den 
anderen Maßnahmen. Auffallend hierbei ist, dass 77% der Teilzeitbe-
schäftigten diese Maßnahme ablehnen. Es ist anzunehmen, dass Teilzeit-
beschäftigte weniger Interesse daran haben, da sie oft nur halbtags arbei-
ten und zum Mittagessen bereits nach Hause gehen. Im weiteren Verlauf 
wird dieses Angebot nicht weiter vertieft, es bleibt allerdings festzuhalten, 
dass bei den Vollzeitbeschäftigten zu 50% Interesse bestehen würde. 
 
Mit der abschließenden Frage in diesem Abschnitt sollte die Sinnhaftigkeit 
einer Computersoftware geprüft werden, die die Mitarbeiter daran erinnert, 
sich zu bewegen und ausreichend zu trinken. Auf die zwei Unterfragen 
wurde in diesem Fall verzichtet, da sie nicht relevant erschienen. Bei den 
Teilnehmern fand dieses Angebot den niedrigsten Zuspruch. Auffallend ist 
hier die Geschlechterverteilung. Demnach lehnen 78% der Frauen eine 
derartige Software ab, wohingegen nur nur 43% der Männer abgeneigt 
sind. Im weiteren Verlauf wird auf dieses Angebot nicht weiter eingegan-
gen. Um dennoch einen Einblick in eine derartige Computersoftware zu 
erhalten wird auf das Onlineportal: http://www.fitatwork.com/ verwiesen.75 
 
                                            
74
 Vgl. Kapitel 6.2.3. 
75
 Vgl. Anlage 9, Angebot fit@work für die Gemeinde Korb, S. 102ff. 
 30 
 
Bei der letzten themenbezogenen Frage war von den Teilnehmern in 
Form einer offenen Frage anzugeben, was ihnen persönlich am wichtigs-
ten bei der Einführung des BGM wäre. Alle 25 Personen haben sich daran 
beteiligt, zwei der Personen haben allerdings eine nicht auswertbare An-
gabe gemacht. Am häufigsten wurde geäußert, dass man das BGM auch 
wirklich umsetzen soll dicht gefolgt von dem Wunsch nach entsprechen-
den Bewegungsangeboten. Auch wurde die Bitte um finanzielle Beteili-
gung durch den Arbeitgeber sowie nach Angeboten im Ernährungsbereich 
geäußert.76 
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Dass die Implementierung des BGM nicht umsonst ist, erscheint selbst-
verständlich. Wie hoch allerdings der personelle und finanzielle Ressour-
cenbedarf sein wird, ist u.a. abhängig von der Größe der Kommune und 
deren konkreten Zielen.77 Ratsam ist in jedem Fall auch, den Gemeinderat 
mit einzubeziehen und zu informieren. Möglich ist dies z.B. durch eine 
jährliche Berichterstattung in einer öffentlichen Sitzung. Hierbei können 
dann erreichte Ziele aufgezeigt und neue Handlungsfelder vorgestellt wer-
den. 
 
5.1 Eigene Beteiligung 
Um die Kosten von Anfang an so gering wie möglich zu halten, ohne dass 
dabei deren Wichtigkeit in Frage gestellt wird, empfiehlt es sich zunächst, 
in die Qualität der Führungskräfte zu investieren. Vorgesetzte haben durch 
ihren Führungsstil enorme Auswirkungen auf die Gesundheit der Mitarbei-
ter. Trotzdem sollte es mindestens eine Person geben, die die Koordinati-
on übernimmt. Durch Umschichtung der bestehenden Aufgaben kann für 
diese neue Aufgabe etwas Platz geschaffen werden. Erfahrungen zeigen 
zudem, dass es sich für kleinere Kommunen oft gelohnt hat, externen 
6DFKYHUVWDQG ÄHLQ]XNDXIHQ³ XP GHQ ]XVltzlichen Arbeitsaufwand nicht 
komplett auf das vorhandene Personal zu übertragen.78 
Neben dem personellen Ressourceneinsatz empfiehlt es sich weiterhin, 
ein Budget für das BGM einzurichten. Genutzt werden soll es für den Ana-
lyseaufwand, konkrete Projekte, den zusätzlichen Aufwand in der Perso-
nal- und Organisationsentwicklung, die Öffentlichkeitsarbeit und für das 
Controlling.79 
Bei einigen Maßnahmen ist außerdem die finanzielle Beteiligung der Mit-
arbeiter unabdingbar und - nach den Ergebnissen der Mitarbeiterbefra-
                                            
77
 Vgl. KGSt-Bericht, 1/2005, S. 54. 
78
 Vgl. KGSt-Bericht, 1/2005, S. 55. 
79
 Vgl. KGSt-Bericht, 1/2005, S. 55f. 
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gung zu urteilen - auch vollkommen in Ordnung für die Meisten. Daneben 
sind Kooperationen mit externen Dienstleistern unerlässlich für Korb, um 
das BGM ganzheitlich anpacken zu können. 
 
5.2 Beteiligung externer Dienstleister 
Die Finanzierung der Prävention wird in Deutschland zum überwiegenden 
Teil durch das Sozialrecht geregelt. Grundsätzlich gilt, dass derjenige So-
zialversicherungsträger die Maßnahme finanzieren soll, der das Risiko bei 
Misslingen der Prävention trägt. Dabei gibt es allerdings häufig Über-
schneidungen. Man kann sagen, dass die Präventionsleistungen zum 
Großteil von der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) und der Ge-
setzlichen Unfallversicherung getragen werden80. Im Folgenden werden 
diese näher vorgestellt.  
 
5.2.1 Gesetzliche Krankenkassen 
Die GKV hat per Gesetz einen Präventionsauftrag. Dadurch soll der Ar-
beitgeber bei Maßnahmen der BGF unterstützt werden. Eingeführt wurde 
der Präventionsauftrag bereits 1988 mit der Einführung des  
§ 20 SGB V, dieser wurde allerdings über die Jahre hinweg wieder einge-
schränkt. Mit der Neufassung des § 20 SGB V im Jahr 2000 wurden die 
Finanzierungsmöglichkeiten wieder erweitert.81 Konkret heißt es dazu in 
§20a (1) SGB V:  
 
ÄDie Krankenkassen erbringen Leistungen zur Gesundheitsförderung 
in Betrieben (betriebliche Gesundheitsförderung), um unter Beteili-
gung der Versicherten und der Verantwortlichen für den Betrieb die 
gesundheitliche Situation einschließlich ihrer Risiken und Potenziale 
zu erheben und Vorschläge zur Verbesserung der gesundheitlichen 
                                            
80
 Vgl. Plamper/Stock, 2010, S. 403. 
81
 Vgl. Plamper/Stock, 2010, S. 404. 
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Situation sowie zur Stärkung der gesundheitlichen Ressourcen und 
)lKLJNHLWHQ]XHQWZLFNHOQXQGGHUHQ8PVHW]XQJ]XXQWHUVWW]HQ³ 
 
In jedem Fall sollte Kontakt zu der GKV aufgenommen werden, bei der die 
meisten Mitarbeiter der Verwaltung versichert sind. Dort steht immer ein 
Ansprechpartner für die BGF zur Verfügung.82 Die Krankenkasse kann 
dann u.a. bei der Organisation einer Einstiegsveranstaltung in Form eines 
Gesundheitstages oder bei der Bestandsaufnahme der Arbeitsunfähig-
keitstage behilflich sein. Oft bieten GKV zudem Bonusprogramme an, die 




In den letzten Jahren hat bei den Unfallversicherungsträgern ein Umden-
kungsprozess stattgefunden. Es geht nicht mehr um die reine Kontrolle 
der Arbeitsschutzrichtlinien, sondern auch um Angebote, die über den 
klassischen Ansatz hinausgehen. Von Vorteil ist dabei, dass die Verwal-
tung als Ganzes gesehen wird und nicht wie bei der GKV der einzelne 
Versicherte oder die möglichen Neukunden. Die Unterstützung erfolgt 
durch Beratung oder auch der aktiven Unterstützung beim Aufbau des 
BGM und der konkreten Umsetzung von Maßnahmen. In den meisten Fäl-
len bietet der Unfallversicherungsträger diese Leistungen sogar kostenfrei 
an. Ein Anruf beim zuständigen Ansprechpartner wird sich also mit Si-
cherheit als nützlich erweisen.84 
 
5.2.3 Sonstige Dienstleister 
Für eine Implementierung des Betrieblichen Eingliederungsmanagement 
(BEM) empfiehlt es sich, in Kontakt mit dem zuständigen Rentenversiche-
                                            
82
 Vgl. Anlage 10, Ansprechpartner AOK Versicherung für Korb, S. 108. 
83
 Vgl. Simon/Heger/Reszies, 2011, S. 78f. 
84
 Vgl. Anlage 11, Ansprechpartner UKBW, S. 109. 
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rungsträger zu treten.85 Dies soll aber in  vorliegender Arbeit nicht weiter 
thematisiert werden.  
Zu den bereits vorgestellten Akteuren kommen bei Maßnahmen der Re-
habilitation auch noch die Arbeitslosen- oder Sozialversicherungen, die 
unterstützend zur Seite stehen. 
Des Weiteren kommen Aktionsprogramme auf europäischer Ebene dazu 
oder auch Förderprogramme des deutschen Städte- und Gemeindetags. 
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Der Weg in ein auf Dauer angelegtes BGM führt über eine Konzeption, in 
der gewisse Mindeststandards festgelegt werden. Diese sind bei jeder Or-
ganisation verschieden, da auch die Organisationsstrukturen immer unter-
schiedlich sind. Deshalb ist es wichtig, dass die Gegebenheiten der Ge-
meinde Korb stets beachtet werden und die geplanten Maßnahmen an die 
Organisationsstrukturen angepasst werden. Des Weiteren erheben die im 
Folgenden erörterten Ausführungen keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
Sie sind lediglich als Empfehlungen zu sehen, um den Einstieg zu erleich-
tern und eine gewisse Auswahl an möglichen Maßnahmen aufzuzeigen.  
 
6.1 Prozessschritte der Einführung 
Bevor die ersten Schritte getan werden können, müssen zunächst die 
Hindernisse beseitigt werden. Am häufigsten steht einer Implementierung 
der Vorrang des Tagesgeschäfts entgegen dicht gefolgt von den fehlen-
den Ressourcen, sich um eine ganzheitliche Einführung zu kümmern. Da-
zu kommen Wissensdefizite über mögliche Umsetzungsmaßnahmen. 
Nach einer Befragung zu diesen Einführungshindernissen in Betrieben, 
die bereits ein BGM eingeführt haben, stellte sich heraus, dass gerade der 
Kosten- und Produktivitätsaspekt für eine Einführung spricht, da man BGM 
als einen direkten Erfolgsfaktor bewertet. Damit einhergehend verbessern 
sich also die Leistungsfähigkeit und die Zufriedenheit der Mitarbeiter (sa-
lutogene Wirkung).86 
Die Mindeststandards, die im Folgenden näher betrachtet werden, lassen 
sich in betriebspolitische Voraussetzungen, strukturelle Rahmenbedin-
gungen und Kernprozesse unterteilen.  
 
                                            
86
 Vgl. Badura/Schröder usw., 2010, S. 42ff. 
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6.1.1 Betriebspolitische Voraussetzungen 
Um den betriebspolitischen Voraussetzungen gerecht zu werden, ist das 
ernsthafte Interesse und Engagement der Verwaltungsspitze der erste 
Schritt, um BGM erfolgreich in der Verwaltung zu installieren. Am wichtigs-
ten sind dabei eine Zieldefinition, eine schriftliche Vereinbarung, die Ein-
richtung eines Steuerungsgremiums sowie die Bereitstellung entspre-
chender Ressourcen. 
 
Nur eine klar formulierte Zielsetzung, die gemeinsam von der Verwal-
tungsspitze, dem Personalrat, den Führungskräften und den Mitarbeitern 
erarbeitet wurde, ist brauchbar und somit auch überprüfbar. Um einen 
gemeinsamen Konsens zu finden, empfiehlt sich eine Einstiegsveranstal-
tung, in der über das Thema informiert wird.87  
Wie eingangs erwähnt, regelt eine Konzeption gewisse Mindeststandards, 
Verantwortlichkeiten, Ziele und deren Abläufe. Darüber hinaus erhöht sich 
die Akzeptanz innerhalb der Belegschaft, wenn etwas schriftlich fixiert 
wird. Welche Form für die Fixierung gewählt wird, bleibt der Gemeinde 
Korb überlassen. Eine Möglichkeit wäre eine klassische Konzeption, wie 
die des LRA Rems-Murr-Kreis88 oder aber eine Dienstvereinbarung, wie 
sie die Landeshauptstadt Stuttgart benutzt.89 
Die treibende Kraft ist der Arbeitskreis Gesundheit (AK Gesundheit). Er 
fungiert als Entscheidungsgremium und ist für die Erledigung bzw. Dele-
gation der anfallenden Aufgaben zuständig. Die Akteure90 müssen vor al-
lem vor Beginn der Einführung hinreichend qualifiziert werden. 
Auf die Wichtigkeit adäquater Ressourcen wurde bereits in Kapitel 5 aus-
führlich eingegangen. Die Verwaltungsspitze unterstreicht mit dem Res-
sourceneinsatz den Stellenwert, den das BGM für sie einnimmt. 
                                            
87
 Durch z.B. einen Experten einer Krankenkasse oder eines Unfallversicherungsträgers 
Vgl. Anlage 12, Angebot zu einer Einstiegsveranstaltung. 
88
 Vgl. Leitfaden des LRA Rems-Murr-Kreis. 
89
 Vgl. Dienstvereinbarung Landeshauptstadt Stuttgart. 
90
 Projektleitung, Mitglied der Verwaltungsspitze, Mitglied des Personalrats, Vertreter aus 
dem Personalbereich, interessierte Mitarbeiter/Führungskräfte, eventuell externe Exper-
ten. Vgl. Münch/Walter/Badura, 2003, S. 191. 
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6.1.2 Strukturelle Rahmenbedingungen 
Neben den betriebspolitischen Voraussetzungen erfordert ein ganzheitli-
ches BGM auch die Festlegung mindestens einer verantwortlichen Per-
son, die als Bindeglied zwischen den verschiedenen Gruppen fungieren 
soll. Für Korb wird es an dieser Stelle problematisch, da wohl aus dem 
bestehenden Personal keine einzelne Person für die Bewältigung einer 
derartigen neuen Aufgabe freigestellt werden kann. Daher ist es umso 
wichtiger, dass im AK Gesundheit der Großteil an Arbeit gemeinsam über-
nommen wird. Trotzdem empfiehlt sich die Benennung einer Person, die 
die Projektleitung übernimmt und dadurch u.a. für die Terminkoordination 
verantwortlich ist. In jedem Fall sollte der Projektleitung durch Umschich-
tung der bestehenden Aufgaben Zeit für die neue Aufgabe geschaffen 
werden. 
Wichtig ist auch, dass nicht nur die Mitglieder des AK Gesundheit qualifi-
ziert werden, sondern auch die Führungskräfte. In diesen Qualifizierungs-
maßnahmen sollen diese lernen, wie sie mit ihren Mitarbeitern in Dialog zu 
gesundheitsrelevanten Themen treten können. Dadurch werden auch die 
Mitarbeiter befähigt, besser auf eine gesundheitsbewusste Lebens- und 
Arbeitswelt zu achten. 
Der betriebliche Gesundheitsbericht verfolgt das Ziel, die Belegschaft über 
Maßnahmen der BGF zu informieren, d.h. alle Geschehnisse transparent 
zu machen. Er unterstützt bei der Planung, da er Aufschluss über die Prio-
rität der verschiedenen Maßnahmen gibt.  
Das interne Marketing informiert über bereits erreichte und die in Zukunft 
geplanten Ziele. Dadurch möchte man erlangen, dass sich immer mehr 
Mitarbeiter an den Maßnahmen der BGF beteiligen. Für das interne Mar-
keting eignet sich u.a. ein Gesundheitstag, der zusammen mit den außer-
betrieblichen Akteuren organisiert werden kann. Für Korb würden sich zu-
dem Infobroschüren anbieten, die z.B. als Gehaltsbeilage in Umlauf ge-
bracht werden könnten. Andere Möglichkeiten sind u.a. Mitarbeiterzeitun-
gen oder Intranet, da diese aber bisher in Korb nicht bestehen, sollte da-




Wie bereits unter dem Punkt Projektmanagement91 angekündigt, geht es 
bei der Einführung des BGM um einen Lernprozess, der im Wesentlichen 
den Regeln des Projektmanagements folgt.92 Die vier Kernprozesse wei-
sen einen Weg, der aber bei jeder Organisation andere Strukturen auf-
weist, die also individuell betrachtet werden müssen. Durch die inhaltliche 
und zeitlich logische Abfolge ermöglicht der Lernzyklus planvolles und 
zielgerichtetes Handeln.93 
 
Abbildung 11: Lernzyklus 
 
Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Walter, 2010, S. 155. 
 
Nachdem der Ist-Zustand in der Diagnose-Phase ermittelt wurde, folgt die 
Festlegung der Interventionen, die dann geplant werden. Anschließend 
werden diese Maßnahmen implementiert und in der letzten Phase die er-
reichten Ergebnisse dann evaluiert. 
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 Vgl. Kapitel 3.4.4. 
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 Vgl. Ducki, 1998, S. 140. 
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In diesem ersten Schritt soll der Ist-Zustand erfasst werden, da dieser die 
Basis für die spätere Evaluation darstellt.94 Die Erfassung physischer und 
psychischer Daten aller Mitarbeiter verhilft dem AK Gesundheit zu einem 
ersten Ansatzpunkt. Die erhobenen gesundheitsrelevanten Daten geben 
Aufschluss über die Reihenfolge des Handlungsbedarfs. In vorliegender 
Arbeit wurde, durch die Durchführung der Mitarbeiterbefragung, bereits 
eine der in Frage kommenden Datenquellen herangezogen. Das Instru-
ment der Mitarbeiterbefragung eignet sich besonders gut, da das Wissen 
der Mitarbeiter über die Verwaltung einfließen und dadurch auch Auf-
schluss über den Wirkungsgrad gegeben werden kann. Auch der Bege-
hungsbericht, der von der Fachkraft für Arbeitssicherheit in Korb erstellt 
wurde, dient der Erhebung gesundheitsbezogener Daten und kann zur 
weiteren Auswertung herangezogen werden. Weitere mögliche Datenquel-
len sind z.B. die Routinedaten der Sozialversicherungsträger (Arbeitsun-
fähigkeitsdaten, Arbeitsunfälle) oder der Personalabteilung (Fehlzeiten, 
Fluktuation). Neben der Wahl eines Erhebungsinstruments ist auch zu 
entscheiden, für welchen Bereich der Verwaltung Daten erhoben werden 
sollen oder ob die gesamte Verwaltung betrachtet werden soll. Da die Ba-
chelorarbeit nur den Bereich der Kernverwaltung betrachtet und zuvor 
noch kein anderer Bereich betrachtet wurde, spricht man von einem sog. 
Pilotprojekt. Um dafür Akzeptanz innerhalb der Belegschaft zu gewinnen, 
wurde auf der Personalversammlung im Mai 2011 über die Bachelorarbeit 
und die damit verfolgten Ziele informiert.  
Für die Zukunft ist entscheidend, dass man sich bei der Wahl der Daten-
quelle an den Mitarbeitern des Teilbereichs orientiert, der untersucht wer-
den soll. Beachten sollte man dabei allerdings stets, dass keine willkürli-
chen Daten erhoben werden sollen, sondern nur solche, die für die Formu-
lierung der Ziele zweckmäßig erscheinen. 
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Die aus der Diagnose-Phase gewonnenen Erkenntnisse zu den möglichen 
Handlungsfeldern werden zunächst priorisiert und in einem Soll-Zustand 
beschrieben. Daneben sollen auch Kriterien festgelegt werden, die für ei-
ne gute Überprüfbarkeit notwendig sind. Die Themenbereiche mit der 
höchsten Wahrscheinlichkeit auf Erfolg werden auf Sinnhaftigkeit, Nutzen 
und anfallende Kosten geprüft.95  
Sobald eine Intervention ausgewählt ist, wird diese für die Durchführung 
vorbereitet, das geschieht z.B. durch das Bereitstellen finanzieller Mittel 
oder der Einbeziehung von beteiligten Mitarbeitern/Führungskräften.96 Die 
Benennung einer verantwortlichen Person für die jeweilige Intervention 
und das Aufstellen eines detaillierten Zeit-, Arbeits- und Kostenplans sind 
am Ende jeder Planungsphase vorzunehmen.  
Durch die Ergebnisse der Mitarbeiterbefragung sind einige Themenberei-
che in den Fokus gerückt. Diese sind nun, wie oben beschrieben, aufge-
griffen und bevorzugt betrachtet worden, sodass sich dadurch Interventi-
onsmöglichkeiten ergeben haben.97 Zukünftig sollte dieser Schritt vom AK 
Gesundheit und der Projektleitung vorgenommen werden. An dieser Stelle 
erscheint es zudem sinnvoll, sich Unterstützung von externen Experten 
einzuholen, diese können sich dann ggf. an der Planung und späteren 
Umsetzung beteiligen und ihr Fachwissen einbringen. Ein wichtiger Hin-
weis an dieser Stelle ist außerdem, dass zu Beginn nicht mit dem sensi-
belsten Thema begonnen werden sollte, da zeitnahe Ergebnisse am An-
fang von großem Vorteil sind.98 
 
Interventions-Phase 
In der dritten Phase werden die zuvor geplanten Maßnahmen durchge-
führt. Am erfolgreichsten gelingt dies, wenn personenbezogene und orga-
                                            
95
 Vgl. Badura/Ritter/ Scherf, 1999, S. 56. 
96
 Vgl. Ducki, 1998, S. 141. 
97
 Auf einige davon wird im nächsten Schritt noch näher eingegangen. 
98
 Vgl. Walter, 2010, S. 158. 
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nisationsbezogene Vorkehrungen kombiniert werden (verhaltens- und 
verhältnisbezogene Maßnahmen).99 Vorrangig sollten verhältnisorientierte 
Maßnahmen herangezogen werden, da hier oft die Hauptursache der Be-
lastung liegt.100 Diese dienen u.a. dazu, Arbeitsprozesse zu optimieren, 
Zuständigkeiten innerhalb der Verwaltung zu verändern oder auch dazu, 
gewisse Schnittstellen präziser zu formulieren, um so Klarheit über ein 
Arbeitsfeld zu erhalten. Jegliche Form von Belastung am Arbeitsplatz kann 
Grund für den Einsatz verhältnisbezogener Maßnahmen sein. Belastun-
gen sind aber je nach Person sehr individuell zu betrachten, sie dürfen 
nicht generalisiert werden. Sie können sowohl negativ als auch positiv 
empfunden werden. Als Arbeitgeber ist die Gemeinde Korb dafür zustän-
dig, ihre Mitarbeiter zu befähigen, Bewältigungsstrategien zu entwickeln, 
um Belastungen nicht zu einem negativen Faktor zu machen. 101 Für ver-
haltensbezogene Maßnahmen empfiehlt es sich, ein Gesundheitspro-
gramm zu entwickeln. Ein derartiges Programm soll u.a. Leistungen von 
externen Dienstleistern enthalten. Es soll außerdem die Personengruppe 
festlegen, den Zeitpunkt der Umsetzung und die Maßnahme. Beispiels-
weise könnte es so aussehen: 
 
Abbildung 12: Mögliche Darstellung eines Gesundheitsprogramms 
Gesundheitsmaßnahme/ 
Ort der Durchführung 
Beteiligte Mitarbei-
ter Zeitraum Ansprechpartner 




Entspannungsübungen Alle 01.06.12  
13-14 Uhr 
Herr C von der 
AOK 
Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Simon/Heger/Reszies, 2011, S. 62. 
 
                                            
99
 Vgl. Badura/Ritter/Scherf, 1999, S. 56. 
100
 Beispielsweise bringt eine Rückenschule nur dann etwas, wenn den Mitarbeitern auch 
ergonomisch vorteilhafte Stühle zur Verfügung stehen und die Mitarbeiter auch wissen, 
wie sie diese einzustellen haben. Vgl. Brandenburg/Nieder/Susen, 2000, S. 131. 
101
 Vgl. Simon/Heger/Reszies, 2011, S. 31. 
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Unabhängig davon, welche Art von Maßnahme durchgeführt wird, ist im-
mer auf die Zielerreichung zu achten. Wie bereits erwähnt, werden diese 
bereits in der Diagnose-Phase herausgefiltert.  
Durch eine sorgfältige Dokumentation wird Transparenz geschaffen, des 
Weiteren wird damit auch die zukünftige Arbeit erleichtert. Der AK Ge-
sundheit soll aus den erfolgten Maßnahmen lernen, um dieses Wissen 




Jede Maßnahme, die Ressourceneinsatz erfordert, sollte auch bewertet 
werden. Bei Maßnahmen der BGF ist dies allerdings nicht ohne Weiteres 
möglich - Erfolg oder Misserfolg sind nur schwer messbar, trotzdem sollte 
man nicht darauf verzichten. Dabei spielt der Zeitpunkt der Evaluation eine 
bedeutende Rolle. Bis zu dem Punkt, an dem sich angestrebte Ergebnisse 
einstellen, kann es dauern. Häufig ist zunächst einmal eine Verschlechte-
rung zu beobachten, was durch einen Veränderungswiderstand innerhalb 
der Belegschaft kommt. Verwaltungen, in denen ein Veränderungsbedarf 
festgestellt wurde, haben oft alte Strukturen, die sich nicht ohne Weiteres 
auflösen lassen. Schafft man es allerdings trotz der Schwierigkeiten, steht 
einer langfristigen Verbesserung nichts mehr im Wege. Um den Grad der 
Zielerreichung bestmöglich zu verwirklichen, empfiehlt es sich, auf be-
währte Instrumente (vgl. Diagnose-Phase) zurückzugreifen.103 Beispiels-
weise ist das Feedback der Mitarbeiter zu den einzelnen Maßnahmen ein 
entscheidender Faktor darüber, ob diese gut durchgeführt wurden oder 
nicht.104 Bereits bei der Auswahl der Maßnahmen ist darauf zu achten, 
geeignete Messkriterien zu installieren.  
Demzufolge sollte der AK Gesundheit der Gemeinde Korb z.B. nach der 
Implementierung einer verhaltensorientierten Maßnahme - wie der Einfüh-
rung eines mobilen Masseurs - nach einer zuvor festgelegten Zeitspanne 
                                            
102
 Vgl. Walter, 2010, S. 159. 
103
 Vgl. Walter, 2010, S. 160. 
104
 Vgl. Simon/Heger/Reszies, 2011, S. 63. 
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eine Befragung der Teilnehmer durchführen, um daraus den Erfolg oder 
Misserfolg der Maßnahme abzuleiten. 
 
6.2 Mögliche Handlungsfelder 
Gewöhnlich setzt man bei der Einführung des BGM an bereits vorhande-
nen Ansätzen an, wie z.B. einer Betriebssportgruppe oder durchgeführten 
Kursen der GKV. Da die bisherige Bearbeitung des Themas Gesundheit 
dies aber nicht hergibt, hat man die Möglichkeit ganz unvoreingenommen 
an das Thema heranzutreten. 
Es gibt eine Vielzahl von Möglichkeiten, um im BGM zu agieren; interes-
sant sind vor allem solche Angebote von denen sowohl Arbeitgeber als 
auch Arbeitnehmer profitieren.  
Aus der Auswertung der Mitarbeiterbefragung haben sich einige Hand-
lungsfelder herauskristallisiert, auf die nachfolgend näher eingegangen 
wird. Dass es sich dabei nur um verhaltenspräventive Maßnahmen han-
delt, liegt an den Ergebnissen der Umfrage.  
 
6.2.1 Mobiler Masseur 
Die Befragung der Mitarbeiter hat zweifelsfrei ergeben, dass sich viele ei-
nen Masseur am Arbeitsplatz wünschen. Um in einer Pause richtig ab-
schalten zu können ist die Massage eine gute Möglichkeit, um den Kopf 
wieder frei zu bekommen. Die ständige Arbeit am Bildschirm, die eine 
Verwaltungstätigkeit mit sich bringt, verursacht nicht selten Verspannun-
gen im Schulter- und Nackenbereich oder Kopfschmerzen. Ein mobiler 
Masseur ist auch deshalb empfehlenswert, da kein Zeitverlust durch die 
Anfahrt entsteht. Mobile Masseure kommen mit ihrer Massagebank direkt 
in den Betrieb und benötigen dafür nur ein Zimmer mit ein wenig Platz und 
Ruhe. Eine solche Maßnahme lässt sich durch die flexible Pausengestal-
tung bequem in den Tagesablauf integrieren.105 
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Stress ist in unserer modernen Gesellschaft immer häufiger ursächlich für 
verschiedene Krankheitsbilder. Den immer weiter steigenden Anforderun-
gen der Arbeitswelt sind viele Mitarbeiter nicht mehr ohne gesundheitliche 
Einschränkungen gewachsen. Dieses Problemfeld ergibt sich auch aus 
der Auswertung der Mitarbeiterbefragung. Um Besserung in den berufli-
chen Alltag zu bringen wäre zum einen die Installation von Entspan-
nungsmethoden ratsam, zum anderen können Kurse zum Erlernen von 
Stressbewältigung hilfreich sein. 
Das autogene Training ist eine der möglichen Entspannungsmethoden, 
dabei wird das Ziel verfolgt, ruhig und gelassen zu werden, nicht nur im 
Arbeitsalltag, sondern auch darüber hinaus im privaten Lebensbereich. 
Eingesetzt wird es, um physische und psychische Beschwerden zu mini-
mieren, wie z.B. innere Unruhe und Schlafstörungen.106 
Verschiedene Krankenkassen bieten zum Erlernen Kurse an oder kom-
men direkt am Arbeitsplatz vorbei und zeigen Möglichkeiten der Integrati-
on am Arbeitsplatz auf. 
Beispielsweise sorgt ein Tai-Chi-Chuan-Kurs bei regelmäßigem Training 
für innere Balance, außerdem wird das Herz-Kreislaufsystem dadurch ge-
stärkt. Ursprünglich diente das Tai-Chi-Chuan der Selbstverteidigung. In 
unserem Kulturkreis wird es eher als eine Form der Gymnastik angese-
hen.107 Oft bieten Krankenkassen oder andere Anbieter in Kooperation mit 
Fitnessstudios die Teilnahme an, da eine gesundheitsförderliche Wirkung 
nachweislich besteht.108 
 
6.2.3 Fitness-, Bewegungsangebote 
Durch Bewegungsangebote soll vorrangig das Wohlbefinden der Mitarbei-
ter gesteigert werden, es dient der Abwechslung zum ständigen Sitzen 
während der Arbeit. Ein weiteres Ziel ist es, die Mitarbeiter der Verwaltung 
                                            
106
 Vgl. Simon/Heger/Reszies, 2011, S. 163. 
107
 Vgl. Simon/Heger/Reszies, 2011, S. 167. 
108
 Vgl. Anlage 14, Angebot Entspannung, S. 114ff. 
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zu erreichen, die sich noch nicht für ein Bewegungsangebot entschieden 
haben. Manchmal bedarf es der Motivation der Kollegen, um den inneren 
Ä6FKZHLQHKXQG³ ]X EHUZLQGHQ GHQQ VLFK QLFKW VSRUWOLFK ]X EHWlWLJHQ
birgt auf Dauer gesehen ein erhebliches Gesundheitsrisiko. Zudem nimmt 
auch die Kreativität ab, was durch regelmäßiges Lauftraining beispielswei-
se verhindert werden kann. Beim Lauftraining wird das Gehirn mit mehr 
Atemluft versorgt und beide Gehirnhälften sind gleichzeitig aktiviert, was 
oft dabei hilft, auf andere Gedanken zu kommen und einen Sachverhalt 
von einer anderen Seite zu sehen. Klar muss sein, dass sich dieses Prob-
lemlösungspotenzial nicht zu Beginn eines Trainings einstellt. Erst nach-
dem der Körper die Bewegungsabläufe und die Koordination verinnerlicht 
hat, wird sich mit der Zeit dieser positive Effekt zeigen. 109 Eine Jogging- 
oder Nordic-Walking-Gruppe ist eine einfach umzusetzende Maßnahme, 
die trotzdem erfolgversprechend ist. Der einfachste Weg wäre, bereits 
laufbegeisterte Mitarbeiter zu mobilisieren, eine solche Gruppe anzuleiten. 
Das gleiche gilt z.B. auch für eine Radfahrgruppe. 
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Die vorliegende Bachelorthesis zielte darauf ab, einen Einblick in die theo-
retischen Grundlagen des BGM zu geben und eine Einstiegshilfe für die 
Gemeinde Korb zu entwickeln. Durch den beschränkten Umfang der Ar-
beit war es dabei nicht machbar, alle Bereiche des BGM zu beleuchten. 
 
Im praktischen Teil wurde mit Hilfe eigener Ideen, diverser Fachliteratur 
und anderen kommunalen Praxisbeispielen ein Fragebogen entwickelt. 
Dieser diente dem Einstieg in die Ist-Analyse. Durch die Auswertung des 
Fragebogens konnten erfolgversprechende Handlungsfelder identifiziert 
werden sowie bestehende Belastungen ermittelt werden. Diese Schwach-
stellen sollten in jedem Fall bei einer Implementierung angegangen wer-
den. Außerdem müssen zukünftig auch alle anderen Bereiche der Verwal-
tung mit herangezogen werden, allerdings müssen die entsprechenden 
Gegebenheiten des jeweiligen Bereiches beachtet werden, sodass am 
Ende eine erfolgreiche Maßnahme entstehen kann.  
 
Wie sich durch den Vergleich mit den Nachbarkommunen gezeigt hat, be-
steht auch dort Handlungsbedarf, um den Belangen der Mitarbeiter ge-
recht zu werden. Daher wäre es auch durchaus möglich, in Kooperation 
mit einer Nachbarkommune, ein BGM auf die Beine zu stellen. Dadurch 
wird die Arbeit, die eine Einführung und deren Weiterentwicklung mit sich 
bringt, auf mehrere Schultern verteilt. Es handelt sich also um eine res-
sourcenschonende Alternative, die von den Entscheidungsträgern der 
Gemeinde Korb berücksichtigt werden sollte. 
 
Bisher gab es kaum eine Betätigung in Sachen Gesundheit am Arbeits-
platz, die über die gesetzlichen Regelungen hinausging. Der Wunsch der 
Mitarbeiter ist aber ohne jeden Zweifel vorhanden. Sicherlich sind noch 
nicht alle zu 100% überzeugt. Bewegt man jedoch erst einmal die breite 
Masse, sich an der Umsetzung zu beteiligen, können möglicherweise 
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auch Skeptiker für gesundheitsfördernde Maßnahmen gewonnen werden. 
Der Schlüssel liegt meiner Ansicht nach in dem Zusammenspiel eines 
langsamen Lernprozesses und einer gewissen Beharrlichkeit, auch bei 
Rückschlägen konsequent am Ball zu bleiben. 
 
Gesundheit ist eine sehr individuelle Angelegenheit. Jeder Mensch kann 
und sollte selbst darüber entscheiden. Die Auswirkungen dieser Entschei-
dung schlagen sich allerdings in allen Lebensbereichen nieder. Im Bereich 
der Arbeitswelt kann das die Korber Verwaltungsspitze nutzen, um den 




(Arthur Schopenhauer, 1788-1860, Deutscher Philosoph) 
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Anlage 2:  Anschreiben an Nachbarkommunen 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
mein Name ist Eva Losch und ich studiere im gehobenen Verwaltungs-
dienst an der HVF Ludwigsburg. Derzeit erarbeite ich im Rahmen meiner 
Bachelorarbeit ein Einführungskonzept für ein betriebliches Gesundheits-
management in der Gemeinde Korb. 
 
Diesbezüglich würde mich von Ihnen interessieren, ob und was Sie über 
die rechtlichen Rahmenvorgaben hinaus für die Gesundheitsförderung 
Ihrer Mitarbeiter tun. Ist hierfür ein extra Budget vorgesehen? Gibt es eine 
extra Stelle bzw. Stellenanteile, die sich mit dem betrieblichen Gesund-
heitsmanagement in Ihrer Gemeinde befasst? 
Wurde ein Konzept erarbeitet? 
 
Ich würde mich sehr freuen eine Rückmeldung von Ihnen zu erhalten und 
wäre dankbar wenn Sie mir ggf. Unterlagen zur Verfügung stellen können. 
 
Bitte antworten Sie mir direkt unter folgender E-Mail Adresse: 
eva_losch@hotmail.com 
 

































Anlage 5:  Erinnerungsmail 
 
Liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gemeinde Korb, 
 
zunächst möchte ich mich recht herzlich bei Ihnen für die Rücksendung 
der Fragebögen bedanken. Sie haben mir damit eine sehr gute Informati-
onsgrundlage für das erfolgreiche Schreiben meine Bachelorarbeit ge-
schaffen. 
 
Für alle, die den Fragebogen noch nicht beantwortet haben, besteht noch 
bis Mittwoch 10.08.2011 Gelegenheit dazu. Folgen Sie hierzu bitte dem 
untenstehenden Link und authentifizieren Sie sich mit der angegebenen 
TAN (Transaktionsnummer). 
 






Anlage 6:  E-Mail Begleittext 
 
Liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gemeinde Korb, 
 
als Studentin im gehobenen Verwaltungsdienst erarbeite ich im Rahmen 
meiner Bachelorarbeit ein Einführungskonzept für das betriebliche Ge-
sundheitsmanagement in der Gemeinde Korb. Ich möchte in diesem Kon-
zept gezielt auf Ihre Bedürfnisse und Wünsche eingehen, um dadurch den 
größtmöglichen Nutzen für Sie persönlich und die Gemeinde Korb aufzei-
gen zu können. Für diese Arbeit sind Ihre Anregungen und Auskünfte un-
verzichtbar. Deshalb bitte ich Sie, sich ein paar Minuten Zeit zu nehmen 
und den angefügten Fragebogen bis zum 10. August 2011 über den un-
ten stehenden Link auszufüllen 
 
Selbstverständlich ist die Befragung anonym und freiwillig.  
  
Ich würde mich sehr freuen, wenn Sie sich ein paar Minuten Zeit nehmen 
könnten um mir dadurch zu einem repräsentativen Ergebnis verhelfen. 
 




Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
  
bei unserer Personalversammlung hat Herr Schray die Bachelorarbeit von 
Frau Losch bereits angekündigt. 
  
Sie führt die Befragung bewusst zunächst in der Kernverwaltung, d.h. den 
vier Ämtern des Rathauses durch. Für die Zukunft ist allerdings vorgese-
hen, für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gemeinde Korb sinnvolle 
Impulse und Angebote in Sachen Gesundheitsförderung anbieten zu kön-
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nen. Dafür soll die Arbeit von Frau Losch einen möglichen Rahmen auf-
zeigen. 
  
Ich möchte die Bitte von Frau Losch nach Ihrer Teilnahme daher bekräfti-
gen und hoffe, dass wir einen sehr hohen, vielleicht sogar 100%en Rück-

























Anlage 8:  Auswertung der Mitarbeiterumfrage 









Gültig weiblich 18 72,0 72,0 72,0 
männlich 7 28,0 28,0 100,0 















Beteiligung unterschieden nach Alter 
 
Wie alt sind Sie? 





Gültig unter 36 
Jahre 
6 24,0 24,0 24,0 
36-50 Jah-
re 
13 52,0 52,0 76,0 
über 50 
Jahre 
6 24,0 24,0 100,0 

















Beteiligung unterschieden nach Statusgruppe 
 







Gültig Beamte/r 8 32,0 32,0 32,0 
Beschäftigte/r 17 68,0 68,0 100,0 















Beteiligung unterschieden nach Beschäftigungsumfang 
 







Gültig Vollzeit 12 48,0 48,0 48,0 
Teilzeit 13 52,0 52,0 100,0 














Frage 1:  Allgemeiner Gesundheitszustand 
 
Wie würden Sie Ihren allgemeinen 







Gültig sehr gut  2 8,0 8,3 8,3 
gut  11 44,0 45,8 54,2 
zufriedenstellend  8 32,0 33,3 87,5 
weniger gut  2 8,0 8,3 95,8 
schlecht  1 4,0 4,2 100,0 
Gesamt 24 96,0 100,0 
  
Fehlend System 1 4,0 
    
Gesamt 25 100,0 
    
 
Statistiken 





































2,400a 4 ,663 
Likelihood-
Quotient 
2,634 4 ,621 
Zusammenhang 
linear-mit-linear 









,677b 2 ,713 
Likelihood-
Quotient 
,965 2 ,617 
Zusammenhang 
linear-mit-linear 









5,000c 2 ,082 
Likelihood-
Quotient 
6,730 2 ,035 
Zusammenhang 
linear-mit-linear 




    
Gesamt Chi-Quadrat 
nach Pearson 
4,144d 4 ,387 
Likelihood-
Quotient 
5,015 4 ,286 
Zusammenhang 
linear-mit-linear 








Frage 2:  Häufigkeit der sportlichen Betätigung 
 
Wie oft treiben Sie Sport?  





Regelmäßig mehr als 2 
Stunden in der Woche. 
8 32,0 32,0 32,0 
Regelmäßig 1 bis 2 Stunden 
in der Woche. 
11 44,0 44,0 76,0 
Weniger als 1 Stunde in der 
Woche.  
6 24,0 24,0 100,0 
Keine sportliche Betätigung. 0 ,0 0 ,0 






































     0 % 




Frage 3:  Beurteilung des Gesundheitsverhaltens 
 









zu 0 0 0 0 
trifft eher 
nicht zu 
1 4,0 4,0 4,0 
trifft eher zu 7 28,0 28,0 32,0 
trifft zu 17 68,0 68,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  










1 4,0 4,0 4,0 
trifft eher 
nicht zu 
15 60,0 60,0 64,0 
trifft eher zu 7 28,0 28,0 92,0 
trifft zu 2 8,0 8,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  
     Ich interessiere mich für Maßnahmen,  









1 4,0 4,0 4,0 
trifft eher 
nicht zu 
5 20,0 20,0 24,0 
trifft eher zu 8 32,0 32,0 56,0 
trifft zu 11 44,0 44,0 100,0 




















Ich nehme mir 
die notwendi-









N Gültig 25 25 25 
Fehlend 0 0 0 
Mittelwert 3,6400 2,4000 3,1600 
Median 4,0000 2,0000 3,0000 



























Gesundheit spielt in meinem Leben eine wichtige
Rolle.
Ich nehme mir die notwendige Zeit,
mich auszukurieren.
Ich interessiere mich für Maßnahmen,
die meine Gesundheit fördern.
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Frage 4:  Stellenwert der Gesundheit 
 







Gültig nie 1 4,0 4,0 4,0 
selten 8 32,0 32,0 36,0 
manchmal 15 60,0 60,0 96,0 
oft 1 4,0 4,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  







Gültig nie 18 72,0 72,0 72,0 
selten 5 20,0 20,0 92,0 
manchmal 1 4,0 4,0 96,0 
oft 1 4,0 4,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  
      Ich versuche, mich nicht stressen zu lassen  







Gültig nie 1 4,0 4,0 4,0 
selten 2 8,0 8,0 12,0 
manchmal 18 72,0 72,0 84,0 
oft 3 12,0 12,0 96,0 
immer 1 4,0 4,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  







Gültig selten 4 16,0 16,0 16,0 
manchmal 8 32,0 32,0 48,0 
oft 9 36,0 36,0 84,0 
immer 4 16,0 16,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  












Gültig nie 2 8,0 8,0 8,0 
selten 7 28,0 28,0 36,0 
manchmal 14 56,0 56,0 92,0 
oft 2 8,0 8,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  







Gültig selten 2 8,0 8,0 8,0 
manchmal 5 20,0 20,0 28,0 
oft 14 56,0 56,0 84,0 
immer 4 16,0 16,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  







Gültig nie 2 8,0 8,0 8,0 
selten 5 20,0 20,0 28,0 
manchmal 3 12,0 12,0 40,0 
oft 8 32,0 32,0 72,0 
immer 7 28,0 28,0 100,0 

































Gültig 25 25 25 25 25 25 25
Fehlend 0 0 0 0 0 0 0
2,6400 1,4000 3,0400 3,5200 2,6400 3,8000 3,5200
3,0000 1,0000 3,0000 4,0000 3,0000 4,0000 4,0000

















Gültig ,00 22 88,0 88,0 88,0 
Monotonie 3 12,0 12,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  







Gültig ,00 22 88,0 88,0 88,0 
Überstunden 3 12,0 12,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  








Gültig ,00 9 36,0 36,0 36,0 
Zeitdruck 16 64,0 64,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  








Gültig ,00 21 84,0 84,0 84,0 
Überforderung 4 16,0 16,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  







Gültig ,00 22 88,0 88,0 88,0 
Unterforderung 3 12,0 12,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  














Gültig ,00 19 76,0 76,0 76,0 
ständige Kon-
zentration 
6 24,0 24,0 100,0 









 Monotonie Überstunden Zeitdruck Überforderung Unterforderung
 ständige 
Konzentration
Gültig 25 25 25 25 25 25
Fehlend 0 0 0 0 0 0
,1200 ,1200 ,6400 ,1600 ,1200 ,2400
,0000 ,0000 1,0000 ,0000 ,0000 ,0000






















Zu Frage 5:  Persönliche Belastungen ± Zeitdruck 
 
Kreuztabelle: Zeitdruck gekreuzt mit Alter 
  
Zeitdruck 
Gesamt ,00 Zeitdruck Prozent 




1 5 83,0 6 
36-50 Jah-
re 
6 7 54,0 13 
über 50 
Jahre 
2 4 67,0 6 





Gültig Fehlend Gesamt 
N Prozent N Prozent N Prozent 



















unter 36 Jahre 36-50 Jahre über 50 Jahre
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Zu Frage 5:  Persönliche Belastungen ± Antworten offener Frageteil 
 
¾ Führungsstil von Vorgesetzten, zu wenig Information, keine Dienst-
besprechung, Leistungsanerkennung. Sparmaßnahmen bei den 
Mitarbeitern, überlastete Mitarbeiter. Umsetzung von Entscheidun-
gen der oberen Verwaltungsorgane, wenn sich die reiche Gemein-
de Korb nach außen als ärmlich darstellt. 
¾  Meine Arbeit macht mir sehr viel Spass; dennoch bin ich oft unzu-
frieden, weil ich aufgrund des geringen Stundenkontigentes vielen 
Aufgaben nicht gerecht werde. Dies entspricht nicht meiner Einstel-
lung zur Arbeit. 
¾ Schlechte bis keine Personalführung durch Vorgesetzte. 
¾  Schlimmer finde ich die Belastung allerdings, wenn die Kollegen 
oder Chef/Chefin nicht miteinander sondern gegeneinander arbei-
ten und die Arbeit dadurch unproduktiv und uneffektiv wird.  
¾ kein zeitlicher Puffer für kurze Übungen oder um während der Ar-
beit mehrmals aufzustehen 
¾ teilweise erhöhten Streß durch vermehrten Arbeitsaufwand insbe-
sondere bei Urlaub-und Krankheitsvertretungen. 
¾ zu wenig Personal für zu viel verschiedene Aufgabenbereiche.  
¾ Überstunden, ohne dass die Arbeitsmenge dann wenigstens größ-








Häufigkeit Prozent Gültige Prozente 
Kumulierte 
Prozente 
Gültig ,00 22 88,0 88,0 88,0 
Lärm 3 12,0 12,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  
      
unzureichende Beleuchtung 
  
Häufigkeit Prozent Gültige Prozente 
Kumulierte 
Prozente 




0 ,0 ,0 ,0 
      
 Hitze 
  
Häufigkeit Prozent Gültige Prozente 
Kumulierte 
Prozente 
Gültig ,00 20 80,0 80,0 80,0 
Hitze 5 20,0 20,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  
      
 Kälte 
  
Häufigkeit Prozent Gültige Prozente 
Kumulierte 
Prozente 
Gültig ,00 22 88,0 88,0 88,0 
Kälte 3 12,0 12,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  
      einseitige Arbeitshaltung 
  
Häufigkeit Prozent Gültige Prozente 
Kumulierte 
Prozente 
Gültig ,00 17 68,0 68,0 68,0 
einseitige Ar-
beitshaltung 
8 32,0 32,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  










Häufigkeit Prozent Gültige Prozente 
Kumulierte 
Prozente 
Gültig ,00 13 52,0 52,0 52,0 
wenig Bewe-
gung 
12 48,0 48,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  
      Bildschirmarbeit (Augenprobleme, Kopfschmerzen) 
  
Häufigkeit Prozent Gültige Prozente 
Kumulierte 
Prozente 
Gültig ,00 13 52,0 52,0 52,0 
Bildschirmarbeit  12 48,0 48,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  
      
 kein ergonomisch ausgerichteter Arbeitsplatz 
  
Häufigkeit Prozent Gültige Prozente 
Kumulierte 
Prozente 





1 4,0 4,0 100,0 







Beleuchtung Hitze Kälte 
N Gültig 25 25 25 25 
Fehlend 0 0 0 0 
Mittelwert ,1200 ,0000 ,2000 ,1200 
Median ,0000 ,0000 ,0000 ,0000 
Modus ,00 ,00 ,00 ,00 









N Gültig 25 25 25 25 
Fehlend 0 0 0 0 
Mittelwert ,3200 ,4800 ,4800 ,0400 
Median ,0000 ,0000 ,0000 ,0000 




Zu Frage 6:  Belastungen am Arbeitsplatz ± Antwort offener Frageteil 
 
¾ störende Kabel 
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Gültig ,00 22 88,0 88,0 88,0 
Herz-Kreislaufstörungen 3 12,0 12,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  







Gültig ,00 22 88,0 88,0 88,0 
Magen-/Darmbeschwerden 3 12,0 12,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  







Gültig ,00 18 72,0 72,0 72,0 
Schlaflosigkeit 7 28,0 28,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  







Gültig ,00 25 100,0 100,0 100,0 
  
Hörsturz 0 ,0 ,0 ,0 







Gültig ,00 13 52,0 52,0 52,0 
Rückenschmerzen 12 48,0 48,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  











Gültig ,00 22 88,0 88,0 88,0 
Bandscheibenvorfall 3 12,0 12,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  







Gültig ,00 15 60,0 60,0 60,0 
Kopfschmerzen 10 40,0 40,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  







Gültig ,00 6 24,0 24,0 24,0 
Verspannungen 19 76,0 76,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  







Gültig ,00 20 80,0 80,0 80,0 
Konzentrationsschwierigkeiten 5 20,0 20,0 100,0 

















N Gültig 25 25 25 25 25 
Fehlend 0 0 0 0 0 
Mittelwert ,1200 ,1200 ,2800 ,0000 ,4800 
Median ,0000 ,0000 ,0000 ,0000 ,0000 
Modus ,00 ,00 ,00 ,00 ,00 
  









N Gültig 25 25 25 25  
Fehlend 0 0 0 0  
Mittelwert ,1200 ,4000 ,7600 ,2000  
Median ,0000 ,0000 1,0000 ,0000  


























Fragen 8 bis 13:  Maßnahmen zur BGF 
   Mobiler Masseur 
 
Würden Sie gerne einen mobilen Masseur nutzen (z.B. Na-







Gültig ja 18 72,0 72,0 72,0 
nein 7 28,0 28,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  








Gültig ja 17 68,0 94,4 94,4 
nein 1 4,0 5,6 100,0 
Gesamt 18 72,0 100,0 
  
Fehlend System 7 28,0 
    
Gesamt 25 100,0 
    







Gültig ja 16 64,0 88,9 88,9 
nein 2 8,0 11,1 100,0 
Gesamt 18 72,0 100,0 
  
Fehlend System 7 28,0 
    
Gesamt 25 100,0 
    
 
Statistiken 
  Masseur? Freizeit? Kosten? 
N Gültig 25 18 18 
Fehlend 0 7 7 
Mittelwert 1,2800 1,0556 1,1111 
Median 1,0000 1,0000 1,0000 





Fragen 8 bis 13:  Maßnahmen zur BGF 
   Lieferservice für gesundes Essen 
 
Würden Sie gerne einen Lieferservice für gemeinsames ge-







Gültig ja 9 36,0 36,0 36,0 
nein 16 64,0 64,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  







Gültig ja 9 36,0 100,0 100,0 
Fehlend System 16 64,0 
    
Gesamt 25 100,0 





N Gültig 25 9 
Fehlend 0 16 
Mittelwert 1,6400 1,0000 
Median 2,0000 1,0000 





Fragen 8 bis 13:  Maßnahmen zur BGF 
   Lieferservice für gesundes Essen 
 








Gültig ja 12 48,0 48,0 48,0 
nein 13 52,0 52,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  








Gültig ja 12 48,0 100,0 100,0 
Fehlend System 13 52,0 
    
Gesamt 25 100,0 
    







Gültig ja 11 44,0 91,7 91,7 
nein 1 4,0 8,3 100,0 
Gesamt 12 48,0 100,0 
  
Fehlend System 13 52,0 
    
Gesamt 25 100,0 





beratung? Freizeit? Kosten? 
N Gültig 25 12 12 
Fehlend 0 13 13 
Mittelwert 1,5200 1,0000 1,0833 
Median 2,0000 1,0000 1,0000 





Fragen 8 bis 13:  Maßnahmen zur BGF 
   Stressbewältigungs-/Entspannungskurs 
 
Würden Sie gerne einen Stressbewältigungs-/Entspannungskurs 







Gültig ja 16 64,0 64,0 64,0 
nein 9 36,0 36,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  








Gültig ja 15 60,0 93,8 93,8 
nein 1 4,0 6,3 100,0 
Gesamt 16 64,0 100,0 
  
Fehlend System 9 36,0 
    
Gesamt 25 100,0 
    







Gültig ja 14 56,0 87,5 87,5 
nein 2 8,0 12,5 100,0 
Gesamt 16 64,0 100,0 
  
Fehlend System 9 36,0 
    
Gesamt 25 100,0 





kurs? Freizeit? Kosten? 
N Gültig 25 16 16 
Fehlend 0 9 9 
Mittelwert 1,3600 1,0625 1,1250 
Median 1,0000 1,0000 1,0000 





Fragen 8 bis 13:  Maßnahmen zur BGF 
   Fitness-/Bewegungskurs 
 
Würden Sie gerne einen Fitness-/Bewegungskurs (z.B. Nordic 







Gültig ja 15 60,0 60,0 60,0 
nein 10 40,0 40,0 100,0 
Gesamt 25 100,0 100,0 
  








Gültig ja 15 60,0 100,0 100,0 
Fehlend System 10 40,0 
    
Gesamt 25 100,0 
    







Gültig ja 14 56,0 93,3 93,3 
nein 1 4,0 6,7 100,0 
Gesamt 15 60,0 100,0 
  
Fehlend System 10 40,0 
    
Gesamt 25 100,0 




Fitnesskurs? Freizeit? Kosten? 
N Gültig 25 15 15 
Fehlend 0 10 10 
Mittelwert 1,4000 1,0000 1,0667 
Median 1,0000 1,0000 1,0000 





Fragen 8 bis 13:  Maßnahmen zur BGF 
   Fitness-/Bewegungskurs 
 
Würden Sie gerne ein Computerprogramm nutzen, das Sie 
beispielsweise daran erinnert, genügend zu trinken oder sich 







Gültig ja 8 32,0 32,0 32,0 
nein 17 68,0 68,0 100,0 


































 100%   X  Anzahl der Männer,  
Anzahl der gesamten    GLHIUÄ-D³VWLPPWHQ 
Männlichen Teilnehmern 
Ja Stimmen
Gesamt 7x männlich 18x weiblich 6x unter 36 13x 36-50 6x über 50 8x Beamte 17x Beschäftigte 12x Vollzeit 13x Teilzeit
18
mobiler
Masseur 71%               5 72%             13 17%              1 85%             11 100%             6 62,5%            5 76%                13 67%              8 77%             10
16
Entspannungs-
kurs 57%               4 67%             12 67%              4 69%               9 50%               3 62,5%            5 65%                11 58%               7 69%               9
15
Bewegungs-
kurs 57%               4 61%             11 83%               5 54%               7 50%               3 87,5%            7 47%                  8 67%              8 54%               7
12
Ernährungs-
beratung 43%               3 50%               9 33%               2 54%               7 50%               3 25%               2 59%                10 42%               5 54%               7
Nein Stimmen
Gesamt 7 Männer 18 Frauen unter 36 36-50 über 50 Beamter Beschäftigter Vollzeit Teilzeit
18
mobiler
Masseur 29%               2 28%               5 83%               5 15%               2 0 37,5%            3 24%                  4 33%               4 23%               3
16
Entspannungs-
kurs 43%               3 33%               6 33%               2 31%               4 50%               3 37,5%            3 35%                  6 42%               5 31%               4
15
Bewegungs-
kurs 43%               3 39%               7 17%              1 46%               6 50%               3 12,5%            1 53%                  9 33%               4 46%               6
12
Ernährungs-
beratung 57%               4 50%               9 67%              4 46%               6 50%               3 75%               6 41%                  7 58%               7 46%               6
Geschlecht Alter Status Umfang
Die beliebtesten Angebote: aufgeschlüsselt nach den soziodemographischen Daten
Geschlecht Alter Status Umfang
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Frage 14:  Persönliche Einschätzung ± offene Frage 
 
¾ . 
¾ Beteiligung der Mitarbeiter  
¾ Bewegung und Ernährung  
¾ Bewegungsübungen am Arbeitsplatz  
¾ Computerprogramm sinnvoll  
¾  Das man es auch umsetzt  
¾ Dass schnell etwas passiert und es nicht an den Finanzen schei-
tert.  
¾ Die Gemeinde sollte die gesundheitlichen Förderprogramme (z.B. 
VHS) genauso bezahlen wie die anderen Fortbildungsmaßnahmen. 
Es wird hier meiner Meinung nach an der falschen Stelle gespart. 
Eine finanzielle Beteiligung wäre wünschenswert.  
¾ Die Qualität der Angebote, Kosten ggf. in erschwinglichem Rahmen  
¾  Ein Sanitäts- oder Ruheraum mit einer sauberen Liege wäre sehr 
wichtig. Kurze Fitneß-oder Dehnübungen für den Arbeitsplatz wä-
ren sinnvoll.  
¾ Ein harmonisches Betriebsklima wäre mir am wichtigsten, ob sich 
dies mit Ihren Vorstellungen eines Gesundheitsmanagements ver-
einbaren lässt, kann ich nicht sagen. Ich vermute, dass Ihre Inte-
resse eher auf körperliche Gesundheit ausgerichtet ist.  
¾ Eine gute Aufklärung über z.B. Bewegung, Ernährung, Diäten etc. 
Beim Thema "Ernährung" wäre es auch gut zu wissen, wo kauft 
man z.B. gutes Gemüse, Obst etc. ein. Ein Gesund-Kochkurs oder 
"wie koche ich einen schnellen Teller für Berufstätige" für interes-
sierte Mitarbeiter fände bestimmt auch sehr großen Anklang. Super 
wäre es, wenn vielleicht diverse Sportmöglichkeiten nur für Mitar-
beiter der Gemeinde Korb angeboten werden könnten. Ganz toll 
wäre natürlich ein mobiler Masseur.  
¾ Einführung in kleinen Gruppen, Programm auch für Teilzeitkräfte  
¾ Ergonomischer Arbeitsplatz  
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¾ Ernährungstipps Entspannungsübungen 
¾ Fitness-/Bewegungskurs 
¾ Gezielte Impulse, langfristig / dauerhaft angelegt 
¾ Praktikable Ideen, die auch praktisch in den Alltag einfließen kön-
nen 
¾ Punkt 1 Massagen 
¾ Stessbewältigung und Zeitmanagement 
¾ Teamwork Das Computerprogramm wäre ein guter Anfang 
¾ Teilnahme von möglichst vielen Mitarbeitern  
Die Erfahrungen/Erkenntnisse auch in der Freizeit nutzen zu kön-
nen 
¾ Wenn mehr Personal in manchen Stellen eingesetzt werden wür-
den, würden dadurch weniger psychische Belastungen in Form von 
Stress auftauchen, dies würde sich auf die Gesundheit nur positiv 
auswirken. 









Angebot für Organisationen und Betriebe 
Warum fit@work? 
Körperliche und psychische Überlastung ist zwangsläufige Ursache für 
Leistungsminderung und Erkrankungen und somit Ausfallzeiten und Pro-
duktionseinbußen in Betrieben. 
Rückenschmerzen, zu betrachten als erstes deutlich warnendes Überlas-
tungssymptom, sind die häufigste Ursache von Krankschreibungen. Am 
Beispiel Deutschland verursachen gegenwärtig Krankheiten von Wirbel-
säule und Rücken bereits jährlich 3,7 Millionen Krankschreibungen. Bun-
desweit fallen jährlich fast 35 Millionen Arbeitstage rückenbedingt aus, das 
heißt an jedem Tag fehlten alleine in Deutschland statistisch gesehen 
mehr als 93.000 Beschäftigte wegen Rückenschmerzen an ihrem Arbeits-
platz. Dies kostet die Unternehmen, den Betroffenen und die Gemein-
schaft viel Zeit und Geld und hat auch gesamtwirtschaftliche Folgen. 
Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer und Direktoren leiden selber häufig 
unter genannten Beschwerden, doch gleichzeitig sind Sie auch verant-
wortlich für die Gesundheit ihrer Angestellten. Die Prävention im Sinne 
von Absicherung ist demnach ein sehr wichtiges Thema für jeden Einzel-
nen und besonders jede Unternehmensleitung. 
Was ist fit@work? 
fit@work ist eine gleichermaßen praktische wie einzigartige Software-
Lösung zur Gesundheitsprävention, Kosteneinsparung und Produktivitäts-
steigerung mit der Zielsetzung die geschilderte Problematik zu bändigen. 
Sie wurde von einem Kybernetiker (Kybernetik = die Kunst des Steuerns) 
in Kooperation und regem Austausch mit zahlreichen Medizinern, Ge-
sundheits- und Trainingsexperten und einer Vielzahl betroffener Nutzer 
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aus aller Welt entwickelt und sorgt mit sorgfältig ausgewählten Übungen 
und einer individuell konfigurierbaren Erinnerungs-Automatik für gesünde-
re, motiviertere und belastbarere Mitarbeiter. 
In regelmäßigen Abständen erscheinen Ihre virtuellen Trainer Kim oder 
Tim auf Ihrem Bildschirm. Sie geleiten Sie zu gesundheitsbewußtem Ar-
beiten, indem sie Sie regelmäßig zu kurzen regenerativen Entspannungs-
pausen animieren und Ihnen gleichzeitig oder bei Bedarf jederzeit auf 
Knopfdruck erreichbar abwechslungsreiche, speziell für PC-Arbeitsplätze 
entwickelte und in attraktiver Echtzeit-3D Technologie präsentierte Übun-
gen anbieten. Die 3D Animationen bewirken ein sehr motiviertes, präzises 
und einfach nachvollziehbares Ausführen der Übungen. Körperliche wie 
psychische stressbedingte Überlastungen können in dieser Kombination 
selbstverantwortlich langfristig und dauerhaft vermieden und ausgeglichen 
werden. 
fit@work kann ganz nach Wunsch und je nach aktuellem persönlichem 
Befinden täglich oder auch nur gezielt bei aufkommenden Beschwerde-
symptomen verwendet werden. fit@work ist präsent direkt am Ort des Ge-
schehens, dem Ort an dem sich mit Computern arbeitende Menschen 
häufig aufhalten und somit am frühesten möglicher Überlastung ausge-
setzt sind, und dient so sowohl der persönlichen Überlastungssicherung, 
als auch der Absicherung des Arbeitgebers. 
fit@work unterstützt Betriebsärzte, Gesundheitsmanager, -berater und -
therapeuten in Ihrer Arbeit und ist ganz besonders dort wichtig, wo diese 
Posten, egal aus welchen Gründen, nicht oder nicht ausreichend besetzt 
oder in Ihren Kapazitäten überfordert sind. Da es diesen Menschen oft 
schwer möglich ist überall gleichzeitig und im gleichen Maße präsent zu 
sein, dient Ihnen fit@work als deren verlängerter Arm und ermöglicht eine 
effiziente kostengünstige Grundversorgung und sie können sich somit ver-
stärkt weiteren nicht weniger wichtigen Aufgaben widmen. 
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fit@work ist entstanden, weil eine solche leichte Lösung möglichst allen 
mit Computern arbeitenden Menschen schnell zugänglich und anwender-
freundlich zur Verfügung stehen soll. Dass regelmäßige Prävention nach-
haltig hilft und schützt und persönliche Weiterentwicklung in Bewegung 
setzt und fördert, wissen Menschen, die das Leben selbst gelehrt hat 
i.d.R. bereits besser, denn nicht für jeden sofort nachvollziehbare gutge-
meinte Vorträge, Ratschläge und Bücher. Gleichermaßen entwickelt sich 
auch fit@work selbst regelmäßig weiter und wird darin gefördert, je mehr 
es genutzt und somit auch deren Entwicklerteam unterstützt wird. Beidsei-
tige Balance zwischen Geben und Nehmen, ebenso zwischen Tun und 
Ruhn, erzeugt Regeneration und gesundes Wachstum. In der Ruhe liegt 
die Kraft und ermöglicht in Folge kraftvolles bedachtes Handeln. 
Pilotierung 
Der Betrieb stellt allen oder einer Auswahl Ihrer an PC´s tätigen Mitarbei-
ter fit@work in einer 3-monatigen Kennenlernphase zur Verfügung. 
Im 3. Monat der Verwendung erfolgt eine betriebsinterne Umfrage, mit 
dem Ziel, Akzeptanz und Effizienz von fit@work bei den Mitarbeitern zu 
erfassen und festzustellen, wieviele Kollegen dieses präventive Angebot 
auf Anhieb als Bereicherung empfinden und weiterhin zur Verfügung ge-
stellt zu bekommen wünschen. Gleichzeitig erzeugt dies in jedem Einzel-
nen die Aufgabe sich persönlich mit dem Thema Prävention und Gesund-
heit auseinanderzusetzten und sich im folgenden in seinem Arbeitsumfeld 
verantwortungsvoll auszutauschen. 
Die konkrete Nutzung kann und wird im Laufe der Zeit erfahrungsgemäß 
variieren, wie auch jeder Mitarbeiter je nach persönlicher Belastung seine 
individuellen Phasen durchläuft und je nach aktuellem persönlichem Be-
finden solche präventiven Maßnahmen häufiger oder seltener für sich in 
Anspruch nehmen wird. Wie dies für Ihn richtig ist, zeigt ihm/ihr immer die 
Zeit, besser sofort vertrauensvolle Vorbilder. Daher obliegt es besonders 
der Verantwortung des Arbeitgebers weitsichtig zu handeln, denn erfah-
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rungsgemäß bestehen bei manchen Menschen persönliche Unkenntnis, 
Hemmnisse und Blockaden, die einer ebensolchen persönlichen, gele-
gentlich nicht schmerzfreien, Erfahrung bedürfen um sie zu lösen. In letz-
terem nicht erstrebenswerten Fall, dient es gerade der Absicherung sei-
tens des Arbeitgebers, grundsätzlich jedem Mitarbeiter dauerhaft ein in 
seinem Betrieb bereits weitläufig akzeptiertes präventiv wirkendes Hilfsmit-
tel zur Verfügung gestellt zu haben. Dies dient nicht nur der Absicherung 
des Wohlergehens jedes Einzelnen, sondern auch der Gemeinschaft, de-
ren wichtiger Bestandteil jeder Einzelne ist und je mehr Verantwortung er 
darin trägt, um so mehr, ganz besonders im Hinblick auf den Gesamtzu-
stand, Erfolg und Erreichen der Ziele des Betriebes. 
Erste Referenzkunden 
Südwestrundfunk SWR seit 2001  
Landeshauptstadt Stuttgart seit 2005  
Evangelische Landeskirche in Württemberg seit 2009  
Marketing Baden-Württemberg seit 2010  
Bundeskriminalamt BKA seit 2005  
Bundesamt für Naturschutz seit 2009  
DENIC seit 2010  
Justizsenat Berlin  
Provinzial Versicherung seit 2007  
BASF Coatings  
Liebherr seit 2008  
Elastogran seit 2007  
Siemens Mobile (fit@work mobile vorinstalliert auf jedem S55 Mobiltele-
fon: >13Mio)  
Münchner Kapitalanlage AG seit 2008  
Max-Planck-Institut Rostock  
Ersatzkasse Schleswig-Holstein  
Wirtschaftsministerium Schleswig-Holstein  
Landeszeitung Lüneburger Heide seit 2007  
Landesamt für Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein  
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Landesamt für Straßen- und Verkehrswesen Hessen seit 2007  
Stadtwerke Leipzig  
Stadtwerke Kiel seit 2006  
Studienbeihilfebehörde Wien seit 2008  
IVENTA Management Consulting Wien seit 2006 
 
Bereitstellungspreise Basisversion fit@work 
Alle Preise zzgl MWST, Stand 26.08.2011 
Kennenlernphase für alle Mitarbeiter 
Anzahl PC-Arbeitsplätze =  50
 
Laufzeit Monate =  3 
Mengenrabatt = 2,5 % 
Lizenzpreis = 2,6 ¼SUR0LWDUEHLWHUSUR0RQDW 
Erstinstallationssupport pro Intra-
netnetzwerk =  
50 ¼HLQPDOLJ 
Optional: Personalisierung mit Fir-
menlogo =  
50 ¼HLQPDOLJ 
Gesamtpreis =  100 ¼HLQPDOLJ 
plus    130 ¼PRQDWOLFK 
bzw.    390 ¼IUGHQDQJHJ=HLWUDXP 
Verlängerung 
Anzahl PC-Arbeitsplätze =  50
 
Laufzeit Monate =  12 
Mengenrabatt = 2,5 % 
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Lizenzpreis = 1,63¼SUR0LWDUEHLWHUSUR0RQDW 
Gesamtpreis =  81,25 ¼PRQDWOLFK 
bzw.    975 ¼IUGHQDQJHJ=HLWUDXP 
 
Steuervorteil 
An dieser Stelle sei erwähnt, dass auch seitens der Betriebe grundsätzlich 
vom Staat festgelegte Abschreibungsmöglichkeiten für gesundheitsprä-
ventive Maßnahmen existieren, die es je nach aktueller Steuergesetzge-
bung am Betriebsort/land möglichst optimal auszuschöpfen gilt. So be-
steht z.B. LQ'HXWVFKODQGQHXHUGLQJVGLH0|JOLFKNHLWMlKUOLFKELV]X¼
pro Mitarbeiter für gesundheitspräventive Maßnahmen steuerlich geltend 
zu machen. Link 
Kontakt und weitere Informationen 
http://www.fitatwork.com 
 
© 1999 - 2011 fit@work ® fitatwork.com  
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Anlage 10:  Ansprechpartner AOK 
 
Herr Klaus Hage  
Koordinator Betriebliches Gesundheitsmanagement  
AOK - Die Gesundheitskasse Ludwigsburg-Rems-Murr  
Bezirksdirektion der AOK Baden-Württemberg  
Produktmanagement/Kommunikation/Gesundheitsförderung  
Gottlob-Molt-Str. 1, 71636 Ludwigsburg  
Telefon 07141 136-336  
Telefax 07141 136-320  






Anlage 11:  Ansprechpartner UKBW 
 
Frau Alexandra Theiler 







Anlage 12:  Angebot zu einer Einstiegsveranstaltung 
Gesundheitstag mit der AOK 
 





x Die Intention eines Gesundheitstags ist es, das Interesse der Teilnehmer 
durch Selbsterfahrungen, visuelle Reize, Tests und Informationen auf das 
7KHPDÄ*HVXQGKHLW³]XOHQNHQ 
 
x Häufig gelingt es an einem Gesundheitstag, Teilnehmer auf bisher ver-
borgene, latente Risiken aufmerksam zu machen, die es dann letztlich 
vom Hausarzt abzuklären gilt. 
 
x Der Gesundheitstag sollte zeitlich begrenzt sein und den Teilnehmern in-
nerhalb ihrer Arbeitszeit die Möglichkeit geben, die verschiedenen Vorträ-




1. Thema Ernährung (2 Tische auf 3x4m Fläche): 
Es werden zwei exemplarische Tage einer typischen Verpflegung aufgebaut: 
a. ...was "Mann" so bekommt in Kantine, Fast Food Ketten ... 
und im Vergleich dazu  
b. ...wie es aussehen sollte.  
Dazu wird die entsprechende Fett und Zuckermenge exemplarisch dargestellt. 
 
2. Thema Gesundheit allgemein (1 Tisch auf 3x3mFläche) 
 
x allg. Beratung zu den Themen Ernährung, Bewegung, Entspannung; wei-




Warum bestimmt man den Körperfettgehalt und nicht nur das Gewicht? 
Wenn man sein Gesamtgewicht auf der Waage ermittelt, weiß man nichts über 
den wirklichen Fettanteil im Körper. Ein erhöhter Körperfettanteil aber stellt ein 
gesundheitliches Risiko dar. Mit dem Gewicht alleine kann also keine Aussage 
über die körperliche Fitness getroffen werden. 
 
3. AOK-Rauschbrillen-Parcour (Thema "Sinneswahrnehmung", 3x3m Flä-
che) 
 
Diese Station reißt die Teilnehmer aus ihrer Arbeitssituation und macht deutlich, 





x 20min Massagen 
x Schnupperkurse zu ausgewählten Bewegungs- oder Entspannungsange-
boten $XWRJHQHV7UDLQLQJ5FNHQWUDLQLQJÄ)LWDP$UEHLWVSODW]³HWF- 








x Wie sieht die persönliche Work-Life-Balance aus? 
x Welche Selbstmanagement-Kompetenzen fördern Work-Life-Balance? 
x Wie können diese Kompetenzen entwickelt und ausgebaut werden? 
x Was können Unternehmen und Führungskräfte zur Work-Life-Balance ih-








x Wie funktioniert körperliches Training? 
x Was verändert sich im Körper? 
x Wo liegen die positiven Effekte? 
x Was für Sportarten bieten sich an? 
x Wie häufig und intensiv muss ich trainieren? 
x Wie sichere ich langfristiges Training? 
 
 




x Die für das Unternehmen zuständige Berufsgenossenschaft 
 
Die Berufsgenossenschaften haben wie die gesetzlichen Krankenkassen einen 
präventiven Auftrag und können wertvolle Informationen zum Thema Arbeits- und 
Gesundheitsschutz liefern. 
 
x Der/Die für das Unternehmen zuständige Betriebsarzt/-ärztin 
 
Er/Sie gibt sich bei einem Gesundheitstag den Beschäftigten als ihr Betriebsarzt 
zu erkennen und unterstreicht durch Blutdruck-, Zucker- oder Cholesterinmes-





Anlage 13:  Angebot mobiler Masseur 





Anlage 14:  Angebot Entspannung 




Stress am Arbeitsplatz verursacht Milliarden 
Kosten




























Investition des Unternehmens Investition des Mitarbeiters
steuerlich absetzbar
Zuschuß für die Mitarbeiter





Bsp. 10.00 ± 10.20 Uhr
10.20 ± 10.40 Uhr
10.40 ± 11.00 Uhr
11.00 ± 11.20 Uhr
11.20 ± 11.40 Uhr
11.40 ± 12.00 Uhr
12.00 ± 12.20 Uhr
12.20 ± 12.40 Uhr
12.40 ± 13.00 Uhr
Kosten
Massage a 20 min 18 ¼







Bsp. 10.00 ± 10.20 Uhr
10.20 ± 10.40 Uhr
10.40 ± 11.00 Uhr
11.00 ± 11.20 Uhr
11.20 ± 11.40 Uhr
11.40 ± 12.00 Uhr
12.00 ± 12.20 Uhr
12.20 ± 12.40 Uhr
12.40 ± 13.00 Uhr
Kosten
3 Std.pro Woche 120 ¼
Organisationspauschale für
Vorbereitung
Absprachen mit den Verantwortlichen
Konzeption individuell auf das Unternehmen
250 ¼
Regelmäßige Organisation 
100 ¼ pro Monat
 
Das bewegte Büro
Gern unterbreite ich Ihnen ein Angebot für Sie und Ihre Mitarbeiter.














βετριεβλιχηερ Γεσυνδηειτσφρδερυνγ ιν Ευροπα
→ 
Σειτ 1996 εξιστιερτ δασ Ευροπι−
σχηε Νετζωερκ φρ βετριεβλιχηε
Γεσυνδηειτσφρδερυνγ. Αν διεσερ
Ινιτιατιϖε βετειλιγεν σιχη Ινστιτυτιο−
νεν αυσ αλλεν 15 Μιτγλιεδσσταατεν
δερ Ευροπισχηεν Γεµεινσχηαφτ
υνδ διε δρει Λνδερ δεσ Ευροπι−
σχηεν Ωιρτσχηαφτσραυµεσ − Νορ−
ωεγεν, Λιεχητενστειν υνδ Ισλανδ. 
Γρυνδλαγε δερ Αρβειτ διεσεσ Νετζ−
ωερκεσ ιστ δασ Γεµεινσχηαφτσ−
προγραµµ δερ Ευροπισχηεν
Υνιον ζυρ Γεσυνδηειτσφρδερυνγ, 
−αυφκλρυνγ υνδ −ερζιεηυνγ. Σεινε
Ακτιϖιττεν ωερδεν ϖον δερ Ευρο−
πισχηεν Κοµµισσιον (∆Γ ς)
γεφρδερτ. ∆ιε Μιτγλιεδερ σινδ
γρ♣τεντειλσ σταατλιχηε Ινστιτυτιο−
νεν δεσ Αρβειτσσχηυτζεσ υνδ δεσ
φφεντλιχηεν Γεσυνδηειτσδιενστεσ. 
Μιτ δερ Λυξεµβυργερ ∆εκλαρατιον1
ηαβεν σιχη διε Μιτγλιεδερ δεσ
Νετζωερκεσ αυφ εινε γεµεινσαµε
∆εφινιτιον βετριεβλιχηερ Γεσυνδ−
ηειτσφρδερυνγ γεεινιγτ υνδ
Γρυνδστζε φορµυλιερτ, βει δενεν
εσ ινσβεσονδερε υµ Ανφορδερυν−
γεν αν διε Θυαλιττ βετριεβλιχηερ
Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναη−
µεν γεητ. ∆αϖον αυσγεηενδ ωυρ−
δεν ιµ Ραηµεν εινεσ ζωειϕηρι−
γεν Προϕεκτεσ διε ηιερ ϖορλιεγεν−
δεν Θυαλιττσκριτεριεν εντωιχκελτ.
Σιε σολλεν αλλεν, διε ιν δερ Πραξισ
φρ Γεσυνδηειτ αµ Αρβειτσπλατζ
ζυστνδιγ σινδ, Ηιλφεστελλυνγ φρ
διε Πλανυνγ υνδ ∆υρχηφηρυνγ
θυαλιτατιϖ ηοχηωερτιγερ υνδ ερφολγ−
ρειχηερ Γεσυνδηειτσφρδερυνγσ−
µα♣ναηµεν γεβεν. 
Αυφ δερ Γρυνδλαγε δερ ηιερ φορµυ−
λιερτεν Κριτεριεν ωυρδε ειν Φραγε−
βογεν κονστρυιερτ, δερ εσ Οργανι−
σατιονεν ερµγλιχητ, οηνε γρο♣εν
Αυφωανδ διε Θυαλιττ ιηρερ βετριεβ−
λιχηεν Γεσυνδηειτσπολιτικ σελβστ
εινζυσχητζεν. ∆ερ Φραγεβογεν
ιστ εβενφαλλσ βειµ ΒΚΚ Βυνδεσ−
ϖερβανδ ερηλτλιχη. 
∆ιε ηιερ ϖορλιεγενδεν Θυαλιττσκρι−
τεριεν βετριεβλιχηερ Γεσυνδηειτσ−
φρδερυνγ σινδ δασ Εργεβνισ εινεσ
ιντενσιϖεν Βερατυνγσ− υνδ Αβστιµ−
µυνγσπροζεσσεσ υντερ δεν ιµ
Ευροπισχηεν Νετζωερκ ϖερτρετε−
νεν Εξπερτεν. Αλλεν Μιτωιρκενδεν
σει αν διεσερ Στελλε νοχη εινµαλ




Νατιοναλε Κοντακτστελλε ιµ Ευρο−
πισχηεν Νετζωερκ φρ βετριεβλιχηε
Γεσυνδηειτσφρδερυνγ
ςορωορτ
1 “∆ιε Λυξεµβυργερ ∆εκλαρατιον ζυρ βετριεβλιχηεν Γεσυνδηειτσφρ−
δερυνγ ιν δερ Ευροπισχηεν Υνιον ωυρδε αυφ εινεµ Νετζωερκ−
τρεφφεν ιν Λυξεµβυργ (27.−28.11.1997) ϖον δεν Μιτγλιεδερν δεσ
Ευροπισχηεν Νετζωερκεσ φρ διε βετριεβλιχηε Γεσυνδηειτσ−
φρδερυνγ ϖεραβσχηιεδετ.
2 Μιτ Οργανισατιονεν ωερδεν ηιερ δερ Εινφαχηηειτ ηαλβερ αλλε
Αρβειτσστττεν, Βετριεβε υνδ Υντερνεηµεν βεζειχηνετ − σοωοηλ
δερ Πριϖατωιρτσχηαφτ αλσ αυχη δεσ φφεντλιχηεν ∆ιενστεσ, δεσ Προ−
δυκτιονσσεκτορσ γεναυσο ωιε δεσ ∆ιενστλειστυνγσβερειχησ.
Μιτ δερ Ινιτιιερυνγ βετριεβλιχηερ
Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναη−
µεν σινδ ιν δερ Ρεγελ ηοηε
Ερωαρτυνγεν αν δεν Ερφολγ δερ
Μα♣ναηµεν ϖερβυνδεν. Αρβειτγε−
βερ ερηοφφεν νιχητ ζυλετζτ ωιρτ−








νεηµερ σετζεν αυφ µεηρ Λεβενσ−
θυαλιττ δυρχη γρ♣ερε Αρβειτσζυ−
φριεδενηειτ, Αββαυ ϖον Στρε♣, ςερ−
βεσσερυνγ δεσ Βετριεβσκλιµασ υνδ
γερινγερε γεσυνδηειτλιχηε Βελα−
στυνγεν δυρχη διε Αρβειτ.
∆αβει σολλ σιχη Γεσυνδηειτσφρδε−
ρυνγ φρ διε Οργανισατιονεν ρεχη−
νεν: ∆ασ ςερηλτνισ ϖον Κοστεν
υνδ Νυτζεν µυ♣ στιµµεν, ωιε
βει αλλεν ανδερεν Ινϖεστιτιονεν δερ
Οργανισατιον αυχη. Νυρ ωενν
Εφφεκτιϖιττ υνδ Εφφιζιενζ δερ Γε−
συνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναηµεν
γεωηρλειστετ σινδ, βεστεητ εινε
ρεαλιστισχηε Χηανχε, δα♣ σιχη διε
βετριεβλιχηε Γεσυνδηειτσφρδερυνγ
ζυ εινεµ φεστεν Βεστανδτειλ δερ
Υντερνεηµενσπολιτικ εντωιχκελτ.
Βει δερ Ζυσαµµενστελλυνγ δερ 
Κριτεριεν ωυρδε ϖοραυσγεσετζτ,
δα♣ διε γεσετζλιχηεν Βεστιµµυν−
γεν ζυµ Αρβειτσσχηυτζ ερφλλτ σινδ.
∆ιε Κριτεριεν βεσχηρειβεν − νατυρ−
γεµ♣ − εινεν Ιδεαλτψπυσ γεσυνδ−
ηειτσφρδερνδερ Οργανισατιονεν,
δερ ιν δερ Πραξισ σο καυµ ανζυ−
τρεφφεν σειν δρφτε. ∆ιε Κριτεριεν
ωεισεν ϕεδοχη δεν Ωεγ ζυ
γεσυνδεν Μιταρβειτερν ιν γεσυν−
δεν Υντερνεηµεν: Σιε βιετεν




ωελχηεσ ιηρε αυγενβλιχκλιχηε Ποσι−
τιον αυφ διεσεµ Ωεγ ιστ, υνδ ωιε
ωειτ σιε ϖοµ Ζιελζυστανδ εντφερντ
σινδ. 
∆α Οργανισατιονεν βερ υντερ−
σχηιεδλιχηε Ρεσσουρχεν υνδ ςορ−
αυσσετζυνγεν ϖερφγεν, κννεν
υνδ σολλεν διε Κριτεριεν νιχητ ιµ
Σιννε εινεσ αβσολυτεν Μα♣σταβεσ
ϖερστανδεν ωερδεν. Εσ κοµµτ
ϖιελµεηρ δαραυφ αν, οβ διε Οργανι−
σατιον εινε κλαρε Εντωιχκλυνγ ιν
βεζυγ αυφ διε εινζελνεν Κριτεριεν
ερκεννεν λ♣τ. ∆ιεσ βεδευτετ, δα♣
αυχη σολχηε Οργανισατιονεν ιηρε
Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναη−
µεν αλσ γυτε Πραξισ βεγρειφεν
δρφεν, διε βισλανγ νυρ εινεν Τειλ
δερ Κριτεριεν ερφλλεν, σιχη αβερ ιν
διε ριχητιγε Ριχητυνγ ωειτερεντ−
ωιχκελν. 
∆ιε Ζυσαµµενστελλυνγ δερ Θυαλι−
ττσκριτεριεν ιστ ανγελεηντ αν δασ
Μοδελλ δερ Ευροπεαν Φουνδατιον
φορ Θυαλιτψ Μαναγεµεντ.
Εινλειτυνγ
∆ιε Κριτεριεν ωυρδεν ιν σεχησ Βερειχηε εινγετειλτ, διε − ζυσαµµενγε−
νοµµεν − ειν υµφασσενδεσ Βιλδ ϖον δερ Θυαλιττ βετριεβλιχηερ
Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναηµεν εργεβεν:
Βετριεβλιχηε Γεσυνδηειτσφρδε−
ρυνγσµα♣ναηµεν σινδ οφτ νιχητ
αυσρειχηενδ ιν Στρυκτυρεν υνδ
Ρουτινεν δερ Οργανισατιον ιντε−
γριερτ. Σο βλειβτ εσ ηυφιγ βει ειν−
ζελνεν, ζειτλιχη βεφριστετεν Προϕεκ−
τεν, διε − σελβστ ιµ Φαλλε εινεσ
ερφολγρειχηεν Αβσχηλυσσεσ − ωεδερ
αυφ ανδερε Βερειχηε δερ Οργανι−
σατιον αυσγεδεηντ νοχη ζυρ δαυ−
ερηαφτεν Εινριχητυνγ ωερδεν. Ειν
ωειτερεσ, ηυφιγ ζυµ Σχηειτερν
βετριεβλιχηερ Γεσυνδηειτσφρδε−
ρυνγσµα♣ναηµεν φηρενδεσ
Μανκο ιστ δασ Φεηλεν ϖορηεργε−
ηενδερ Βεδαρφσαναλψσεν φρ διε
Αυσωαηλ κονκρετερ Ακτιϖιττεν. 
Βει δερ Ζυσαµµενστελλυνγ δερ
Κριτεριεν ωυρδεν δαηερ Σχηωερ−
πυνκτε γεσετζτ βειµ Αυσµα♣ αν
Σψστεµατικ, µιτ δεµ διε Μα♣ναη−
µεν δυρχηγεφηρτ ωερδεν, βειµ
Γραδ δερ ∆υρχηδρινγυνγ σοωιε
δερ Ιντεγρατιον ιν δερ Οργανισα−
τιον.
1. Βετριεβλιχηε Γεσυνδηειτσφρδερυνγ (ΒΓΦ) υνδ 
Υντερνεηµενσπολιτικ
2. Περσοναλωεσεν υνδ Αρβειτσοργανισατιον
3. Πλανυνγ βετριεβλιχηερ Γεσυνδηειτσφρδερυνγ
4. Σοζιαλε ςεραντωορτυνγ
5. Υµσετζυνγ βετριεβλιχηερ Γεσυνδηειτσφρδερυνγ














∗ Ζυ δεν ςοραυσσετζυνγεν ζηλεν αλλε ςερφαηρενσωεισεν υνδ Στρυκτυρεν, διε εινε γεσυνδηειτσφρδερνδε Οργανισατιον βεντιγτ. 




Εινε ωεσεντλιχηε ςοραυσσετζυνγ φρ δεν Ερφολγ βετριεβλιχηερ Γεσυνδ−
ηειτσφρδερυνγ βεστεητ δαριν, δα♣ σιε αλσ Φηρυνγσαυφγαβε ωαηργε−
νοµµεν ωιρδ υνδ ιν βεστεηενδε Μαναγεµεντσψστεµε ιντεγριερτ ιστ.
∆ιε Οργανισατιον ϖερφγτ βερ εινε σχηριφτλιχηε Υντερνεηµενσ−
λειτλινιε ζυρ βετριεβλιχηεν Γεσυνδηειτσφρδερυνγ. 
∆ιε Φηρυνγσκρφτε στεηεν ηιντερ δεν Ινηαλτεν δερ Λειτλινιε υνδ τραγεν
ακτιϖ δαζυ βει, σιε µιτ Λεβεν ζυ φλλεν. 
∆ιε Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναηµεν σινδ ιν διε βεστεηενδεν 
Οργανισατιονσστρυκτυρεν υνδ −προζεσσε γυτ ιντεγριερτ.
∆ιε Οργανισατιον στελλτ γενγενδ Ρεσσουρχεν (Βυδγετ, Περσοναλ, Ρυµε,
Ωειτερβιλδυνγ ετχ.) φρ διε βετριεβλιχηε Γεσυνδηειτσφρδερυνγ ζυρ 
ςερφγυνγ.
Μαναγεµεντ / Υντερνεηµενσλειτυνγ πρφεν ρεγελµ♣ιγ δεν Φορτσχηριττ δερ
Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναηµεν.
Τηεµεν δερ βετριεβλιχηεν Γεσυνδηειτσφρδερυνγ σινδ Βεστανδτειλ δερ 
Αυσ− υνδ Φορτβιλδυνγ (σπεζιελλ δερ Φηρυνγσκρφτε).
Αλλε Μιταρβειτερ ηαβεν Ζυγανγ ζυ ωιχητιγεν γεσυνδηειτσρελεϖαντεν 











∆ιε ωιχητιγστε Αυφγαβε γεσυνδηειτσγερεχητερ Περσοναλφηρυνγ υνδ
Αρβειτσοργανισατιον βεστεητ δαριν, διε Φηιγκειτεν δερ Μιταρβειτερ βει
δερ Αρβειτσγεσταλτυνγ ζυ βερχκσιχητιγεν. Φρ δεν Ερφολγ βετριεβ−
λιχηερ Γεσυνδηειτσφρδερυνγ ιστ δαβει αυσσχηλαγγεβενδ, δα♣ αλλε









Αλλε Μιταρβειτερ ϖερφγεν βερ διε Κοµπετενζεν (αυχη γεσυνδηειτλιχηερ
Αρτ), διε σιε βεντιγεν, υµ ιηρε Αρβειτσαυφγαβεν ζυ βεωλτιγεν βζω. σιε
ερηαλτεν Γελεγενηειτ, διεσε Κοµπετενζεν ζυ ερωερβεν.
∆ιε Αρβειτσαυφγαβεν σινδ σο οργανισιερτ, δα♣ σψστεµατισχηε βερ− υνδ 
Υντερφορδερυνγ ϖερµιεδεν ωερδεν. 
∆εν Μιταρβειτερν στεηεν νιχητ νυρ γενερελλ Μγλιχηκειτεν ζυρ βερυφλιχηεν 
Ωειτερεντωιχκλυνγ οφφεν; σολχηε Εντωιχκλυνγσµγλιχηκειτεν ωερδεν γεζιελτ
δυρχη αρβειτσοργανισατορισχηε Μα♣ναηµεν γεσχηαφφεν. 
Αλλε Μιταρβειτερ ερηαλτεν Γελεγενηειτ, σιχη ιν Φραγεν δερ Γεσυνδηειτ αµ 
Αρβειτσπλατζ ακτιϖ ζυ βετειλιγεν.
∆ιε ςοργεσετζτεν υντερσττζεν ιηρε Μιταρβειτερ υνδ φρδερν ειν γυτεσ 
Αρβειτσκλιµα.
Βει Ρχκκεηρ αν δεν Αρβειτσπλατζ ναχη λνγερερ Αρβειτσυνφηιγκειτ τριφφτ διε
Οργανισατιον Μα♣ναηµεν ζυρ Ωιεδερεινγλιεδερυνγ δερ Μιταρβειτερ 
(βεσονδερσ δερ ερωερβσγεµινδερτεν).
∆ιε Οργανισατιον φρδερτ δυρχη γεζιελτε Μα♣ναηµεν διε βεσσερε 




Βετριεβλιχηε Γεσυνδηειτσφρδερυνγ ιστ δανν ερφολγρειχη, ωενν σιε αυφ
εινεµ κλαρεν Κονζεπτ βασιερτ, δασ φορτλαυφενδ βερπρφτ, ϖερβεσσερτ
υνδ αλλεν Μιταρβειτερν βεκανντ γεµαχητ ωιρδ.
∆ιε Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναηµεν ερστρεχκεν σιχη αυφ διε γεσαµτε
Οργανισατιον υνδ ωερδεν δορτ ιν αλλεν Βερειχηεν βεκανντγεµαχητ.
∆ιε Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναηµεν βασιερεν αυφ εινερ σοργφλτιγεν
υνδ ρεγελµ♣ιγ ακτυαλισιερτεν Ιστ−Αναλψσε, διε σιχη αυφ γεσυνδηειτσρελε−
ϖαντε Ινφορµατιονεν σττζτ: Αρβειτσβελαστυνγεν, Γεσυνδηειτσινδικατορεν,
συβϕεκτιϖ ωαηργενοµµενε Βεσχηωερδεν, Ρισικοφακτορεν, Υνφαλλγεσχηε−
ηεν, Βερυφσκρανκηειτεν, κρανκηειτσβεδινγτε Φεηλζειτεν, Ερωαρτυνγεν αλλερ
βετριεβλιχηεν Ακτευρε, ινσβεσονδερε δερ Βεσχηφτιγτεν.
∆ιε γεσαµτε Βελεγσχηαφτ ωιρδ αυφ δεµ Ωεγε δερ ιντερνεν φφεντλιχηκειτσ−







Φρ δεν Ερφολγ βετριεβλιχηερ Γεσυνδηειτσφρδερυνγ ιστ αυχη εντσχηει−
δενδ, οβ υνδ ωιε διε Οργανισατιον ιηρερ ςεραντωορτυνγ ιµ Υµγανγ
µιτ δεν νατρλιχηεν Ρεσσουρχεν γερεχητ ωιρδ. Σοζιαλε ςεραντωορτυνγ
σχηλιε♣τ διε Ρολλε δερ Οργανισατιον αυφ λοκαλερ, ρεγιοναλερ, νατιοναλερ




∆ιε Οργανισατιον ηατ κλαρ δεφινιερτε ςορκεηρυνγεν γετροφφεν (ζ.Β. δυρχη
ειν Υµωελτσχηυτζ−Μαναγεµεντσψστεµ), µιτ δενεν σχηδλιχηε 
Αυσωιρκυνγεν αυφ Μενσχη υνδ Υµωελτ σο ωειτ ωιε µγλιχη 
αυσγεσχηλοσσεν ωερδεν.
∆ιε Οργανισατιον υντερσττζτ ακτιϖ γεσυνδηειτσβεζογενε, σοζιαλε, κυλτυρελ−




Βετριεβλιχηε Γεσυνδηειτσφρδερυνγ υµφα♣τ Μα♣ναηµεν ζυρ γεσυνδ−
ηειτσγερεχητεν Αρβειτσγεσταλτυνγ υνδ Υντερσττζυνγ γεσυνδηειτσγε−
ρεχητεν ςερηαλτενσ. Ερφολγρειχη ιστ σιε δανν, ωενν διεσε Μα♣ναηµεν
δαυερηαφτ µιτεινανδερ ϖερκνπφτ σινδ υνδ σψστεµατισχη δυρχηγεφηρτ
ωερδεν.
Εσ εξιστιερτ ειν Στευερκρεισ, εινε Προϕεκτγρυππε οδερ ειν ηνλιχηεσ Γρε−
µιυµ ιν δερ Οργανισατιον, δασ διε Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναηµεν
πλαντ, βερωαχητ υνδ αυσωερτετ. Ιν διεσεµ Γρεµιυµ σινδ αλλε γεσυνδ−
ηειτσβεζογενεν Σχηλσσελφυνκτιονεν δερ Οργανισατιον ϖερτρετεν.
Αλλε φρ Πλανυνγ υνδ Υµσετζυνγ δερ Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναηµεν
ερφορδερλιχηεν Ινφορµατιονεν (ιντερνε υνδ εξτερνε) ωερδεν σψστεµατισχη
υνδ ρεγελµ♣ιγ ζυσαµµενγετραγεν.
Φρ αλλε Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναηµεν ωερδεν Ζιελγρυππεν υνδ
θυαντιφιζιερβαρε Ζιελε φεστγελεγτ.
Εσ ωερδεν σοωοηλ Μα♣ναηµεν ζυρ γεσυνδηειτσγερεχητεν Αρβειτσ− υνδ
Οργανισατιονσγεσταλτυνγ αλσ αυχη Μα♣ναηµεν ζυρ Φρδερυνγ γεσυνδ−
ηειτσγερεχητεν ςερηαλτενσ δυρχηγεφηρτ υνδ µιτεινανδερ ϖερκνπφτ.










∆ερ Ερφολγ βετριεβλιχηερ Γεσυνδηειτσφρδερυνγ κανν αν εινερ Ρειηε





∆ιε Αυσωιρκυνγεν δερ δυρχηγεφηρτεν Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναηµεν
αυφ διε Κυνδενζυφριεδενηειτ (Προδυκτε/∆ιενστλειστυνγεν) ωερδεν σψστεµα−
τισχη ερµιττελτ υνδ Κονσεθυενζεν δαραυσ γεζογεν.
∆ιε Αυσωιρκυνγεν δερ δυρχηγεφηρτεν Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναηµεν
αυφ διε Ζυφριεδενηειτ δερ Βεσχηφτιγτεν µιτ ιηρεν Αρβειτσβεδινγυνγεν, δερ
Αρβειτσοργανισατιον, δεµ Φηρυνγσστιλ υνδ δεν Βετειλιγυνγσµγλιχηκειτεν,
δεν Αρβειτσ− υνδ Γεσυνδηειτσσχηυτζϖορκεηρυνγεν υ. α. ωερδεν σψστεµα−
τισχη ερµιττελτ υνδ Κονσεθυενζεν δαραυσ γεζογεν.
∆ιε Αυσωιρκυνγεν δερ δυρχηγεφηρτεν Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναηµεν
αυφ ωειτερε Γεσυνδηειτσινδικατορεν ωιε Κρανκενστανδ, Υνφαλληυφιγκειτ,
ςερβεσσερυνγσϖορσχηλγε, Ινανσπρυχηναηµε ϖον Γεσυνδηειτσανγεβοτεν,
Αυσπργυνγ ρελεϖαντερ Ρισικοφακτορεν υ. α. ωερδεν σψστεµατισχη ερµιττελτ
υνδ Κονσεθυενζεν δαραυσ γεζογεν.
∆ιε Αυσωιρκυνγεν δερ δυρχηγεφηρτεν Γεσυνδηειτσφρδερυνγσµα♣ναηµεν
αυφ ωιρτσχηαφτλιχη ρελεϖαντε Φακτορεν ωιε Περσοναλφλυκτυατιον, Προδυκτιϖιττ,





Γεσυνδε Μιταρβειτερ ιν γεσυνδεν Υντερνεηµεν
∆ασ Ευροπισχηε Νετζωερκ φρ βετριεβλιχηε Γεσυνδηειτσφρδερυνγ ωιρδ ϖον δερ Ευροπισχηεν Κοµµισσιον φινανζιελλ
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1     Präambel 
 
Die Landeshauptstadt Stuttgart zielt mit der „Dienstvereinbarung zur Gesundheits- 
förderung am Arbeitsplatz” darauf ab, die Ursachen von betrieblichen 
Gesundheitsgefährdungen und Gesundheitsschäden zu analysieren, auf deren 
Beseitigung hinzuwirken und so den Gesundheitszustand der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zu erhalten und zu verbessern.  
Dabei geht die Landeshauptstadt Stuttgart von einem umfassenden 
Gesundheitsbegriff aus, wie er in dem grundlegenden Dokument der WHO zur 
Gesundheitsförderung, der 1986 beschlossenen Ottawa-Charta, niedergelegt ist: 
 „Gesundheitsförderung zielt auf einen Prozess, allen Menschen ein höheres Maß 
an Selbstbestimmung über ihre Lebensumstände und Umwelt zu ermöglichen und 
sie damit zur Stärkung ihrer Gesundheit zu befähigen." (...) „Gesundheit entsteht 
dadurch, dass man sich um sich selbst und für andere sorgt, dass man in der Lage 
ist, selber Entscheidungen zu fällen und eine Kontrolle über die eigenen 
Lebensumstände auszuüben, sowie dadurch, dass die Gesellschaft, in der man 
lebt, Bedingungen herstellt, die allen ihren Bürgern die Möglichkeit der Gesundheit 
erlaubt.”  (...) 
„Veränderte Lebens-, Arbeits- und Freizeitbedingungen haben entscheidenden 
Einfluss auf die Gesundheit. Die Art und Weise, wie eine Gesellschaft die Arbeit, 
die Arbeitsbedingungen und die Freizeit organisiert, sollte eine Quelle der 
Gesundheit und nicht der Krankheit sein. Gesundheitsförderung zielt auf Arbeits- 
und Lebensbedingungen ab, die sicher, anregend, befriedigend und freudvoll sind”. 
Bei der Entstehung und dem Verlauf von Krankheiten spielen die 
Arbeitsbedingungen eine bedeutende Rolle. Hierbei stehen neben exakt messbaren 
und spezifisch wirkenden Belastungsfaktoren eher unspezifische 
Belastungskonstellationen, die als psychosozialer Stress ganz unterschiedliche 
Beschwerdebilder hervorrufen und für die oft keine naturwissenschaftlich 
bestimmbaren „Schädigungsgrenzen” angegeben werden können. 
Als entscheidend für die gesundheitlichen Auswirkungen der Arbeit kann das 
Zusammenwirken von Anforderungen und Belastungen einerseits und 
arbeitsbezogener Kontroll- und Entscheidungsspielräume der Beschäftigten 
andererseits gelten. Eine inhaltlich interessante und abwechslungsreiche Arbeit, 
deren Ablauf und Einteilung von den Beschäftigten relativ selbstständig gestaltet 
werden kann, wirkt sich protektiv und fördernd auf die Gesundheit aus. 
Veränderungen im Arbeitsprozess haben einen umso günstigeren Effekt auf die 
Gesundheit der Beschäftigten, je größer die ihnen bei der Veränderung 
eingeräumten Partizipations- und Einflussmöglichkeiten sind. 
Will man den in der Arbeitswelt liegenden Gesundheitsrisiken adäquat begegnen, 
muss die Einbeziehung der oben aufgeführten Risikofaktoren zum integralen 
Bestandteil der Gesundheitsförderung am Arbeitsplatz werden. Die aktive Gestaltung 
der Tätigkeitsinhalte, der Arbeitsorganisation, der Qualifizierungs- und Personalpolitik 
und des betrieblichen Sozialklimas muss gleichberechtigt an die Seite der 
klassischen Aufgaben des Arbeitsschutzes (Verbesserung der Sicherheitstechnik 
und Minimierung ergonomischer und arbeitsstoffbedingter Risiken) treten. Auch 
ökologische Aspekte müssen einbezogen werden. 
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2     Rahmenbedingungen  
Die EG-Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz (89/391) von 12. Juni 1989 geht von den 
Grundsätzen der Prävention, der menschengerechten Gestaltung der Arbeit und der 
Verknüpfung von Technik, Arbeitsorganisation, Arbeitsbedingungen, sozialen 
Beziehungen und  Einfluss der Umwelt auf den Arbeitsplatz aus. Wörtlich heißt es:  
„Der Arbeitgeber ist verpflichtet, für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der 
Arbeitnehmer in Bezug auf alle Aspekte, die die Arbeit betreffen, zu sorgen." (...) „Im 
Rahmen seiner Verpflichtungen trifft der Arbeitgeber die für die Sicherheit und den 
Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer erforderlichen Maßnahmen, einschließlich der 
Maßnahmen zur Verhütung berufsbedingter Gefahren, zur Information und zur 
Unterweisung, sowie der Bereitstellung einer geeigneten Organisation und der 
erforderlichen Mittel.” 
Das „Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur 
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten 
bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz)” vom 07. August 1996 konkretisiert die o.g. 
EU-Richtlinie. 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes im Sinne dieses Gesetzes sind Maßnahmen zur 
Verhütung von Unfällen bei der Arbeit und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 
einschließlich Maßnahmen der menschengerechten Gestaltung der Arbeit (§ 2,1). 
Zu den Grundpflichten des Arbeitgebers (§ 3) zählen u.a., dass die erforderlichen 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes getroffen werden und ihre Wirksamkeit überprüft 
wird. Die Anpassung der Maßnahmen an sich verändernde betriebliche Bedingungen 
müssen laufend vorgenommen werden und Verbesserungen der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes sind anzustreben. Zur Planung und Durchführung von 
Maßnahmen ist für eine geeignete Organisation zu sorgen und die erforderlichen 
Mittel müssen bereitgestellt werden. Außerdem sind Vorkehrungen zu treffen, dass 
die Maßnahmen bei allen betrieblichen Vorgängen und Tätigkeiten beachtet und in 
die betriebliche Führungsstruktur eingebunden werden. Weiterhin muss der 
Arbeitgeber dafür Sorge tragen, dass die Beschäftigten ihrer Mitwirkungspflicht 
nachkommen können.  
Zu den allgemeinen Grundsätzen (§ 4) gehört es u.a., dass Gefahren an ihrer 
Quelle bekämpft werden und Maßnahmen mit dem Ziel geplant werden, Technik, 
Arbeitsorganisation, sonstige Arbeitsbedingungen, soziale Beziehungen und Einfluss 
der Umwelt auf den Arbeitsplatz sachgerecht zu verknüpfen. 
Die betriebliche Gesundheitsförderung ist ein Teilziel der Landeshauptstadt 
Stuttgart bei der Durchführung der Verwaltungsreform (Ergebnisse der 
Klausurtagung des Gemeinderats in Wart 1997) und ein integraler Bestandteil der 
Personalentwicklung bei der Landeshauptstadt Stuttgart. Sie kann nur mit der 
Akzeptanz und unter Beteiligung der betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
der Führungskräfte, der Personalvertretungen, der Gleichstellungsbeauftragten, der 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit, der Betriebsärzte, dem Betrieblichen Sozialdienst - 
Beratung, Training, Coaching und anderer Fachleute realisiert werden.  
Ein wichtiger Aspekt ist, dass betriebliche Gesundheitsförderung einen Beitrag zur 
Senkung von Fehlzeiten und zur Verbesserung der Arbeitsergebnisse leisten kann 
und damit auch eine wichtige ökonomische Funktion hat.  
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3     Ziele der betrieblichen Gesundheitsförderung 
 
(1) Ziele der betrieblichen Gesundheitsförderung bei der Landeshauptstadt sind: 
 
- Schaffung von geeigneten, zentralen und dezentralen Organisations-   
strukturen für ein leistungsfähiges Gesundheitsmanagement,  
- die konsequente Umsetzung des Gesetzes zur Umsetzung der                 
EG-Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz und weiterer Arbeitsschutzrichtlinien 
vom 07. August 1996, 
- die Verbesserung der ergonomischen Arbeitsplatzgestaltung, 
- die Verbesserung gesundheitsförderlicher bzw. gesundheitserhaltender     
Bedingungen im Arbeitsumfeld, incl. der Anpassung der Arbeitsorganisation 
an die Bedürfnisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,  
- die Verbesserung der Fortbildung, um die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
besser in die Lage zu versetzen den wachsenden Anforderungen an ihre 
Arbeit zu begegnen, 
- die Förderung des Betriebsklimas und der Arbeitszufriedenheit, 
- die aktive Beteiligung der Beschäftigten an Angelegenheiten, die die          
Gesundheit am Arbeitsplatz betreffen, 
- die Berücksichtigung der jeweils besonderen Situation von Frauen und 
Schwangeren, von behinderten, leistungsveränderten und älteren               
Beschäftigten sowie von ausländischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
- die Verbesserung der individuellen Gesundheitskompetenzen der              
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
- das verstärkte Engagement der Führungskräfte und direkten Vorgesetzten 
für die Gesundheitsförderung der Beschäftigten, 
- Reduzierung der Fehlzeiten. 
 
(2) Diese inhaltliche Neubestimmung bedingt eine Neugestaltung der 





4     Maßnahmen zur betrieblichen Gesundheitsförderung 
 
Die betriebliche Gesundheitsförderung setzt auf zwei Ebenen an: 
- Bereichsübergreifenden Rahmenbedingungen und Maßnahmen incl. der 
Schaffung eines steuerungsunterstützenden Controllings. 
- Bereichsbezogenen (dezentralen) Maßnahmen, die in den einzelnen 
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4.1 Bereichsübergreifende Organisationsformen und Maßnahmen 
 
 
4.1.1 Betriebliche Gesundheitsförderung und Arbeitsschutzausschuss 
 
(1) Die Organisation der Arbeitssicherheit ist im Rundschreiben Nr. 15 / 1981 
(Mitteilungen des Bürgermeisteramts, Folge 8/1981) festgelegt.  
 
(2) Zu den Aufgaben des Arbeitsschutzausschusses (Nr. 3 des o.a. 
Rundschreibens) gehören auch die Entwicklung von Maßnahmen und 
Konzepten der betrieblichen Gesundheitsförderung bei den Ämtern und 
Eigenbetrieben der Stadt,  
insbesondere:  
- Initiierung von Projekten zur Reduzierung von krank machenden Faktoren in 
bestimmten Berufsfeldern und Arbeitsbereichen, 
- Empfehlungen zur Einrichtung und Arbeit der amtsbezogenen „Arbeitskreise 
Gesundheit und Soziales (ARGUS)”, 
- Implementierung einer Gesundheitsberichterstattung (incl. anonymisierter 
Fehlzeitenstatistik und -analyse, etc.) und geeignete Maßnahmen der 
Information der Beschäftigten, 
- Empfehlungen für gezielte Gesundheitsförderungsprogramme,  
- Fortschreibung der betrieblichen Suchtprävention nach der 
Dienstvereinbarung Suchtprävention und Suchtkrankenhilfe, 
- die Einbindung in das Projekt „Gesunde Stadt Stuttgart“ und die 
Zusammenarbeit mit dem „Netzwerk Gesunde Kommunalverwaltungen“. 
 
Die Koordination dieser Arbeiten wird von einer Mitarbeiterin / einem Mitarbeiter 
des Haupt- und Personalamts, Abt. Organisation und Personalentwicklung, 
wahrgenommen. Sie / Er wird zu den Sitzungen des  Arbeitsschutzausschusses 
zugezogen. 
 
(3) Der Arbeitsschutzauschuss führt jährlich eine Gesundheitsschutzkonferenz mit 
den „Arbeitskreisen Gesundheit und Soziales” (ARGUS) zum Informations- und 
Meinungsaustausch sowie zur Förderung und Koordinierung von 
Gesundheitsschutzprojekten durch.  
 
(4) Die Schwerbehindertenvertretung sowie je eine Vertreterin / ein Vertreter der 
Gleichstellungsstelle und des Betrieblichen Sozialdienstes können an den 






(1) Im Rahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung arbeiten der 
Arbeitssicherheitstechnische Dienst (AK/Si), der Arbeitsmedizinische Dienst 
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(AK/AM) und der Fachdienst Betriebliche Gesundheitsförderung und 
Sozialarbeit (10-5.4 FGS) eng und vertrauensvoll zusammen. 
 
(2) Für AK/SI und AK/AM gelten die Einsatzzeiten der GUV 0.5 (autonomes Recht 
nach § 15 Abs. 1 SGB VII). 
 
 
4.1.3 Bereichsübergreifende Gesundheitsförderungsprojekte 
 
Bereichsübergreifende Gesundheitsförderungsprojekte dienen dazu, Grundlagen für 
die Gesundheitsförderung in der Stadtverwaltung zu erarbeiten und über die 
Durchführung von Modellprojekten Erfahrungen für bereichsbezogene spezifische 
Projekte zu sammeln. 
Zur unmittelbaren Umsetzung werden folgende Projekte vorgeschlagen: 
(1) Erstellung eines Gesundheitsberichtes über die gesundheitliche Lage der 
Beschäftigten der Stadtverwaltung in Kooperation mit den Krankenkassen. Die 
Zielsetzung dieses betrieblichen Gesundheitsberichts liegt darin, den arbeits-
schutzbezogenen und gesundheitsfördernden Aktivitäten die notwendige 
informatorische Grundlage zu geben. Auf der Grundlage der Datenanalysen 
des betrieblichen Gesundheitsberichts sollen die Verantwortlichen die gesund-
heitliche Situation der Verwaltung oder einzelner Teile systematisch und 
kontinuierlich beobachten und beurteilen können. Insofern stellt der betriebliche 
Gesundheitsbericht eine Entscheidungs- und Informationsgrundlage dar, auf 
dessen Basis die betriebliche Arbeits- und Gesundheitsschutzpolitik formuliert, 
durchgeführt und bewertet werden kann. 
(2) Untersuchung der unterschiedlichen betrieblichen Belastungsprofile im Rahmen 
jeweils eines Pilotprojekts im Bereich eines technischen Amtes mit hoher 
körperlicher Belastung und Außenarbeiten, im Bereich der Krankenhäuser und 
Altenpflegeheime mit vorwiegender Belastung des Muskel- und Skelettsystems 
sowie psychosozialen Stressfaktoren sowie im Bereich der Büro- und 




4.2 Bereichsbezogene Organisationsformen und Maßnahmen 
 
Von großer Bedeutung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind die konkreten 






Die Zuständigkeit für die betriebliche Gesundheitsförderung in den Ämtern und 
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4.2.2 Betriebliche Arbeitskreise Gesundheit und Soziales (ARGUS) 
 
(1) Für die Bearbeitung der dezentralen Problemstellungen wird - soweit noch nicht 
vorhanden – in den Ämtern und Eigenbetrieben jeweils ein „Arbeitskreis 
Gesundheit und Soziales” gebildet oder um Fragen der Gesundheitsförderung 
erweitert.  
 
(2) Sie bestehen aus 
- der Amts-/Eigenbetriebsleitung oder deren Beauftragten, 
- der Leitung der Personalabteilung/Personalstelle,  
- bis zu 2 Vertreterinnen oder Vertretern des örtlichen Personalrats, 
- der Schwerbehindertenvertretung, 
- einer oder einem Sicherheitsbeauftragten, 
- der zuständigen Vertretung des FGS, von AK/Si und AK/AM sowie 
- weiteren Sachverständigen bei Bedarf, z. B. Vertretungen von GUV, BG und 
Krankenkassen oder Beauftragten von Arbeitsbereichen. 
 
(3) Der Arbeitskreis spricht Empfehlungen zur Gesundheitsförderung gegenüber 
der Amts-/Eigenbetriebsleitung aus, nimmt die jährlichen Gesundheitsberichte 
entgegen, macht Vorschläge gegenüber der Amts-/Eigenbetriebsleitung zur 
Einrichtung und Aufgabenstellung für Gesundheitszirkel, sorgt für eine 
Umsetzungskontrolle und Evaluation, bewertet die Ergebnisse durch Soll/Ist-
Abgleich und empfiehlt gegenüber der Amts-/Eigenbetriebsleitung  bei 
gravierenden Abweichungen notwendige Veränderungen. Im ARGUS werden 
die Informationen für die Beschäftigten beraten. 
 
(4)    Der ARGUS tritt auf Einladung der Amts-/Eigenbetriebsleitung oder der von ihr  
beauftragten Organisationseinheit in der Regel zwei bis dreimal jährlich                     
zusammen, bei Bedarf auch häufiger. 
 
 
4.2.3 Gesundheitsbericht und Gesundheitsförderungsprogramm 
 
(1) Ein Gesundheitsbericht, in den die im Betrieb vorhandenen Daten einfließen, 
wird in den Ämtern und Eigenbetrieben jährlich erstellt. Verantwortlich hierfür ist 
die Amts-/Eigenbetriebsleitung. 
 
(2) Gesundheitsberichte sollten enthalten:  
 
- Ergebnisse aus Projekten zur Untersuchung von krank machenden Faktoren   
am Arbeitsplatz,  
- Ergebnisse der Gefährdungs- und Belastungsanalysen gem. §§ 5 und 6 
Arbeitsschutzgesetz,  
- Ergebnisse von Betriebsbegehungen,  
- Ergebnisse der anonymisierten Fehlzeitenstatistik und –analyse,  
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- Ergebnisse von Analysen der  Arbeitsunfälle, Berufserkrankungen und 
Ergebnissen aus betriebsärztlichen Untersuchungen,  
- Ergebnisse von Mitarbeiterbefragungen. 
 
(3) Der Gesundheitsbericht gibt einen Einblick in die Ist-Situation betrieblicher 
Gefährdungs-, Belastungs- und Erkrankungsschwerpunkte und bildet die 
Grundlage für zielgerichtete Maßnahmen der Gesundheitsförderung und des 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes. 
 
(4)    Auf Grund der Auswertung des Gesundheitsberichts entwickelt der Arbeitskreis 
ein gezieltes Gesundheitsförderungsprogramm. Handlungsfelder eines solchen 
Programms sind die Durchführung von Projekten und Maßnahmen zur 
gesundheitsfördernden Arbeitsgestaltung (z.B. Verbesserung von Ergonomie 
und Arbeitsorganisation, Umsetzung von gesetzlich vorgeschriebenen 
Maßnahmen, Durchführung von Fortbildungsmaßnahmen, Verbesserung des 
Schutzes und der Fürsorgemaßnahmen für die Beschäftigten) sowie 
gesundheitsfördernde Begleitmaßnahmen (z.B. die Förderung der individuellen 
Gesundheitskompetenz, Kantinenprogramme, Informations- und 




5     Geltungsbereich und Geltungsumfang 
 
(1)  Diese Dienstvereinbarung gilt für den Bereich aller städtischen Ämter und 
Eigenbetriebe.  
(2)  Diese Dienstvereinbarung tritt am heutigen Tag in Kraft. Sie kann mit einer 
Frist von sechs Monaten (jeweils zum Jahresende) gekündigt werden. Die 
Vereinbarung wirkt nach bis zum Inkrafttreten einer neuen Vereinbarung, 
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Liebe Leserinnen und Leser, 
 
entscheidend für die Leistungsfähigkeit, Bürger- und 
Serviceorientierung einer Verwaltung sind die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Sie sind es, die die 
Dienstleistungen für die Bürgerinnen und Bürger 
erbringen. Dabei müssen sie sich auf vielfältige neue 
Problemlagen einstellen und sich mit verändernden 
Anforderungen und sich weiterentwickelnden 
Arbeitsabläufen zurechtfinden können. Dafür sind nicht 
nur ihre Qualifikation und ihre Motivation von 
entscheidender Bedeutung, sondern zunehmend auch 
das Wohlbefinden und die Gesundheit. Sie sind in der 
Wissens- und Dienstleistungsgesellschaft, mehr denn je, 
die Grundlage der Leistungsfähigkeit der Beschäftigten.  
 
Wir wissen, dass die Herausforderungen der Arbeit zunehmen und jeder und jedem Ein-
zelnen mehr Anstrengungen abverlangen. Damit aktiv umzugehen, Bewältigungsmög-
lichkeiten zu verbessern und gesundheitliche Belastungen zu reduzieren, ist Aufgabe 
und Verantwortung des Arbeitgebers und der Beschäftigten. Ein langfristig ausgerichte-
tes Gesundheitsmanagement ist dafür unverzichtbar. Es ist ein elementarer Bestandteil 
einer zukunftsgerichteten Personalpolitik 
 
Im bremischen öffentlichen Dienst fangen wir damit nicht bei Null an. In vielen Dienststel-
len gibt es bereits Aktivitäten zum Erhalt und zur Förderung der Gesundheit der Beschäf-
tigten. Aber wir wollen uns verbessern. Deshalb wurde im Juni letzten Jahres die Dienst-
vereinbarung zum Gesundheitsmanagement im bremischen öffentlichen Dienst abge-
schlossen. Ergänzend wird dazu jetzt die Handlungshilfe Gesundheitsmanagement vor-
gelegt. Sie soll allen Dienststellen und Betrieben, die ein Gesundheitsmanagement auf-
bauen, praktische Unterstützung und hilfreiche Ideen liefern.  
 
Das Gesundheitsmanagement muss ein fester Bestandteil der Personalpolitik in den 
Dienststellen und Betrieben werden, um seinen Nutzen für die Beschäftigten und den 
bremischen öffentlichen Dienst erbringen zu können. Dazu sind die Unterstützung und 
das Engagement der Führungskräfte und der Leitungen sowie ein „langer Atem“ bei allen 
Akteuren unverzichtbar.  
 
Ich wünsche Ihnen viel Erfolg bei der Umsetzung des Gesundheitsmanagement und 
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1. Betriebliches Gesundheitsmanagement - eine lohnende Investition  
Der Wandel zur Wissens- und Dienstleistungsgesellschaft des 21. Jahrhun-
derts stellt vielfältige neue Anforderungen an Beschäftigte und Organisatio-
nen. An Bedeutung wächst die Fähigkeit, sich ständig neues Wissen anzueig-
nen, sich auf veränderte Arbeitsinhalte und -Arbeitsabläufe einzustellen, zu 
kooperieren und zu kommunizieren. Der Kopf wird zum "wichtigsten Organ". 
Mitdenken und Lösungen finden, mit anderen kommunizieren und kooperieren 
werden immer wichtiger. Stress und emotionale Belastungen wirken sich viel 
schneller auf die Arbeitsfähigkeit aus, blockieren das Denken und reduzieren 
die Leistungsfähigkeit.  
 
So bilden Wohlbefinden und Gesundheit mehr denn je die Grundlagen für die 
Leistungsfähigkeit der Organisation. Denn nur wer sich wohl fühlt am Arbeits-
platz und wer gesund ist bzw. seine gesundheitlichen Belastungen aktiv be-
wältigen kann, wird seine Fähigkeiten im vollen Maße einbringen und Arbeits-
anforderungen bewältigen können, wird lern- und veränderungsfähig bleiben 
und trotz erhöhtem durchschnittlichen Renteneingangsalter bis ins Alter Ar-
beitszufriedenheit und Leistungsfähigkeit erhalten können. 
 
Dies gilt um so mehr für den öffentlichen Dienst angesichts seiner besonderen 
Herausforderung. Hier sind Modernisierungsanforderungen und neue Dienst-
leistungen angesichts knapper Haushaltskassen mit einer alternden Beleg-
schaft unter den Bedingungen des demographischen Wandels zu bewältigen.  
 
Mit der Dienstvereinbarung Gesundheitsmanagement im bremischen öffentli-
chen Dienst vom 23.06.2009 wird ein systematischer, erfolgversprechender 
und effizienter Prozess in Gang gesetzt, der die Erhaltung und Förderung der 
Gesundheit der Beschäftigten im bremischen öffentlichen Dienst zum Ziel hat. 
Das Gesundheitsmanagement verfolgt sowohl eine Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen und gesundheitsgerechten Organisation der Arbeit als auch 
eine Stärkung der Eigenverantwortung der Beschäftigten für ihre Gesundheit. 
Es trägt dazu bei, dass der bremische öffentliche Dienst seine Attraktivität als 
Arbeitgeber steigert, um im zunehmenden Wettbewerb um Talente dringend 
benötige Fachkräfte zu gewinnen und zu halten. Das Gesundheitsmanage-
ment schafft eine Win-Win-Situation, die den Beschäftigten und dem Arbeit-
geber gleichermaßen nützt.  
  
Die Schlüssel dazu liegen in Dienststellen und Betrieben in der Befähigung 
der Beschäftigten zur Erhaltung ihrer Gesundheit, in der Verbesserung und 
gesundheitsförderlichen Gestaltung der Arbeitsbedingungen, in der Qualität 
der Führung und in der Entwicklung einer Kultur, in der tragfähige kollegiale 
Beziehungen, soziale Unterstützung und gemeinsame Werte und Ziele in aus-
reichendem Maße vorhanden sind.  
 
Der vorliegende Text will Verantwortlichen und Akteuren in den Dienststellen 
des bremischen öffentlichen Dienstes bei der Einführung und Umsetzung von 
Betrieblichem Gesundheitsmanagement konkrete Orientierung und Hilfestel-
lung geben. Ziel ist es, in kompakter und ansprechender Form die wichtigsten 
Informationen für Akteure im Gesundheitsmanagement des bremischen öf-
fentlichen Dienstes zusammenzustellen. Wo der Leitfaden keine Antworten 
gibt, setzt das Beratungs- und Unterstützungsangebot des Kompetenzzent-
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2. Grundsätze des Betrieblichen Gesundheitsmanagements 
Betriebliches Gesundheitsmanagement bezeichnet das systematische und 
nachhaltige Vorgehen einer Organisation, die das Ziel hat, die Gesundheit ih-
rer Beschäftigten zu fördern und Strukturen wie Prozesse der Arbeit gesund-
heitsförderlich zu gestalten. Es hat die Organisations- und Arbeitbedingungen 
genauso im Blick wie das Verhalten, die Fähigkeiten und Kompetenzen der 
Beschäftigten. Betriebliches Gesundheitsmanagement leitet seine Ziele aus 
Analysen ab, plant und steuert daraus sein Vorgehen und kontrolliert regel-
mäßig die Zielerreichung. Es ist in die betrieblichen Abläufe und Routinen zu 
integrieren. Damit folgt es Grundsätzen von Managementsystemen. 
 
In vielen Dienststellen und Betrieben wird schon jetzt Gesundheitsförderung 
betrieben. Den Beschäftigten werden Maßnahmen wie Bewegungstrainings, 
Seminare zur Stressbewältigung oder zur gesundheitsorientierten Ernährung 
angeboten, die ihr persönliches Gesundheitsverhalten und Wohlbefinden för-
dern. Sie sind für Einzelne sinnvoll und unterstützend. Als vereinzelte und un-
verbundene Maßnahmen greifen sie jedoch auf Dauer zu kurz. Deswegen 
geht der Ansatz des Gesundheitsmanagements auch über die Gesundheits-
förderung hinaus. Er richtet sich auch auf Belastungsfaktoren in der Arbeit, die 
reduziert und auf Gesundheitsressourcen in der Arbeit, die gestärkt werden 




Gesundheit           Wohlbefinden             Beeinträchtigung          Erkrankung 
Gesundheit ist kein statischer Zustand, sondern wird durch Ausbalancieren 
immer wieder neu hergestellt. Hohe Belastungen ohne ausreichende Res-
sourcen stören Wohlbefinden und Gesundheit. Dabei darf Gesundheitsmana-
gement nicht nur auf Problemlagen reagieren, sondern muss präventiv ausge-
richtet sein. Deshalb zielt Gesundheitsmanagement auf die Förderung von 
"gesunder Arbeit".  
 
Dabei braucht das Gesundheitsmanagement die Unterstützung der Dienststel-
lenleitung und der Führungskräfte, um Wirkung entfalten zu können. Ein so 
verstandenes Gesundheitsmanagement ist Säule einer vorausschauenden 
Personalpolitik und Bestandteil der Personalentwicklung.  
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Gesundheitsressourcen in der Arbeit 
Wissenschaftlich gut belegt ist, dass Ressourcen vor allem im sozialen "Kapi-
tal" einer Dienststelle oder eines Betriebes zu finden sind1: 
x Wie ausgeprägt ist die Kultur sozialer Unterstützung? Helfen Führungs-
kräfte wie Kolleginnen und Kollegen, wenn es schwierig wird? 
x Wie hoch ist das Vertrauen, die erlebte Fairness und das Zusammengehö-
rigkeitsgefühl im Team?   
x Gibt es einen Schatz an gemeinsamen Zielen und Werten in der Arbeit? 
x Wie gut ist die Qualität der Führung? Dieses soziale "Kapital" reduziert Be-
lastungen oder puffert diese ab. 
Weitere Aspekte gesunder Arbeit: 
x Gibt es ausreichende Handlungsspielräume für die eigene Arbeit? 
x Gibt es Beteiligungsmöglichkeiten bei der Gestaltung der Arbeit? 
 
Führung hat einen hohen Einfluss auf die Gesundheit der Beschäftigten. In ih-
rem Verantwortungsbereich liegt schließlich ein großer Teil der Rahmenbe-
dingungen der Arbeit, die auf die Gesundheit der Beschäftigten einwirken. 
Führungskräfte nehmen durch ihr Handeln im persönlichen Kontakt zu ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Einfluss auf Wohlbefinden und Gesundheit.2  
 
Führungskräfte sind aber auch selbst Zielgruppe im Gesundheitsmanage-
ment. Sie sollten Unterstützung erfahren im Umgang mit gesundheitsbezoge-
nen Anforderungen und Belastungen aus ihrer Führungstätigkeit. Durch die 
Art und Weise, wie sie mit eigenen Anforderungen und Belastungen umge-
hen, können sie auch Signalgeber und Vorbild für ihre Beschäftigten sein. 
 
Frauen und Männer, ältere und jüngere Beschäftige sind verschieden. Sie un-
terscheiden sich in ihrer Gesundheit und deren Bedingungen. Dementspre-
chend werden Präventionsangebote unterschiedlich bewertet und angenom-
men. Dies muss im Gesundheitsmanagement Berücksichtigung finden.  
 
Ein effektives und wirksames Betriebliches Gesundheitsmanagement benötigt 
Qualitätskriterien. Orientierung gibt die Luxemburger Deklaration zur Gesund-
heitsförderung in der europäischen Union3 und die darauf aufbauenden Quali-
tätskriterien für die betriebliche Gesundheitsförderung4. Daraus resultierend 
haben die Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenkassen in ihrem Leitfa-
den Prävention5 gemeinsame Kriterien festgelegt, nach denen Krankenkas-
sen Gesundheitsförderung in Betrieben unterstützen und co-finanzieren. Dies 
sind insbesondere: 
                                                
 
x Ganzheitlichkeit 
Aktivitäten im Gesundheitsmanagement zielen auf die Beeinflussung der Ar-
beitsbedingungen (die Verhältnisse) und das Verhalten der Beschäftigten, auf 
die Reduktion von Gesundheitsrisiken sowie auf den Aufbau von Schutzfakto-
ren und Gesundheitsressourcen. Zwischen beiden, den Verhältnissen und 
1 Badura B, Walter U, Hehlmann T. (2010): Betriebliche Gesundheitspolitik, Der Weg 
zur gesunden Organisation 
2  Der Stellenwert der Führung spiegelt sich auch in der DV Gesundheitsmanagement 
im bremischen öffentlichen Dienst vom 23.06.2009 wider (ABl. 2009-097). Vgl. die 
Ziffern 2.1, 4.1 und 4.3  
3 Europäisches Netzwerk für betriebliche Gesundheitsförderung (1997): Luxemburger 
Deklaration zur Gesundheitsförderung in der europäischen Union  
4 Europäisches Netzwerk für Betriebliche Gesundheitsförderung (1999): Qualitätskrite-
rien für die betriebliche Gesundheitsförderung 
5 Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Krankenkassen (2008): Leitfaden 
Prävention, Gemeinsame und einheitliche Handlungsfelder und Kriterien der Spit-
zenverbände der Krankenkassen zur Umsetzung von §§ 20 und 20a SGB V vom 
21. Juni 2000 in der Fassung vom 02. Juni 2008  
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dem Verhalten, bestehen komplexe Wechselwirkungen, welche die Gesund-
heit am Arbeitsplatz beeinflussen. Wird einer der Zusammenhänge vernach-
lässigt, verschlechtern sich die Erfolgsaussichten des Gesundheitsmanage-
ments. Wird beispielsweise einseitig nur das Gesundheitsverhalten der Ein-
zelnen thematisiert und in der Organisation alles beim Alten gelassen, so ist 
mit sinkender Akzeptanz bei den Beschäftigten zu rechnen.  
 
x Partizipation 
Die Beschäftigten werden aktiv in der Analyse von Belastungen und Ressour-
cen in der Dienststelle und bei der Entwicklung von Maßnahmen einbezogen. 
Dahinter steckt die Erkenntnis, dass Gesundheit nicht für die Beschäftigten 
sondern nur mit den Beschäftigten gefördert werden kann. Das Wissen der 
Beschäftigten ist dafür eine unverzichtbare Quelle. 
 
x Effektives Projektmanagement 
Gesundheitsmanagement ist eine komplexe Querschnittsaufgabe, die als ge-
meinsame Leistung verschiedener Akteure und Beteiligter zu organisieren ist. 
Für die Einführung bieten sich Verfahren des Projektmanagements an. Die 
passende Organisationsform kann je nach Größe und Erfahrungshintergrund 
einer Dienststelle variieren und muss selbst gefunden werden.  
 
x Integration 
Gesundheitsziele und Aufgaben werden in der Personalpolitik verankert und 
durch Leitung und Führungskräfte systematisch verfolgt. Sie werden als konti-
nuierliche Aufgaben in die Abläufe und Prozesse der Dienststellen integriert. 
Die Kernprozesse des Gesundheitsmanagements (Diagnose, Maßnahmen-
planung, Maßnahmendurchführung und Evaluation) werden regelmäßig be-
trieben. 
Der Lernzyklus im betrieblichen Gesundheitsmanagement
Laufende 
Verbesserung
Priorität en und 
Ziele













Zeitliche und finanzielle Ressourcen werden eingeplant. Integration bedeutet 
auch Zusammenarbeit und gemeinsame Ausrichtung der unterschiedlichen 
Akteure, Klärung der Schnittstellen und Nutzung von Synergiepotentialen.6 
Wenn möglich sind Doppelstrukturen zu vermeiden und nicht immer muss al-
les neu erfunden werden. Es ist im Blick zu behalten, dass Gesundheitsma-
nagement in erster Linie eine innerbetriebliche Dienstleistung ist, die konkre-
ten Nutzen für die Kernaufgaben und -prozesse der Organisation erbringen 
soll.  
                                                
6  Synergiepotentiale können z.B. gehoben werden an den Schnittstellen zum Ar-
beitsschutz und zum Qualitätsmanagement  
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3. Gesundheitsmanagement Schritt für Schritt umsetzen  
Für die Einführung und Umsetzung des Betrieblichen Gesundheitsmanage-
ments in den Dienststellen des bremischen öffentlichen Dienstes liefert die 
Dienstvereinbarung zum Gesundheitsmanagement im bremischen öffentli-
chen Dienst vom 23. Juni 2009 die verbindliche Handlungsgrundlage. In ihr 
werden Vorgehensweisen im Aufbau und in der Umsetzung beschrieben, die 
eine gemeinsame strategische Ausrichtung im Gesundheitsmanagement des 
bremischen öffentlichen Dienstes sicherstellen. Dies bedeutet allerdings nicht, 
dass ein Betriebliches Gesundheitsmanagement quasi "von der Stange" ein-
geführt werden kann, denn Gesundheitsmanagement ist vor allem ein Lern-
prozess der Organisation, der immer auf die Anforderungen und Besonderhei-
ten der jeweiligen Dienststelle zugeschnitten sein muss.   
 
Zum Einstieg in das Gesundheitsmanagement kann auch auf Bewährtes zu-
rückgegriffen werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn bereits Maßnahmen 
der Gesundheitsförderung ergriffen worden sind. An solche Vorerfahrungen 
kann angeknüpft werden.  
 
Einige grundlegende Schritte zur erfolgreichen Etablierung und zur Umset-
zung von Gesundheitsmanagement sind in der folgenden Grafik dargestellt.   
 
- Sich informieren
- Eigene Rolle klären
- Auftrag abstimmen

































Beratung + Unterstützung durch:
• Kompetenzzentrum 
Gesundheitsmanagement bei der     
Senatorin für Finanzen, Ref. 33
• Krankenkassen, Unfallkasse, externe 
Anbieter






























3.1 Einsteigen ins Betriebliche Gesundheitsmanagement 
Die Verantwortung für die Umsetzung des Gesundheitsmanagements liegt bei 
der Dienststellenleitung. Sie leitet die dienststelleninterne Arbeitsgruppe Ge-
sundheitsmanagement. Die Leitung sorgt für die Vernetzung und Integration 
mit anderen Managementansätzen und mit der Gesamtstrategie der Dienst-
stelle. Sie hat Budgetverantwortung und kann Entscheidungen voranbringen. 
Im Einvernehmen mit den Interessenvertretungen, kann diese Verantwortung 
auch an eine von ihm oder ihr beauftragte Person delegiert (Punkt 4.2 der DV 
Gesundheitsmanagement) werden.  
 
In der Praxis bringen manchmal auch Personen den Stein ins Rollen, die sich 
schon vorher stark gemacht haben für das Thema Gesundheit, wie z.B. Per-
sonalräte, Personalentwickler, Arbeitsschützer. Für das Vorgehen in der 
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Dienststelle ist entscheidend, dass alle Beteiligten möglichst eine gemeinsa-
me und klare Vorstellung von der Aufgabe Gesundheitsmanagement haben. 
Nur dann kann der Auftrag angemessen formuliert und die notwendigen Rah-
menbedingungen abgestimmt werden.  
 
Für den Erfolg des Gesundheitsmanagements sind klare Regelungen zur 
Verantwortung und zum Vorgehen entscheidend, insbesondere wenn die Auf-
gabe durch die Dienststellenleitung delegiert wird. Wird eine Projektleitung für 
das Gesundheitsmanagement eingesetzt, so benötigt diese Person, als Bin-
deglied zwischen Dienststellenleitung, Arbeitgruppe, Führungskräften und 
Mitarbeitern der Organisation, neben den dafür notwendigen Kompetenzen 
die uneingeschränkte Unterstützung der Dienststellenleitung, um erfolgreich 
sein zu können. Dies beinhaltet auch die Bereitstellung ausreichender Res-
sourcen zur Bewältigung der Arbeit. 
 
Der Einstieg ins Gesundheitsmanagement kann, je nach Vorerfahrungen, 
Ausgangs- und Interessenlage oder Problemdruck, sehr unterschiedlich erfol-
gen. Daher ist es zu Beginn wichtig, die erste grobe Zielrichtung festzulegen 
und folgende Fragen zu klären: 
 
x Gibt es bestehende Strukturen, die genutzt und ausgebaut werden sollen? 
x Liegen konkrete Problemstellungen vor, auf die man mit dem Gesund-
heitsmanagement reagieren will?  
x Welche Person wäre durch Persönlichkeit, Qualifikation und Projekterfah-
rung geeignet, die Leitung der Arbeitsgruppe Gesundheitsmanagement zu 
übernehmen und das Thema in der Dienststelle voranzubringen? 
x Gibt es Bedenken und Widerstände gegen die Einführung des Gesund-
heitsmanagements, die beachtet werden müssen?  
x Wie kann die Kommunikation und Berichterstattung zwischen Arbeitsgrup-
pe Gesundheitsmanagement und Dienststellenleitung klar definiert und 
regelmäßig gestaltet werden? 
 
Bei der Auftragsklärung ist auch über die Einbindung der Führungskräfte zu 
sprechen. Sie sind in geeigneter Form von der Analyse über die Planung und 
Durchführung bis zur Evaluation am Prozess zu beteiligen. Wenn Gesund-
heitsmanagement erfolgreich sein soll, kann es nicht an der Führung vorbei 
oder gegen die Führung aufgebaut werden, sondern nur mit der Führung. 
 
Je besser es in der Dienststelle gelingt die verschiedenen Akteure in einen 
konstruktiven Austausch zu bringen und ein gemeinsames Verständnis und 
Vorgehen zu entwickeln, um so erfolgreicher wird der Prozess verlaufen. 
Wirkliche Akzeptanz und Mitarbeit im Gesundheitsmanagement wird nur 
durch gezielte Information und Verständigung erreicht.  
 
Auch eine erste grobe Zielbestimmung über das Handlungsfeld gehört bereits 
an den Anfang. Soll Gesundheitsmanagement gleich über die gesamte Orga-
nisation entwickelt werden oder ist es vielleicht ratsamer, in einem Pilotbe-
reich zu beginnen oder sich nur ein überschaubares Teilziel vorzunehmen? 
Die Einführung in einer großen Dienststelle kann schnell zu einem größeren 
Projekt mit einer unübersichtlichen Anzahl von Teilprozessen werden. Erfolge 
sind dagegen in übersichtlichen Einheiten oder Themen oft schneller zu erzie-
len. 
 
Von der ersten Initiative, die den Stein ins Rollen bringt, bis zum Einstieg in 
ein strukturiertes Vorgehen sind eine Reihe von Gesprächen notwendig.  
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3.2 Strukturen und Kooperationen aufbauen 
Die Planung und Umsetzung des Gesundheitsmanagements liegt in der Hand 
der dienststelleninternen Arbeitsgruppe Gesundheitsmanagement7. Die stän-
digen Mitglieder der Arbeitsgruppe werden entsprechend der DV Gesund-
heitsmanagement festgelegt. Die Arbeitsgruppe kann nach örtlichen Gege-
benheiten erweitert werden. Ob ein neues Gremium zusammengestellt oder 
ein bestehendes Gremium (Arbeitsschutzausschuss oder AG Sucht) erweitert 
wird, sollte frühzeitig zwischen Dienststellenleitung und Interessenvertretun-
gen geklärt werden. Das Gremium sollte die wichtigsten Personengruppen 
und Aufgabenbereiche abdecken können und gleichzeitig eine arbeits- und 
entscheidungsfähige Gruppengröße haben (möglichst nicht über 8 Personen). 
 
Zu Beginn ist dafür zu sorgen, dass alle Beteiligten einen ähnlichen Informati-
onsstand haben. Oft gehen nämlich die Vorstellungen darüber, was sich hinter 
der Aufgabe Gesundheitsmanagement verbirgt, sehr weit auseinander. Wäh-
rend die einen beim Thema Gesundheitsmanagement an Rückenschule und 
Stress-Seminare denken, haben andere eher die Kultur der Dienststelle und 
das Führungsverhalten im Blick. Daher kann es sinnvoll sein, einen Experten 
oder eine Expertin in die erste Sitzung der Arbeitgruppe Gesundheitsmana-
gement einzuladen, um sich gemeinsam zu informieren und Ziele zu klären. 
So kann ein moderierter Zielklärungs-Workshop als Einstieg sinnvoll sein, um 
eine gemeinsame Richtung in der Dienststelle zu entwickeln. Durch die Inan-
spruchnahme spezifischer Seminarangebote im Rahmen des Fortbildungs-
programms kann der Wissenstand unter den Akteuren erweitert werden. Da-
bei ergeben sich Möglichkeiten der Vernetzung mit anderen Dienststellen. 
 
Der Aufbau des Gesundheitsmanagements in der Dienststelle ist eine Quer-
schnittsaufgabe, die hierarchie- und abteilungsübergreifende Prozesse einlei-
tet. Dabei werden vermutlich auch Themen aufgegriffen, die die Arbeitsgruppe 
Gesundheitsmanagement nicht allein bewegen kann, weil Entscheidungsbe-
fugnisse nicht ausreichen, andere Zuständigkeiten berücksichtigt werden oder 
andere Personen eingebunden werden müssen. Ein geklärtes Verständnis der 
Rollen und Aufgaben im Gesundheitsmanagement verbessert die Erfolgsaus-
sichten der Akteure und reduziert Konfliktpotentiale. Die Klärung der eigenen 
Rolle und Aufgabe kann zum Beispiel im Rahmen einer Auftaktveranstaltung 
oder eines Zielklärungs-Workshops erfolgen. Rollenklarheit ist ein wichtiger 
Erfolgsfaktor im Gesundheitsmanagement.  
 
Die Querschnittsaufgabe Gesundheitsmanagement braucht neben den Mit-
gliedern der Arbeitsgruppe weitere Akteure, um erfolgreich sein zu können. 
Sie ist eine berufsgruppen- und hierarchieübergreifende Aufgabe. Sie benötigt 
neben dem Engagement und Wissen verschiedener Funktionen innerhalb der 
Dienststelle, auch die Kompetenz von Spezialisten und externen Akteuren. 
Sie einzubinden und mit Ihnen gemeinsam die Aufgabe in Angriff zu nehmen, 
muss frühzeitig geschehen. Denn wer möchte schon vor vollendete Tatsachen 
gestellt werden, ohne mitsprechen zu können.  
 
Die DV Gesundheitsmanagement gibt Hinweise auf einen erweiterten Perso-
nenkreis, der nach örtlichen Gegebenheiten hinzugezogen werden kann.8 
 
Kompetenzzentrum Gesundheitsmanagement 
Mit Inkrafttreten der DV Gesundheitsmanagement ist zunächst befristet für die 
Dauer von 3 Jahren ein Kompetenzzentrum Gesundheitsmanagement bei der 
Senatorin für Finanzen eingerichtet worden. Das Kompetenzzentrum ist zent-
                                                
7 Vergleiche DV Gesundheitsmanagement (ABl. 2009-097), Ziffer 4.2 
8 ebenda 
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raler Serviceleister des Gesundheitsmanagements im bremischen öffentlichen 
Dienst und unterstützt die Dienststellen bei der Initiierung und Einführung. 
Weitere Einzelheiten zu Aufgaben und Angeboten des Kompetenzzentrums 
finden sich unter Ziffer 6.1. 
 
 
Fachdienste für Arbeitsschutz (FAS) 
Die Fachkräfte für Arbeitssicherheit und die Betriebsärztinnen und Betriebs-
ärzte liefern als Arbeitsschutzexperten einen unverzichtbaren Beitrag für das 
Gesundheitsmanagement. Sie sind angegliedert bei den Fachdiensten für Ar-
beitsschutz der Freien Hansestadt Bremen und dort beratend und unterstüt-
zend für alle bremischen Dienststellen und staatlichen Betriebe tätig. Sie wir-
ken im Rahmen ihrer Beratungsfunktion auf ein Arbeitsschutzsystem hin, dass 
die Gesundheit der Beschäftigten erhält, schützt und fördert sowie die Arbeit 
menschengerecht gestaltet.  
Zur Vermeidung von unnötigen Doppelstrukturen und Erzeugung von Syner-
gieeffekten ist eine Zusammenarbeit und Integration von Arbeitsschutzsystem 




Auch die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung engagieren sich in der 
betrieblichen Prävention und sollten als möglicher Kooperationspartner in Be-
tracht gezogen werden. Ihr gesetzlicher Auftrag im Arbeitsschutz und in der 
Unfallverhütung verpflichtet sie zur Prävention und wird mehr und mehr als 
ganzheitlicher Ansatz der Prävention von Gesundheitsgefahren im Betrieb 
verstanden.  
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung für die Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes in Bremen ist die Unfallkasse der Freien Hansestadt Bremen. 
Sie unterstützt Dienststellen bei ihren Präventionsanstrengungen, zum Bei-
spiel bei der Ermittlung gesundheitlicher Belastungen oder bei der Entwick-
lung von bedarfs- und zielorientierten Präventionsmaßnahmen. Unter be-
stimmten Bedingungen stellt die Unfallkasse für diese Aufgaben auch Geld-
mittel zur Verfügung.9 Der Förderbeitrag ist in der  Höhe begrenzt und darf 




Die Krankenkassen sind externe Netzwerkpartner, die den Aufbau eines Be-
trieblichen Gesundheitsmanagements fördern und unterstützen können. Sol-
len sie an der dienststelleninternen Arbeitsgruppe Gesundheitsmanagement 
beteiligt werden, so müssen sie möglichst frühzeitig im Entwicklungsprozess 
des Gesundheitsmanagements eingebunden werden. Krankenkassen und 
gesetzliche Unfallversicherung sind zur Zusammenarbeit verpflichtet.10  
 
Viele der gesetzlichen Krankenkassen engagieren sich schon seit Jahren in 
der Betrieblichen Gesundheitsförderung. Sie stellen vielfältige Informationen 
zur Verfügung und unterstützen Betriebe und Organisationen praktisch von 
der Durchführung von Gesundheitsaktionen bis hin zur Entwicklung eines 
langfristig angelegten Betrieblichen Gesundheitsmanagements. Maßnahmen 
der Betrieblichen Gesundheitsförderung sind nach § 20a SGB V Pflichtleis-
tungen der gesetzlichen Krankenkassen. Welche Kriterien sie dafür an die Be-
triebe anlegen und was und wie die Krankenkassen im Rahmen dieses Auf-
trags betriebliche Gesundheitsförderung unterstützen, lässt sich dem Leitfa-
                                                
9 Nähere Einzelheiten können auf den Internetseiten der Unfallkasse Bremen einge-
sehen werden. Vermittlung auch über Referat 33 bei der Senatorin für Finanzen 
10 nach § 20b SGB V (BGBl. I S.1791) in der jeweils gültigen Fassung 
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den Prävention11 der Gesetzlichen Krankenkassen (GKV) entnehmen und ori-
entiert sich an den Qualitätsanforderungen der "Luxemburger Deklaration zur 
Gesundheitsförderung". Dies beinhaltet vor allem das Vorhandensein einer 
langfristigen Strategie und eines ganzheitlichen Ansatzes der Prävention, ein 
systematisches Vorgehen, das Engagement der Leitung und den Einsatz ei-
gener finanzieller Mittel sowie die Integration in die Personalpolitik und Ar-
beitsorganisation, einschließlich der Beteiligung der Beschäftigten. Gefördert 
und finanziell unterstützt werden sollen nur solche Unternehmen, die "ge-
sundheitliche Fragen auf der Entscheiderebene ernst nehmen und bereits be-
gonnnen haben, gesundheitliche Kriterien in die betrieblichen Abläufe und 
Prozesse zu integrieren".12 Das Ausmaß von Unterstützungsleistungen der 
Krankenkasse steht in der Regel in Bezug zum Anteil ihrer Versicherten an 
der Gesamtzahl der Beschäftigten in der Dienststelle.  
 
Krankenkassen können Aufgaben begleiten oder übernehmen wie: 
x Beratungsfunktion und Unterstützung bei der Konzeptentwicklung 
x Prozessbegleitung  
x Unterstützung bei der Ist-Analyse 
x Projektmanagement 
x Moderation von Gesundheitszirkeln 
x Interne Öffentlichkeitsarbeit 
x Unterstützung bei der Umsetzung von Maßnahmen 
 
Im o.g. Leitfaden Prävention der GKV sind Handlungsfelder definiert, in denen 
Krankenkassen im Rahmen ihres gesetzlichen Präventionsauftrages Maß-
nahmen in Betrieben unterstützen können.13 Diese sind: 
x Arbeitsbedingte körperliche Belastungen 
x Betriebsverpflegung 
x Psychosoziale Belastungen (Stress) 
x Suchtmittelkonsum 
 
Ob eine Kooperation mit einer Krankenkasse sinnvoll und möglich ist, wird 
von beiden Seiten zu überprüfen sein. Ein grober Überblick über die Kranken-
versicherungsstruktur der Beschäftigten kann dazu ein erster Anhaltspunkt 
sein.  Des Weiteren sind Vorgehen und Angebote der Krankenkassen zu ü-
berprüfen, die sich zum Teil deutlich unterscheiden. Weitere Informationen 
können über das Kompetenzzentrum Gesundheitsmanagement im Referat 33 
bei der Senatorin für Finanzen abgefragt werden.  
 
 
Weitere externe Anbieter  
Weitere externe Anbieter von Leistungen des Gesundheitsmanagements kön-
nen zum Beispiel Expertinnen und Experten des Betrieblichen Gesundheits-
managements, der Arbeitsmedizin oder Arbeitspsychologie, Institute oder U-
niversitäten sein. Sie können immer dann zum Zuge kommen, wenn interne 
Anbieter nicht über das nötige Know-how oder Mittel verfügen. Sie können als 
Externe zum Beispiel den Prozess des Aufbaus von Gesundheitsmanagement 
begleiten, Mitarbeiterbefragungen konzipieren und durchführen, Workshops 
moderieren oder als Anbieter von einzelnen Maßnahmen fungieren. Sie kön-
nen spezielles Expertenwissen mit einbringen und das Netzwerk um For-
schungseinrichtungen und andere Akteure erweitern. 
                                                
11 Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Krankenkassen (2008): Leitfaden 
Prävention. Gemeinsame und einheitliche Handlungsfelder und Kriterien der Spit-
zenverbände der Krankenkassen zur Umsetzung von §§ 20 und 20a SGB V (BGBl. 
I S.1791) in der jeweils gültigen Fassung 
12 ebenda, S. 47 
13 ebenda, S. 47-57 
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Nähere Informationen können über das Kompetenzzentrum Gesundheitsma-
nagement im Referat 33 bei der Senatorin für Finanzen erfragt werden. 
 
 
3.3 Informieren und werben - Gesundheit wird zum Thema  
Durch zielgerichtete Kommunikation in der Startphase sind die Absichten und 
das Vorgehen der Leitung zu transportieren, um eine größere Beteiligung und 
Unterstützung in der Dienststelle zu erhalten. Ob es gelingt daraus einen 
nachhaltigen gesundheitsorientierten Lern- und Veränderungsprozess der 
Dienststelle zu organisieren, d.h., ob Erkenntnisse des Gesundheitsmanage-
ment ausreichend diskutiert, die Aktivitäten breit unterstützt und Ergebnisse 
wahrgenommen werden, hängt stark davon ab, inwieweit es den Projektver-
antwortlichen gelingt, über das Gesundheitsmanagement kontinuierlich und 
zielgerichtet zu informieren. 
 
Gesundheit in der Dienststelle zu fördern, heißt auch Gesundheit in der 
Dienststelle offensiv zum Thema zu machen. Im fortgeschrittenen Prozess der 
Einführung des Gesundheitsmanagement sollten die Beschäftigten auch 
durch regelmäßige Information und Kommunikation sensibilisiert und ermutigt 
werden, aktiv für ihre eigene Gesundheit Verantwortung zu übernehmen. Da-
bei kann auf Fortbildungsangebote oder Gesundheitsaktionen hingewiesen 
werden, aber auch Kompetenzen vermittelt und Handlungsmöglichkeiten auf-
gezeigt werden. Es kann überprüft werden, inwieweit gesundheitsrelevante 
Informationen oder Angebote der Dienststelle und anderer Fachdienste ge-
bündelt und gut sichtbar zusammen im MiP platziert werden können. Zusam-
men mit anderen Akteuren (Arbeitsschutz, Arbeitsmedizin, Personalentwick-
lung, Krankenkassen) kann in regelmäßigen Abständen über Themen infor-
miert werden, die als relevant und interessant für die Beschäftigten angese-
hen werden. Sie sind in der Regel auch "Quelle" qualitätsgesicherter Informa-
tionen. 
 
Welche Medien und Kanäle in der Dienststelle am erfolgversprechendsten zur 
Information genutzt werden, hängt von den jeweiligen Inhalten und auch von 
Gegebenheiten und Kultur der Dienststelle ab. Verfügt der größte Teil der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter über einen Computer, so kann das Intranet ein 
gutes Medium sein. In Kooperation mit der MiP-Redaktion in der Dienststelle 
könnten regelmäßig Informationen bei den dienststelleninternen Nachrichten 
platziert werden. Hat ein großer Teil aber keinen Zugang zum Intranet, sollten 
auch schwarze Bretter und  Infotafeln genutzt werden. Über den Projektstart 
oder eine Mitarbeiterbefragung wird besser auf Mitarbeiterversammlungen in-
formiert, während speziellere Informationen vielleicht eher direkt in Führungs-
kräfterunden oder Besprechungen kleinerer Bereiche oder Teams platziert 
werden.   
 
Für Veröffentlichungen des Gesundheitsmanagements in der Dienststelle 
kann geprüft werden, inwieweit durch Gestaltung oder Platzierung der Infor-
mationen die Aufmerksamkeit für das Gesundheitsmanagement erhöht und 
für einen klaren Wiedererkennungseffekt gesorgt werden kann. In größeren 
Dienststellen kann auch die Entwicklung eines eigenen Logos sinnvoll sein, 
um die Aufmerksamkeit in den verschiedenen Kommunikationsmedien auf 
das Gesundheitsmanagement zu lenken. Es kann helfen, Konkurrenzen unter 
verschiedenen Akteuren abzubauen, Zusammenarbeit unter dem Dach Ge-
sundheitsmanagement zu fördern und die Wahrnehmung der verschiedenen 
gesundheitsbezogenen Aktivitäten und Akteure als Ganzes zu verstärken. 
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3.4 Bestandsaufnahme durchführen 
Die Bestandsaufnahme der Ausgangssituation in der Dienststelle bildet die 
Grundlage für alle weiteren Aktivitäten im Gesundheitsmanagement.14 Sie be-
inhaltet die Analyse von gesundheitsbezogenen Daten, eine Analyse der Be-
lastungen und Ressourcen sowie die Bedarfserhebung. Durch die Be-
standsaufnahme schaffen die Akteure sich einen Überblick: Wo stehen wir in 
der Dienststelle in Sachen Gesundheit und wo haben wir Handlungsbedarf?  
 
Welche Informationen sinnvoll und geeignet sind, um das Gesundheitsge-
schehen in der Dienststelle zu beurteilen und gleichzeitig mit vertretbarem 
Aufwand erhoben werden können, muss in der Arbeitsgruppe Gesundheits-
management entschieden werden. 
 
Geeignete Daten und Informationen können gewonnen werden aus15: 
x Gefährdungsbeurteilungen nach dem Arbeitsschutzgesetz 
x Arbeitsmedizinischen Erhebungen 
x Personalcontrolling zum Fehlzeitengeschehen 
x Gesundheitsberichten von Krankenkassen 
x Mitarbeiterbefragungen  
x Experteninterviews mit Schlüsselpersonen (Führung, Experten, etc.) 
x Gesundheitszirkeln, Gesundheitswerkstätten oder Workshops 
x Erhebungen/Dokumentationen im Rahmen der Dienstvereinbarungen zum 
Betrieblichen Eingliederungsmanagement (BEM), zu Sucht und Konflikten 
am Arbeitsplatz 
x Vergangenen oder bestehenden Arbeitsgruppen, Projekten, Initiativen 
 
Die gewonnenen Informationen können später genutzt werden als Bestandteil 
der Gesundheitsberichterstattung in der Dienststelle.16  
 
Stets mitbedacht werden sollte, dass die Erhebung von Daten und Informatio-
nen zur Gesundheitssituation kein Selbstzweck ist, der zu Datenfriedhöfen 
führen darf. Die Daten werden als Orientierungshilfe der Handelnden ge-
braucht: Daten für Taten! 
 
Dienststellenbezogene Auswertungen des Krankenstands sind geregelt durch 
die Dienstvereinbarung Gesundheitsmanagement im bremischen öffentlichen 
Dienst.17  Die Höhe und die Entwicklung des Krankenstands sowie die Anzahl 
und Entwicklung der Kurzzeit- und der Langzeiterkrankungen können eine 
erste Orientierung geben. Dabei sind jedoch eine Reihe stabiler Zusammen-
hänge zu berücksichtigen, die zum Beispiel durch die Personalstruktur ge-
prägt sein können. Sie zeigen Schwerpunkte des dienststelleninternen Krank-
heits- und Belastungsgeschehens auf und geben Hinweise auf weitere Analy-
seerfordernisse. Allerdings lassen sich allein aus den Krankenstandsdaten 
nicht unmittelbare Schlussfolgerungen auf Handlungsfelder und Maßnahmen 
ziehen. Denn Krankenstandsdaten sind wie ein Fieberthermometer: relativ 
grobe Indikatoren. Das Fehlzeitengeschehen spiegelt eher den Zustand der 
Organisation wider, als das es Unterschiede in der Gesundheit der Beschäf-
tigten erklärt18.  
                                                
14 vergleiche 4.1 der DV Gesundheitsmanagement im bremischen öffentlichen Dienst 
15 Nähere Hinweise finden sich auch im Abschnitt 4 dieser Handlungshilfe 
16 vergleiche Abschnitt 4.4 der Handlungshilfe und Ziffer 4.6 der DV Gesundheitsma-
nagement 
17 vergleiche Anlage 1 der DV Gesundheitsmanagement 
18 Walter, U., Münch, E. (2009): Die Bedeutung von Fehlzeitenstatistiken für die Un-
ternehmensdiagnostik . In: Badura, Schröder, Vetter (Hrsg) Fehlzeitenreport 2008. 
Springer, Berlin, S 139-154 
Seite 18 Handlungshilfe Gesundheitsmanagement 
 
                                                
Erste Vergleichsmöglichkeiten und weitere Anhaltspunkte können die Ge-
sundheitsberichte liefern, die alle großen Krankenkassen jährlich veröffentli-
chen.19 Sie informieren über Entwicklungen und Trends im Arbeitsunfähig-
keits- und im Krankheitsgeschehen ihrer Versicherten und zeigen zum Bei-
spiel regionale wie auch branchen- oder tätigkeitsbezogene Unterschiede auf. 
Dienststellenbezogene Auswertungen einer Krankenkasse sind unter Wah-
rung des Datenschutzes der Versicherten im Prinzip möglich, aber wegen der 
Vielzahl der Versicherungen in der Regel nur begrenzt aussagefähig und we-
nig ertragreich.  
 
Ist zu Beginn des Gesundheitsmanagements die Datenbasis noch unzuläng-
lich, so können mit dem Fortschreiten des Prozesses zum Beispiel Kran-
kenstandsdaten verglichen und in Zusammenhänge gestellt werden. Zusam-
menhänge können sich ergeben im Vergleich mit ähnlichen Dienststellen oder 
mit Ergebnissen aus Gefährdungsbeurteilungen, Befragungen oder Gesund-
heitszirkeln. Durch Vergleiche mit anderen Informationen können Kran-
kenstandsdaten zunehmend besser verstanden und einsortiert werden.  
 
Wenn die angestrebten Informationen der Bestandsaufnahme vorliegen, wer-
den die Daten am Besten im Rahmen eines Workshops in der Arbeitsgruppe 
Gesundheitsmanagement diskutiert und interpretiert, um ein differenziertes 
und für alle Beteiligten stimmiges Bild der Belastungs- und Gesundheitssitua-
tion der Dienststelle zu erhalten. Eine Reihe der zusammengetragenen Daten 
sind ohne sozial- oder gesundheitswissenschaftliche Kenntnisse schwer ver-
ständlich und leicht fehl zu interpretieren. Die Unterstützung durch Experten 
bei der Interpretation der Daten ist daher zu empfehlen.  
 
Im nächsten Schritt sind aus einer vielleicht großen Anzahl von Informationen 
und Daten die wesentlichen Erkenntnisse herauszufiltern, welche die Ge-
sundheits- und Belastungssituation in der Dienststelle beschreiben. Eine Viel-
zahl von Informationen ist zu reduzieren auf eine möglichst überschaubare 
Anzahl von Aussagen. Am Ende der Bestandsaufnahme steht die Erkenntnis 




3.5 Den Prozess (als Projekt) planen  
Der Einstieg ins Gesundheitsmanagement, ob er als kleineres Pilotprojekt o-
der gleich für das ganze Haus geplant wird, ist eine neue Aufgabe, die einen 
Veränderungs- und Lernprozess in der Dienststelle darstellt. Dieser Prozess 
ist so zu organisieren, dass die Dienststelle lernt, wie Gesundheitsmanage-
ment erfolgreich praktiziert wird, wie Erfahrungen und Ergebnisse dauerhaft in 
die Regelabläufe des Verwaltungshandelns integriert sowie für weitere Aktivi-
täten genutzt werden können.  
 
Bei allen Planungen ist die Führungsebene frühzeitig zu informieren und mit 
einzubeziehen. Sie muss Ziele, Ablaufschritte und Zeiträume im Gesund-
heitsmanagement kennen, sowie eigene Möglichkeiten der Mitgestaltung 
wahrnehmen können, damit der Gesamtprozess erfolgreich gestaltet wird.  
 
Der Erfolg des Gesundheitsmanagements wird nicht unwesentlich von der 
Güte der Organisation der gemeinsamen Arbeit abhängen. Denn diese Quer-
schnittsaufgabe erfordert die Zusammenarbeit und Abstimmung verschiede-
ner Funktionen sowie das Ineinandergreifen verschiedener Steuerungsansät-
19 zugänglich über Internetseiten der Krankenkassen unter den Stichwörtern „Ge-
sundheitsreport“ bzw. „Gesundheitsbericht“ 
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ze in der Dienststelle. Gerade in größeren Dienststellen oder im fortgeschrit-
tenen Stadium der Entwicklung kann der Grad der Komplexität schnell ein 
Maß erreichen, in dem der Überblick verloren geht und die Qualität der Bear-
beitung leidet. Für solch neue und umfassende Aufgabenstellungen hat sich 
die Arbeit in Projektstrukturen und die Verwendung von Projektmanagement 
bewährt. Schlüsselfaktoren für den Erfolg von Projekten sind die getroffenen 
Vereinbarungen zu den drei Faktoren Termine, Ressourcen und Qualität, de-
ren Steuerung die wesentliche Aufgabe der Projektleitung ist. Ein Projekt kann 





Ein häufiger Fehler in Projekten: "weil schnell etwas passieren soll", wird zu 
wenig Zeit und Aufmerksamkeit in die Planungs- und Vorbereitungsphase in-
vestiert. Erste Entscheidungen über das zur Verfügung stehende Budget und 
Zeitressourcen werden sinnvoller Weise in der Planungsphase getroffen und 
nicht erst wenn das Projekt schon läuft. Die erforderlichen Spielräume werden 
sonst später immer enger. In der Vorbereitungs- und Planungsphase  wird 
auch der Projektauftrag hinsichtlich der Ziele und der anzustrebenden Ergeb-
nisse formuliert. Dieser kann anfänglich noch relativ offen und wenig präzise 
sein und muss nach der Analyse der Ausgangssituation weiter konkretisiert 
werden.  
 
Nützliche Instrumente der Planungsphase von Projekten sind der Projektpha-
senplan, der Projektstrukturplan und der Projektablaufplan. Sie verbessern 
Planbarkeit und Verbindlichkeit im Vorgehen. Sie erhöhen die Transparenz 
über das Projektgeschehen nach Innen wie Außen und beugen so z.B. fal-
schen Erwartungen vor.  
Initiativphase
Es entsteht ein Projektauftrag
Definitionsphase
Erste Präzisierung einer gemeinsamen 
Vorstellung über Projektauftrag hinsichtlich
Ziel, Zeit, Kosten und Ergebnis 
Analysephase
„Wie sieht es aus bei uns und 














... Festlegung der 
Handlungsbedarfe






Im Projektphasenplan werden wesentliche Meilensteine des Projekts festge-
legt, die wiederum Orientierungspunkte zum Projektfortschritt darstellen. Sie 
fixieren auch Zeitpunkte, an denen wichtige Entscheidungen zum weiteren 
Projektvorgehen getroffen werden. Sie stellen die regelmäßige Beteiligung der 
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Beispiel eines Projektstrukturplans im Gesundheitsmanagement
Mit Hilfe eines Projektstrukturplans kann die Gesamtaufgabe, unabhängig von 
einer zeitlichen Reihenfolge, anschaulich gemacht, in Teilaufgaben unterglie-
dert und verantwortlichen Personen zugeordnet werden. Die Arbeitspakete 
können mit einem klaren Ziel beschrieben und in Absprache mit Arbeitsgrup-
pen oder Organisationseinheiten delegiert werden. 
             
            
            
            
            
            
            
            
 



























Der Projektablaufplan visualisiert die zeitliche Abfolge der einzelnen Arbeits-
pakete. Er leitet sich aus dem Projektstrukturplan ab und legt die Reihenfolge 
und Zeitpunkte der Arbeitsschritte fest. Die Einhaltung der festgelegten zeitli-
chen Abfolge und Termine ist ein Qualitätsaspekt für das Projekt. Änderungen 
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können erforderlich sein, als Anpassung an besondere Situationen in der 
Dienststelle und sind mit dem Auftraggeber frühzeitig abzustimmen.   
 
Die Festlegung der Handlungsfelder und Planung konkreter Interventionen 
und Maßnahmen erfolgt auf Grundlage der Ergebnisse der Bestandsaufnah-
me. In der Planung geeigneter Handlungsschritte sind die Beschäftigten als 
Experten ihrer eigenen Arbeitssituation mit einzubeziehen20. Durch ihr Wissen 
und durch Kenntnis ihrer Bedürfnisse sind praxisnahe Verbesserungen am 
besten zu erzielen. Als Instrumente der Beteiligung der Beschäftigten an der 




3.6 Umsetzen und durchführen 
Die besten Maßnahmenvorschläge nützen nichts, wenn sie nicht konsequent 
umgesetzt werden. Dabei müssen wirkungsvolle Handlungsschritte und Maß-
nahmen nicht teuer sein. Oft genügen einfache Veränderungen, damit Belas-
tungen reduziert werden und die Beschäftigten zufriedener sind.  
 
Welche Vorschläge in konkrete Maßnahmen und Aktivitäten umgesetzt wer-
den sollen, wird in der dienststelleninternen Arbeitsgruppe Gesundheitsmana-
gement in Abstimmung mit der Dienststellenleitung und den Interessenvertre-
tungen entschieden. Dabei können in der Regel nicht alle Handlungsvorschlä-
ge, Lösungsansätze und Ideen umgesetzt werden. Eine sinnvolle Auswahl 
wird getroffen unter Berücksichtigung unterschiedlicher Faktoren. Dies können 
sein: Akzeptanz, Aufwand, Nutzen, Wirtschaftlichkeit, Ganzheitlichkeit des 
Vorgehens.  
 
Einen weiteren Orientierungsrahmen bietet das folgende 4-Felder-Schema 
das Ansatzpunkte und Orientierungen im Gesundheitsmanagement aufzeigt: 
 
 





- verhältnisorientiert -  
 
Personenbezogen 






















- Präventiv - 
Zum Beispiel: 






x Gesundheit förderndes 
Führungsverhalten 






x Qualifizierung zur Bewäl-
tigung von Anforderungen 
                                                
20 vergleiche Ziffer 4.4 DV Gesundheitsmanagement (ABl. 2009-097) 
21 vergleiche Abschnitt 4.1 dieser Handlungshilfe 
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Sind Handlungsfelder identifiziert und Maßnahmen festgelegt, wird das weite-
re Vorgehen in einem schriftlichen Maßnahmenplan festgehalten. Dabei wer-
den auch Erfolgskriterien festgelegt, anhand derer später die Zielerreichung 
überprüft werden kann. 
 
 
Der Maßnahmenplan konkretisiert das weitere Vorgehen z.B. wie folgt: 
x Wer ist für welche Maßnahme verantwortlich? 
x Bis wann soll die Maßnahme in welcher Qualität umgesetzt sein? 
x Woran soll der Erfolg der Maßnahme gemessen werden? 
 
Die sorgfältige Dokumentation unterstützt die Steuerung und Umsetzung! 
  
 
Durch regelmäßige Information über Ergebnisse der Handlungsschritte sollte 
die Umsetzung des Gesundheitsmanagements bekannt gemacht werden. Vie-
le Projekte leiden darunter, dass bei den Beschäftigten nicht ankommt, wo 
überall angepackt wird. Besprechungen, Abteilungs- oder Betriebsversamm-
lungen bilden dafür ebenso ein Forum wie Aushänge und Intranet.  
 
 
3.7 Durch Evaluation das eigene Handeln überprüfen und verbessern 
Mit der Umsetzung der Maßnahmen läuft nicht immer alles wie erwartet. Man-
che Veränderung gelingt nicht gleich beim ersten Mal. Einzelne Maßnahmen 
werden zum Beispiel nicht angenommen, andere erzielen die erhoffte Wirkung 
nicht. Das ist bei betrieblichen Veränderungsprozessen kaum zu vermeiden. 
Die Einführung des Gesundheitsmanagement ist auch ein Lernprozess. 
 
Damit das Gesundheitsmanagement zu einem erfolgreichen Prozess für die 
Dienststelle wird, ist die Überprüfung, Bewertung und gegebenenfalls Nach-
steuerung von Maßnahmen unumgänglich. Dabei werden die von der Maß-
nahme betroffenen Personen und Bereiche nach Möglichkeit mit einbezogen.  
 
Ein gangbarer Weg der Einbeziehung ist zum Beispiel die Durchführung von 
Evaluationsworkshops. In ihnen können die betroffenen Personen oder Ver-
treter eines Bereiches  bewerten, welchen Effekt die jeweiligen Maßnahmen 
hatten und ob die vorher festgelegten Ziel erreicht wurden.  
 
 
Im Evaluationsworkshop werden die von Maßnahmen betroffenen Per-
sonen oder Bereiche zu den Wirkungen befragt, wie zum Beispiel: 
x Ist das Problem bzw. die Belastung beseitigt oder reduziert worden? 
x Trifft die Lösungsmaßnahme den Kern des Problems oder ist ein bisher 
unberücksichtigter Teil des Problems jetzt sichtbar geworden? 
x Sind neue Probleme durch die Maßnahmen entstanden? 
x Wie kann die Lösungsmaßnahme gegebenenfalls optimiert werden? 
  
 
Sind Umsetzungsprobleme bei den durchgeführten Maßnahmen identifiziert 
und verstanden, kann entschieden werden, ob eine Nachbesserung möglich 
ist oder ob eine Maßnahme verworfen werden muss. Beides sollte nicht als 
Misserfolg des Gesundheitsmanagement verbucht, sondern als Lernchance 
der Organisation gesehen werden. 
 
Erzielte Erfolge sollten entsprechend gewürdigt und sichtbar gemacht werden. 
Organisationen, die ihre positiven Nachrichten gar nicht oder nur nachlässig 
kommunizieren, neigen sonst dazu, erzielte Verbesserungen nicht ausrei-
chend wahrzunehmen. 
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4. Wichtige Instrumente und Verfahren im Gesundheitsmanagement 
In den unterschiedlichen Entwicklungsphasen des Betrieblichen Gesund-
heitsmanagements haben sich einige Instrumente und Verfahren als beson-
ders hilfreich und effektiv herausgestellt. Größtenteils kommen diese Instru-
mente in der Analysephase zum Einsatz oder liefern Grundlagen für die Eva-
luation im Gesundheitsmanagement. Die Nutzung und der fachgerechte Ein-
satz ist an fachliche Kenntnisse und Erfahrungen gebunden, die in den 
Dienststellen nicht vorausgesetzt werden können, sondern durch Experten 
eingebracht werden. 
 
Beim Einsatz der Instrumente sind die Unterschiede zwischen Frauen und 
Männern, Älteren und Jüngeren und deren Auswirkungen auf die Gesundheit 
und deren Bedingungen mit zu berücksichtigen. 
 
Im Folgenden soll ein Grundwissen bezüglich dieser Instrumente und Verfah-
ren vermittelt werden, das die Akteure in den Dienststellen in die Lage ver-
setzt, die notwendigen Rahmenbedingungen, Anwendungsmöglichkeiten, 
Nutzen und Risiken einschätzen zu können.  
 
 
4.1 Gesundheitszirkel, Werkstätten und andere moderierte Workshops 
Gesundheitszirkel, Gesundheitswerkstätten und andere moderierte 
Workshops sind Instrumente zur Beteiligung der Beschäftigten im Gesund-
heitsmanagement. Ihr Wissen als "Experten der eigenen Arbeitssituation" ist 
eine wesentliche Grundlage für die Erarbeitung von erfolgreichen Verbesse-
rungsvorschlägen. Sie können auf Initiative der Leitung, der Interessenvertre-
tungen oder der Beschäftigten eingerichtet werden.  
 
Mit Hilfe dieser Beteiligungsverfahren kann die Analyse der Ist-Situation vor-
genommen oder vertieft werden. Es können auch gezielt bereichsspezifische 
Maßnahmenvorschläge erarbeitet werden, die sich sowohl auf die Verbesse-
rung von Arbeitsbedingungen, als auch auf die Unterstützung der Gesund-
heitskompetenz und das Gesundheitsverhaltens der Beschäftigten richten.  
 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer können Vertreterinnen und Vertreter ei-
ner Hierarchieebene, Organisationseinheit oder eines Arbeitsbereichs mit ver-
gleichbaren Arbeitstätigkeiten oder Arbeitsbelastungen sein. Sie nehmen frei-
willig an den Workshops teil und sind nach Möglichkeit durch die Beschäftig-
ten selbst, als deren "Sprachrohr" in den Workshops, ausgewählt worden. Sie 
werden für die Teilnahme im erforderlichen Rahmen von der Arbeit freigestellt. 
 
Die Workshops werden durch qualifizierte Moderatorinnen und Moderatoren 
begleitet, die mit den Anforderungen eines professionellen Gesundheitsma-
nagements vertraut sind. Sie unterstützen durch ihr Methodenwissen den 
Prozess, sind in Bezug auf die inhaltliche Arbeit aber neutral. 
 
Betriebliche Experten wie zum Beispiel die Fachkraft für Arbeitssicherheit, Be-
triebsarzt/-ärztin oder Gesundheitsmanager/-in können unter bestimmten Um-
ständen einbezogen werden. Durch sie können Sichtweisen und Vorschläge 
der Beschäftigten mit Expertenwissen ergänzt und angereichert werden. 
 
Moderierte Workshops folgen in der Regel im Anschluss an eine Mitarbeiter-
befragung. Allerdings können moderierte Workshops auch unabhängig von 
einer vorherigen Befragung als eigenständige Analyseinstrumente zum Ein-
satz kommen. Dies kann insbesondere in kleineren Dienststellen sinnvoll sein.  
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Es kommen verschiedene Formen moderierter Workshops in Frage. Drei be-




Gesundheitszirkel werden für Arbeitsbereiche oder Beschäftigtengruppen ge-
bildet, in denen besondere Belastungsschwerpunkte oder gesundheitliche 
Probleme erkannt sind. Sie liefern eine differenzierte Analyse der Belastungs-
situation und die konkrete Planung von Verbesserungsmöglichkeiten, z.B. be-
zogen auf Abläufe, Qualität und Kooperationsprobleme. 
 
x Sitzungsanzahl: 6 bis 8 Termine im Umfang von 1-2 Stunden 
x Zu einzelnen Sitzungen werden Führungskräfte und betriebliche Experten 
hinzugezogen (z.B. Fachkraft Arbeitssicherheit, Betriebsarzt/-ärztin, etc.). 
Mit ihrem Expertenwissen werden die von den Beschäftigten entwickelten 
Lösungsvorschläge diskutiert und auf Umsetzbarkeit überprüft und verän-
dert 
x Auf Grundlage der differenzierten Planung von Verbesserungsmöglichkei-





Kompaktere Form der Zirkelarbeit, ohne Beteiligung von Führungskräften und 
Experten. Häufig im Anschluss an eine Befragung. Liefert differenzierte Ana-
lyse der Belastungssituation und Verbesserungsvorschläge aus Sicht der Be-
schäftigten. 
 
x Sitzungsanzahl: 3 bis 4 Termine im Umfang von 2 bis 3 Stunden 
x Die Verbesserungsvorschläge der Beschäftigten werden durch die Ar-
beitsgruppe Gesundheitsmanagement, unter Beteiligung von Experten 
und Führungskräften, auf Durchführbarkeit überprüft und in eine konkrete 





Nimmt eine Zwischenstellung zwischen Gesundheitszirkeln und mündlicher 
Beschäftigtenbefragung ein. Stellt für kleinere Dienststellen eine Alternative 
zur Befragung dar. Findet in homogenen Arbeitsbereichen statt. Unterschied 
zu Gesundheitszirkeln: Beteiligt größere Anzahl von Beschäftigten, liefert Ana-
lyse und Verbesserungsvorschläge weniger differenziert. 
 
x Sitzungszahl: 1 Termin im Umfang von 2 - 3 Stunden 
x Strukturiertes Gruppendiskussionsverfahren, welches mittels dreier Kern-
fragen die wichtigsten Ressourcen und psychischen Belastungsfaktoren 
einzelner Arbeitsbereiche erfasst. 
x Ein schriftlicher Bericht des Diskussionsergebnisses ist die Grundlage für 
die Maßnahmenplanung in der Arbeitsgruppe Gesundheitsmanagement. 
Sie erfolgt im Rahmen eines Workshops, unter Beteiligung von Experten. 
 
Die Ergebnisse der Workshops 
werden dokumentiert und an die 
Arbeitsgruppe Gesundheitsmana-
gement zurückgespiegelt. Die Ar-
beitsgruppe, eventuell unter Betei-
ligung weiterer Experten, ent-
scheidet unter Einbeziehung aller 
zur Verfügung stehenden Informa-









(und ggf. zusätzliche Experten)
- Berät über die Erkenntnisse und Vorschläge
- Beschließt zu den Vorschlägen
- Legt Zuständigkeiten, Termine und Controlling fest
Gesundheitszirkel 
erhält Feedback und wird über 
Beschlüsse informiert
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Welche Variante der moderierten Workshoparbeit für die Dienststelle die rich-
tige ist, wird vor Ort beraten und entschieden. Auch die Frage der Geschlech-
terzusammensetzung im Workshop sollte im Hinblick auf den Erfolg mitbe-
rücksichtigt werden. 
 
Bei allen Varianten hängt der Erfolg des Instruments jedoch wesentlich von 
der Systematik des gesamten Vorgehens ab. Dabei ist insbesondere zu ach-
ten auf:  
x einen klaren Arbeitsauftrag der Workshops durch die Dienststellenleitung  
x eine zeitnahe Rückkopplung der Workshop-Ergebnisse an die Arbeits-
gruppe Gesundheitsmanagement 
x zeitnahe Entscheidungen über Maßnahmen, welche die Ergebnisse der 
Workshops berücksichtigen, 
x eine klare Verfolgung der Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen 
durch die Führungskräfte.  
 
 
Beispiel aus der Praxis: 
 
In Gesundheitszirkeln werden konkrete Vorschläge zur Reduzierung von Be-
lastungen und zur Stärkung wichtiger Ressourcen entwickelt. Zum Beispiel: 
x Verbesserung des Informationsflusses durch regelmäßige Dienstbespre-
chungen, 
x Reduzierung von Stressbelastungen durch gemeinsames Training zum 
Umgang mit schwierigen Kunden, 
x Verbesserungen der Ergonomie an Bildschirmarbeitsplätzen,  
x Reduzierung von Geräuschbelastungen im Großraumbüro durch Headsets  
und gezieltes Aufstellen von Lärmschutzwänden, 
x Verbesserung der Kooperation durch Teambildungsmaßnahmen, 
x gemeinschaftliche Teilnahme an Gesundheitsförderungsmaßnahmen zur 
Bewegungsförderung am Arbeitsplatz.  
 
4.2 Befragungen 
Befragungen sind wichtige Instrumente des Gesundheitsmanagements, die 
für einzelne Personen, größere Teilgruppen oder die gesamte Dienststelle 
durchgeführt werden können. Sie liefern Informationen über Arbeitsbedingun-
gen und Gesundheit aus Sicht der Beschäftigten selbst. Befragungsdaten er-
gänzen "harte" Daten. In Zusammenhang mit Daten aus dem Personalcontrol-
ling und weiteren Indikatoren können sie ein umfassenderes Bild der Gesund-
heitssituation und ihrer Bedingungen in der Dienststelle aufzeigen. 
 
4.2.1 Beschäftigtenbefragung im Gesundheitsmanagement22  
 
Eine Beschäftigtenbefragung im Betrieblichen Gesundheitsmanagement ist 
ein Instrument mit dem sehr gezielt Bewertungen, Einschätzungen, Gefühle 
und Verhaltensweisen der Teilnehmenden in Bezug auf ihre Arbeitssituation 
und ihre Gesundheit erfasst werden können. Gute Befragungen erlauben ei-
nen tiefer gehenden Einblick in Meinungen und Einstellungen der Belegschaft. 
Sie können aufzeigen, wo aus Sicht der Beschäftigten hohe Arbeitsbelastun-
gen entstehen und welche Faktoren dafür sorgen, dass Beschäftigte trotz 
starker beruflicher Beanspruchung gesundheitlich gut da stehen. Sie können 
über Stärken und Schwächen einer Dienststelle Auskunft geben, Verbesse-
rungspotentiale aufzeigen und Handlungsfelder im Gesundheitsmanagement 
identifizieren. Ihre Ergebnisse stellen auch einen wichtigen Beitrag für den be-
trieblichen Gesundheitsbericht23 dar.  
                                                
22 Literaturempfehlung: Rixgens; P., Mitarbeiterbefragung, in: Badura, Walter, Hehl-
mann (2010): Betriebliche Gesundheitspolitik, S. 205-212 
23 Vergleiche Ziffer 4.6 der DV Gesundheitsmanagement (ABl. 2009-097) 
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Eine Beschäftigtenbefragung weckt aber auch Erwartungen. Durch die Betei-
ligung und durch die Themenauswahl wird ein Diskussionsprozess in der 
Dienststelle in Gang gesetzt. Die Dienststellenleitung muss deshalb prüfen, ob 
sie bereit ist, die Ergebnisse der Befragung vorbehaltlos offen zu kommunizie-
ren und zu den abgefragten Themen gegebenenfalls notwendige Verände-
rungen einzuleiten. Geschieht dies nach einer Befragung nicht, so muss mit 
Enttäuschungen und Motivationsverlust bei den Befragten gerechnet werden 
und mit nachhaltiger Beschädigung des Instruments Beschäftigtenbefragung.  
 
Eine Beschäftigtenbefragung ist ein komplexes Instrument, das von seinen 
Planern gute methodische Kenntnisse und sorgfältige Vorbereitung verlangt. 
Dies wird oftmals unterschätzt. Deshalb gilt: lieber keine Befragung durchfüh-
ren, als eine schlechte! 
 
Die Akzeptanz von Beschäftigtenbefragungen sowie der Nutzwert der Ergeb-
nisse wird wesentlich beeinflusst durch die Qualität des Befragungsinstru-
ments und durch die Rahmenbedingungen, in denen die Befragung stattfindet. 
Folgende Bedingungen sollten daher erfüllt werden24: 
x Die Dienststellenleitung muss hinter der Befragung stehen und bereit sein, 
auf die Ergebnisse der Befragung zu reagieren und Maßnahmen folgen zu 
lassen. 
x Alle Beteiligten (Beschäftigte, Führungskräfte, Interessenvertretungen) 
müssen frühzeitig informiert und in die Planung einbezogen werden. 
x Der Fragebogen sollte sozialwissenschaftlichen methodischen Standards 
entsprechen und in Studien erprobt sein. 
x Die Befragungsergebnisse sind keine Geheim- oder Chefsache sein, son-
dern werden allen Beschäftigten in geeigneter Form zugänglich gemacht. 
x Hinsichtlich der Regeln zur Durchführung der Befragung, des Datenschut-
zes und der Ergebnisrückmeldung muss Transparenz herrschen. 
 
Das Potenzial einer Beschäftigtenbefragung kann aber nur dann voll ausge-
schöpft werden, wenn es in ein Gesamtkonzept integriert ist. Damit sich eine 
Befragung lohnt, also Aufwand und Ertrag in einem guten Verhältnis stehen, 
sind wichtige Voraussetzungen und Regeln zu beachten. Die Wichtigsten sind 
im Folgenden zusammengestellt. Sie sollen dabei helfen, die Herausforderun-
gen einer Befragung besser einschätzen zu können. Die methodische Durch-
führung einer Befragung sollte mit Unterstützung fachkundiger Kooperations-
partner erfolgen. 
 
Zielsetzung klären und benötige Ressourcen im Blick haben: 
Ohne klare Zielsetzung ist kein gutes Ergebnis erreichbar. Der wichtigste 
Schritt zu Beginn einer Befragung ist daher das Herstellen einer klaren Ziel-
setzung. An dieser Aufgabe sind die Dienststellenleitung und die Interessen-
vertretungen zu beteiligen. Kontext und Ausgangslage in der Dienststelle 
müssen eingeordnet und Erwartungen an das Ergebnis definiert werden. Es 
ist zu klären, welche aktuellen Fragen beantwortet und welche Entscheidun-
gen oder Handlungen damit später gestützt werden sollen. Dabei sollte im 
Blick behalten werden, wie viel Zeit und Ressourcen für eine fachgerechte 
Vorbereitung und Durchführung der Befragung benötigt werden. Das gemein-
sam vereinbarte Ziel der Befragung wird schriftlich festgehalten. Nur dann ist 
später eine Erfolgskontrolle möglich. 
 
Zielgruppe und Inhalte der Befragung vorklären: 
Bevor im Detail über einzelne Fragestellungen des Fragebogens gesprochen 
wird, sind grob Inhalte, Umfang, Ablauf und Teilnehmerkreis der Umfrage 
                                                
24 Vergleiche Badura, B., Hehlmann, T. (2003): Betriebliche Gesundheitspolitik, S. 220 
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festzulegen. Diese Bereiche sollten gemeinsam besprochen werden, da sie 
von einander abhängig sind.  
 
Die Inhalte der Befragung leiten sich idealer Weise aus den Zielen ab. Dar-
über hinaus gibt es verschiedene andere Möglichkeiten sich Anregungen zu 
holen, welche Themen die Befragung abdecken soll: 
x Erfahrungen und Wissen des Kompetenzzentrums nutzen  
x Fragebögen aus anderen Projekten sichten 
x Standardfragebögen von Krankenkassen, der Unfallkasse oder aus Inter-
netrecherche sichten 
x Behandlung in der Fachliteratur prüfen 
x Expertendiskussion mit ausgewähltem Teilnehmerkreis organisieren 
 
"Messung folgt Strategie" 
Die Auswahl des "richtigen" Befragungsinstruments orientiert sich im optima-
len Fall an den strategischen Zielen der Dienststelle und des Gesundheitsma-
nagements, die beeinflusst werden sollen.  
 
Aus der Vielzahl der möglichen Inhalte und Themen, denen sich eine Befra-
gung widmen kann, muss eine sinnvolle Auswahl getroffen werden. Es emp-
fiehlt sich eine Orientierung an den strategischen Zielen der Dienststelle und 
ihres Gesundheitsmanagements und am heutigen Wissenstand zum Zusam-
menhang von Arbeit, Organisation und Gesundheit.25 Hier nach sollten die fol-
genden Befragungsinhalte auf alle Fälle Berücksichtigung finden: 
x Arbeitsbedingungen 
x Psychosoziales Befinden 
x Qualität der Führung 
x Qualität der sozialen Beziehungen am Arbeitsplatz 
x Emotionale Bindung an Arbeitgeber 
In der Zusammenschau mit anderen Daten und Informationen zum Beispiel 
aus dem Fehlzeitengeschehen sowie aus dem Arbeitschutzsystem können die 
wesentlichen Belastungen, Ressourcen und Handlungsfelder ermittelt werden.  
 
Befragungsinstrument finden und Inhalte festlegen: 
Nach der ersten Festlegung der Zielsetzung und der groben Inhalte, kann ein 
konkretes Befragungsinstrument gefunden werden, dass den gesteckten Er-
wartungen am Besten entspricht. Dazu wird der Kontakt zu möglichen Koope-
rationspartnern oder Anbietern von Mitabeiterbefragungen aufgenommen. 
Dies können Krankenkassen, Berufsgenossenschaften oder Unfallkassen, U-
niversitätsinstitute oder externe Experten für Gesundheit in Unternehmen 
sein. Sie verfügen unter Umständen über eigene Befragungsinstrumente oder 
bedienen sich gängiger standardisierter Befragungsbögen. Nähere Informati-
onen sind über das Kompetenzzentrum Gesundheitsmanagement bei der Se-
natorin für Finanzen zu erhalten.  
 
Es gibt eine große Anzahl von bewährten Befragungsinstrumenten, die für das 
Gesundheitsmanagement in Frage kommen. Eine pauschale Empfehlung o-
der Bereitstellung eines Befragungsinstrumentes für alle Dienststellen im bre-
mischen öffentlichen Dienst ist nicht sinnvoll, weil die Auswahl des richtigen 
Instrumentes sich im Wesentlichen an den vorher festgelegten Zielen und an 





                                                
25 Badura, B., Walter, U., Hehlmann, T. (2010): Betriebliche Gesundheitspolitik 
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Umfang und zeitlichen Ablauf klären: 
Mit dem Kooperationspartner wird auch über Umfang und Befragungstiefe zu 
sprechen sein, die sich stark unterscheiden können. Insgesamt sollte darauf 
geachtet werden, den Fragebogen so kurz wie möglich zu halten. Die Akzep-
tanz der Befragung wird auch durch die Höhe des Aufwands für die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer beeinflusst. Ist ein konkretes Befragungsinstrument 
gefunden, so wird mit dem Kooperationspartner noch einmal seine Eignung 
für die Zielgruppe geprüft und gegebenenfalls modifiziert. 
 
Eine Beschäftigtenbefragung kann als Vollbefragung in der gesamten Dienst-
stelle oder auch nur als Teilbefragung in einem besonders belasteten Arbeits-
bereich durchgeführt werden. Die Auswahl hängt von der Zielsetzung ab, die 
mit der Befragung verbunden ist.  
 
Auch der zeitliche Ablauf der Befragung sollte frühzeitig bedacht werden. Ur-
laubszeiten und besonders hoch belastete Arbeitszeiten sind zu vermeiden, 
um eine gute Teilnehmerquote erzielen zu können.  
 
Datenschutz und Vertrauensschutz berücksichtigen: 
Beschäftigtenbefragungen im Gesundheitsmanagement sind so durchzufüh-
ren, dass Rückschlüsse auf einzelne Personen nicht möglich sind. Dies wird 
am besten gewährleistet, wenn die Sammlung und Auswertung der Daten 
durch eine Person oder Institution geschieht, die zweifelsfrei Unabhängigkeit 
und Vertrauensschutz gewährleisten kann. Geeignet sind hier vor allem die 
oben erwähnten möglichen Kooperationspartner. Regelungen zum Daten-
schutz sowie zur Anonymität der Befragung sind festzulegen und im Rahmen 
der Informationsstrategie den Beschäftigten aufzuzeigen.  
 
Information und Werbung organisieren: 
Befragungen liefern repräsentative und belastbare Informationen, wenn Teil-
nahmequoten von mehr als 50% erreicht werden. Beschäftigtenbefragungen 
benötigen daher eine gezielt unterstützende Informations- und Marketingkam-
pagne. Sinnvoll ist, dass Dienststellenleitung und Interessenvertretungen 
frühzeitig und gemeinsam über Ziele, Inhalte und Nutzen der Befragung in-
formieren sowie zur Teilnahme aufrufen. Informationen zum Termin und Ab-
lauf der Befragung sowie Regelungen zum Datenschutz und zur Anonymität 
sollten mit angemessenem Vorlauf erfolgen. Gezielte Informationen oder Mar-
ketingmaßnahmen kurz vor und während des Befragungszeitraums können 
an die Befragung erinnern und erneut zur Teilnahme aufrufen.  
 
 
4.2.2 Expertinnen- und Experteninterviews 
 
Interviews sind Befragungen, bei denen einzelne Personen als "Sachverstän-
dige" für ein bestimmtes Themengebiet mündlich befragt werden. Für das Ge-
sundheitsmanagement kommen verschiedene Personengruppen als "Exper-
ten" in Betracht, zum Beispiel die betrieblichen Arbeits- und Gesundheits-
schutzakteure (Betriebsarzt/-ärztin, Fachkraft für Arbeitssicherheit), Führungs-
kräfte der unterschiedlichen Leitungsebenen, Interessenvertretungen, wie 
auch einzelne Beschäftigte selbst. Sie werden nicht zu ihrer persönlichen 
Sichtweise als Privatpersonen befragt, sondern zu ihrer Einschätzung als 
Funktionsträger innerhalb der Organisation.  
 
Die Interviews werden anhand eines teilstandardisierten Leitfadens geführt. 
Das Gespräch orientiert sich an zuvor festgelegten Fragestellungen, bei de-
nen die Antwortmöglichkeiten jedoch offen sind. Die Antworten werden in der 
Regel auf Tonband aufgenommen, die wesentlichen Aussagen verschriftlicht 
und zu Themenblöcken zusammengefasst. Die Interviews sollten von Perso-
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nen durchgeführt werden, die mit dem Instrument und mit dem Vorgehen des 
Betrieblichen Gesundheitsmanagements vertraut sind.  
 
Experteninterviews können in der Analysephase eingesetzt werden, um einen 
Überblick über Sichtweisen und Erwartungen verschiedener Akteure und 
Kundengruppen zu bekommen, oder um in der Evaluationsphase das Vorge-
hen des Gesundheitsmanagements einschätzen und bewerten zu lassen. Ins-
besondere in kleineren Dienststellen kann es auch anstatt einer Beschäftig-
tenbefragung zur ersten Einschätzung der Arbeitsbedingungen und Belastun-




Die Gefährdungsbeurteilung ist ein Verfahren nach § 5 des Arbeitsschutzge-
setzes (ArbSchG)26, nach dem Arbeitgeber verpflichtet sind, die Arbeitsbedin-
gungen hinsichtlich einer möglichen Gefährdung der Beschäftigten zu beurtei-
len. Das ArbSchG zielt gemäß § 2 darauf ab, arbeitsbedingte Gesundheitsge-
fahren zu vermeiden und Arbeit menschengerecht zu gestalten. Die Gefähr-
dungsanalyse ist dafür die Voraussetzung. Sie kann dem Arbeitgeber Hinwei-
se auf Gefährdungen geben und gesundheitsgerechte Gestaltungsmöglichkei-
ten definieren. Sie umfasst neben den klassischen Umgebungsfaktoren und 
ergonomischen Bedingungen nach heutigem Verständnis ausdrücklich auch 
psychische Belastungen. Gesetzlicher Arbeitsschutz und Betriebliches Ge-
sundheitsmanagement können durch Kooperation voneinander profitieren und 
ihren Nutzwert für die Dienststelle erhöhen. 
 
Nach dem ArbSchG können sich Gefährdungen insbesondere ergeben aus: 
x Gestaltung und Einrichtung der Arbeitsstätte und des Arbeitsplatzes, 
x Physikalischen, chemischen und biologischen Einwirkungen, 
x Gestaltung, Auswahl und Einsatz von Arbeitsmitteln sowie dem Umgang 
damit, 
x Gestaltung von Arbeitsverfahren, Arbeitsabläufen, Arbeitszeit und deren 
Zusammenwirken, 
x Unzureichende Qualifikation und Unterweisung der Beschäftigten. 
Weitere Hinweise auf Gefahrenquellen und Gestaltungsanforderungen der 
Arbeit werden zum Beispiel für Bildschirmarbeit in der Bildschirmarbeitsver-
ordnung und für Arbeitsstätten in der Arbeitsstättenverordnung konkretisiert. 
 
Die Verantwortung für die Durchführung der Gefährdungsanalyse trägt der 
Arbeitgeber. Er wird dabei durch die Fachkräfte für Arbeitssicherheit sowie die 
Betriebsärztin bzw. den Betriebsarzt der Fachdienste für Arbeitsschutz der 
Freien Hansestadt Bremen (FAS) unterstützt. 
 
Spezielle Methoden und Instrumente für die Gefährdungsanalyse sind vom 
Gesetzgeber nicht vorgeschrieben. Die Auswahl ist den Dienststellen und Be-
trieben freigestellt. In der Praxis können grundsätzlich zwei Vorgehensarten 
unterschieden werden:  
x Vorwiegend expertengestützte Verfahren. Bewährt hat sich hierfür die Bil-
dung eines Gremiums bestehend aus direktem Vorgesetzten, Personal-
vertretung, Sicherheitsbeauftragten, Fachkraft für Arbeitssicherheit sowie 
Betriebsärztin bzw. Betriebsarzt. Im Rahmen dieser Verfahren kann auf 
standardisierte, IT-gestützte Checklisten und Fragebögen zurückgegriffen 
werden, die unter anderem von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (BAuA) oder von Unfallversicherungsträgern herausgege-
ben werden. 
                                                
26 Arbeitsschutzgesetz vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1246) in der jeweils gültigen 
Fassung 
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x Beteiligungsorientierte Verfahren wie Zirkel oder Workshops, die das Wis-
sen der Beschäftigten für die Gefährdungsbeurteilung nutzen.  
Daten aus weiteren Informationsquellen, wie Betriebsbegehungen oder ar-
beitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen, können die gewonnenen Er-
kenntnisse ergänzen.  
Auf Grundlage der Beurteilung der Gefährdungen werden Maßnahmen zur 
Abhilfe oder zur Verbesserung des Gesundheitsschutzes definiert. Ergriffene 
Maßnahmen werden auf ihre Wirksamkeit überprüft und bei Bedarf ange-




Im Rahmen des Gesundheitsmanagements in den Dienststellen ist eine re-
gelmäßige dienststelleninterne Gesundheitsberichterstattung aufzubauen.27 
Sie gibt Auskunft über den Gesundheitszustand der Beschäftigten einer 
Dienststelle. Der Gesundheitsbericht soll die Steuerungsgrundlage für die we-
sentlichen gesundheitsbezogenen Entscheidungen und Aktivitäten in der 
Dienststelle sein und informiert über deren Wirkungsgrad und Erfolg. Regel-
mäßig durchgeführt, zeigt der Bericht gesundheitsbezogene Entwicklungen 
und Trends auf. 
 
4.4.1 Nutzen und Voraussetzungen  
Durch eine regelmäßige Gesundheitsberichterstattung sind folgende Nutzen-
effekte zu erwarten:  
 
x Informieren 
Leitung, Interessenvertretungen und Beschäftigte erhalten Informationen über 
die gesundheitliche Situation in der Dienststelle, Entwicklungen werden auf-
gezeigt und Zusammenhänge werden verstehbar. 
 
x Objektivieren 
Diskussionen in der Dienststelle, um die Gesundheitssituation der Beschäftig-
ten, werden auf eine verlässliche Datengrundlage gestellt.  
 
x Orientieren 
Gremien und Akteure werden unterstützt bei der zielgerichteten Planung und 
Entwicklung von Aktivitäten zur Gesundheitsförderung. 
 
x Bewerten 
Aktivitäten im Gesundheitsmanagement werden in Bezug auf Wirksamkeit 
und Effektivität überprüft und bewertet.  
 
x Koordinieren 
Aktivitäten verschiedener Akteure können aufeinander abgestimmt werden. 
 
Die Adressaten des Gesundheitsberichts sind in erster Linie die Dienststellen-
leitung, die Führungskräfte und Interessenvertretungen sowie andere Akteure 
im Gesundheitsmanagement. Die Ergebnisse sind in geeigneter Form den 
Beschäftigten im Rahmen der dienststellenbezogenen Öffentlichkeitsarbeit zur 
Kenntnis zu geben.  
 
 
Voraussetzungen für erfolgreiche Gesundheitsberichterstattung sind: 
x verlässliche Daten- und Informationsbasis 
x regelmäßige Datenanalyse 
x Praxisnähe und Nutzenorientierung 
x Einhaltung der Datenschutzbestimmungen 
                                                
27 vergleiche Ziffer 4.6 der DV Gesundheitsmanagement (ABl. 2009-097) 
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Die Gesundheitsberichterstattung in den Dienststellen sollte praxisnah und 
praxisbezogen erfolgen. Daten und Ergebnisse müssen verlässlich sein. Der 
Aufwand der Datenerhebung und Auswertung soll in einem vernünftigen Ver-
hältnis zum Nutzen stehen. Für kleinere Dienststellen kann es sinnvoll sein, 
sich in der Evaluation eher auf die systematische Beobachtung und Dokumen-
tation der laufenden Handlungsschritte zu beschränken, als einen methodisch 
komplizierten und aufwändigen Nachweis zur Wirksamkeit ihrer Präventions-
maßnahmen zu führen.  
 
 
4.4.2 Informationsquellen, Daten und Indikatoren  
Ein Grundstock an Daten und Informationen, die für den Gesundheitsbericht 
benötigt werden, liegt nach der Durchführung der in Ziffer 3.5 beschriebenen 
Bestandsaufnahme zur Gesundheitssituation in der Dienststelle oder im Be-
trieb bereits vor. Der genauere Inhalt und der Umfang des dienststelleninter-
nen Gesundheitsberichts muss sich aber an den Rahmenbedingungen und 
Anforderungen der jeweiligen Dienststelle orientieren und entwickeln.  
 
Idealtypisch führt der Gesundheitsbericht die Kennzahlen, Indikatoren und Er-
gebnisse verschiedener Informationsquellen zusammen, gewichtet und be-
wertet sie. Zum Beispiel: 
x allgemeine oder spezifische Arbeitsunfähigkeitsdaten von Krankenkassen, 
x Daten der innerbetrieblichen Fehlzeitenstatistik, 
x Altersstrukturanalyse, 
x Daten aus Gefährdungsanalysen oder Begehungen, 
x Daten des betriebsärztlichen Dienstes, 
x Daten und Erkenntnisse aus Befragungen oder Gesundheitszirkeln. 
Es werden solche Daten und Informationen gewählt, die schlüssig und aussa-
gekräftig die Gesundheitssituation und ihre Bedingungen in der Dienststelle 
belegen können. "Datenfriedhöfe" sind zu vermeiden. 
 
Desweiteren enthält der Gesundheitsbericht die Dokumentation der Aktivitäten 
und Angebote im Gesundheitsmanagement, wie beispielsweise:  
x Arbeit der Arbeitsgruppe Gesundheitsmanagement, 
x Beteiligungsmöglichkeiten der Beschäftigten, 
x Gesundheitsförderungsangebote, 
x durchgeführte Maßnahmen, 
x Informationsveranstaltungen, Schulungen, Öffentlichkeitsarbeit. 
 
Die Darstellung der Aktivitäten und Maßnahmen sollte idealerweise beinhal-
ten, wie der Umsetzungsgrad der geplanten Maßnahmen ist, wie die Maß-
nahmen angenommen werden und ob die erhofften Effekte eingetreten sind.  
 
Wenn möglich sollten die verschiedenen Informationsquellen auch differenziert 
nach Geschlechtern dargestellt werden. 
 
Eine Musterstruktur für den Aufbau eines dienststelleninternen Gesundheits-
berichts befindet sich im Anhang. 
 
 
4.4.3 Bewertungen und Schlussfolgerungen  
Ein inhaltliches Referenzsystem für die Bewertung des Betrieblichen Gesund-
heitsmanagements in den Dienststellen und Betrieben des bremischen öffent-
lichen Dienstes ergibt sich aus den Zielformulierungen unter Punkt 2 der-
Dienstvereinbarung. Es kann ergänzt werden durch Formulierungen aus dem 
Zielsystem der jeweiligen Dienststelle.  
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Die Bewertung findet am Besten im Rahmen einer gemeinsamen "Redakti-
onskonferenz" aller am Bericht beteiligten Akteure statt.  
 
Bei der Bewertung der Gesundheitssituation und der Bedingungen in der 
Dienststelle geht es am Ende vor allem um die Frage: "Tun wir im Gesund-
heitsmanagement das Richtige?" Dazu wird die Vielzahl der Informationen 
verdichtet auf einige wenige Kernaussagen. 
 
Bei der Bewertung der Angebote, Aktivitäten und durchgeführten Maßnahmen 
geht es dagegen um die Frage: "Tun wir die Dinge richtig?" Darin enthalten ist 
die Frage nach der Effizienz des Vorgehens. Dabei geht es nicht allein um die 
Ergebnisqualität, sondern gleichermaßen um die Struktur- und Prozessquali-
tät. Dies ist umso wichtiger, als beim Gesundheitsmanagement zumeist kom-
plizierte Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge zum Tragen kommen und einfa-
che Bewertungen durch Kosten-Nutzen-Analysen nur schwer möglich sind. 
Versuche, den Erfolg eines Gesundheitsmanagements ausschließlich anhand 
der Kennzahl "Senkung des Krankenstands in Prozent" zu messen, greifen zu 
kurz. Deshalb sind neben der Fehlzeitenstatistik weitere Indikatoren, wie zum 
Beispiel durch die KGST vorgeschlagen28, heranzuziehen.  
 
Im fortgeschrittenen Stadium der Entwicklung des Gesundheitsmanagements 
empfehlen wir die Evaluation in Anlehnung an das EFQM-Modell für Excel-
lence (European Foundation for Quality Management) auf den folgenden drei 
Ebenen durchzuführen: 
x Ergebnisse (Was wurde erreicht?) 
x Prozesse (Sind die Umsetzungsschritte und Abläufe passend?) 
x Strukturen (Wie stimmig sind die Rahmenbedingungen?) 
























Im Anhang ist beispielhaft ein ausführlicheres Schema dargestellt, das als 
Grundlage der Entwicklung von Evaluationskriterien und Indikatoren herange-
zogen werden kann. Die KGST empfiehlt, zunächst wenige Indikatoren für die 
jeweilige Dienststelle zu entwickeln und die Evaluation im späteren Verlauf 




                                                
28 Vergleiche KGST-Bericht 1/2005, Gesundheitsmanagement als Führungsaufgabe, 
S. 56 ff 
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5. Durch Präventionsangebote einen gesunden Lebensstil fördern 
Ein Ziel, das europaweit von mehreren großen Kampagnen29 und Organisati-
onen vorangetrieben wird, ist die Förderung eines gesunden Lebensstils in 
der Arbeitswelt. Es gewinnt vor dem Hintergrund des demographischen Wan-
dels und des späteren Ausscheidens aus dem Erwerbsleben immer mehr an 
Bedeutung. Beschäftigte und Arbeitgeber können beide aktiv werden, um ein 
längeres Verbleiben in der Berufstätigkeit bei Erhalt von Gesundheit und Leis-
tungsfähigkeit zu ermöglichen.  
 
In Dienststellen und Betrieben kann dies gefördert werden durch Präventions-
angebote, die sich an das Gesundheitsverhalten der Beschäftigen richten. Sie 
sensibilisieren und machen für Gesundheitsthemen neugierig, sie motivieren 
Beschäftigte für ihre Gesundheit und ihr Wohlbefinden selber aktiv zu werden, 
informieren über gesundheitsförderliche Lebensstile und bieten einen Rah-
men, in dem neues Verhalten erprobt und eingeübt werden kann. 
 
Im Rahmen des Gesundheitsmanagements stellen betriebliche Präventions-
angebote für die Beschäftigten ein wichtiges Handlungsfeld dar. Sie unterstüt-
zen die Eigenverantwortung der Beschäftigten für ihre Gesundheit und ergän-
zen damit die betrieblichen Ansätze, die sich auf die Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen und die Verringerung von Belastungen richten.  
 
Präventionsangebote in der Dienststelle geben dem Gesundheitsmanagement 
ein konkretes "Gesicht" und machen dessen Nutzen für die Beschäftigten 
leicht erfahrbar. Sie sind mit relativ geringem Aufwand zu organisieren und 
können beim Einstieg ins Gesundheitsmanagement für "sichtbare Erfolge" 
sorgen. Allerdings darf Gesundheitsmanagement nicht auf die Angebote re-
duziert bleiben. Denn erst im Zusammenwirken von Verhaltensprävention und 
Verhältnisprävention, von individueller Verantwortung und organisationaler 
Verantwortung kann das Gesundheitsmanagement seinen Nutzen für die 
Dienststelle und für die Beschäftigten entfalten.  
 
Bei der betrieblichen Förderung eines gesunden Lebensstils stehen folgende 
Themen im Mittelpunkt: 
x Förderung von körperlicher Aktivität und Bewegung 
x Förderung der Fähigkeit zur Stressbewältigung und Entspannung 
x Unterstützung einer gesundheitsorientierten Ernährung 
x Reduzierung von Suchtmittelkonsum (Tabak, Alkohol) 
 
Dienststellen und Betriebe, die einen gesunden Lebensstil fördern wollen, soll-
ten ihren Beschäftigten hierzu attraktive Angebote machen und die Teilnahme 
aktiv unterstützen. Dazu wird im zentralen Fortbildungsprogramm der Senato-
rin für Finanzen zu allen oben genannten Themen eine Reihe von Seminaren 
vorgehalten, die von erfahrenen Dozentinnen und Dozenten geleitet werden. 
In den Dienststellen und Betrieben können diese Angebote mit wenig Auf-
wand genutzt und im Rahmen des dienststelleninternen Gesundheitsmana-
gements gezielt beworben werden. 
 
Manche Dienststellen und Betriebe wollen darüber hinaus auch direkt vor Ort 
in der Dienststelle oder im Betrieb einzelne Präventionsangebote vorhalten, 
richten einen Gesundheitsraum ein oder bieten gesundheitsbezogene Vorträ-
ge für ihre Beschäftigten an. Durch die Nähe zum Arbeitsplatz kann die Ak-
zeptanz bei den Beschäftigten zum Teil gesteigert und die Vereinbarkeit mit 
Arbeit und privater Zeit verbessert werden. Bei der Auswahl von Anbietern 
                                                
29 In Deutschland hat zum Beispiel die Kampagne "move Europe" einen hohen Be-
kanntheitsgrad  
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und Angeboten helfen häufig auch Krankenkassen weiter. Sie orientieren sich 
dabei an Qualitätskriterien, die von den Spitzenverbänden der Krankenkassen 
für die Prävention aufgestellt worden sind. So wird sichergestellt, dass die An-
bieter über die notwendige Qualifikation verfügen und sich an überprüften in-
haltlichen und methodischen Standards orientieren, die die Wirksamkeit des 
Angebots gewährleisten.  
 
Kleinere Dienststellen und Betriebe, die ihren Beschäftigten zusätzlich zu den 
zentralen Fortbildungsangeboten der Senatorin für Finanzen Präventionsan-
gebote machen wollen, können durch Kooperation mit anderen Dienststellen 
ihr Angebot erweitern.  
 
In der Praxis der Prävention hat es sich bewährt, nicht wahllos Angebote ne-
beneinander wie in einem "Bauchladen" vorzuhalten, sondern gezielt The-
menschwerpunkte zu setzen und diese längerfristig zu bearbeiten. Ist zum 
Beispiel in der Analyse einer Dienststelle der Umgang mit Stressbelastungen 
oder die Behebung von Bewegungsmangel als Handlungsziel identifiziert, so 
kann daraus ein Präventionsschwerpunkt für ein Jahr gemacht werden.  
 
Praxisbeispiel für einen Jahresschwerpunkt "Bewegungsförderung" 
 
Eine Dienststelle will das Bewusstsein für Bewegung im Arbeitsalltag fördern 
und entwickelt dazu eine Jahresplanung. Das Thema soll zu verschiedenen 
Zeitpunkten im Jahresverlauf auf unterschiedlichen Informationskanälen (MiP, 
Infomails, Plakate, Besprechungen, Vorträge, Beschäftigtenversammlung), mit 
wechselnden Inhalten (Bewegungspause am Bildschirmarbeitsplatz, Kam-
pagne für Betriebssport, Bewegung und Wohlbefinden, Bewegung und 
Stressabbau, Augengesundheit und Bildschirmarbeit), mit Aktionen für ganze 
Organisationseinheiten (Aktion mit dem Rad zur Arbeit, Schrittzähleraktion, 
Lauftreff, Bildschirmschoner Bewegungspause) und mit verschiedenen Semi-
narangeboten (Rückengesundheit, Yoga, Bewegungspause ) transportiert 
werden.  
 
Auf diese Weise kann in Dienststellen und Betrieben mehr Aufmerksamkeit, 
Sensibilität und Akzeptanz erreicht und eine größere Anzahl von Beschäftig-
ten zur Auseinandersetzung mit dem Thema bewegt werden. So findet auch 
Berücksichtigung, dass nachhaltige Veränderungen im Gesundheitsverhalten 
vor allem Zeit und Wiederholung brauchen.  
 
Erfolge im Sinne der Aktivierung der Beschäftigten und der Förderung von ge-
sundheitsbewussten Lebensstilen in der Belegschaft sind nicht von heute auf 
morgen zu erzielen. Erfahrungen in der Gesundheitsförderung zeigen, dass 
die gefährdetsten Personen häufig besonders schwer für Prävention zu ge-
winnen sind. Deshalb ist neben einem langem Atem vor allem aktives Marke-
ting der Angebote, die Unterstützung der Führung und die Entwicklung einer 
gesundheitsbewussten Unternehmenskultur wichtig für den Erfolg.  
 
Akzeptanz, Annahme und Erfolg von betrieblichen Präventionsangeboten 
werden auch beeinflusst durch die Rahmenbedingungen und Regeln zur Teil-
nahme. Zu Angeboten in den Dienststellen, die nicht über das zentrale Fort-
bildungsangebot abgedeckt sind, müssen Regelungen zu Kosten und Arbeits-
zeit getroffen werden. Sie sollten für die Beschäftigten attraktiv sein, aber 
auch die Eigenverantwortung anregen. Dazu hat es sich in der Präventionsar-
beit bewährt, dass in der Regel sowohl Arbeitgeber wie auch Beschäftigte ei-
nen Beitrag zum Angebot beisteuern. Der Beitrag kann sich sowohl auf die 
Kosten wie auch auf den Zeiteinsatz beziehen. Die Ausnahme sind Präventi-
onsangebote, die unmittelbar auf den Arbeitsplatz und die Aufgaben bezie-
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6. Unterstützung des Gesundheitsmanagements in den Dienststellen 
Die erfolgreiche dezentrale Einführung und der Aufbau des Betrieblichen Ge-
sundheitsmanagements in den Dienststellen des bremischen öffentlichen 
Dienstes wird unterstützt durch das Kompetenzzentrum bei der Senatorin für 
Finanzen. Es koordiniert die verschiedenen Handlungsansätze, berät und un-
terstützt Dienststellen dabei, selbstständig Prozesse des Gesundheitsmana-
gements zu initiieren und geeignete Strukturen für eine nachhaltige Entwick-
lung aufzubauen. Als zentraler Serviceleister des Gesundheitsmanagements 
hält es für die Dienststellen konkrete Angebote bereit.  
 
 
6.1 Angebote des Kompetenzzentrum Gesundheitsmanagement 
Im Rahmen seiner Möglichkeiten bietet das Kompetenzzentrum an: 
 
x Beratung und Prozessbegleitung von Dienststellen,  
damit Akteure und Entscheider von Anfang an Begleitung und Unterstüt-
zung finden, wenn Fragen anstehen und Lösungen gefunden werden müs-
sen. Vom Gelingen des Einstiegs, über die Definition von Meilensteinen, die 
Entwicklung von Maßnahmen bis zur Evaluation. 
 
x Informationsveranstaltungen für Gremien und Führungskräfte, 
damit Entscheider und Akteure in der Dienststelle auf dem gleichen Infor-
mationsstand sind und gemeinsam für das Gesundheitsmanagement Ver-
antwortung übernehmen. 
 
x Zielfindungsworkshop für die AG Gesundheitsmanagement,  
damit von Anfang an die Richtung stimmt, gemeinsam realistische Ziele ge-
steckt werden und der Einstieg gelingt.  
 
x Bereitstellung von Informationen zum Gesundheitsmanagement,  
damit die Informationen gefunden werden, die Sie benötigen um Gesund-
heit voran zu bringen. Von Adressen und Informationsquellen, über Präven-
tionsangebote und Marketing, bis zu Strategien und Verfahren im Gesund-
heitsmanagement.  
 
x Vermittlung von Kontakten zu möglichen Kooperationspartnern,  
damit Dienststellen nicht alleine da stehen, wo Partner eingebunden werden 
könnten, die langjährige Erfahrung einbringen und konkret unterstützen.  
 
x Organisation und inhaltliche Unterstützung eines regelmäßigen Erfah-
rungsaustausches zwischen Ressorts und Dienststellen,  
damit gegenseitig von Erfahrungen gelernt werden kann und die vielfältigen 
Fähigkeiten und Kompetenzen der unterschiedlichen Akteure in den Dienst-
stellen untereinander bekannt und nutzbar werden. 
 
x Unterstützung bei gesundheitsbezogener Öffentlichkeitsarbeit,  
damit Gesundheit in den Dienststellen Thema wird und Fortschritte im Ge-
sundheitsmanagement sichtbar werden. 
 
Bei Bedarf kann das Kompetenzzentrum auf eine Auswahl an professionellen 
verwaltungsinternen sowie externen Beraterinnen und Beratern mit geeigneter 
Fachkompetenz zurückgreifen.  





Im Rahmen des zentralen Fortbildungsangebots unterstützt die Senatorin für 
Finanzen das Gesundheitsmanagement durch ein breitgefächertes Angebot 
für unterschiedliche Zielgruppen. Unter der Rubrik "Gesundheit stärken" fin-
den Beschäftigte vielfältige Seminarangebote, die sie in ihrer Gesundheit indi-
viduell unterstützen wollen. Führungskräfte werden durch unterschiedliche 
Seminare in der Rubrik "Gesund führen" in ihrer gesundheitsbezogenen 
Handlungskompetenz gestärkt. Die Rubriken "Gesundheit und Arbeitsschutz" 
und "Betriebliche Suchtprävention" nehmen spezifische Themen des Arbeits-
schutzes und des betrieblichen Umgangs mit Suchtmittelauffälligkeiten auf.  
 
Darüber hinaus sind für Multiplikatoren und Akteure im Gesundheitsmanage-
ment spezielle Angebote entwickelt worden, die den Aufbau der nötigen Fach- 
und Handlungskompetenzen unterstützen sollen: 
x Betriebliches Gesundheitsmanagement - Chancen, Risiken und Neben-
wirkungen (Einführungsseminar für Akteure und Multiplikatoren) 
x Planungs- und Projektmethoden im Betrieblichen Gesundheitsmanage-
ment 
x Nützliche Instrumente und Verfahren im Betrieblichen Gesundheitsmana-
gement kennen lernen 
x Gesundheitsberichterstattung - wie geht das? 
x Werkstatt Information und Marketing im Betrieblichen Gesundheitsmana-
gement 
x Netzwerktreffen Gesundheitsmanagement im öffentlichen Dienst (für Ak-
teure: kollegiale Beratung, Praxisberichte, Informationsaustausch, aktuelle 
Themen) 
 
Spezifische weitere Angebote können bedarfsorientiert in Kooperation mit den 
Dienststellen entwickelt werden.  
 
 
7. Antragsverfahren für Projekte 
 
7.1 Zielsetzung der Förderung 
Die Senatorin für Finanzen fördert mit zentralen finanziellen Mitteln im Rah-
men der Einführung des Gesundheitsmanagements Projekte und Maßnahmen 
in den Dienststellen und Betrieben. Die finanzielle Förderung ist ein zeitlich 
begrenztes Element des Betrieblichen Gesundheitsmanagements, das darauf 
ausgerichtet ist, die Gesundheitssituation und Arbeitsbedingungen der Be-
schäftigten nachhaltig zu verbessern. Dies wird erreicht durch: 
x Verbesserung der Arbeits- und Ablauforganisation und der Arbeits-
bedingungen 
x Verbesserung von Zusammenarbeit und Führung 
x Stärkung persönlicher Ressourcen und Kompetenzen 
x Förderung einer aktiven Mitarbeiterbeteiligung 
Neben der fachlichen Unterstützung durch das Kompetenzzentrum soll in der 
Anfangsphase die Bereitschaft der Dienststellen und Betriebe zum Einstieg 
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7.2 Gegenstand der Förderung 
Dienststellen und Betriebe können die finanzielle Förderung in verschiedenen 
Phasen des Betrieblichen Gesundheitsmanagement und zu unterschiedlichen 
Zwecken nutzen:  
x zur Unterstützung beim Aufbau von Strukturen und Projekten, 
x für die Durchführung von vertiefenden Schulungen, Beratungen und Ana-
lysen für den Betrieb oder die Dienststelle, 
x Maßnahmen mit besonderem Fokus auf Führungskräfte. 
Eine Förderung von Maßnahmen der individuellen Gesundheitsförderung ist in 
Einzelfällen unter der Voraussetzung möglich, dass die Einbettung in eine 
längerfristige Planungsstrategie des Gesundheitsmanagements überzeugend 
dargestellt werden kann. 
Vorrangig dient die finanzielle Förderung der Entwicklung der Struktur- und 
Prozessqualität. Durch sie wird Nachhaltigkeit in der Entwicklung gesichert. 
Hierzu können insbesondere folgende Unterstützungsleistungen zählen: 
x Diagnoseerstellung durch Beschäftigtenbefragungen oder andere beteili-
gungsorientierte Instrumente, 
x externe Beratung und Begleitung für die Projektplanung oder weitere Pro-
jektdurchführung, 
x Moderation von Gesundheitszirkeln (sofern dies nicht durch das Kompe-
tenzzentrum dargestellt werden kann/soll), 
x Gesundheitsberichterstellung, 
x Qualifizierung dienststelleninterner Akteurinnen und Akteure für das Ge-
sundheitsmanagement, 
x Ergebnisevaluation, 




Förderfähige Projektanträge folgen den Zielsetzungen unter Kapitel 2 der DV 
Gesundheitsmanagement. Dabei sind gewisse inhaltliche und formale Quali-
tätskriterien Voraussetzung für eine Förderung: 
Ein Projektcharakter muss ersichtlich sein, Ausgangslagendarstellung, Ziel-
formulierung und Umsetzungsstrategie sowie ein Projektablauf (Projektab-
laufplan, Meilensteinliste, etc.) sind darzustellen. Wichtig ist die der Projekt-
größe entsprechende Darstellung der Übereinstimmung des Projektkonzeptes 
mit den Kriterien und Elementen des Lernzyklus Gesundheitsmanagement 
(siehe Kapitel 2) wie z.B. handlungsfähige Arbeitsgruppe, abgeschossene Be-
standsaufnahme und Klärung von Verantwortlichkeiten. Informationen und Be-
ratung können beim Kompetenzzentrum nachgefragt werden und sind sinn-
vollerweise einem Förderantrag vorzuschalten.  
Ebenso unerlässlich sind Angaben zur Dokumentation und Evaluation des 
geplanten Projektes. Ein Finanzierungsplan ist zu erstellen. Bei der Unterstüt-
zung durch externe Anbieter ist eine Begründung für die Auswahl des Anbie-
ters vorzulegen.  
Förderfähige Vorhaben müssen das gemeinsame Interesse und die gemein-
same Verantwortung von Dienststellenleitung und Interessenvertretungen ver-
bindlich nachweisen.  
Wichtig ist, dass die Beantragung der finanziellen Förderung rechtzeitig, d.h. 
vor geplantem Projektbeginn und unter Berücksichtigung der genannten För-
derbedingungen, erfolgt.  
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7.4 Art und Umfang der Zuschüsse 
Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Förderung besteht nicht. Eine 
finanzielle Förderung kann ausschließlich im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden Mittel erfolgen.  
Generell erfolgt die Förderung durch die Senatorin für Finanzen anteilig. Bei 
der Beantragung von Mitteln ist ein angemessener finanzieller Eigenanteil der 
Dienststelle/des Betriebes an den Gesamtkosten des Projekts/der Maßnahme 
darzustellen. 
Eine Förderung kann ab einer Gesamtprojektsumme von € 1.000 erfolgen. Ei-
ne Zuschussgewährung erfolgt in der Regel in Höhe von maximal 10.000 € für 
eine Dienststelle oder einen Betrieb innerhalb eines Kalenderjahres. 
 
 
7.5 Bewilligungs- und Vergabeverfahren 
Grundsätzlich sind Förderanträge in schriftlicher Form über das jeweils zu-
ständige Ressort an die Senatorin für Finanzen, Referat 33, zu stellen.  
Hierzu ist ein Antragsformular entwickelt worden, das bei der Senatorin für Fi-
nanzen im Referat 33 angefordert werden kann. Das Kompetenzzentrum ist 
auf Wunsch beratend bei der Antragstellung behilflich.  
Sollten auch andere Finanzierungspartner beteiligt sein, ist dies in der Antrag-
stellung mit aufzuführen und ggf. entsprechende Vereinbarungen beizufügen. 
Die Entscheidung über die Vergabe von Fördermitteln wird in Abstimmung mit 
dem Gesamtpersonalrat und der Projektgruppe Gesundheitsmanagement 
(siehe Punkt 7 der DV Gesundheitsmanagement) getroffen. Bei einer positi-
ven Entscheidung wird mit der/dem Antragsteller/in eine Fördervereinbarung 
in Form eines schriftlichen Kontraktes geschlossen, der nach Unterzeichnung 
in Kraft tritt.  
Spätestens sechs Monate nach Ende der Förderdauer muss ein Verwen-
dungsnachweis über die tatsächlich entstandenen Kosten sowie ein 
Sachstandsbericht eingereicht werden. 
 
 
8. Nützliche Links, Netzwerke und Literatur 
x Reform-Manufaktur Bremen (am 17.02.2010 im Haus des Reichs). Vorträ-
ge der Fachtagung: Betriebliches Gesundheitsmanagement - Zukunftsin-
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x KGSt Bericht 1/2005: Betriebliches Gesundheitsmanagement als Füh-
rungsaufgabe. Leitlinien und Handlungsempfehlungen der KGSt 
http://gesundearbeit.org/pdf/literature/studys/bericht__1_2005_bgm.p
df oder direkt bei der KGSt über die Suchfunktion: http://kgst.de 
 
 
Netzwerke und Initiativen in der Betrieblichen Gesundheitsförderung 
 
x INQA (Initiative Neue Qualität der Arbeit) Gemeinschaftsinitiative aus 
Bund, Ländern, Sozialpartnern, Sozialversicherungsträgern, Stiftungen 
und Unternehmen: Datenbank: Gute Praxis  
http://www.inqa.de/ und http://www.deutsches-netzwerk-buero.de/ 
 
x DNBGF (Deutsches Netzwerk für betriebliche Gesundheitsförderung): Fo-
rum öffentlicher Dienst, http://www.dnbgf.de/  
 
x Move Europe,  
Kampagne des Europäischen Netzwerks für betriebliche Gesundheitsför-
derung (ENWHP), unterstützt vom BKK Bundesverband 
http://www.move-europe.de 
 
x IGA (Initiative Gesundheit und Arbeit)  
Initiative von Bundesverbänden der Krankenkassen und Unfallversiche-
rung http://www.iga-info.de/ 
 
x Gemeinschaftsinitiative Gesünder Arbeiten e.V.: Datenbank: Gute Praxis 
http://www.good-practice.org/out.php?idart=1 
 
x GESA (Gesundheit am Arbeitsplatz),  




Weiterführende Links zu speziellen Präventionsthemen 
 
x Die Prävention  
Initiative des Bundesministeriums für Gesundheit mit dem Schwerpunkt 
Bewegungsförderung: Themen-Spezial: Bewegter Büroalltag 
http://www.die-praevention.de/ 
 
x Job und Fit 
Initiative des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz mit dem Schwerpunkt Ernährung und Bewegung 
http://www.jobundfit.de 
 
x Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
Informationsmaterialien zu unterschiedlichsten Gesundheitsthemen 
http://www.bzga.de/ und http://www.infodienst.bzga.de/ 
 
x Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin: 
Toolbox: Instrumente zur Erfassung psychischer Belastungen 
http://www.baua.de/cln_103/de/Informationen-fuer-die-
Praxis/Handlungshilfen-und-Praxisbeispiele/Toolbox/Toolbox.html  







x Badura, B., Walter, U.; Hehlmann, T. (2010): Betriebliche Gesundheitspoli-
tik, Springer Verlag 
x Faller, G. (2010): Lehrbuch Betriebliche Gesundheitsförderung, Hans Hu-
ber Verlag 
x Uhle, T., Treier M. (2010): Betriebliches Gesundheitsmanagement. Ge-
sundheitsförderung in der Arbeitswelt - Mitarbeiter einbinden, Prozesse 
gestalten, Erfolge messen, Springer Verlag 
x Oppolzer, A. (2009): Gesundheitsmanagement im Betrieb: Integration und 
Koordination menschengerechter Gestaltung der Arbeit  
x Weber, A., Hörmann, G. (2007): Psychosoziale Gesundheit im Beruf, 
Gentner Verlag 
x Matyssek, K. (2009): Führung und Gesundheit, Books on Demand GmbH 
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Anlage 1 - Dienstvereinbarung zum Gesundheitsmanagement im bremischen öffentlichen 
Dienst 
 
Zwischen der Freien Hansestadt Bremen (Land und Stadtgemeinde Bremen), dem Gesamtper-
sonalrat für das Land und die Stadtgemeinde Bremen, dem Gesamtrichterrat für das Land Bre-
men und der Gesamtschwerbehindertenvertretung für das Land und die Stadtgemeinde Bremen 
wird die folgende Vereinbarung über ein Gesundheitsmanagement geschlossen.  
Diese Vereinbarung ist eine Dienstvereinbarung gemäß § 62 des Bremischen Personalvertre-
tungsgesetzes (BremPersVG) und ergänzt gleichzeitig gemäß § 83 Abs. 2 a Nr. 5 SGB IX die 
Integrationsvereinbarung vom 17. Dezember 2007. 
Präambel 
Mit dieser Dienstvereinbarung zum Gesundheitsmanagement zielen die Vertragsschließenden 
darauf ab, die vielschichtigen Bedingungen und Ursachen von Gesundheit positiv zu beeinflus-
sen, um die Gesundheit zu erhalten und zu fördern. 
Grundlage ist der umfassende Gesundheitsbegriff nach der "Ottawa-Charta" der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) von 1986. Gesundheitsförderung zielt demnach darauf ab, allen Men-
schen ein höheres Maß an Selbstbestimmung über ihre Gesundheit als umfassendes körperli-
ches, seelisches und soziales Wohlbefinden zu ermöglichen. Gesundheit und Krankheit sind 
Bestandteile des Lebens. Es gilt daher auch, Verständnis zu schaffen für kranke Menschen und 
ihre Situation, um ihre Benachteiligung zu verhindern. 
Ein Gesundheitsmanagement auf der Grundlage von Prävention und Arbeitsschutz ist unver-
zichtbarer Bestandteil eines modernen Personalmanagements. Gerade in Zeiten gewandelter, 
oft erhöhter Anforderungen an die Beschäftigten werden unterstützende Konzepte und Maß-
nahmen erforderlich. Insbesondere im Rahmen einer optimalen Personalentwicklung ist ein 
dienststelleninternes Gesundheitsmanagement von Bedeutung und als wichtiger Baustein der 
Verwaltungsreform aufzugreifen. 
Ein erfolgreiches Gesundheitsmanagement folgt den Grundsätzen der Prävention und trägt dazu 
bei, Rahmenbedingungen zu schaffen, die Arbeitsunfähigkeit - einschließlich Arbeitsunfällen, 
Berufskrankheiten und psychischen Belastungen - vorbeugen. Zudem stärkt es die gesunderhal-
tenden dienststelleninternen Strukturen und die Kräfte jedes und jeder Einzelnen.  
Ein ganzheitliches und vorausschauendes Gesundheitsmanagement in den Dienststellen ist 
nicht von heute auf morgen zu erreichen, sondern muss langfristig und flexibel angelegt sein. 
Nur so kann es dem dynamischen Charakter der Gesundheit der Beschäftigten einerseits und 
den sich wandelnden Arbeitsbedingungen andererseits Rechnung tragen.  
Die Führungspraxis spielt bei der Verbesserung des Wohlbefindens der Beschäftigten am Ar-
beitsplatz eine wichtige Rolle. Die Führungskräfte nehmen durch ihr tägliches Handeln direkt 
oder indirekt Einfluss auf das Wohlbefinden, die Gesundheit und die Motivation ihrer Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter. Gleichzeitig unterliegen auch sie Vorgaben mit Auswirkungen auf ihr ei-
genes Befinden, ihre eigene Gesundheit und ihre eigene Leistungsfähigkeit. Führungskräfte sind 
daher sowohl Betroffene als auch wichtige Partner beim Gesundheitsmanagement. 
Gesundheitsmanagement ist eine berufsgruppen- und hierarchieübergreifende Aufgabe. Dienst-
stellenleitungen und Führungskräfte wie auch Personalräte, Richterräte und Schwerbehinder-
tenvertretungen, Frauenbeauftragte, Gesundheitsamt Bremen, Betriebsärztinnen und Betriebs-
ärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit sowie vergleichbare Beteiligte unterstützen gemein-
sam die Umsetzung dieser Vereinbarung. Die Beschäftigten sind zu beteiligen. 
Die Unterzeichner/-innen sind sich darüber einig, im Interesse der Beschäftigten ein Gesund-
heitsmanagement umfassend einzuführen und dauerhaft zu gestalten. Ein ganzheitliches und 
vorausschauendes Gesundheitsmanagement setzt eine feste Verankerung in der Verwaltung 
des Landes und der Stadtgemeinde Bremen voraus. Dienststellen und Betriebe, die sich dieser 
Aufgabe annehmen, können Arbeitszufriedenheit, Motivation und Betriebsklima verbessern und
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dadurch Arbeitsunfähigkeit und Frühpensionierungen reduzieren und die Produktivität verbes-
sern, denn Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind der entscheidende Erfolgsfaktor zur Sicher-
stellung öffentlicher Dienstleistungen. 
Die Freie Hansestadt Bremen wird sich aus ihrer besonderen Fürsorgepflicht heraus dafür 
einsetzen, dass diese Vereinbarung auch in Anstalten, Körperschaften, Stiftungen des öffent-
lichen Rechts im Lande Bremen und - soweit rechtlich möglich - auch in die Beteiligungsge-
sellschaften des Landes und der Stadt übernommen wird. 
1. Geltungsbereich 
Diese Vereinbarung gilt für alle Bediensteten (Beschäftigte) im Sinne des § 3 Absatz 1 Brem-
PersVG und § 1 Absatz 1 des Bremischen Richtergesetzes. Der Begriff Dienststelle wird im 
Sinne von § 7 BremPersVG verwandt. 
2. Zielsetzung 
Vor dem Hintergrund eines ganzheitlichen Gesundheitsverständnisses zielt das Gesund-
heitsmanagement gleichermaßen auf die Stärkung der Handlungskompetenz des/der Einzel-
nen zur Erhaltung der eigenen Gesundheit (Verhaltensprävention) wie auf die gesundheits-
förderliche Gestaltung der Arbeitsverhältnisse (Verhältnisprävention). Unter dem Fokus „Prä-
vention“ tritt neben die Frage nach den gesundheitsbeeinträchtigenden Bedingungen gleich-
berechtigt die Frage, was gesund erhält. Damit umfasst Gesundheitsmanagement alle Maß-
nahmen, durch die Risiken für die Gesundheit der Beschäftigten erkannt und verändert wer-
den sowie Fähigkeiten und Bedingungen der Arbeitsorganisation gefördert werden, die die 
Beschäftigungsfähigkeit und Gesundheit unterstützen. Es verbindet den Ansatz der Risikore-
duktion mit dem Ausbau von Schutzfaktoren und individuellen Gesundheitspotentialen. Dies 
ermöglicht im Rahmen eines ganzheitlichen Konzepts zum Gesundheitsmanagement eine 
Verzahnung unterschiedlicher Handlungsansätze, die im Folgenden näher ausdifferenziert 
sind.  
Ein erfolgreiches Gesundheitsmanagement erfordert eine systematische, auf Nachhaltigkeit 
angelegte Vorgehensweise mit Bedarfsanalyse, Prioritätensetzung, Planung, Ausführung, 
kontinuierlicher Kontrolle und Bewertung der Ergebnisse. Als grundlegende Gestaltungsprin-
zipien für das Gesundheitsmanagement in der Verwaltung des Landes und der Stadtgemein-
de Bremen gelten deshalb die Qualitätskriterien der „Luxemburger Deklaration zur Gesund-
heitsförderung in der Europäischen Union“ von 1997: 
x Ganzheitlichkeit,  
x Integration in die Organisation,  
x Partizipation und  
x Projektmanagement.  
Sie bilden den übergeordneten Handlungsrahmen, der bei allen Planungen, Entscheidungen 
und Maßnahmen zu berücksichtigen ist. Es wird als selbstverständlich vorausgesetzt, dass 
die geltenden gesetzlichen Regelungen zum Arbeits- und Gesundheitsschutz eingehalten 
werden. 
Als Ziele dieser Vereinbarung werden definiert: 
2.1 Integration von Gesundheitsmanagement in das Personal- und Organisationsma-
nagement 
x Aufbau von Strukturen für ein dauerhaftes System für Gesundheitsmanagement und de-
ren Verknüpfung mit der Personal- und Organisationsentwicklung 
x Erweiterung des erforderlichen Sachverstands  
x Verbindliches Engagement auf Führungsebene für die gesundheitlichen Belange der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter 
x Etablierung einer Personalpolitik, die aktiv Gesundheitsförderungsziele verfolgt 
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x Einbeziehen des Wissens und der Erfahrungen der Beschäftigten bei der Gestaltung der 
Arbeit und eines gesundheitsförderlichen Arbeitsumfeldes 
x Entwicklung einer Dienststellenkultur und entsprechender Führungsgrundsätze, in denen 
die Beteiligung der Beschäftigten verankert ist 
x Initiierung und Förderung von Mitwirkungsmöglichkeiten für die Beschäftigten an der Ges-
taltung der Arbeit und eines gesundheitsförderlichen Arbeitsumfeldes  
x Koordinierung und Weiterentwicklung aller auf die Gesundheit gerichteten Aktivitäten, ins-
besondere von Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit, Betrieblichem Eingliederungsmana-
gement, Konfliktmanagement und Suchtprävention, Maßnahmen zur Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf 
2.2 Verbesserung der Arbeitsbedingungen/Verringerung von Belastungen 
x Abbau von belastenden psychischen und physischen Bedingungen der Arbeit  
x Verringerung von belastendem oder gesundheitsriskantem Verhalten  
x Schaffung von gesundheitsförderlichen Arbeitsbedingungen  
x Systematische Einbindung von Gesundheitsförderung als Maßstab für die Gestaltung von 
Prozessen und Strukturen der Arbeitsorganisation 
x Berücksichtigung der Arbeitssituation und Bedürfnisse unterschiedlicher Beschäftigten-
gruppen, insbesondere der jeweils besonderen Situation von behinderten und leistungs-
veränderten Beschäftigten  
x Vorausschauender und systematischer Umgang mit und Vorbereitung auf Veränderungen 
am Arbeitsplatz 
2.3 Unterstützung und Entwicklung individueller Gesundheitspotentiale 
x Förderung von Fähigkeiten zur Bewältigung von Belastungen 
x Sensibilisierung für das Thema Gesundheitsförderung 
x Optimierung der Personalentwicklung und Fortbildung, um Beschäftigte darin zu unter-
stützen, veränderten Anforderungen als positiven Herausforderungen zu begegnen 
x Aktive und mitverantwortliche Beteiligung der Beschäftigten an Angelegenheiten, die die 
Gesundheit am Arbeitsplatz betreffen  
2.4 Ökonomische und qualitative Verbesserungen 
x Reduzierung von vermeidbaren Fehlzeiten 
x Vorrang von Maßnahmen der Rehabilitation/Wiedereingliederung statt vorzeitiger Verren-
tung oder Versetzung in den Ruhestand (Leitgedanke „Reha vor Rente“) 
x Verbesserung der Arbeitsabläufe, der Zusammenarbeit und Dienstleistungsqualität 
x Erhöhung der Mitarbeiterbindung und Motivation durch Beteiligungsmöglichkeiten und 
Wertschätzung 
x Verbesserung der Beschäftigungsattraktivität für die Gewinnung neuer Beschäftigter 
2.5 Berücksichtigung geschlechtsdifferenzierender Sichtweisen 
x Betrachtung von Belastungssituationen und deren unterschiedlicher Bewältigung durch 
Frauen und Männer 
x Berücksichtigung von Geschlechtergerechtigkeit bei der Entwicklung und Umsetzung von 
Maßnahmen 
In ihrer Ausdifferenzierung bilden diese Ziele eine wesentliche inhaltliche Grundlage zur Ent-
wicklung von Evaluationskriterien. 
3. Rechtliche Grundlagen  
Das Gesundheitsmanagement findet unter Einbeziehung und Umsetzung u.a. folgender 
rechtlicher Grundlagen statt: 
x Arbeitsschutzgesetz, Arbeitsschutzrichtlinien sowie Arbeitssicherheitsgesetz 
x Integrationsvereinbarung im Sinne von § 83 SGB IX. 
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x Regelungen zur Prävention im System der gesundheitlichen Versorgung (SGB V u. SGB 
IX) 
x Dienstvereinbarungen des Landes und der Stadtgemeinde Bremen im Zusammenhang 
von Gesundheitsschutz und Prävention.  
4. Dienststelleninterne Umsetzung des Gesundheitsmanagements 
Die Verantwortung für die Umsetzung des Gesundheitsmanagements liegt bei den Dienststel-
lenleitungen. Die gemeinsame strategische Ausrichtung sowie die Vernetzung von Kompe-
tenzen und Ressourcen werden ressortübergreifend koordiniert und strukturiert.  
Die unter Zielsetzungen dargelegten Grundsätze sind als verbindlicher Rahmen für die Um-
setzung des dienststelleninternen Gesundheitsmanagements zu verstehen, in dem die 
Dienststellen mit ihren unterschiedlichen Ausgangsbedingungen Projekte mit jeweils spezifi-
schen Schwerpunktsetzungen durchführen. Dazu müssen Verantwortlichkeiten festgelegt und 
angemessene Organisationsstrukturen entwickelt werden. Auf dieser Grundlage ist ein Ge-
sundheitsmanagement in allen Bereichen dauerhaft zu gestalten. 
4.1 Durchführung in der Dienststelle 
Unter Anwendung der in der Handlungshilfe beschriebenen Vorgehensweisen umfasst der 
Aufbau und die Umsetzung eines dauerhaften Systems für Gesundheitsmanagement insbe-
sondere: 
x Erhebung und Analyse der gesundheitlichen Lage in der Dienststelle auf Grundlage hier-
für relevanter Daten und Informationen (z.B. arbeitsmedizinische Erhebungen, Beschäftig-
tenbefragungen, Gefährdungsbeurteilung, personenübergreifende Informationen aus dem 
Betrieblichen Eingliederungsmanagement) 
x Festlegung von Schwerpunkten des Gesundheitsmanagements und Entwicklung eines 
dienststellenbezogenen Gesundheitsprogramms mit geeigneten gesundheitsfördernden 
sowie belastungs- und beschwerdeminimierenden Maßnahmen  
x gezielte Ansprache der Führungskräfte 
x systematische Bewertung der durchgeführten Maßnahmen und strukturellen Aktivitäten 
x regelmäßiges Erstellen eines Gesundheitsberichts  
x Kontinuierliche Information der Beschäftigten über Erkenntnisse, Aktivitäten und Maß-
nahmen zur Gesundheitsförderung sowie über gesundheitsbezogene Themen; dienststel-
leninterne Veröffentlichung und Erörterung des Gesundheitsberichts.  
4.2 Dienststelleninterne Arbeitsgruppe Gesundheitsmanagement 
Ständige Mitglieder der dienststelleninternen Arbeitsgruppe Gesundheitsmanagement sind:  
x die Leiterin bzw. der Leiter der Dienststelle (Leitung der Arbeitsgruppe) oder ein/e von 
ihm/ihr Beauftragte/r, der/die im Einvernehmen mit den Interessenvertretungen bestellt 
wird 
x eine Vertretung des Personalrates, ggf. des Richterrates 
x die Frauenbeauftragte 
x die Vertrauensperson der schwerbehinderten Menschen. 
Je nach den örtlichen Gegebenheiten können auch weitere Mitglieder benannt (z.B. Betriebs-
ärztinnen und Betriebsärzte, Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Betriebliche Suchtkrankenhel-
fer/-innen, Organisations- und Personalentwickler/-innen) oder externe Expertinnen und Ex-
perten (z.B. Vertretung der Krankenkassen) hinzugezogen werden.  
In Absprache mit den Interessenvertretungen können auch bereits bestehende Gremien (u.a. 
Arbeitsgruppe betriebliche Suchtkrankenhilfe, Arbeitsschutzausschuss) erweitert werden und 
die Funktion der Arbeitsgruppe Gesundheitsmanagement übernehmen. 
Mit Einverständnis der Interessenvertretungen besteht, sofern dies im Hinblick auf die Be-
schäftigtenzahlen sinnvoll erscheint, darüber hinaus die Möglichkeit, dass sich mehrere 
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Dienststellen zur Durchführung von Projekten und Maßnahmen zusammenschließen und 
hierfür ggf. eine dienststellenübergreifende Arbeitsgruppe Gesundheitsmanagement bilden. 
Die Arbeitsgruppe Gesundheitsmanagement nimmt insbesondere folgende Aufgaben wahr: 
x Planung und Steuerung des Prozesses eines dienststelleninternen Gesundheitsmanage-
ments im Sinne von Ziffer 4.1 
x Aufbau und Förderung innerdienstlicher Netzwerk-Strukturen, die die Abstimmungspro-
zesse erleichtern und bereits bestehende Gremien und Einrichtungen mit Fach- und Ent-
scheidungskompetenz (z.B. Arbeitsschutzausschuss, Arbeitsgruppe betriebliche Sucht-
krankenhilfe) einbeziehen 
x Erarbeiten von Projektanträgen zur finanziellen Unterstützung des dienststelleninternen 
Gesundheitsmanagements 
x Teilnahme an ressortübergreifenden Veranstaltungen zur Information und zum Erfah-
rungsaustausch 
x Sollte die Dienststellenleitung die Leitung der Arbeitsgruppe einer/einem Beauftragten/m 
übertragen haben, hat die Arbeitsgruppe die Aufgabe, die Dienststellenleitung in regel-
mäßigen Abständen über den Fortgang der Arbeit zu informieren. 
Die Arbeitsgruppe Gesundheitsmanagement arbeitet nicht mit personenbezogenen Daten. 
Ziffer 8 dieser Dienstvereinbarung ist zu beachten. 
4.3 Verantwortlichkeit / Rolle der Führungskräfte 
Führungskräfte aller Ebenen werden über die Zielsetzungen, Vorgehensweisen, Maßnahmen 
sowie ihre Aufgaben im Rahmen des Gesundheitsmanagements informiert und bei der Wahr-
nehmung ihrer diesbezüglichen Aufgaben unterstützt (z.B. Schulungen, kollegiale Beratung). 
4.4 Beteiligung der Beschäftigten 
Bei der Umsetzung von Gesundheitsmanagement ist die Selbstbestimmung der Beschäftig-
ten über ihre Gesundheit zu fördern und zu beachten. Die Beschäftigten werden an der Be-
standsaufnahme bezüglich der gesundheitlichen Lage sowie an der Entwicklung von Maß-
nahmen beteiligt. Die Teilnahme an Maßnahmen zur Gesundheitsförderung ist ausdrücklich 
erwünscht und wird gefördert. Die Beschäftigten sind dafür freizustellen, sofern dringende 
dienstliche Erfordernisse nicht entgegenstehen. 
4.5 Finanzierung 
Die Dienststelle trägt die für die Umsetzung von Gesundheitsmanagement im Sinne dieser 
Dienstvereinbarung entstehenden Kosten. Die Mittel für Projekte und Maßnahmen des Ge-
sundheitsmanagements sind in den Dienststellen und Betrieben im Rahmen der jeweiligen 
Aufstellung der Produktgruppenhaushalte einzuwerben.  
4.6 Dienststelleninterne Gesundheitsberichterstattung 
Es gibt verschiedenste Materialien z.B. zur Beschäftigtenstruktur, Gesundheitsberichte von 
Krankenkassen, Datenmaterial zum Arbeitsschutz, zur Fortbildung, zum Betrieblichen Ein-
gliederungsmanagement (BEM), die im Rahmen des Betrieblichen Gesundheitsmanage-
ments relevant sind. Diese unterschiedlichen Daten und Quellen sind Grundlage für die 
dienststelleninterne Gesundheitsberichterstattung, die im Rahmen des Betrieblichen Gesund-
heitsmanagements aufgebaut werden soll.  
Der dienststelleninterne Gesundheitsbericht gibt Auskunft über den Gesundheitszustand der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer Dienststelle, die daraus resultierenden Maßnahmen zur 
betrieblichen Gesundheitsförderung und deren Wirkungsgrad und Erfolg. Auf die Situation in 
besonders fordernden und belastenden Arbeitsbereichen ist einzugehen. In einer Handlungs-
hilfe (Anlage 2) werden Voraussetzungen und mögliche Inhalte einer dienststellenbezogenen 
Gesundheitsberichterstattung näher erläutert. Der Gesundheitsbericht ist den Beschäftigten 
zugänglich zu machen.  
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Ein Element der Gesundheitsberichterstattung ist die Auswertung des Krankenstands. Sie 
enthält die aggregierten Kennzahlen für den bremischen öffentlichen Dienst auf Basis der Da-
ten aus den Dienststellen. Eine Übersicht über die Daten, die dienststellenbezogen ausge-
wertet werden, ist der Anlage 1 zu entnehmen. 
4.7 Mitbestimmung/Beteiligung  
Die Interessenvertretungen werden in das Gesundheitsmanagement aktiv eingebunden und 
gestalten dieses mit. Zur Mitbestimmung werden den Personalräten sowie ggf. den Richterrä-
ten insbesondere vorgelegt: 
x das dienststellenbezogene Konzept zur Umsetzung des Gesundheitsmanagements  
x das Gesundheitsprogramm einschl. der Angebote und Maßnahmen 
x die Projektbeschreibung zur Einwerbung zentraler und dezentraler Mittel  
x der Gesundheitsbericht im Rahmen der Evaluation des Gesundheitsmanagements. 
Die anderen Interessenvertretungen werden entsprechend ihrer Rechte beteiligt.  
5. Steuerung und Koordinierung des Gesundheitsmanagements  
5.1 Ressortübergreifende Projektgruppe Gesundheitsmanagement im bremischen öf-
fentlichen Dienst 
Die ressortübergreifende Projektgruppe begleitet den Auf- und Ausbau eines dauerhaften 
Systems zum Gesundheitsmanagement im bremischen öffentlichen Dienst. Der Projektgrup-
pe gehören sachverständige Vertreter/-innen aus den Ressorts sowie Vertreter/-innen der In-
teressenvertretungen an. Die Projektgruppe ist wie folgt zusammengesetzt: drei Vertreter/-
innen aus den Ressorts, zwei Vertreter/-innen des Gesamtpersonalrats für das Land und die 
Stadtgemeinde Bremen, je eine Vertreterin/ein Vertreter der Gesamtschwerbehindertenver-
tretung des Landes und der Stadtgemeinde Bremen und der Bremischen Zentralstelle für die 
Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau, eine Vertreterin/ein Vertreter des Arbeits-
medizinischen Dienstes und eine Vertreterin/ein Vertreter der Senatorin für Finanzen. Weitere 
Teilnehmer/-innen und externe Beratung können bei Bedarf hinzugezogen werden. 
Aufgabe der ressortübergreifenden Projektgruppe ist unter anderem die Erarbeitung von 
Empfehlungen und Kriterien für: 
x Auswahlentscheidungen zur Förderung von Projekten und anderen dezentralen Maß-
nahmen 
x Anpassungen der Handlungshilfe zur Umsetzung des Gesundheitsmanagements in den 
Dienststellen 
x die Entwicklung von Fortbildungskonzepten in Zusammenarbeit mit der Senatorin für Fi-
nanzen  
x Auswertung der Erfahrungen mit den Inhalten und Regelungen dieser Vereinbarung, Erör-
terung neuer Erkenntnisse und Praxisbeispiele  
x Indikatoren für die Erfolgsbeurteilung des Gesundheitsmanagements. 
5.2 Unterstützung des Gesundheitsmanagements im bremischen öffentlichen Dienst 
(Kompetenzzentrum) 
Die erfolgreiche Entwicklung, der Aufbau und die Implementierung des Gesundheitsmana-
gements bedarf einerseits einer Koordination der verschiedenen Handlungsansätze als auch 
eines differenzierten Angebots von Beratung und Prozessunterstützung für alle Dienststellen 
des bremischen öffentlichen Dienstes. Zielsetzung ist dabei, die Dienststellen darin zu unter-
stützen, selbstständig Prozesse des Gesundheitsmanagements zu initiieren und geeignete 
Strukturen aufzubauen, die eine nachhaltige Entwicklung sicherstellen. 
Deshalb wird zunächst befristet für die Dauer von drei Jahren ab Inkrafttreten der Dienstver-
einbarung ein Kompetenzzentrum für das Gesundheitsmanagement bei der Senatorin für Fi-
nanzen eingerichtet, dann wird über eine Verstetigung entschieden. Das Kompetenzzentrum 
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ist zentraler Serviceleister des Gesundheitsmanagements. Die Hauptaufgabe besteht in der 
Initiierung und Unterstützung der Dienststellen bei der Durchführung von Gesundheitsmana-
gementprojekten. 
Aufgabenschwerpunkte sind unter anderem: 
x Geschäftsführung für die Projektgruppe Gesundheitsmanagement im bremischen öffent-
lichen Dienst 
x Beratung und Prozessbegleitung von Dienststellen 
x Organisation und inhaltlich-konzeptionelle Unterstützung eines regelmäßigen Austau-
sches zwischen den Ressorts und Dienststellen  
x Informationssammlung, Bereitstellung, Anpassung und Erarbeitung von Instrumenten und 
Verfahren des Gesundheitsmanagements  
x Strategien der internen und externen Öffentlichkeitsarbeit  
x Begleitung der Evaluation 
x Umsetzung von Entscheidungen zur übergreifenden Gestaltung und Weiterentwicklung 
des Gesundheitsmanagements. 
Das Kompetenzzentrum kann bei Bedarf zur Implementierung des Gesundheitsmanagements 
in den Dienststellen auf eine Auswahl an professionellen verwaltungsinternen sowie externen 
Beraterinnen und Beratern mit geeigneter Fachkompetenz zurückgreifen. Die Auswahl dieser 
Berater/-innen erfolgt einvernehmlich durch die Senatorin für Finanzen und den Gesamtper-
sonalrat für das Land und die Stadtgemeinde Bremen. Die Kosten für diese Beratungsange-
bote trägt die Senatorin für Finanzen für die Dauer der Laufzeit der Dienstvereinbarung im 
Rahmen der hierfür zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel. 
5.3 Mitbestimmung des Gesamtpersonalrats und des Gesamtrichterrats / Beteiligung 
der Gesamtschwerbehindertenvertretung  
Entscheidungen, die im Zusammenhang mit der übergreifenden Einführung, Steuerung und 
Weiterentwicklung des Gesundheitsmanagements zu treffen sind, unterliegen der Mitbestim-
mung des Gesamtpersonalrats für das Land und die Stadtgemeinde Bremen und des Ge-
samtrichterrats für das Land Bremen. Die Gesamtschwerbehindertenvertretung für das Land 
und die Stadtgemeinde Bremen ist entsprechend der gegebenen Rechte zu beteiligen.  
Eine ”Kommission für Gesundheitsmanagement” wird bei der Senatorin für Finanzen einge-
setzt. Der Kommission gehören jeweils drei Vertreter/-innen des Gesamtpersonalrats für das 
Land und die Stadtgemeinde Bremen und der Senatorin für Finanzen sowie eine Vertrete-
rin/ein Vertreter der Gesamtschwerbehindertenvertretung für das Land und die Stadtgemein-
de Bremen an. Den Vorsitz hat eine Vertreterin/ein Vertreter der Senatorin für Finanzen. Wei-
tere Teilnehmer/-innen können bei Bedarf hinzugezogen werden. Die Kommission trifft sich 
mindestens einmal jährlich, um über den Stand, die Evaluation und die weitere Entwicklung 
des Gesundheitsmanagements im bremischen öffentlichen Dienst sowie die zentrale Ge-
sundheitsberichterstattung zu beraten.  
 
6. Kosten/Finanzierung 
Gesundheitsmanagement ist eine Investition in die Gesundheit der Beschäftigten, deren di-
rekter und indirekter Nutzen sich in der Zukunft positiv auswirken wird. Dies macht eine an-
gemessene Finanzierung der Kosten für Gesundheitsmanagement erforderlich. Die Senatorin 
für Finanzen wirbt im Rahmen der Haushaltsaufstellungen entsprechende Mittel für die Ge-
sundheitsförderung im Sinne dieser Dienstvereinbarung ein und stellt sie zur Förderung von 
Projekten im Rahmen eines Antrags- und Auswahlverfahrens zur Verfügung. Dabei sind die 
Möglichkeiten der Inanspruchnahme von Drittmitteln zu nutzen. Mögliche Partner sind z.B. 
gesetzliche Krankenversicherungen, Berufsgenossenschaften, Unfallkasse, Rehabilitations-
träger oder Integrationsamt. 
7. Förderung von Projekten  
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Die Dienststellen können entsprechende Mittel bei der Senatorin für Finanzen beantragen. 
Die inhaltlichen Anforderungen an die Projektanträge im Rahmen dieses Verfahrens werden 
in der Handlungshilfe näher erläutert und als Muster skizziert. 
Diejenigen Dienststellen, die Fördermittel zur Projektdurchführung erhalten, unterliegen im 
Rahmen eines vorab festgelegten Verfahrens einer Berichtspflicht. 
Die Bewilligung von Haushaltsmitteln für dienststellenbezogene Projekte im Rahmen des 
zentral für das Gesundheitsmanagement zur Verfügung gestellten Budgetrahmens erfolgt 
durch die Senatorin für Finanzen nach Beteiligung des Gesamtpersonalrats für das Land und 
die Stadtgemeinde Bremen. Die Beteiligungsrechte der anderen Interessenvertretungen sind 
zu wahren. 
Die sonstigen Mitbestimmungsrechte entsprechend des BremPersVG bleiben unberührt. 
8. Datenschutz 
Die Verarbeitung von Daten über Arbeitsunfähigkeitszeiten erfolgt entsprechend der Dienst-
vereinbarung über die technikunterstützte Verarbeitung von Personaldaten und das zentrale 
Verfahren zur Unterstützung der Personalverwaltung und des Personalcontrollings (PuMa-
Online) sowie das Mitarbeiterinnen- und Mitarbeiterportal der Freien Hansestadt Bremen 
(MiP) technikunterstützt. 
Soweit Befragungen durchgeführt werden, ist im Rahmen des Gesundheitsberichts (Evaluati-
on) sicherzustellen, dass keine Rückschlüsse auf Angaben einzelner Personen möglich sind. 
Sofern zum Zwecke des Gesundheitsmanagements die Erhebung, Speicherung, Verände-
rung oder Übermittlung personenbezogener oder personenbeziehbarer Daten erforderlich ist, 
erfolgt dies nach Mitbestimmung bzw. unter Beachtung der gültigen Dienstvereinbarungen 
und -anweisungen sowie unter Wahrung aller datenschutzrechtlicher Anforderungen und 
Pflichten. 
9. Behinderte Beschäftigte 
Die in der Integrationsvereinbarung vom 17.12.2007 nach § 83 Abs. 1 SGB XI vereinbarten 
Regelungen zur Prävention im Sinne von § 84 Abs. 1 SGB IX sind im Rahmen des Gesund-
heitsmanagements zu beachten. 
10. Qualifizierung 
Der Erwerb von Fach- und Handlungskompetenzen von Einzelnen, speziellen Multiplikatoren 
oder Gruppen ist für die Umsetzung des Gesundheitsmanagements von besonderer Bedeu-
tung.  
Die Ziele der Qualifizierung im Gesundheitsmanagement liegen auf unterschiedlichen Ebe-
nen: Information über Grundsätze und Instrumente des Gesundheitsmanagements, Vermitt-
lung von Kenntnissen, Methoden und Handlungskompetenz sowie Training von gesundheits-
förderlichen Verhaltensweisen. 
Von der Senatorin für Finanzen wird ein entsprechendes Fortbildungskonzept zum Gesund-
heitsmanagement entwickelt. Die Senatorin für Finanzen wird kontinuierlich im Rahmen des 
Fortbildungsprogramms und bedarfsorientiert in Kooperation mit den Dienststellen geeignete 
Weiterbildungsmaßnahmen für Vorgesetzte, Interessenvertretungen und interessierte Be-
schäftigte anbieten. Beschäftigte, die sich für die Übernahme von Führungsfunktionen bewer-
ben, sollen an Fortbildungen speziell zum Gesundheitsmanagement teilgenommen haben. 
11. Zentrale Gesundheitsberichterstattung 
Die Gesundheitsberichterstattung ist eine wesentliche Grundlage und zielt auf eine systema-
tische Reflexion des fachlichen Handelns der Beteiligten sowie die Bewertung und Weiter-
entwicklung des Gesundheitsmanagements.  
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Der Arbeitgeber stellt in einer zentralen jährlichen Berichterstattung die Entwicklung des be-
trieblichen Gesundheitsmanagements im bremischen öffentlichen Dienst dar. Der zentrale 
Gesundheitsbericht sollte Aussagen u.a. enthalten über: 
x die Krankheitsquote und die weiteren Auswertungsebenen gemäß Anlage 1 
x Anzahl der Dienststellen, die ein Betriebliches Gesundheitsmanagement eingeführt haben  
x Anzahl der Anträge und Bewilligungen zur Förderung von Projekten im Rahmen des An-
trags- und Auswahlverfahrens bei der Senatorin für Finanzen 
x Qualifizierungs- und Fortbildungsmaßnahmen, die ressortübergreifend angeboten und 
durchgeführt wurden 
x ressortübergreifende Arbeits- und Gesundheitsschutzmaßnahmen 
x Ausgaben, die auf zentraler Ebene für Betriebliches Gesundheitsmanagement getätigt 
werden 
x Quantität und Qualität der Beratungstätigkeiten des Kompetenzpools 
x Schnittstelle Arbeitsschutz: ausgewählte Daten aus dem Arbeitsschutzcontrolling (z.B. 
Kennzahlen zur arbeitsmedizinischen Betreuung, Unfallzahlen, durchgeführte Gefähr-
dungsbeurteilungen) 
x die Arbeit der ressortübergreifenden Projektgruppe  
x Planungsschwerpunkte für den kommenden Berichtszeitraum. 
12. Handlungshilfe  
Eine Handlungshilfe unterstützt die Dienststellen beim Aufbau eines Gesundheitsmanage-
ments und stellt die gemeinsame strategische Ausrichtung des Gesundheitsmanagements si-
cher. 
Inhalte und Gliederung dieser Handlungshilfe ergeben sich aus Anlage 2. 
13. Schlussbestimmungen 
Diese Dienstvereinbarung tritt mit dem Tage der Unterzeichnung in Kraft. Sie kann frühestens 
zwei Jahre nach Inkrafttreten mit einer Frist von drei Monaten gekündigt werden. Im Falle ei-
ner Kündigung gilt sie bis zum Abschluss einer neuen Dienstvereinbarung fort. 
Für die dienststellenbezogene Ausgestaltung sind auf Grundlage dieser Vereinbarung kon-
kretisierende Dienstvereinbarungen in den Dienststellen zulässig. Bestehende Dienstverein-
barungen sollen im Hinblick auf die o.g. Grundprinzipien und Zielsetzungen überprüft werden 
und sind ggf. anzupassen.  
Folgende benannte Anlagen werden im Wege des Mitbestimmungsverfahrens mit dem Ge-
samtpersonalrat für das Land und die Stadtgemeinde Bremen erstellt sowie bei Bedarf geän-
dert, ohne dass eine Kündigung der Dienstvereinbarung erforderlich wird. Die Rechte der an-
deren Interessenvertretungen sind zu wahren. 
Anlage 1: Zentrale und dienststellenbezogene Auswertungen des Krankenstands  
Anlage 2: Handlungshilfe für die Umsetzung des Gesundheitsmanagements in den 
Dienststellen 
 
Salvatorische Klausel: Soweit einzelne Bestimmungen unwirksam sein sollten oder werden, 
wird die Gültigkeit der Vereinbarung im Übrigen hierdurch nicht berührt. Die Vertragschlie-
ßenden verpflichten sich ferner, ungültige Bestimmungen durch wirksame Vereinbarungen zu 
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gez. Linnert gez. Hülsmeier 
__________________________________             __________________________________ 
Karoline Linnert Doris Hülsmeier 
Senatorin für Finanzen Vorsitzende des Gesamtpersonalrates 






gez. Rosen gez. Schlüter 
___________________________________ _________________________________ 
Holger Rosen André Schlüter 
Gesamtschwerbehindertenvertretung für das Vorsitzender des Gesamtrichterrates für  
Land und die Stadtgemeinde Bremen das Land Bremen 
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Anlage 2 - Zentrale und dienststellenbezogene Auswertungen des Krankenstands 
 
Zentrale Auswertungen 
Im Rahmen des jährlichen Personalcontrollingberichtes werden folgende Auswertungen auf 
zentraler Ebene (Gesamtpersonalkörper) vorgenommen: 
x Krankheitsquote und Geschlecht 
In Verbindung mit der Krankheitsquote und Geschlecht: 
x Dauer der Erkrankung (bis 3 Tage, 4 bis 42 Tage, Langzeiterkrankungen, Kur, Arbeits-
/Dienstunfall) 
x Alter/Altersgruppen (bis 29 J., 30 bis 39 J., 40 bis 49 J., 50 bis 59 J., ab 60 J.) 
x Zusammengefasste Entlohnungsstufen (1 bis 23) 
x Laufbahngruppen 
x Umfang der Arbeitszeit (bis 50 %, bis 75 %, Vollzeit) 
Die o.g. Auswertungen werden auch für die nachstehend aufgeführten Personalgruppen er-
folgen: Verwaltung, Lehrer, Polizei, Feuerwehr, Justizpersonal, Gerichte, Strafvollzug, Erzie-




Folgende Auswertungen sind jährlich und dienststellen-/schulbezogen möglich, wenn die 
Dienststelle/Schule mindestens 100 Beschäftigte umfasst. Eine Auswertung ist auch zulässig, 
wenn der Wert von 100 nicht um mehr als 10 % unterschritten wird. 
 
Bezeichnung Einheit
Krankentage je Beschäftigten - gesamt Tag
Krankentage je Beschäftigten - Erkrankungen bis drei Tage Tag
Krankentage je Beschäftigten - Erkrankungen 4 bis 42 Tage Tag
Krankentage je Beschäftigten - Langzeiterkrankungen Tag
Krankentage je Beschäftigten - Kuren, Reha Tag
Krankheitsquote je Arbeitstag gesamt Prozent 
 
Für Dienststellen/Schulen mit einer Beschäftigtenzahl zwischen 100 und 50 ist die Krank-
heitsquote im Jahrescontrolling ausgewiesen. Diese Darstellung erfolgt darüber hinaus auch 
für den Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen.  
Es ist zulässig, kleinere und inhaltlich zusammenpassende Dienststellen zusammenzufassen 
und unter den genannten Voraussetzungen darzustellen.  
Darüber hinaus ist im Bereich Schulen eine spezifische Auswertung nach Schulstufen 
und/oder nach den fünf Schulbezirken unter den genannten Bedingungen möglich. 
Alle Auswertungen erfolgen immer geschlechtsspezifisch. Darüber hinaus wird mitgeteilt, 
welche Dienststellen ein Programm zum Betrieblichen Gesundheitsmanagement entspre-
chend dieser Dienstvereinbarung durchführen. 
Die Daten werden halbjährlich jeweils im Rahmen einer Jahresauswertung aktualisiert und 
dienststellenbezogen im Mitarbeiterinnen- und Mitarbeiterportal (MiP) dargestellt. 
Für alle Auswertungen gilt, dass ein Ausgabewert nur dann berechnet wird, sofern die Anzahl 
der für die Berechnung zu berücksichtigenden Personen bei mindestens sechs liegt. Ist dies 
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nicht der Fall, wird für die entsprechende Kategorie „k.A.“ (keine Angabe möglich) ausgege-
ben. Damit wird eine Reidentifizierung von Beschäftigten ausgeschlossen. 
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Anlage 3 - Musterstruktur eines betrieblichen Gesundheitsberichts 
 
1. Einleitung  
 
2. Management Summary 
x kurze Zusammenfassung mit klaren Aussagen zu den wichtigsten Erkenntnissen und Er-
gebnissen  
 
3. Struktur der Dienststelle 
x Ziele, Aufgaben und Anforderungsschwerpunkte der Dienststelle 
x Beschäftigtenstruktur (w/m, Altersstruktur, Arbeitszeit, Qualifikation) 
x Organisationsstruktur des Betrieblichen Gesundheitsmanagements  
 
4. Auswertung der Datenquellen zur Gesundheitssituation  
wie zum Beispiel:  
x Beurteilung der Arbeitsbedingungen (nach § 5 Arbeitsschutzgesetz) 
x Daten zum Unfallgeschehen  
x Daten zum Fehlzeitengeschehen   
x Daten von Krankenkassen zum Krankheitsgeschehen 
x Auswertungen zum Betrieblichen Eingliederungsmanagement (BEM) 
x Informationen des betriebsärztlichen Dienstes 
x Befragungsdaten 
x Erkenntnisse aus Gesundheitszirkeln, etc. 
 
5. Darstellung von Gesundheitsressourcen und Belastungsschwerpunkten 
werden abgeleitet aus den Auswertungen der Datenquellen und der Struktur der Dienststelle 
und könnten sich zum Beispiel beziehen auf: 
x Ausstattung und Arbeitsumgebung 
x Arbeitsorganisation 
x Arbeitszeit und vorhandene Arbeitszeitmodelle 
x Handlungs- und Entscheidungsspielräume 
x soziale Unterstützung 
x etc. 
 
6. Gesundheitsziele und gesundheitsbezogenen Aktivitäten und Leistungen 
x Beschreibung der Ziele, Nennung der Evaluationskriterien 
x Beschreibung der gesundheitsbezogenen Angebote und Aktivitäten  
x ggf. Evaluationsergebnisse zu den durchgeführten Aktivitäten und Angeboten (Annahme, 
Umsetzungsgrad, Wirkungen) 
 


















 Ziele aus Punkt 2  
der DV, z.B. 
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Zusammenfassung 
Die Leistungsbereitschaft und die Leistungsfähigkeit der Beschäftigten sind 
zentraler Erfolgsfaktor jedes Dienstleistungsunternehmens. Produktivitäts-
steigerungen sind nur mit gesunden und motivierten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern zu erreichen. Die Kehrseite der Medaille: Wer die volle Leis-
tungsfähigkeit fordert, muss auch innerbetrieblich Möglichkeiten anbieten, 
die Leistungskraft und die Gesundheit zu stärken und zu erhalten. Das Mot-
to lautet: „Leistung fordern - Gesundheit fördern“. Deshalb muss sich ein 
zukunftsorientiertes Personalmanagement auch mit betrieblichem Gesund-
heitsmanagement befassen. 
Da arbeits- und organisationspsychologische Untersuchungen zeigen, dass 
insbesondere die Arbeitsorganisation, die Art der Führung und die herr-
schende Verwaltungskultur wesentlich zur Gesundheit der Beschäftigten 
beitragen können, müssen diese „Stellschrauben“ gezielt genutzt werden.  
Betriebliches Gesundheitsmanagement (BGM) umfasst alle Maßnahmen, 
die die individuelle Gesundheit der Beschäftigten ebenso fördert wie die 
Arbeitsorganisation, die Arbeitsumgebung und die Arbeitsprozesse („Ge-
sunde“ Organisation). 
Das Ziel, gesunde und motivierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu ha-
ben, ist nicht neu. Die Diskussion gewinnt allerdings durch die Forderung 
eine neue Qualität, innerbetriebliche Veränderungsprozesse auch unter 
gesundheitlichen Gesichtspunkten mit zu gestalten. Dabei können und 
müssen bereits bewährte Instrumente des Personalmanagements, insbe-
sondere der Personalentwicklung, genutzt werden. 
Die Philosophie des betrieblichen Gesundheitsmanagements besteht darin, 
sowohl auf die Eigenverantwortung des Einzelnen zu setzen als auch die 
Führungskräfte und den Arbeitgeber in die Pflicht zu nehmen. Führungs-
kräfte sind aufgefordert, betriebliches Gesundheitsmanagement als Anfor-
derungskriterium zu akzeptieren und ihr Führungsverhalten darauf auszu-
richten.  
Erfahrungen mit Maßnahmen des betrieblichen Gesundheitsmanagements 
zeigen gleichermaßen den Nutzen für den Arbeitgeber als auch für die Be-
schäftigten auf: BGM steigert die Attraktivität der Kommune als Arbeitgeber 
(insbesondere für Hochqualifizierte), die Arbeitszufriedenheit und die Quali-
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tät der Leistungen. Das wiederum kann zur Verbesserung des Betriebskli-
mas insgesamt beitragen. Dass das häufig einhergeht mit der Senkung des 
Krankenstandes, ist ein erwünschter Effekt.  
Die Führungskräfte werden in der Wahrnehmung ihrer Führungsfunktion 
vom BGM unterstützt, Schwachstellen in ihren Organisationseinheiten zu 
identifizieren, um anschließend gemeinsam adressatengerechte Lösungen 
zu entwickeln. 
Wie jede wirkungsvolle Maßnahme, ist auch das BGM nicht zum Nulltarif 
zu haben. Die Umsetzung erfordert sowohl personelle als auch finanzielle 
Ressourcen. Kommunale Erfahrungen zeigen, dass es notwendig und 
sinnvoll ist, bereits bestehende Kapazitäten sowie vorhandene Budgets (in 
der Personalentwicklung und in den Fachbereichen) zu bündeln und dar-
über hinaus Kooperationen - z. B. mit Krankenkassen, Unfallkasse, Sport-
bund - anzustreben.  
Da die Beschäftigten häufig am besten wissen, wo Verbesserungen der 
Arbeitsbedingungen erforderlich sind, die zu mehr Gesundheit und höherer 
Leistung beitragen, sollten Beschäftigte aktiv an BGM-Projekten beteiligt 
werden.  
Die KGSt empfiehlt, im Rahmen des Controllings, betriebliches Gesund-
heitsmanagement und die damit verbundenen Ziele zum Bestandteil von 
Zielvereinbarungen mit den Fachbereichsleitungen zu machen und dies mit 
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1 Welche Ziele verfolgt der Bericht? 
 
„Wo Gesundheit fehlt, kann  
Weisheit nicht offenbar werden,  
Kunst kann keinen Ausdruck finden,  
Stärke kann nicht kämpfen, Reichtum wird wertlos und  
Klugheit kann nicht angewandt werden.“1 
 
Die physische und die psychische Gesundheit der Beschäftigten sind we-
sentliche Voraussetzungen für ihre Produktivität. Hohe Krankheitsquoten, 
unterschiedliche Formen innerer Kündigung und die Zunahme psychoso-
zialer Konflikte am Arbeitsplatz sind Indikatoren dafür, dass diese Voraus-
setzungen nur unzureichend gegeben sind. Maßnahmen zum betrieblichen 
Gesundheitsmanagement sind angesichts der dadurch entstehenden direk-
ten und indirekten Kosten also wichtiger denn je. Gerade in Krisenzeiten ist 
es notwendig, die Leistungsfähigkeit und -bereitschaft der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu erhalten bzw. wieder herzustellen.  
Betriebliches Gesundheitsmanagement ist keine neue Aufgabe. Vielmehr 
stellt es eine Möglichkeit dar, die vielfältigen Veränderungsprozesse und 
kommunalen Herausforderungen aber auch die „normale Arbeit“ unter ge-
sundheitlichen Gesichtspunkten mit zu gestalten (Mittel zum Zweck). Es 
nutzt bewährte Instrumente des Personalmanagements, wobei der Beteili-
gung der Beschäftigten eine Schlüsselrolle zu kommt, denn: Die Beschäf-
tigten wissen häufig am besten, wo Verbesserungen der Arbeitsbedingun-
gen erforderlich sind, die zu mehr Gesundheit und höherer Leistung beitra-
gen. 
Der Bericht verfolgt drei Ziele: 
1. Das Grundverständnis von betrieblichem Gesundheitsmanagement 
in der öffentlichen Verwaltung weiter zu entwickeln. 
2. Die zunehmende strategische Bedeutung des betrieblichen Ge-
sundheitsmanagements (BGM) aufzuzeigen. 
3. Empfehlungen zur Strategieentwicklung und Umsetzung eines er-
folgreichen ganzheitlichen betrieblichen Gesundheitsmanagements 
zu geben. 
 
                                                
1  Herophilos: griechischer Arzt, 300 vor Christus, zitiert nach Brandenburg, U. (Hrsg.) (2000). 
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2 Was ist betriebliches Gesundheitsmanagement? 
Betriebliches Gesundheitsmanagement im Sinne einer ganzheitlichen Stra-
tegie umfasst alle Maßnahmen, die sowohl zur individuellen Gesundheit als 
auch zu einer „gesunden“ Organisation beitragen. 
Individuelle Gesundheit der Beschäftigten 
Betriebliches Gesundheitsmanagement hat das Ziel, die individuelle Ge-
sundheit der Beschäftigten und damit die Leistungsbereitschaft und Leis-
tungsfähigkeit zu erhalten und zu fördern. Dabei wird die Gesundheit der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als strategischer Faktor in die Entwicklung 
der Verwaltungskultur sowie in die Prozesse und Strukturen der Organisa-
tion einbezogen. Betriebliches Gesundheitsmanagement setzt an der Ei-
genverantwortung und dem Selbstmanagement des Einzelnen an, gleich-
zeitig ist es Arbeitgeberpflicht und Führungsaufgabe. Diese Ausführungen 
basieren auf einem bewusst weit gefassten Gesundheitsbegriff, der 
nicht nur das umfassende physische und psychische Wohlbefinden 
meint, sondern auch die individuelle Handlungskompetenz zur opti-
malen Leistungsbereitschaft und -fähigkeit mit einschließt. Der Begriff 
Wohlbefinden meint in diesem Zusammenhang das Gegenteil von Unwohl-
fühlen/Unbehagen und ist die Voraussetzung für gute Arbeit - im Sinne von 
„Arbeit kann auch Spaß machen“. Er betont die subjektive Seite von Ge-
sundheit, denn Gesundheit bedeutet für jeden etwas anderes. Während 
manche Unternehmen der Privatwirtschaft die Bedeutung des Wohlbefin-
dens für die Leistungsbereitschaft und -fähigkeit ihrer Beschäftigten erkannt 
haben und gezielt damit werben (Bsp. RWE wirbt mit dem Slogan „Wohl-
fühlen am Arbeitsplatz“), tun sich öffentliche Verwaltungen mit dem Begriff 
noch schwer.  
Die „gesunde“ Organisation 
Betriebliches Gesundheitsmanagement ist ein langfristig angelegter kom-
plexer Lern- und Entwicklungsprozess der gesamten Organisation. Er ist 
Teil der Personal- und Organisationsentwicklung und hat Schnittstellen mit 
dem Arbeits- und Gesundheitsschutz. Ziel ist eine „gesunde“ Organisation, 
in der die Arbeitsbedingungen, Kommunikationsstrukturen, Entwicklungs- 
und Entfaltungsmöglichkeiten auf das Wohlbefinden aller ausgerichtet sind. 
Sie will mit den Ressourcen und Kompetenzen der Menschen Gesundheit 
schaffen und erhalten. Daher orientiert sie sich an den gesundheitsfördern-
den Ressourcen, den Schutzfaktoren von Menschen, die ihre Gesundheit 
unterstützen. Zusätzlich zu der klassischen Frage „Was macht krank?“ 
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stellt sie die Frage „Was erhält Menschen gesund?“ (vgl. weiter hierzu Ka-
pitel 5). 2 
Betriebliches Gesundheitsmanagement umfasst somit die Optimierung der 
Arbeitsorganisation und Arbeitsumgebung, die Förderung aktiver Teilnah-
me aller Beteiligten sowie die Unterstützung der Personal- und Organisati-
onsentwicklung bei der Realisierung dieser Ziele. Es zielt sowohl auf eine 
gesundheitsgerechte Gestaltung der Arbeitsabläufe als auch auf Anreize 
für ein gesundheitsbewusstes Verhalten der Beschäftigten. So werden alle 
Gesundheitspotenziale in der Verwaltung gestärkt.  
Betriebliches Gesundheitsmanagement leistet gleichermaßen einen wichti-
gen Beitrag zur öffentlichen Gesundheit, die auch ein Indikator für die Leis-
tungsfähigkeit der gesamten Gesellschaft ist. 
 
3 Warum ist betriebliches Gesundheitsmanagement 
wichtig? 
Betriebliches Gesundheitsmanagement trägt dazu bei, dass die Beschäftig-
ten auch bei steigenden Belastungen gesund, leistungsfähig und motiviert 
bleiben. Damit wird ein wesentlicher Beitrag geleistet, die Produktivität wei-
ter zu steigern und Kosten zu senken.  
 
3.1 Handlungsbedarfe 
Attraktivität als Arbeitgeberin und Image der Verwaltung 
Verwaltungen, die über ein betriebliches Gesundheitsmanagement 
verfügen, erhöhen damit ihre Attraktivität als Arbeitgeberin. Gerade 
Öffentliche Verwaltungen müssen durch ein modernes Marketing ihr Image 
in der Öffentlichkeit verbessern. Aber auch nach innen trägt ein höheres 
Image zu einer stärkeren Identifikation der Beschäftigten mit ihrem Arbeit-
geber bei. Beschäftigte, die sich mit ihrem Arbeitgeber identifizieren, sind 
nicht nur gesünder, sondern leisten auch mehr. Obgleich heute noch nicht 
absehbar ist, wie der aufgrund des demografischen Wandels zu erwarten-
de Konkurrenzkampf um hoch Qualifizierte („war of talents“) sich konkret 
gestaltet, zeigt sich schon heute: Der Öffentliche Dienst als Ausbilder und 
Arbeitgeber hat gegenüber anderen Bereichen das Nachsehen, weil er 
eher die weniger qualifizierten Nachwuchskräfte anspricht. Nimmt der 
Wettbewerb um gut ausgebildete Kräfte zu, stehen die Kommunen nicht 
                                                
2  Vgl. Schonert-Hirtz, S. (2002). Vgl. Gräser, S. (2000). Vgl. Lorenz, R. (2004). 
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nur im Wettbewerb mit der Privatwirtschaft, sondern auch die Konkurrenz 
der Verwaltungen untereinander wächst. Unternehmen der Privatwirtschaft 
werben schon seit langem offensiv mit Konzepten zum BGM. Kommunen 
brauchen dazu ein gehöriges Maß an Fingerspitzengefühl, um nach wie vor 
bestehenden Vorurteilen über die vermeintliche Selbstbedienungsmentali-
tät entgegenzutreten.  
Senkung der Personalkosten 
Die größte Herausforderung für die Kommunen stellt derzeit die anhaltende 
Finanzkrise dar. Nicht zuletzt dadurch ergibt sich der Zwang, die Personal-
kosten weiter zu senken. Dieses kann zu Arbeitsverdichtungen und zu er-
höhten Belastungen aller Beschäftigten führen. Auch in der Kommunalver-
waltung nehmen - trotz hoher Arbeitsplatzsicherheit - Zukunftsängste zu. In 
abgeschwächter Form gilt das ebenfalls für Verunsicherungen durch Ver-
änderungsprozesse. Dies kann die Gesundheit der Beschäftigten beein-
trächtigen und damit die Produktivität senken. 
Unausgeschöpfte Potenziale 
Gleichzeitig zeigen Mitarbeiterbefragungen, dass es nach wie vor unaus-
geschöpfte Potenziale gibt.  
Beispiele: 
Ergebnisse von Mitarbeiterbefragungen des IKO-Netzes der KGSt 
zeigen, dass sich Beschäftigte auch in Arbeitsbereichen mit hohen 
Fallzahlen nicht unbedingt überlastet fühlen.  
Nach Umfragen der Deutschen Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften Speyer gibt ein mehr oder weniger großer Teil der Be-
schäftigten an, sich über die aktuelle Arbeitsbelastung hinaus zu-
sätzliche Aufgaben zu wünschen. „Vielfach findet sich dieser 
Wunsch auch bei Mitarbeitern, die eine hohe aktuelle Arbeitsbelas-
tung deklarieren. Dieses zunächst paradox anmutende Befragungs-
ergebnis wird verständlich, wenn man nicht von mangelnder Auslas-
tung, sondern von Unterforderung ausgeht.“3 
Um diese Entwicklung zu unterstützen ist es jetzt umso notwendiger, 
die Potenziale der Beschäftigten zu erhalten und zu aktivieren. Als 
Führungsinformationsinstrument informiert betriebliches Gesundheitsma-
nagement Führungskräfte über Schwachstellen in ihrer Organisationsein-
heit und trägt damit zu einer Verbesserung des Qualitätsmanagements 
sowie zur Erhöhung der Produktivität bei. 
                                                
3  Vgl. Klages, H. (2004), S. 24. 
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Veränderte Anforderungen an Beschäftigte 
Beschäftigte sind immer stärker gefordert, mit Veränderungen und zuneh-
mender Komplexität umgehen zu können. Teils bringen diese Veränderun-
gen höhere Belastungen mit sich, teils aber auch mehr Autonomie und Ent-
scheidungsspielräume. Besonders gefordert ist eine stärkere Flexibilität der 
Beschäftigten. Dazu gehört auch die Bereitschaft, den konkreten Arbeits-
platz zu wechseln oder flexibel nach Bedarf einsetzbar zu sein. Nur durch 
eine höhere individuelle Flexibilität sowie Veränderungsbereitschaft 
und -fähigkeit4 kann die Flexibilität der Organisation - insbesondere Per-
sonalbedarfsplanung möglichst ohne externe Einstellungen - sichergestellt 
werden.5 Die Lernbereitschaft und -fähigkeit ist deshalb Basis aller Schlüs-
selqualifikationen. Hinzu kommen muss die Fähigkeit, dass Beschäftigte 
angesichts steigender Leistungsanforderungen und steigender Le-
benserwartung ihre Gesundheit selbstverantwortlich erhalten und 
stärken (Gesundheitskompetenz). 
Diese Anforderung gilt insbesondere für Führungskräfte. Sie stehen immer 
stärker im Spannungsfeld zwischen den Anforderungen der Organisation 
und den Erwartungen und Interessen der Beschäftigten. Schließlich ist es 
vorrangig Aufgabe der Führungskräfte im Rahmen dezentraler Verantwor-
tung, die Produktivität des Bereichs zu erhöhen, Geschäftsprozessoptimie-
rungen durchzuführen und gleichzeitig die Personalkosten zu senken. Mit 
der dezentralen Ressourcenverantwortung und der Budgetierung haben 
Führungskräfte mehr Gestaltungsspielraum, aber auch mehr Verantwor-
tung. Dies erfordert einen sorgsamen Umgang mit allen Ressourcen - auch 
und insbesondere der Personalressource. Personal, das nicht mehr die 
geforderte Leistung erbringt, kann bei Problemen nicht mehr einfach an die 
Zentrale „abgegeben“ werden. Die Fähigkeit, Potenziale zu nutzen, wird 
somit immer wichtiger.6 Führungskräfte können diesen Anforderungen 
insbesondere dadurch nachkommen, dass sie ihr gesundheitsbewusstes 
Verhalten und ihre positiven Ressourcen als Vorbild an ihre Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter weiter geben oder diese bei sich selbst aktivieren und 
sichtbar nach außen „leben“, z. B. Pausen einhalten, gesunde Ernährung, 
Ausgleich zur Arbeit schaffen usw. 
                                                
4  Die Förderung der Lern- und Veränderungsfähigkeit der Beschäftigten (Employabilität) ist ein wich-
tiges Handlungsfeld des Personalmanagements der Freien und Hansestadt Hamburg, um damit die 
breite Einsatzmöglichkeit auf dem (internen) Arbeitsmarkt zu sichern [KIKOS-Kennung: 
20041207B002A]. 
5  Vgl. KGSt-Bericht 8/2003, S. 29. 
6  Vgl. KGSt-Bericht 8/2003. 
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Arbeitszufriedenheit von Beschäftigten 
Untersuchungen zeigen, dass das Erleben von Zufriedenheit und Ver-
antwortung einen positiven Effekt auf den Gesundheitszustand ha-
ben. Stress7 und andere als unangenehm empfundene Ereignisse wirken 
sich dagegen negativ auf die Immunwerte und damit die Gesundheit aus. 
Daher ist auch ein Zusammenhang zwischen mangelnder Arbeitszu-
friedenheit und Fehlzeiten empirisch nachweisbar.8 Hier spielt eine Rolle, 
inwieweit die Erwartungen und Ansprüche des Einzelnen mit seinem Ar-
beitsumfeld übereinstimmen. Geändert haben sich insbesondere die An-
sprüche der Beschäftigten an die eigene Selbstständigkeit, Selbstverwirkli-
chung und Eigenverantwortung (Wertewandel9, Work-Life-Balance10). Wer-
den Erwartungen nicht erfüllt, kann dies zu chronischem Stress und 
schließlich zu gesundheitlichen Beschwerden führen. Gleiches gilt, wenn 
es zu einem unausgewogenen Verhältnis von Leistung und Belohnung 
kommt (Erfahrung verletzter sozialer Reziprozität). Diese werden als Be-
drohung der Kontrolle des Individuums über den eigenen sozialen Status 
und die eigene Identität - z. B. bei fehlender Anerkennung oder mangeln-
dem sozialen Rückhalt - erfahren.11 Psychosoziale Arbeitsplatzbelastun-
gen, wie z. B. Arbeitsunzufriedenheit oder mangelnde soziale Unterstüt-
zung am Arbeitsplatz, gehören zudem zu den angenommenen Risikofakto-
ren für Rückenschmerzen.12 
Weitere Beispiele: 
Wenn für die im Arbeitsleben erbrachte Leistung (Verausgabung) 
die erwartete Belohnung (berufliche Gratifikation) nicht mehr stimmt, 
kann dies zu Unzufriedenheit und letztlich auch gesundheitlichen 
Belastungen führen. Das Gleichgewicht wird insbesondere dann 
gestört, wenn aus welchen Gründen auch immer einer hohen ge-
leisteten Verausgabung eine vergleichsweise niedrige Belohnung 
entgegensteht.  
Gerade „Leistungsträger/-innen“ fühlen sich vom System häufig 
nicht richtig wertgeschätzt (leistungsgerechte Anerken-
nung/Bezahlung fehlt, Verhältnis von Geben und Nehmen unaus-
                                                
7  Stress ist „ein unangenehmer Spannungszustand, der entsteht, wenn eine subjektiv bedeutsame 
Situation als aversiv eingeschätzt wird (Greif, 1991; Semmer, 1984)“. Schuler, H. (Hrsg.) (2001), S. 
565. 
8  Vgl. Badura, B. (Hrsg.) (2004). 
9  Vgl. Klages, H.; Gensicke, Th. (1999); Vgl. Klages, H. (Hrsg.) (2004). 
10  Work-Life-Balance meint alle Maßnahmen, die eine Ausgewogenheit zwischen beruflichem und 
privatem Leben erzeugen, die psychische und physische Gesundheit stärken und letztendlich zum 
Leistungserhalt sowie -steigerung des/der Mitarbeiter(s)/-in beitragen. Vgl. Olesch, G. (2004), S. 45. 
11  Stresserfahrung im Sinn beruflicher Gratifikationskrisen, vgl. Siegrist, J. (1996). 
12  Vgl. Lühmann, D. (2004), S. 21. 
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gewogen). Die Anerkennung von „Leistungsträgern/-innen“ wird 
meistens gleichgesetzt mit „noch mehr Arbeit“.13 
Krankenstand 
Jede Organisation muss ein Interesse daran haben, dass ihre Beschäftig-
ten gesund bleiben und ihre Leistungsfähigkeit zur Verfügung stellen.  
Bei der Diskussion über die Krankheitsquote im Öffentlichen Dienst ist zu 
beachten, dass hierzu nur in ersten Ansätzen repräsentative Daten verfüg-
bar sind.14 
Auch der Deutsche Städtetag, der erstmals für das Jahr 2003 den Kran-
kenstand von 161 Kommunen einheitlich erfasst hat, nennt keine durch-
schnittliche Krankheitsquote und bezeichnet die Aussagekraft der erhobe-
nen Zahlen in diesem Jahr noch als gering.15 
Die vorhandenen Auswertungen der Orts- und Betriebskrankenkassen16 
zeigen seit jeher für die Öffentliche Verwaltung einen höheren Kran-
kenstand als in der Privatwirtschaft auf. Hierbei ist allerdings zu berücksich-
tigen, dass die Öffentliche Verwaltung einen höheren Altersdurchschnitt 
ihrer Mitarbeiter/-innen aufweist und wesentlich mehr Schwerbehinderte 
beschäftigt als die Privatwirtschaft. In jüngster Zeit mehren sich die Nach-
richten von sinkenden Krankenständen, insbesondere in der Privatwirt-
schaft. Hier wird als eine der Ursachen die zunehmende Sorge um den 
Arbeitsplatz vermutet. Inwieweit diese Entwicklungen auch den Öffentlichen 
Dienst betreffen, wird in den kommenden Jahren zu beobachten sein. 
Ein hoher Krankenstand erzeugt nicht nur (politischen) Handlungs-
druck nach außen, sondern gleichermaßen nach innen. Er ist sowohl 
ein Signal, dass „möglicherweise etwas nicht in Ordnung ist“ (perso-
nalwirtschaftlicher Frühwarnindikator) als auch ein Störfaktor und 
Kostenfaktor.17 Er stört den Arbeitsablauf, belastet das Arbeitsklima und 
beeinträchtigt die Effizienz und Leistungsfähigkeit der jeweiligen Organisa-
tionseinheit. Für die Kolleginnen und Kollegen bedeutet er häufig einen 
Zwang zur Mehrarbeit, für die Führungskraft einen zusätzlichen Aufwand 
                                                
13  „Personen mit hohen Ambitionen, die sich hohe Ziele setzen und die bereit sind, Verantwortung zu 
übernehmen, sind besonders stressgefährdet.“ Vgl. Schuler, H. (Hrsg.) (2001), S. 578. 
14  Entsprechende Daten über Arbeitsunfähigkeitsfälle und -tage liegen nur den Gesetzlichen Kranken-
kassen vor. Da die Beschäftigten jedoch in unterschiedlichen Kassen und Kassenarten versichert 
sind, ist eine repräsentative Analyse schwierig. 
15  „Der Aussagewert der Zahlen insgesamt ist in diesem Jahr noch vergleichsweise gering einzu-
schätzen. Erst bei einer weiteren Umfrage im kommenden Jahr lassen sich Entwicklungen oder 
Tendenzen ablesen. Auch Reaktionen beispielsweise auf politische oder gesetzliche Entwicklungen 
lassen sich erst auf der Zeitschiene bei einer vergleichenden Betrachtung erkennen“. (Deutscher 
Städtetag, Rundschreiben vom 04.08.2004 (Umdruck-Nr. B 8087), S. 8). 
16  Die Ermittlung der Krankheitsquote durch die Krankenkassen stützt sich auf die Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigungen der Ärzte/-innen, die auch die Wochenenden umfassen. 
17  Vgl. Nieder, P.; Michalk, S. (1995). 
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für organisatorische Umstellungen sowie den Druck, den Krankenstand zu 
senken. Zudem ist er ein erheblicher Kostenfaktor (z. B. sinkende Produkti-
vität, niedrige Arbeitszufriedenheit). Nach Ergebnissen des IKO-Netzes der 
KGSt in den Vergleichsringen zum Personalmanagement sind bei Kommu-
nen mit rd. 1.000 Beschäftigten Personalausfallkosten bis zu 1 Million Euro 
pro Jahr und auch darüber hinaus anzutreffen. 
Im Vergleich zu den anderen Produktionsbereichen18 sind in der Öffentli-
chen Verwaltung alle „großen Krankheitsarten“, wie Muskel- und Skeletter-
krankungen, Erkrankungen der Atemwege, Magen-/Darmerkrankungen, 
Herz-/Kreislauferkrankungen und psychische Krankheiten erhöht (Basis: 
Arbeitsunfähigkeitsdaten der Krankenkassen). 
Insbesondere die psychischen Erkrankungen sind in den letzten Jahren 
gestiegen. Dabei dominieren Depressionen und neurotische Erkrankun-
gen.19 Festzustellen ist auch eine Zunahme des Burnout-Syndroms.20  
Gesundheitliche Belastungen 
Studien21 zeigen, dass in der Öffentlichen Verwaltung insbesondere die 
Zunahme folgender psychosozialer Belastungen besonderer Aufmerk-
samkeit bedarf: 
o verschiedene Arbeiten gleichzeitig erledigen (Multitasking), 
o Störungen/Unterbrechungen bei der Arbeit, 
o Konfrontation mit neuen Aufgaben. 
 
Darüber hinaus muss sich auch die Öffentliche Verwaltung zunehmend mit 
Mobbing auseinander setzen.22 Daher haben bereits einige Verwaltung 
das Problem aufgegriffen.23 Laut Mobbing-Report können mobbende Per-
sonen sowohl Vorgesetzte als auch Kollegen/-innen sein. An jedem zwei-
                                                
18  Handel, Dienstleistung, Industrie, Landwirtschaft. 
19  Vgl. Berechnungen der Orts- und Betriebskrankenkassen. 
20  Burnout meint einen Zustand psychophysischer Ermüdung und Erschöpfung (ausgebrannt sein), 
der häufig mit somatischen Beschwerden gekoppelt ist. Neben Symptomen wie chronische Müdig-
keit, Entscheidungsunfähigkeit, Verlust der Empathie oder wachsende Intoleranz werden oft auch 
Reizbarkeit, Launenhaftigkeit und Aggressionen beobachtet. Vgl. Gusy, B.; Kleiber, D. (1998). 
21  Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB); Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) der 
Bundesanstalt für Arbeit (1999): Strukturerhebung 1998/1999, Nürnberg. 
22  „Unter Mobbing ist zu verstehen, dass jemand am Arbeitsplatz häufig über einen längeren Zeitraum 
schikaniert, drangsaliert oder benachteiligt und ausgegrenzt wird.“ Vgl. Meschkutat, B.; Stackel-
beck, M.; Langenhoff, G. (2002), S. 23.  
23  Vgl. kommunale Arbeitshilfe „Schutz vor Mobbing am Arbeitsplatz/Mobbingprävention“ [KIKOS-
Kennung: 20030901B001A]. Vgl. Landeshauptstadt München: Dienstanweisung gegen Mobbing 
und Schikane. 
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ten Mobbingfall ist der/die Vorgesetzte beteiligt.24 Begünstigende Rahmen-
bedingungen für Mobbing sind insbesondere Unklarheiten in der Arbeitsor-
ganisation bzw. unklare Verantwortungsbereiche. Dies gilt vor allem dann, 
wenn Prozesse der Reorganisation und Neustrukturierung anstehen und 
Personal- und Organisationsentwicklung eine beschleunigte Dynamik ent-
falten. Wenn Aufgaben neu gestaltet oder verteilt werden und bisherige 
Macht- und Imagepositionen entfallen, besteht die Gefahr, dass individuelle 
Verteilungskämpfe zunehmen.  
Aber auch bestimmte körperliche Belastungen auf Grund der spezifi-
schen Arbeitsbedingungen in der Öffentlichen Verwaltung dürfen nicht un-
beachtet bleiben. Hierzu gehören weniger die schwere körperliche Arbeit 
oder ungünstige Umgebungseinflüsse als vielmehr bestimmte, immer wie-
derkehrende Bewegungen und starre Körperhaltungen bei der Bildschirm-
arbeit. Die Verbreitung der Bildschirmarbeit hat in den letzen fünf Jahren in 
der Öffentlichen Verwaltung von 51 % auf 64 % zugenommen, während sie 
in den anderen Bereichen der Wirtschaft um nur 3 % von 38 % auf 41 % 
gestiegen ist. Durch Bildschirmarbeit kann es zu so genannten asthenopi-
schen Sehbeschwerden kommen sowie zu meist muskulär bedingten Be-
schwerden des oberen Bewegungsapparates - mit anderen Worten zu Ver-
spannungen. Diese sind meist durch bloße Ergonomie am Arbeitsplatz im 
Vorfeld vermeidbar.  
Konzepte des betrieblichen Gesundheitsmanagements unterstützen die 
Beteiligten, mit den psychosozialen und körperlichen Belastungen besser 
umzugehen. 
Fazit: Krankheitskosten sowie nicht genutzte Potenziale aufgrund gesund-
heitlicher Belastungen sind vermeidbare Kosten, sofern sie betrieblich be-
einflussbar sind (z. B. durch Führungsverhalten). Die Identifikation solcher 
Einflussfaktoren, die Nutzung von Gesundheitspotenzialen und die Sen-
kung des Krankenstandes müssen daher ein Ziel jeder Verwaltung sein. 
Altersstruktur der Beschäftigten 
Während in einigen Bereichen der Industrie, aber auch im Dienstleistungs-
gewerbe, der Anteil älterer Beschäftigter (45 +) reduziert wurde, hat sich in 
der Öffentlichen Verwaltung der Anteil dieser Beschäftigtengruppe deutlich 
erhöht. Insofern spiegelt sich die demografische Entwicklung in besonde-
rem Maße bei den Beschäftigten der Öffentlichen Verwaltung wider. Da es 
kaum Neueinstellungen gibt und tendenziell nur wenige bis gar keine Aus-
                                                
24  Nach einer Repräsentativstudie für die Bundesrepublik Deutschland (Mobbing-Report) gehört die 
Öffentliche Verwaltung zu den Branchen mit erhöhter Mobbingrate. Vgl. Meschkutat, B.; Stackel-
beck, M.; Langenhoff, G. (2002), S. 65. 
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zubildende übernommen werden, fehlen hier junge Menschen, die die Al-
terspyramide verjüngen.  
Die Debatte um ältere Beschäftigte wird vielfach vorurteilsbeladen geführt. 
Zwar steigt der Krankenstand ab dem 55. Lebensjahr an, dies bedeutet 
aber nicht, dass generell mehr ältere Beschäftigte als jüngere krank sind, 
sondern nur, dass wenn sie krank sind, sie in der Regel länger ausfallen. 
Untersuchungen zeigen auch, dass ältere Beschäftigte nicht generell weni-
ger leistungsfähig sind, es unterscheiden sich lediglich die Leistungsprofile 
älterer und jüngerer Beschäftigter.25 Ziel muss eine altersgerechte Per-
sonalpolitik sein, die den unterschiedlichen Leistungsprofilen Rech-
nung trägt: 
Wie kann das Erfahrungswissen älterer Beschäftigter stärker anerkannt 
und genutzt werden?  
Wie kann der veränderten (physischen) Leistungsfähigkeit älterer Beschäf-
tigter Rechnung getragen werden? 
Wie können Qualifizierungsangebote auf die unterschiedlichen Lernformen 
und -fähigkeiten von Jüngeren und Älteren ausgerichtet werden? 
Sind die bestehenden Arbeitsformen und -zeiten hinreichend auf die Be-
dürfnisse älterer Beschäftigter ausgerichtet? 
Welche Leistungsanreize gibt es für ältere Beschäftigte?26 
Rechtliche Rahmenbedingungen27 
Für Maßnahmen des betrieblichen Gesundheitsmanagements lassen sich 
Handlungsbedarfe aus folgenden rechtlichen Rahmenbedingungen ablei-
ten: 
o Sozialgesetzbuch (SGB), insbesondere § 84 SGB IX: Mit der Neu-
fassung des § 84 Abs. 2 SGB IX gibt es nun seit Mai 2004 eine ge-
setzlich verankerte Präventionsverpflichtung des Arbeitgebers ge-
genüber allen Beschäftigten mit krankheitsbedingten Fehlzeiten von 
mehr als 30 Kalendertagen. Dabei bezieht sich diese Regelung 
ausdrücklich auf alle Beschäftigten und nicht nur auf Schwerbehin-
derte bzw. Gleichgestellte.  
                                                
25  Vgl. von Eckardstein, D. (2004), S. 128 - 135. 
26  Fragen für jedes Handlungsfeld des Personalmanagements bezogen auf die Problemlage „Alternde 
Belegschaft“. Vgl. Freie und Hansestadt Hamburg [KIKOS-Kennung: 20041207B002A, (Band 2)], S. 
6. 
27  Vgl. Freie und Hansestadt Hamburg, Personalamt (Hrsg.) (2002), S. 10 - 12. 
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o Arbeitsschutzgesetz: Verhütung arbeitsbedingter Gesundheitsge-
fahren und menschengerechte Gestaltung der Arbeit.  
o Arbeitssicherheitsgesetz: Pflicht des Arbeitgebers, die dem Ar-
beitsschutz und der Unfallverhütung dienenden Vorschriften anzu-
wenden, Beratung durch Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssi-
cherheit in arbeitsphysiologischen, -psychologischen und  
-organisatorischen Fragen. 
o Arbeitsstättenverordnung: u. a. Nichtraucherschutz. 
o Dienst- und Arbeitsrecht: Fürsorgepflicht des Arbeitgebers. 
 
3.2 Strategische Ausrichtung  
Die beschriebenen Handlungsbedarfe zeigen, dass betriebliches Gesund-
heitsmanagement Teil eines zukunftsorientierten Personalmanagements 
sein muss. 
Betriebliches Gesundheitsmanagement erhöht bei zunehmendem Wettbe-
werb um hoch qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Attraktivität 
der Verwaltung als Arbeitgeberin. Wie in jedem Dienstleistungsunterneh-
men sind die Gesundheit und damit die Leistungsbereitschaft und Leis-
tungsfähigkeit der Beschäftigten zentraler Erfolgsfaktor. Die Konsequenz 
muss sein, diese Faktoren auch tatsächlich zu fördern, denn: Die Weiter-
entwicklung von Produktivität und Qualität ist schließlich nur mit gesunden 
und motivierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern erzielbar. Die Kehrseite 
der Medaille ist: Wer die volle Leistungsfähigkeit fordert, muss auch inner-
betrieblich Möglichkeiten anbieten, die Leistungskraft und Gesundheit zu 
stärken und zu erhalten. Das Motto lautet: „Leistung fordern - Gesund-
heit fördern“.28 Indem Führungskräfte die Leistungsbereitschaft und -
fähigkeit ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stärken, leisten sie auch 
einen nicht zu unterschätzenden Beitrag zur Haushaltskonsolidierung.  
Erfahrungen mit konkreten Maßnahmen des betrieblichen Gesundheitsma-
nagements zeigen gleichermaßen den Nutzen für den Arbeitgeber und 
die Beschäftigten auf (win-win-Prinzip). Deshalb muss nicht nur der Ar-
beitgeber, sondern auch die Personalvertretung ein Interesse an betriebli-
chem Gesundheitsmanagement haben und den gemeinsamen Lernprozess 
unterstützen. Folgende Abbildung zeigt mögliche mittelbare und unmittelba-
re Ziele der Verwaltung, der Beschäftigten sowie gemeinsame Ziele auf. 
                                                
28  So lautet die Maxime bei Volkswagen: „Wer von den Mitarbeitern Leistung fordert, muss auch deren 
Gesundheit schützen und fördern.“ Brandenburg, U. (Hrsg.) (2000), S. 271. 
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Die gemeinsamen Ziele unterstützen sowohl die Organisationsziele, als 
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Abb. 3.1:  Mögliche Ziele des betrieblichen Gesundheitsmanagements.29 
 
Die strategische Ausrichtung des Personalmanagements sowie die daraus 
abgeleiteten Ziele des betrieblichen Gesundheitsmanagements müssen 
nicht nur in die Gesamtstrategie der Verwaltung, sondern auch des Perso-
nalmanagements eingebunden sein. Dabei ist zu berücksichtigen, welche 
Auswirkungen betriebliches Gesundheitsmanagement auf die verschiede-
nen Handlungsfelder des Personalmanagements hat, insbesondere: 
o Personalentwicklung30 (vgl. Abschnitt 5.3),  
o Personalauswahl (z. B. Auswahl von Menschen mit hohen Gesund-
heitsressourcen, vgl. Abschnitt 5.3), 
o Personalbedarfsplanung (Wie entwickelt sich der Personalkörper? 
Vgl. Abschnitt 6.1), 
o Personalführung (vgl. Abschnitt 5.2).31 
 
                                                
29  Dies sind Ziele, die Verwaltungen in ihren Konzepten nennen. Vgl. auch Freie und Hansestadt 
Hamburg, Personalamt (Hrsg.) (2002), S. 17, [KIKOS-Kennung: 20040713B0041]. 
30  Vgl. [KIKOS-Kennung: 20041207B002A], S. 16. 
31  Vgl. KGSt-Bericht 1/2002. 
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Beispiele für die strategische Einbindung des BGMs:  
Freie und Hansestadt Hamburg: Die Unternehmenskultur gilt als 
entscheidender Faktor für das Gelingen des betrieblichen Gesund-
heitsmanagements. „Ein gesundheitsorientiertes Unternehmen soll-
te eine Kultur schaffen, in der Gesundheit einen zentralen Wert dar-
stellt. Dazu gehört, den Schutz und die Förderung der Gesundheit 
der Beschäftigten als ein dauerhaftes Unternehmensziel zu verste-
hen und zu verankern.“32 
Die Stadt Regensburg hat die betriebliche Gesundheitsförderung 
sowohl in ihrem Leitbild als auch in ihren Führungsgrundsätzen in-
tegriert. 
Die Stadt Wolfsburg geht von der Vision des „gesunden Betriebs“ 
bzw. der „gesunden Verwaltung“ aus. Dies bedeutet in einem ganz-
heitlich vernetzten Ansatz (vgl. ARGUS33) auf eine gesunde Füh-
rung, eine gesunde Organisation, ein gesundes Arbeitsumfeld sowie 
gesunde Beschäftigte zu achten. 
Manche Organisationen beginnen mit betrieblichem Gesundheitsmanage-
ment, ohne sich vorher klar gemacht zu haben, was sie damit erreichen 
wollen. Dies reicht jedoch nicht aus, um BGM - auch gegenüber der Öffent-
lichkeit - zu legitimieren. Vielmehr bedarf es einer intensiven strategischen 
Zieldiskussion auf der Ebene der Verwaltungsspitze.34 Dazu gehören Aus-
sagen über 
o die Ergebnisse/Wirkungen, die erreicht werden sollen: Was wollen 
wir erreichen? 
o das konkrete Produkt und seine Ausgestaltung: Was müssen wir 
dafür tun? 
o die Gestaltung der Prozesse und Strukturen: Wie müssen wir es 
tun? 
o den Einsatz von Ressourcen: Was müssen wir einsetzen? 
 
Wichtig ist, dass es bei dieser Diskussion immer wieder zu einer Rückkopp-
lung zwischen den o. g. Fragen kommt. Dies führt automatisch dazu, dass 
über Alternativen nachgedacht wird, die zu einer Zielveränderung führen 
                                                
32  Vgl. Freie und Hansestadt Hamburg, Personalamt (Hrsg.) (2002), S. 15. 
33  Projekt ARGUS: Arbeitsschutz, Gesundheitsförderung und Schwerbehindertenförderung [KIKOS-
Kennung: 20020205B0040]. 
34  Methodisch ist es sinnvoll, sich an den Zielfeldern des kommunalen Managementansatzes zu orien-
tieren. Vgl. Heinz, R. (2000), vgl. KGSt-Bericht 1/2002. 
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können, wenn beispielsweise die Erstellung des Produkts zu kostenintensiv 
ist. Möglich ist auch, dass auf diese Weise Strukturen gefunden werden, 
die so leistungsfähig sind, dass der Ressourceneinsatz sich „lohnt“. Die 
Diskussion könnte ferner ergeben, dass das Ziel der Senkung der Perso-
nalkosten (durch höhere Leistungsbereitschaft und -fähigkeit mit der Folge 
eines reduzierten Personalbestandes) die Investition für BGM um ein Viel-
faches übersteigt (z. B. Reduzierung der Krankheitsquote um x % - ent-
spricht x Euro - übersteigt das Budget für zentrale BGM und Personal- und 
Organisationsentwicklung von x Euro). 
Beispiel für mögliche Strategiediskussion: 
Ergebnisse/Wirkungen: „Die Stadtverwaltung will erreichen, dass 
sie als Arbeitgeberin attraktiver wird und sich die Gesundheit und 
damit die Leistungsbereitschaft und Leistungsfähigkeit ihrer Be-
schäftigten weiter steigert.“ Diese Wirkungen zeigen sich z. B. an 
der Bewerberquote, Erhöhung der Fallzahlen um x %, Erhöhung der 
Mitarbeiterzufriedenheit um x % (vgl. Kap. 3 und 10) . 
Programme/Produkte: „Dazu entwickelt die Stadtverwaltung ein 
betriebliches Gesundheitsmanagement. Schwerpunkte sind: Ver-
trauenskultur, Leitbild des Mitarbeiters als Mitgestalter, gesund-
heitsgerechte Mitarbeiterführung, Personal- und Organisationsent-
wicklung mit „gesunden“ Prozessen und Strukturen“ (Vgl. Kap. 5). 
Prozesse und Strukturen: BGM ist Führungsaufgabe. Diese erhal-
ten Unterstützung durch Experten (zentrale Ansiedlung beim Perso-
nalamt). Die Umsetzung der Strategie erfolgt schrittweise. Hierzu 
werden BGM-Projekte in den einzelnen Fachbereichen durchge-
führt“ (Vgl. Kap. 7 und 8). 
Ressourcen: „Eine Mitarbeiterin der Personal- und Organisations-
entwicklung koordiniert die Aktivitäten des BGMs (Personalkosten: x 
Euro). Der Aufwand für die Informationsbeschaffung (Analyse...) 
und Maßnahmen der Personal- und Organisationsentwicklung be-
trägt x % (Budget)“ (Vgl. Kap. 9). 
Betriebliches Gesundheitsmanagement ist umso erfolgreicher, je klarer sich 
die Verwaltungsspitze gegenüber den Führungskräften in den Fachberei-
chen und den Beschäftigten dafür ausspricht. Dies stellt nicht nur eine Legi-
timation, sondern eine Verpflichtung für alle Verantwortlichen dar, BGM 
umzusetzen.  
Die KGSt empfiehlt daher, BGM und die damit verbundenen Ziele zum Be-
standteil von Zielvereinbarungen mit den Fachbereichsleitungen zu ma-
chen und dies mit wenigen Schlüsselkennzahlen zu verbinden.  
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Das Konzept „Betriebliches Gesundheitsmanagement“ einschließlich der 
strategischen Ziele und Prioritäten sollte schriftlich festgelegt werden. Ob 
es ausreicht, diese im Rahmen eines schriftlichen Konzepts zu beschrei-
ben oder ob eine Dienstvereinbarung hilfreich bzw. notwendig ist, muss 
jede Verwaltung für sich auf der Basis ihrer örtlichen Gegebenheiten ent-
scheiden. Eine Dienstvereinbarung kann als vertrauensbildende Maßnah-
me bei manchen Verwaltungen erst die Voraussetzungen schaffen, um 
beginnen zu können. Unabhängig von der Frage „Dienstvereinbarung ja 
oder nein?“ sollte die Personalvertretung von Beginn an beteiligt werden.  
 
4 Welche Bedeutung hat die Krankheitsquote? 
Eine allgemein gültige Definition und Kategorisierung des Begriffs Fehlzei-




z. B.  Urlaub,  Sonder- oder 
Kururlaub,  Mutterschutz, 
Elternzeit,  
Personalentwicklung, 







Abb. 4.1: Kategorisierung von Fehlzeiten. 
 
Besondere Aufmerksamkeit kommt nach den vorhandenen Berechnungen 
den krankheitsbedingten Fehlzeiten bzw. dem Krankenstand (Krankenta-
ge der Beschäftigten) zu, der den höchsten Anteil der Fehlzeiten aus-
macht.35 Daher vergleichen immer mehr Kommunen ihren Krankenstand 
bzw. ihre Krankheitsquote auf einer einheitlichen Basis im Rahmen der 
Vergleichsringarbeit des IKO-Netzes der KGSt. Ziel dieser Kommunen ist, 
sich selbst zu positionieren, mit anderen Kommunen Erfahrungen auszu-
tauschen und Vorgehensweisen zur Verbesserung zu lernen. Die Erhe-
bung der Kennzahlen zur Krankenquote orientiert sich dabei an den 
Soll-Arbeitstagen und damit an dem Produktivitätsausfall durch 
                                                
35  Lt. Nieder rd. 50 %; vgl. Nieder, P. (Hrsg.) (1998), S. 15. Vgl. Abschnitt 3.1. 
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Krankheit.36 Im Anhang (Anlage 1) wird auf die Arbeitsweise des IKO-
Netzes in den entsprechenden Vergleichsringen, das „Kennzahlensystem 
Gesundheitsmanagement“ sowie erste Ergebnisse aus interkommunalen 
Vergleichen eingegangen. 
Der Produktivitätsausfall ist für Führungskräfte relevant, die im Rahmen 
des Personalcontrollings immer häufiger Auswertungen über den Kran-
kenstand in ihrem Bereich erhalten. Diese sind vielfach der Auslöser, um 
sich mit betrieblichem Gesundheitsmanagement zu beschäftigen.  
Unabhängig davon, wie die Krankheitsquote ermittelt wird, sagt die Durch-
schnittsquote zunächst wenig aus. Erst eine differenzierte Analyse der Or-
ganisationseinheit lässt erste Antworten zu, für die Frage „Wie kann die 
Krankheitsquote gesenkt werden?“. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass 
auch ein noch so ausgefeiltes Informationssystem zunächst weder 
Ursachen von Erkrankungen benennt noch gezielte Interventionshin-
weise gibt. Häufig bestätigt die ermittelte Quote generelle Erkenntnisse 
über das Krankheitsgeschehen, wie beispielsweise: die Quote wird beein-
flusst durch Langzeiterkrankte (i. d. R. größter Anteil), Alter der Beschäftig-
ten, Geschlecht, die Stellung und Qualifikation im Beruf, Tätigkeit/Branche. 
Sie stellt daher lediglich einen Indikator und ein Führungsinformationsin-
strument dar, um eine sachliche Auseinandersetzung mit diesem Thema - 
insbesondere auch zwischen Führungskraft und Mitarbeiter/-in - in Gang zu 
setzen und zu zeigen, wo es sich lohnt genauer hinzuschauen.37 Die Beo-
bachtung der Krankheitsquote ist Teil der Führungsverantwortung. 
Hierbei können eine durchschnittliche Krankheitsquote der Gesamtverwal-
tung, der interne Vergleich mit ähnlichen Organisationseinheiten oder der 
interkommunale Vergleich eine Orientierung geben.  
Beispiel: 
Stadt Halle (Saale) und Freie und Hansestadt Hamburg: Die Orien-
tierung an Durchschnittswerten ist Ausgangspunkt für die Frage: 
„Was tun Sie, damit Ihr Wert sinkt?“ 
Die jeweiligen Führungskräfte können dann entscheiden, wo sie mit wel-
chen Instrumenten die Ursachen für Erkrankungen ermitteln. So kann eine 
deutlich erhöhte Krankheitsquote in einem Bereich beispielsweise ein Hin-
weis auf eine gestörte Arbeitssituation sein.  
                                                
36  Die KGSt kategorisiert die Krankentage wie folgt: 1 bis 3 Tage (auch ohne ärztliches Attest), 4 bis 
42 Tage, mehr als 42 Tage (Langzeiterkrankungen) sowie Kuren und Rehamaßnahmen. 
37  Vgl. hierzu Fehlzeitenanalyse der Freien und Hansestadt Hamburg, [KIKOS-Kennung: 
20041207B0012 (Band 1) und 20041207B002A (Band 2)]. 
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Ursächlich hierfür können z. B. sein: räumliche Gegebenheiten, organisato-
rische Probleme, medizinische Aspekte, soziale Belastungen durch Füh-
rung und Zusammenarbeit. Daraus lassen sich entsprechende Maßnah-
men des betrieblichen Gesundheitsmanagements ableiten.  
Beispiel: Auszug aus dem Personalbericht 2004 der Freien und Hansestadt 
Hamburg:38 
„Gesundheitswissenschaftler identifizieren grundsätzlich drei unter-
schiedliche Situationen, die auch unterschiedliche Handlungsansät-
ze nach sich ziehen: 
1. Ein großer Teil der Fehlzeiten wird von einem kleinen Teil der 
Belegschaft verursacht: 
Mögliches Vorgehen: Instrumente der betrieblichen Gesundheitsför-
derung müssen gezielt eingesetzt werden, um die betreffenden Per-
sonen direkt zu erreichen. 
2. Ein großer Teil der Fehlzeiten wird von einem kleinen Teil der 
Belegschaft in einem bestimmten Bereich verursacht: 
Mögliches Vorgehen: Die den Fehlzeiten zugrunde liegende Prob-
lematik sollte gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
des betroffenen Bereichs analysiert werden (evtl. unter Inanspruch-
nahme externer Experten), gemeinsame Entwicklung von Maßnah-
men, Umsetzung und Zielkontrolle. 
3. Die Fehlzeiten verteilen sich gleichmäßig über den gesamten 
Bereich/das ganze Unternehmen bzw. es gibt keine auffälligen 
Personengruppen (nach Tätigkeit, Organisationszugehörigkeit  
oder anderen Kennzeichen): 
Mögliches Vorgehen: Es sollte ein strategisches Vorgehen mit lang-
fristiger Perspektive zur Veränderung der Unternehmenskultur ge-
wählt werden, z. B. zu Themen wie Führung und Zusammenarbeit, 
Fehlertoleranz, Umgang mit Verantwortung.“ 
Die ausschließliche Fokussierung auf krankheitsbedingte Fehlzeiten ist 
nicht sinnvoll, weil eine klare Trennung zwischen Krankheit und Ge-
sundheit häufig schwer fällt, denn: Nicht jeder, der arbeitet, ist „vollstän-
dig“ gesund bzw. voll leistungsfähig und nicht jede/r Kranke ist „voll“ krank. 
Schließlich wird die Anwesenheitsquote häufig zu recht als „Körper-
Anwesenheitsquote“ bezeichnet. Innerlich gekündigte Beschäftigte, die der 
                                                
38  Vgl. [KIKOS-Kennung: 20041207B002A (Band 2), S. 9 f. 
26 B 1/2005 KGSt 
 
Verwaltung ihre Potenziale vorenthalten bzw. nicht einbringen, sind sicher-
lich nicht das gewünschte Ziel einer Erhöhung der Anwesenheitsquote. 
Wesentlich ist, dass möglichst viele Beschäftigte ihre volle Leistung 
auch einbringen (vgl. weiter hierzu Kapitel 5). Mit dieser Blickrichtung 
verwenden immer mehr Verwaltungen den Begriff Gesundheitsquote39 
(oder Anwesenheitsquote). Wichtig ist, dass es sich dabei nicht um den 
bloßen Austausch von Begrifflichkeiten handelt, sondern damit tatsächlich 
ein veränderter Blickwinkel eingenommen wird, der dem Ziel „Gesund-
heitsmanagement“ besser gerecht wird.  
 
5 Was erhält gesund und was fördert die Gesund-
heit? 
5.1 Gesunde Verwaltungskultur 
Eine gesunde Verwaltungskultur meint eine Vertrauenskultur, die auf dem 
Leitbild des eigenverantwortlichen Mitgestalters basiert. Darunter ver-
steht die KGSt Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die möglichst eigenverant-
wortlich arbeiten und mitgestalten können, denn diese sind nicht nur moti-
vierter, sie sind auch umso zufriedener, je stärker sie den Sinn ihrer Arbeit 
sehen und je mehr sie sich als Teil eines Ganzen empfinden. Das schlägt 
sich wiederum in der Qualität ihrer Arbeit und in ihrer Gesundheit nieder. Je 
stärker sich Menschen mit den Zielen der jeweiligen Organisation identifi-
zieren können, umso eher entwickeln sie Kreativität und Freude an der 
Verantwortung. Dass diese Potenziale zu wenig zu Tage treten, bedeutet 
nicht, dass sie nicht vorhanden wären. Sie wurden in der Mehrheit der Or-
ganisationen nur zu wenig abgefragt. Wesentlich an dem Leitbild des ei-
genverantwortlichen Mitgestalters ist, dass dazu immer zwei Pole gehören: 
Partizipation und Verantwortungsbewusstsein (für die eigene Arbeit 
und als Teil eines Ganzen). Wichtig ist, dass Beschäftigte, die Befugnisse 
erhalten, auch die Verantwortung für ihr Handeln übernehmen. Zielverein-
barungen und ein Controlling tragen hierzu bei. Das neue Tarifrecht und die 
Dienstrechtsreform unterstützen diese Entwicklung. 
Das Leitbild des eigenverantwortlichen Mitgestalters muss sich neben der 
Verwaltungskultur in den Prozessen und Strukturen, im Führungsverhalten 
und in den einzelnen Handlungsfeldern des Personal- und Organisations-
managements niederschlagen. Das bedeutet auch, die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter als Mitgestalter an Veränderungsprozessen so zu beteili-
gen, dass sie Teil eines gemeinsamen Denkprozesses sind - ohne aller-
                                                
39  100 (%) - Krankheitsquote (%) = Gesundheitsquote (%). 
B 1/2005 KGSt 27 
 
dings dadurch die generellen Entscheidungsstrukturen in der Verwaltung 
außer Kraft zu setzen.  
 
5.2 Gesundheitsgerechte Mitarbeiterführung 
Führungskräfte gestalten das Klima, die Arbeitsumgebung sowie die Ar-
beitsbedingungen ihrer Mitarbeiter/-innen mit. Mitarbeiterbefragungen zei-
gen deutliche Beziehungen zwischen Führungsverhalten und Kran-
kenstand. Studien belegen, dass ein nicht angemessenes Führungsverhal-
ten zu erhöhtem Stress und psychischer Belastung der Beschäftigten führt. 
Eine aktivierende und damit gesundheitsgerechte Mitarbeiterführung - die 
dem o. g. Leitbild des Mitgestalters entspricht - dagegen korreliert mit ge-
ringen krankheitsbedingten Fehlzeiten und trägt somit zur Gesundheit, Mo-
tivation und damit hoher Produktivität bei. 
Beispiele: 
Land Berlin: Die Broschüre „Die besondere Rolle der Führungskraft 
im Gesundheitsmanagement. Fragen & Antworten.“ gibt u. a. Ant-
worten auf die Frage „Welchen Einfluss haben meine Persönlichkeit 
und mein Führungsstil auf die Motivation und Leistungsbereitschaft 
meiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter?“ 
Stadt Duisburg: In der Dienstvereinbarung „ProGesundheit“ sind 
Handlungsempfehlungen für Führungskräfte zur gesundheitsge-
rechten Mitarbeiterführung beschrieben. Führungskräfte-Seminare 
unterstützen bei der Umsetzung in den Führungsalltag. 
Volkswagen AG: „Auswertungen aus dem VW-Konzern führen zu 
der Erkenntnis: Vorgesetzte nehmen ihre Fehlzeiten mit. Bei einer 
Versetzungs-Aktion zahlreicher Vorgesetzter wurde u. a. festge-
stellt, dass Vorgesetzte, die aus einem Bereich mit hohen in einen 
Bereich mit niedrigen Fehlzeiten versetzt wurden, relativ schnell 
wieder hohe Fehlzeiten haben.“40 
Insgesamt lassen sich sechs Dimensionen gesundheitsgerechter Mit-
arbeiterführung unterscheiden, die jeweils unterschiedliche Maßnahmen 
beinhalten:41 
                                                
40  Nieder, P. (2000), S. 156. 
41  Vgl. Matyssek, A. K. (2003). 



































Abb. 5.1: Dimensionen gesundheitsgerechter Mitarbeiterführung.42 
 
1. Anerkennung und Wertschätzung 
Feedback geben, Loben (auch das „Selbstverständliche“), Wertschätzung 
für die Person ausdrücken durch Respekt und Übertragen verantwortungs-
voller Aufgaben (zeigt: Vertrauen).43 
Beispiel: 
„Nichts motiviert Mitarbeiter mehr als die Gewissheit, dass sich die 
Unternehmensführung wirklich für das Wohlergehen der Mannschaft 
interessiert, ergab eine Studie der Beratungsgesellschaft Towers 
Perrin.“44 
2. Interesse und Kontakt 
Aufmerksam sein, Rundgänge machen, selber sichtbar sein, Willkom-
mensgespräche führen, persönliche Veränderungen an der Mitarbeiterin 
bzw. dem Mitarbeiter wahrnehmen und ansprechen. 
                                                
42  In der Führungsforschung wird zwischen Aufgaben- und Mitarbeiterorientierung unterschieden. Hier 
sind die Elemente im Bereich der Mitarbeiterorientierung gemeint. 
43  Die AOK konnte ermitteln, dass es einen engen Zusammenhang gibt zwischen Rückenschmerzen 
und Betriebsklima. Dabei ist weniger das Verhältnis zu den Kollegen problematisch, als vor allem 
die mangelnde Anerkennung durch die Vorgesetzten (Wissenschaftliches Institut der AOK WidO, 
2000. Gesundheit am Arbeitsplatz. Bonn: WidO). Insbesondere in den Abteilungen, in denen die 
Fehlzeitenquote hoch ist, klagen die Beschäftigten über fehlende Anerkennung. Vgl. Wenchel, K. 
(2001). 
44  Buchhorn, E.; Schmalholz, C. G. (2004), S. 168. 
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3. Einbeziehung und Partizipation 
Häufig Gespräche führen, offene Tür und offenes Ohr, Handlungs- und 
Entscheidungsspielräume eröffnen, Zielvorgaben gemeinsam abstim-
men, Personalentwicklung fördern und ermöglichen. 
4. Transparenz und Offenheit 
Sich als Führungskraft (und Mensch) durchschaubar machen, Informati-
onsgefälle vermeiden, bei Veränderungsprozessen Zeit geben und Foren 
zur Diskussion und zum Austausch öffnen. 
5. Stimmung und Betriebsklima 
Gestaltung des Arbeitsplatzes, Gleichbehandlung aller Mitarbeiter/-innen 
einer Abteilung, hin und wieder auch über persönliche Belange sprechen, 
auf die eigene Ausstrahlung und Stimmung achten. Ob ein/e Mitarbeiter/-in 
zur Arbeit geht oder zu Hause bleibt, wenn er/sie gesundheitlich beein-
trächtigt ist, hängt u. a. davon ab, ob er/sie sich gebraucht fühlt, ob die Ar-
beit Spaß macht, ob er/sie gerne zur Arbeit geht, wie wohl er/sie sich bei 
der Arbeit fühlt. Dies ist nicht zuletzt eine Frage des zwischenmenschlichen 
Umgangs am Arbeitsplatz. 
6. Belastungsabbau und Ressourcenaufbau 
Selber auf Stressbewältigung und eigene Pausen achten, Vorbild sein bei 
gesundheitsgerechten Verhaltensweisen, Zeit- und Zielvorgaben überden-
ken, den Mitarbeitern/-innen soziale Unterstützung geben. 
Beispiel: 
Soziale Unterstützung durch Vorgesetzte (zuhören, Rücken stärken, 
Fehler verzeihen etc.) wirkt sich positiv auf die Häufigkeit psycho-
somatischer Beschwerden aus. In Veränderungsprozessen ist es 
wichtig, wie Führungskräfte mit Druck umgehen. So können sie z. B. 
entweder Druck ungefiltert weitergeben, ihn durch eigene Ängste 
und mangelnde Erfahrungen noch erhöhen oder ihn verarbeiten, 
sodass sich die Beschäftigten mit den realen Anforderungen optimal 
auseinander setzen können (Vorbildfunktion).  
Die Basis der gesundheitsgerechten Mitarbeiterführung ist grundsätzlich 
ein gesunder Umgang mit sich selbst: Wer als Führungskraft ständig 
gestresst, schmerzgeplagt oder gehetzt ist, wird kaum sein Augenmerk auf 
das Wohlbefinden der Mitarbeiter/-innen richten. Die eigene Fähigkeit, mit 
physischen und psychischen Belastungen umzugehen, strahlt auch auf die 
Mitarbeiter/-innen aus. Deshalb brauchen Führungskräfte - sofern nicht 
vorhanden - selbst ein Gesundheitsbewusstsein. Sie sind daher nicht nur 
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Akteure, sondern selbst zentrale Zielgruppe eines betrieblichen Gesund-
heitsmanagements. 
Die Führungskraft muss ferner ein optimistisches Menschenbild haben. 
Dazu gehört auch das Vertrauen darauf, dass die meisten Mitarbeiter/ 
-innen grundsätzlich lern- und leistungsbereit sind.45 Von den genannten 
Dimensionen gesundheitsgerechter Mitarbeiterführung hat sich neben dem 
Handlungs- und Entscheidungsspielraum die soziale Unterstützung, 
insbesondere durch Vorgesetzte, als zentrale Ressource am Arbeits-
platz empirisch bestätigt.46 
Führungskräfte sind gut beraten, auf bewährte Instrumente der Personal- 
und Organisationsentwicklung zurück zu greifen. So erhalten sie Rückmel-
dungen über ihr Führungsverhalten (Führungsfeedback) und Hinweise für 
Handlungsbedarfe, um dem Ziel der „gesunden“ Organisation näher zu 
kommen. Eine besondere Bedeutung als Analyseinstrument aber auch als 
Führungsinstrument, um Beschäftigte zu Aktivitäten des BGMs - individuell 
und bezogen auf die Organisation - zu motivieren, kommt dem Mitarbei-
tergespräch zu (nicht nur unter vier Augen im Chefzimmer, sondern auch 
und besonders bei informellen Rundgängen durch die Abteilung).  
Die KGSt empfiehlt Führungskräften, nach jeder (längeren) Abwesenheit 
des Mitarbeiters bzw. der Mitarbeiterin - unabhängig von dem Grund für die 
Abwesenheit - ein Willkommensgespräch zu führen (zum/zur Mitarbeiter/ 
-in gehen und nicht kommen lassen). Eine Führungskraft, die nach jeder 
Abwesenheit (also nach Urlaub, einer Qualifizierungsmaßnahme oder nach 
Krankheit) seine/n Mitarbeiter/-in willkommen heißt, erreicht mehrere Ziele 
auf einen Schlag: Sie drückt Interesse aus und signalisiert, dass ihr die 
Abwesenheit der/s Mitarbeiter(s)/-in aufgefallen ist und dass ihr die Anwe-
senheit wichtig ist. Außerdem baut sie durch Informationen über Ereignisse 
aus der Zeit der Abwesenheit Wissensgefälle ab und erleichtert dem/der 
Mitarbeiter/-in die Arbeitsaufnahme. Erfolgt das Willkommensgespräch 
nach einer krankheitsbedingten Abwesenheit, darf die Führungskraft auf 
keinen Fall die Krankheit des/der Mitarbeiter(s)/-in in Frage stellen.  
Wichtig ist aber deutlich zu machen, dass der/die Mitarbeiter/-in gefehlt hat. 
Sinnvoll kann auch sein zu fragen, ob Belastungen am Arbeitsplatz die 
Krankheit mit verursacht haben könnten, sofern zu dieser Vermutung An-
lass besteht. Wer bei seiner Rückkehr negativ oder unfreundlich empfan-
gen wird und sich negativem Druck ausgesetzt sieht, verstärkt seine Demo-
tivation. Fürstenberg empfiehlt stattdessen „positive Penetranz“, denn kein 
                                                
45  Vgl. Klages, H. (2004). 
46  Vgl. Busch, Ch. (1998). 
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Mensch kann sich auf Dauer gegen jemanden entscheiden, der positiv mit 
ihm umgeht.47 
In der Vergangenheit wurde in manchen Organisationen ein hoher Aufwand 
mit institutionalisierten Krankenrückkehrgesprächen betrieben. Das Kran-
kenrückkehrgespräch ist ein Gespräch, dass die Führungskraft nach jeder 
Rückkehr eine(s)/r Mitarbeiters/-in aus einer Krankheit führen soll. Häufig 
besteht eine Dokumentationspflicht des Gesprächs. Krankenrückkehrge-
spräche werden mittlerweile kritisch betrachtet. Sie werden dazu genutzt, 
um potenzielle „Blaumacher“ zu „entlarven“. Manche sprechen sogar von 
der „Jagd auf Kranke“. Hierbei wird ein sinnvolles Führungsinstrument 
missbraucht: Führungskräfte werden zu dem Gespräch „zwangsverpflich-
tet“; Mitarbeiter fühlen sich stigmatisiert und unter Druck und Rechtferti-
gungszwang gesetzt; über tatsächliche arbeitsbedingte Gesundheitsgefah-
ren - das eigentliche Ziel dieser Gespräche - wird kaum gesprochen, weil 
das Vertrauen in diesen Gesprächen fehlt. Das Ergebnis ist häufig: Die 
Gespräche werden zum Tabu, sie werden von beiden Seiten als unange-
nehm erlebt. Ihre Wirkung auf motivierte und leistungsfähige Beschäftigte 
ist fatal. Zum Schutz dieser Beschäftigten sollten gegenüber „schwarzen 
Schafen“ alle rechtlichen Möglichkeiten ausgeschöpft werden. Erfahrungen 
zeigen, dass hier oft noch vor entsprechenden Maßnahmen zurück ge-
schreckt wird. Stattdessen werden häufig generelle Maßnahmen gegen 
alle eingeführt in der Hoffnung, diese Defizite aufzufangen, z. B. „Jeder 
Kurzzeiterkrankte muss künftig eine ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheini-
gung vorlegen“. Meistens sind die unbeabsichtigten Nebenwirkungen ins-
besondere auf das Betriebsklima und die Motivation höher zu gewichten. 
Fazit: Individuelle und bedarfsgerechte Lösungen sollten Vorrang haben 
vor Maßnahmen, die alle gleich treffen. Die KGSt empfiehlt Führungskräf-
ten, unabhängig von dem Grund der Abwesenheit des Mitarbeiters/der Mit-
arbeiterin auf der Basis von Vertrauen ein Willkommensgespräch zu füh-
ren.48 Auf institutionalisierte und formalisierte Krankenrückkehrgespräche 
sollte dagegen verzichtet werden.49 
 
                                                
47  Vgl. Fürstenberg, W. (1997), S. 232. 
48  Eine Expertenkommission hat im Auftrag der Bertelsmann-Stiftung und der Hans-Böckler-Stiftung 
ein Gutachten zum Thema „Krankenrückkehrgespräche“ (2002) erstellt und kommt zu dem Schluss, 
dass betriebliche Gesundheitspolitik langfristig ohne Krankenrückkehrgespräche auskommen sollte, 
und dass das Krankenrückkehrgespräch „durch eine systemische Gesundheitspolitik mit gesund-
heitsorientierter Führung und praktikablen Führungsbedingungen ersetzt werden sollte“ (S. 22). 
49  Zu Gesprächen im Rahmen des betrieblichen Eingliederungsmanagements vgl. Ausführungen in 
den Abschnitten 3.1 und 5.3. 
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5.3 Personal- und Organisationsentwicklung 
Betriebliches Gesundheitsmanagement mit „gesunden“ Prozessen und 
Strukturen trägt als Teil der Personal- und Organisationsentwicklung zur 
individuellen Gesundheit und zu einer „gesunden“ Organisation bei.50 Hier-
bei ist zu berücksichtigen, dass jede Maßnahme unterschiedliche Wirkun-
gen auf verschiedene Menschen erzielen kann. Darüber hinaus muss be-
achtet werden, dass Personal- und Organisationsentwicklung zum Teil in 
sich widersprüchliche Ziele haben. Diese Zielkonflikte sind, soweit möglich 
auszutarieren oder zumindestens transparent zu machen.51 
1.  Personalentwicklung 
Betriebliches Gesundheitsmanagement muss integraler Bestandteil 
der Personalentwicklung sein, denn: Maßnahmen der Personalentwick-
lung wirken sich mittelbar oder unmittelbar auf die Gesundheit der Mitarbei-
ter/-innen aus. 
Personalentwicklung trägt beispielsweise zur Stärkung der individuellen 
Ressourcen und damit der fachlichen, methodischen und sozialen Poten-
ziale der Beschäftigten bei. „Ressourcen sind Hilfsmittel, die es dem Men-
schen erlauben, die eigenen Ziele trotz Schwierigkeiten anzustreben, mit 
den Streßbedingungen besser umzugehen und unangenehme Einflüsse zu 
verringern (Frese, 1994, S. 34).“52 Stressbewältigung ist insofern Res-
sourcenmanagement. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass Stress ein sub-
jektives Phänomen ist. Tendenziell sind es eher die kleinen Ärgernisse, die 
Stressreaktionen bedingen oder auslösen.53 Gut mit Stress umgehen kön-
nen besonders Personen, die ihre Umwelt grundsätzlich positiv interpretie-
ren und die erwarten, dass Entwicklungen gut ausgehen (Optimismus) und 
andere Personen ihnen positiv gesinnt sind. Sie nehmen die Welt als be-
einflussbar wahr (internale Kontrolle) und sehen sich selber als fähig, diese 
Einflussmöglichkeiten wahrzunehmen (Selbstwirksamkeit). Personen, die 
dazu neigen, Probleme und damit Stresssituationen aktiv anzugehen und 
zu überwinden sind gesundheitlich weniger beeinträchtigt.54 Bevor eine 
Entscheidung für ein individuelles Stressmanagement erfolgt, empfiehlt 
sich u. U. zunächst die Arbeitsprozesse und -bedingungen zu betrachten. 
                                                
50  Eine Kategorisierung in personenbezogene und bedienungs-/organisationsbezogene Maßnahmen 
bzw. in Verhaltens- und Verhältnisprävention ist für die praktische Umsetzung wenig sinnvoll, da die 
meisten Maßnahmen beide Aspekte beinhalten. 
51  Vgl. KGSt-Bericht 1/2002. 
52  Vgl. Busch, Ch. (1998), S. 99. 
53  Vgl. Kesting, M. (2004). Neuere Erkenntnisse der Stressforschung. 
54  Schuler, H. (Hrsg.) (2001), S. 577 f. Diese Ressource sollte bereits bei der Personalauswahl be-
rücksichtigt werden. 
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Weitere Maßnahmen der Personalentwicklung können sein: 
o Eine gezielte Rotation als Instrument der Personalentwicklung för-
dert die individuelle Flexibilität sowie die Fähigkeit, mit Veränderun-
gen umzugehen.55 
o Zentrale Informationen der Beschäftigten zu gesundheitsrelevanten 
Themen können das Gesundheitsbewusstsein erhöhen und sie da-
zu ermuntern, ihre Gesundheit und ihre Lebensqualität zu verbes-
sern. 
o Führungskräftequalifizierungen, Mitarbeitergespräche, Zielvereinba-
rungen sind gleichermaßen wichtige Instrumente der Personalent-
wicklung, die sich auf das Wohlbefinden am Arbeitsplatz und auf 
„gesündere“ Arbeitsbedingungen auswirken.56 
 
Im Vergleich zu allgemeinen Angeboten der Personalentwicklung, die in 
der Vergangenheit häufig nach dem „Gießkannenprinzip“ erfolgten, haben 
sich insbesondere arbeitsplatzbezogene, individuelle Maßnahmen auf der 
Basis einer Analyse als wirkungsvoll erwiesen. 
Beispiel: 
Eine arbeitsplatzbezogene, individuelle Rückenschule ist wirkungs-
voller als eine allgemeine Rückenschule im Rahmen eines Semi-
nars. 
Wichtig ist ferner, dass das Thema BGM in vorhandene zielgruppenspezifi-
sche Angebote der Personalentwicklung integriert wird, z. B. in Maßnah-
men zur Führungskräfte- und Führungsnachwuchskräfteentwicklung, An-
gebote für spezielle Berufsgruppen oder im Rahmen der Ausbildung. 
Beispiele: 
Stadt Dortmund: Sie führt jedes Jahr ein BGM-Projekt mit Auszubil-
denden mit unterschiedlichen Schwerpunkten durch, z. B.: Befra-
gung zum Raucher- bzw. Nichtraucherverhalten in der Stadtverwal-
tung, Gesundheitstage beim Amt für öffentliche Ordnung. 
Stadt Halle (Saale): Führungskräftefortbildung zum Thema „Training 
im Umgang mit Mitarbeitern/-innen in geänderten Strukturen“, 
                                                
55  Rotation: Geplanter, periodischer Wechsel auf verschiedene, wertgleiche oder ggf. auch höherwer-
tige Stellen bzw. Aufgabengebiete. Vgl. KGSt-Bericht 8/2003, S. 44 f. 
56  Vgl. KGSt-Bericht 8/2003. 
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Workshop mit Ausbildern aus Anlass von hohen krankheitsbeding-
ten Fehlzeiten bei Auszubildenden. 
Stadt Uelzen: Ziele des Führungskräftetrainings sind u. a.: Sensibili-
sierung für die Zusammenhänge zwischen Führung und Gesund-
heit, Unterstützung zur gesundheitsgerechten Führung. 
2.  Organisationsentwicklung 
Betriebliches Gesundheitsmanagement muss Teil der Organisations-
entwicklung mit „gesunden“ Prozessen und Strukturen sein, die auch 
den Umgang mit Belastungen erleichtern. „Gesunde“ Prozesse und Struk-
turen zeichnen sich beispielsweise durch folgende Merkmale aus: 
Anforderungsreiche und ganzheitliche Tätigkeiten 
„Gesunde“ Prozesse und Strukturen müssen so ausgestaltet sein, dass 
möglichst anforderungsreiche, ganzheitliche Arbeitsprozesse entstehen. 
Besonders wichtig sind Tätigkeitsbedingungen, die den Beschäftigten Akti-
vitätschancen und partnerschaftliche Mitwirkungs- und Mitverantwortlichkei-
ten anbieten. Sie müssen ihnen zudem das Gefühl vermitteln, Beiträge im 
Rahmen von Funktionszusammenhängen zu erbringen, die sich als „sinn-
voll“ erleben lassen. Solche Tätigkeiten fördern die fachlichen und sozialen 
Kompetenzen der Beschäftigen. Je ganzheitlicher Menschen arbeiten kön-
nen, desto zufriedener sind sie. Das Bedürfnis nach sozialer Unterstützung 
der Beschäftigten kann durch Kommunikations- und Kooperationsmöglich-
keiten in der Arbeitsorganisation (z. B. Team- oder Projektarbeit) gefördert 
werden.  
Die Übertragung von Projektleitungen, Sonderaufträgen, Vertretungen oder 
speziellen Funktionen wie z. B. in der Ausbildung, in der Personalentwick-
lung oder zur Moderation von Gesundheitszirkeln können zur individuellen 
Arbeitsplatzanreicherung dienen. Diese Instrumente haben sich daher auch 
zur individuellen Personalentwicklung bewährt.57 
Beispiel:  
Stadt Karlsruhe, Projekt Arbeitszufriedenheit im Sozialamt: Stei-
gerung der Arbeitszufriedenheit durch eine Veränderung der Orga-
nisationsstrukturen (Neuzuschnitt der Sachgebiete nach objektiven 
Bedürfnissen aber auch den Wünschen, Neigungen und speziellen 
Kenntnissen der Mitarbeiter/-innen), eine Veränderung der Prozes-
                                                
57  Vgl. KGSt-Bericht 8/2003. 
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se (z. B. Terminvereinbarungen) sowie eine gezielte Personalent-
wicklung (bessere Einarbeitung neuer Kollegen/-innen).58 
Flexible Gestaltung von Arbeitszeit und Arbeitsort 
Immer wichtiger werden sowohl flexible Arbeitszeit- als auch Arbeitsortge-
staltungen für Verwaltungen und ihre Beschäftigten. Neben den klassi-
schen Formen flexibler Arbeitszeit wie Teilzeit oder Gleitzeit entstehen heu-
te immer mehr flexible Arbeitszeitmodelle wie beispielsweise verschiedene 
Varianten der Altersteilzeit, Sabbaticals usw. Die Ausgestaltung erfolgt da-
bei immer individueller zwischen Arbeitgeber und Mitarbeiter/-in je nach 
beiderseitiger Interessenslage.59 
Für die geistige Leistungsfähigkeit spielen neben regelmäßigen Pausen 
und dem individuellen Biorhythmus eine flexible Arbeitszeitgestaltung bzw. 
die Erweiterung der zeitlichen Handlungsspielräume eine Rolle.60 „Untersu-
chungen zeigen, dass der menschliche Organismus im Zustand einer au-
ßergewöhnlichen geistigen Leistung entspannt ist.“61 Daher empfiehlt sich 
bei Denk- und Lernvorgängen, eine entspannte Situation zu schaffen, die 
mit einer angenehm erlebten Stimmung verbunden ist.  
Auch verschiedene Varianten der flexiblen Gestaltung des Arbeitsortes - 
wie beispielsweise Heimarbeit, Telearbeit oder „Bürofreie Arbeit“ entspre-
chen den geänderten Bedürfnissen und gewinnen an Bedeutung. Durch die 
Einführung von Telearbeit können Einsparpotenziale durch Verbindung mit 
Desk-Sharing-Modellen eröffnet werden. Darüber hinaus unterstützt Tele-
arbeit Organisations- und Personalentwicklung sinnvoll, indem z. B. die 
Gleichstellung von Frauen und Männern (Gender Mainstreaming) durch die 
Möglichkeit der Vereinbarkeit von Beruf und Familie gefördert wird.  
Beispiele für flexible Arbeitszeit- und Arbeitsortgestaltung: 
Stadt Wolfsburg: Die Vertrauensarbeitszeit ersetzt die bisherige 
Zeitorientierung und Verhaltenskontrolle durch Aufgaben-, Qualitäts- 
und Kundenorientierung. Mit der Einführung der Vertrauensarbeits-
zeit (1998) wurden die Grundlagen für eine erhebliche Erweiterung 
und Vereinheitlichung der Öffnungszeiten geschaffen. Diese 32 
Stunden wöchentlich sind nur mit Hilfe von Teamstrukturen abzude-
cken. Zugleich wurde durch die Wegnahme der Zeitkarte als Anwe-
senheitsnachweis die zwingende Notwendigkeit erzeugt, sich über 
Ziele und Lösungen zu verständigen (Ergebnisnachweis). Deutlich 
                                                
58  Vgl. Vortrag „Arbeitszufriedenheit im Sozialamt - wie geht das?“ auf dem 7. KGSt-Personalkongress 
2004 [KIKOS-Kennung: 20040622B0015]. 
59  Vgl. KGSt-Bericht 2/1999. 
60  Vgl. Spath, D.; Braun, M.; Grunewald, P. (2004). 
61  Vgl. Spath, D.; Braun, M.; Grunewald, P. (2004), S. 105. 
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geworden ist, dass es bei der Einführung flexibler Arbeitszeiten 
nicht nur um organisatorische Veränderungen geht. Vielmehr han-
delt es sich um einen Bewusstseinsbildungsprozess, in dem es ge-
rade in der Anfangsphase noch viele Vorbehalte, z. B. im Hinblick 
auf Nichterfüllung der Vertragsarbeitszeit oder unbezahlte Mehrar-
beit aufgrund von Arbeitsüberlastung gibt. Hier sind insbesondere 
die Führungskräfte gefordert, durch die direkte Kommunikation mit 
ihren Mitarbeiter/-innen vertrauensbildend zu wirken und aktiv Un-
terstützung zu leisten.62 
Stadt Hamm: Konzept „Bürofreie Arbeit“ als ein dezentrales Steu-
erungsinstrument zur Arbeitszeitflexibilisierung und Effizienzsteige-
rung. Vorgesetzte und Mitarbeiter/-innen können Zielvereinbarun-
gen zu bestimmten Leistungen und ihrem Arbeitszeitumfang treffen, 
etwa zur Erarbeitung eines Vortrags, zur Formulierung von Rund-
schreiben oder Massenanträgen. Wann und wo Beschäftigte die 
Leistung erbringen, entscheiden sie selbst. Das kann auch außer-
halb des Arbeitsplatzes passieren. Die Vereinbarung erfolgt freiwil-
lig, der Personalrat muss nicht beteiligt werden, da es sich um einen 
Verzicht des Arbeitgebers auf Ableistung der Arbeitszeit am Ar-
beitsort handelt. Das Konzept „Bürofreie Arbeit“ setzt eine Vertrau-
enskultur in der Verwaltung voraus. Die Stadt Hamm hat bisher po-
sitive Erfahrungen gemacht und möchte das Projekt weiter auswei-
ten.63 
Die Stadt Vechta führt als Pionier einer innovativen Pausengestal-
tung seit dem Jahr 2000 das mittägliche „PowerNap“ durch.64 Die 
Erfahrungen mit der freiwilligen zwanzigminütigen Rekreationspha-
se in der Mittagszeit sind positiv: teilnehmende Mitarbeiter/-innen 
fühlen sich durch die Entspannungsphase besonders in den Nach-
mittagsstunden leistungsstärker. 
Die Stadt Köln integriert Bewegungspausen und Gehirnjogging in 
ihre Seminare und Fortbildungsveranstaltungen (Minipause). 
Stadt Duisburg: Innerhalb der Stadtverwaltung Duisburg wurde nach 
erfolgreichem Abschluss einer einjährigen Erprobungsphase Tele-
arbeit als dauerhafte Arbeitsform (Regelarbeitsform) etabliert. Im 
Jahre 2004 wurden auf der Basis einer abgeschlossenen Dienst-
vereinbarung weitere Telearbeitsplätze eingerichtet. Im Rahmen der 
                                                
62  Zum Thema Vertrauensarbeitszeit vgl. auch Böhm, S.; Herrmann, C.; Trinczek, R. (2004). 
63  Vgl. Vortrag auf dem 7. KGSt-Personalkongress 2003 [KIKOS-Kennung: 20030710B0017]. 
64  Powernapping: Kraftschlaf, d. h. zügige Regenerierung während der Arbeit durch Entspannung. Die 
Idee kommt aus Japan und den USA. 
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Telearbeit wird die Arbeitszeit zu mindestens 50 % in der betriebli-
chen Arbeitsstätte erbracht. 
Der Gender Mainstreaming-Aspekt, wonach bei allen politischen Ent-
scheidungen und Plänen eine geschlechterbezogene Sichtweise berück-
sichtigt werden muss, ist auch bei der Planung und Umsetzung von Projek-
ten des betrieblichen Gesundheitsmanagements zu beachten. Vor diesem 
Hintergrund sollte betriebliches Gesundheitsmanagement u. a. die Verein-
barkeit von Familie und Beruf weiter erleichtern, die Voraussetzungen für 
den gleichberechtigten Zugang zu allen Tätigkeiten schaffen, festgestellten 
Unterbewertungen von Tätigkeiten entgegen wirken, Frauen Zugang zu 
Aufstiegsmöglichkeiten verschaffen und ihre berufliche Entwicklung unter-
stützen (z. B. durch Mentoring).65 Ferner muss berücksichtigt werden, dass 
Frauen und Männer ihrer individuellen Gesundheit unterschiedliche Priorität 
einräumen. So haben Frauen häufig ein höheres Gesundheitsbewusstsein 
als Männer. Dies zeigt sich u. a. darin, dass an Maßnahmen des BGMs 
überproportional viele Frauen teilnehmen. Daher stellt sich die Frage: Wie 
können Männer stärker als Zielgruppe erreicht werden? 
Beispiele: 
Landschaftsverband Rheinland (LVR): Tagung zur „Betrieblichen 
Gesundheitsförderung für Frauen und durch Frauen“ mit der AOK, 
Veranstaltung zur „Männergesundheit“. 
3.  Weitere Maßnahmen zu ausgewählten Handlungsbedarfen 
Umgang mit Veränderungen 
Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung, zur Einführung des neuen 
Haushalts- und Rechnungswesens, neuer Software oder E-Government 
gehen einher mit tief greifenden Veränderungen und besonderen Belastun-
gen der Beschäftigten. Betriebliches Gesundheitsmanagement kann diese 
Veränderungsprozesse unterstützen.  
Beispiele: 
Stadt Köln: Sie bietet Beschäftigten, deren Aufgaben aufgrund des 
Haushaltssicherungskonzepts oder der Aufgabenanalyse wegfallen 
oder weggefallen sind, Unterstützung an. Die betreffenden Beschäf-
tigten müssen sich - häufig völlig unerwartet - in ihrem Berufsleben 
neu orientieren. Erfahrungen haben gezeigt, dass diese Verände-
rungen Vorbehalte und Ängste bei den Betroffenen auslösen kön-
nen. Durch den Besuch der speziell für diesen Personenkreis ange-
                                                
65  Vgl. Niedersächsisches Innenministerium (2002), S. 9 f. 
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botenen Veranstaltungen sollen die Veränderungsbereitschaft ge-
stärkt und die Chancen im Rahmen von Stellenbesetzungsverfahren 
verbessert werden. Angeboten werden folgende Themen: Gedächt-
nistraining, positiver Umgang mit Veränderungen, Stressmanage-
ment, Vorbereitung auf das Auswahlgespräch, Coaching/Beratung. 
Darüber hinaus begleitet die Stadt Köln den Prozess durch eine 
transparente Informationspolitik.66 
Stadt Dortmund: Sie setzt betriebliches Gesundheitsmanagement 
gezielt in Bereichen mit hohem Veränderungsdruck (Bürgerdienste 
und Zoo Dortmund) ein (Teilprojekt im Rahmen des Verbundprojek-
tes „Nachhaltige Arbeits- und Gesundheitspolitik im Unternehmen 
(NAGU)“). 
Altersstruktur der Beschäftigten  
Immer mehr Kommunen haben damit begonnen, sich mit dem Thema „Al-
terstruktur“ zu beschäftigen. Umsetzungsbeispiele fehlen allerdings noch. 
In einer vom Jugendwahn beherrschten Gesellschaft erfordert es ein hohes 
Maß an Sensibilität, dieses Thema so zu behandeln, dass sich ältere Be-
schäftigte nicht diskriminiert fühlen. Mittlerweile zeichnet sich in der Diskus-
sion ein Paradigmenwechsel ab. Nicht die vermeintlich geringere Leis-
tungsfähigkeit älterer Beschäftigter steht im Vordergrund, sondern ihre 
spezifischen Potenziale und Kompetenzen. Nachdem Untersuchungen 
aufgezeigt haben, dass ältere Beschäftigte durch ihre gewonnenen Erfah-
rungen, eine spezifische Kompetenz in Verbindung mit einer hohen Identifi-
kation für die Inhalte ihrer Arbeit aufweisen, steht jetzt die Frage im Vorder-
grund, wie die Personalentwicklung angemessen mit den unterschiedlichen 
Potenzialen und auch Bedürfnissen älterer und jüngerer Beschäftigter um-
gehen kann. Neue Instrumente sind dazu nicht notwendig. Häufig können 
bewährte Methoden, die vielfach schon zum Repertoire gehören, mit neuer 
Akzentuierung zum Ziel führen. Hierbei ist wichtig, die Beschäftigten selbst 
einzubeziehen. Die Frage, wie eine altersgerechte Personalpolitik betrieben 
wird, ist letztlich auch eine Frage der Unternehmenskultur.  
Handlungsansätze können sein:67 
o Qualifizierungsangebote für ältere Beschäftigte, damit Qualifizie-
rungsdefizite und Lernentwöhnung erst gar nicht entstehen (Philo-
sophie „lebenslanges Lernen“). Ggf. sind gezielte Arrangements 
und persönliche Ansprache und Ermunterung notwendig. 
                                                
66  Vgl. Stadt Köln, Konzept „Umgang mit dem Personalmanagementkonzept - Krise oder Chance?“ 
[KIKOS-Kennung: 20050214B0016]. 
67  Vgl. Morschhäuser, M.; Ochs, P.; Huber, A. (2003). 
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o Persönliche Entwicklungsplanung und Mitarbeitergespräche sind in 
jedem Alter notwendig. Altersbedingte Begrenzungen von Instru-
menten der Personalentwicklung (z. B. Mitarbeitergespräche und 
Beurteilungen nur verpflichtend für Beschäftigte bis 55 Jahre) hin-
gegen lösen die Vorstellung aus, dass Ältere nicht mehr lernfähig 
seien oder sich Investitionen in Beratung und Unterstützung für sie 
nicht mehr lohne. Dabei können für Beschäftigte in jedem Lebensal-
ter neue persönliche Entwicklungswege eröffnet werden. Dies ist 
vor allem dann notwendig, wenn die Leistungs- und Beschäftigungs-
fähigkeit der/des Mitarbeiters/-in auf Dauer gefährdet ist. Der Förde-
rung von Mobilität bzw. Flexibilität in der Erwerbsbiografie kommt 
daher eine besondere Bedeutung zu (vgl. auch Rotationskonzepte, 
Weiterbildungsmaßnahmen).  
o Altersgerechter Personaleinsatz und Gruppen-/Teamarbeit sichern 
die Arbeitsfähigkeit: Arbeitsplatzbelastungen abbauen, ggf. Tätig-
keitswechsel vereinbaren, Gruppen-/Teamarbeit erweitert das An-
forderungsspektrum des Einzelnen, einseitige Belastungen können 
u. U. vermieden werden. 
o Erfahrungen Älterer nutzen, indem die Zusammenarbeit zwischen 
Alt und Jung gezielt gefördert wird, z. B.: altersgerechte Zusam-
mensetzung von Teams und Gesundheitszirkeln, d. h. gemischte 
Teams aus Älteren und Jüngeren; gezielte Gewinnung von älteren 
Beschäftigten als Mentoren/-innen für Jüngere und bestimmte Ziel-
gruppen (z. B. Führungsnachwuchskräfte). 
o Arbeitszeit nach Lebensphasen ausrichten: Flexible Gestaltung der 
Arbeitszeit und gleitender Übergang in den Ruhestand, Ältere auch 
nach Berufsaustritt noch als Senior-Experten/-innen nutzen. 
 
Beispiele: 
Stadt Dortmund: Modellprojekt: „Älter werden im Beruf“ im Bereich 
Kindertageseinrichtungen in Kooperation mit dem Institut für Geron-
tologie der Universität Dortmund und der AOK/WL. Ziel des Projek-
tes ist es, präventive Strategien im Hinblick auf die hohen Belastun-
gen im Alter in Zusammenarbeit mit den Mitarbeiterinnen des Fach-
bereichs zu entwickeln und zu erproben, um für altersgerechte Ar-
beitsplatzgestaltung in den Kindertageseinrichtungen zu sorgen.  
Stadt Halle (Saale): Spezielle Angebote für Beschäftigte in Kinder-
tagesstätten. 
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Freie Hansestadt Bremen: Modellvorhaben zur altersgerechten 
Laufbahngestaltung mit dem Konzept „Geteilte Berufsbiografie“. Be-
schäftigte im Justizvollzug, die besonderen Belastungen ausgesetzt 
sind, erhalten nach mehrjähriger Berufstätigkeit die Chance zum 
Berufswechsel bzw. zu einer „zweiten Karriere“. Zu den Maßnah-
men gehört eine Umschulung zum/zur Verwaltungsfachangestellten, 
womit eine Bewerbung auf Positionen des mittleren allgemeinen 
Verwaltungsdienstes möglich wird. So wird ein beruflicher Wechsel 
zu einem Zeitpunkt gefördert, wo „das Kind noch nicht in den Brun-
nen gefallen ist, und die Leute auch noch Mut haben“.68 
Landeshauptstadt Stuttgart: Alter(n) ist relativ - der demografischen 
Herausforderung begegnen. Eine Veranstaltung für Führungskräfte 
der Stadtverwaltung Stuttgart in der PE-Reihe Dialoge (Okt. 2004). 
Betriebliches Eingliederungsmanagement für Langzeitkranke gem.  
§ 84 (2) SGB IX (Präventionsverpflichtung):  
Betriebliches Eingliederungsmanagement ist Teil des BGM. Hierbei kommt 
es darauf an, im Einzelfall Möglichkeiten der Wiedereingliederung zusam-
men auszuloten. Voraussetzung für die Durchführung des betrieblichen 
Eingliederungsmanagements ist die Zustimmung des betroffenen Beschäf-
tigten. Beteiligte sind je nach Bedarf die Arbeitsmedizin, die Führungskraft, 
das Personalmanagement und die Schwerbehindertenvertretung.69 Die 
konkrete Ausgestaltung des Verfahrens des Eingliederungsmanagements 
ist gesetzlich nicht geregelt. Vor allem werden keine inhaltlichen Anforde-
rungen an die vom Arbeitgeber verlangte Klärung der Möglichkeiten des 
Erhalts des Arbeitsverhältnisses gestellt. Damit wird offen gehalten, wann 
dies als geklärt anzusehen ist. Es bleibt abzuwarten, was die Arbeitsgerich-
te als ausreichenden Umfang für die Klärung ansehen. In jedem Fall sollte 
der Arbeitgeber die von ihm unternommenen Schritte hinreichend doku-
mentieren, da er im Kündigungsschutzverfahren bei krankheitsbedingter 
Kündigung die ordnungsgemäße Durchführung des betrieblichen Eingliede-
rungsmanagements darlegen und beweisen muss. Als Elemente des Ein-
gliederungsmanagements kommen beispielsweise das Mitarbeiterge-
spräch, eine Arbeitsplatz- und Arbeitsablaufanalyse, eine ergonomische 
bzw. leidensgerechte Umgestaltung des Arbeitsplatzes, das Angebot einer 
speziellen medizinischen oder psychologischen Zusatzversorgung (z. B. 
psychologische Sprechstunde, Suchtberatung) oder eine ärztliche Untersu-
chung des Betroffenen in Betracht. 
                                                
68  Vgl. Morschhäuser, M.; Ochs, P.; Huber, A. (2003), S. 89 f. 
69  Vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (2004): Arbeitshilfe für die stufenweise Wieder-
eingliederung in den Arbeitsprozess, http://www.bar-frankfurt.de/publik/publik3.htm.  
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Die Rehabilitationsträger und die Integrationsämter können Arbeitgeber, die 
ein betriebliches Eingliederungsmanagement einführen, durch Prämien 
oder einen Bonus fördern (siehe § 102 SGB IX).  
Kommunale Arbeitshilfen zur neuen Rechtslage des § 84 (2) SGB IX sind 
bisher kaum bekannt.70 
Nichtraucherschutz (Verpflichtung gem. § 5 ArbeitsstättenVO) 
Immer mehr Verwaltungen führen in ihren Verwaltungsgebäuden generel-
les Rauchverbot ein.  
Beispiele: 
Kreis Ludwigslust: „Im gesamten Kreishaus gilt das generelle 
Rauchverbot. Eine Raucherinsel ist neben den Carports auf dem 
Hof des Kreishauses ausgewiesen“ (Auszug aus der Brandschutz-
ordnung). 
Stadt Vechta: Es gilt ein generelles Rauchverbot. Ausgenommen ist 
lediglich ein nicht anderweitig genutzter Büroraum. Mitarbeiter/ 
-innen, die hier rauchen möchten, müssen ausstempeln. Rauchzeit 
ist damit nicht mehr Arbeitszeit. Bereits in der Testphase hat sich 
der Zigarettenkonsum der Raucher/-innen verringert. 
Landeshauptstadt München: In allen städtischen Dienstgebäuden 
und -räumen besteht ein generelles Rauchverbot (Dienstanweisung 
zum Nichtraucherschutz). Dies gilt auch für Dienstfahrzeuge. 
Stadt Dortmund: BGM-Projekt „Nichtrauchen bei der Feuerwehr“ 
(mit Unterstützung der BKK Hoesch). 
 
6 Welche Instrumente nutzt betriebliches Gesund-
heitsmanagement? 
Neben den in Kapitel 5 beschriebenen Instrumenten der Personal- und 
Organisationsentwicklung nutzt BGM weitere Analyse-, Umsetzungs- und 
Controllinginstrumente. 
Bevor über die Strategie des BGMs sowie über einzelne BGM-Projekte und 
Maßnahmen nachgedacht wird, ist eine problembezogene und bedarfsge-
rechte Analyse des Ist-Zustandes der Gesundheit der Beschäftigten so-
wie der Organisation notwendig. Dies bedeutet, zunächst Basisdaten über 
                                                
70  Bsp.: Freie und Hansestadt Hamburg (Standardisiertes Verfahren für den Umgang mit Langzeiter-
krankten) [KIKOS-Kennung: 20050607B0035], Freie Hansestadt Bremen (Konzept in Arbeit). 
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die Struktur des Personalkörpers (z. B. Altersstruktur, Krankenstand) zu 
erheben (Informationsbeschaffung). Darüber hinaus ist in der Regel die 
Erfassung von Belastungsschwerpunkten, der konkreten Arbeitssituation 
sowie der Zufriedenheit der Beschäftigten Gegenstand der Analyse. Die 
Analyse gibt so erste Hinweise darauf, welche generellen Handlungsbedar-
fe bestehen und in welchen Bereichen der Verwaltung besondere Belas-
tungsschwerpunkte vorliegen. Indem Bereiche mit besonderem Hand-
lungsbedarf identifiziert werden, erleichtert dies die Auswahl von Pilotpro-
jekten. Darüber hinaus liefert die Analyse eine sachliche Diskussionsgrund-
lage für entsprechende Maßnahmen. Jede Informationsbeschaffung ist 
auch mit Kosten verbunden. Der Aufwand für den Einsatz der jeweiligen 
Analyseinstrumente sollte in angemessenem Verhältnis zum Nutzen stehen 
und deshalb vorher genau bedacht werden. Hierbei spielt auch die Grö-
ßenklasse der Kommune eine Rolle. Hilfreich können dabei folgende Fra-
gen sein: 
o Was ist das Ziel? Was will ich mit dem BGM-Projekt, der Analyse 
konkret erreichen? Wie sind die Ergebnisse messbar? 
o Was müssen wir dafür tun? Welche Analyseinstrumente sind für 
den Fachbereich die optimalen? 
o Wie müssen wir es tun? Wie muss das Analyseinstrument konkret 
eingesetzt werden? Wer führt die Analyse durch? 
o Welche Ressourcen (finanziell, personell) brauche ich für die Analy-
se? Stehen die hierfür erforderlichen Ressourcen im Verhältnis zu 
dem Erkenntnisinteresse? 
 
Werden diese Fragen nicht beantwortet, besteht die Gefahr, dass Zahlen 
gesammelt werden ohne zu wissen, was mit dem „Zahlenfriedhof“ dann 
passiert. Wichtig ist, dass eine Analyse nur dann erfolgt, wenn man beab-
sichtigt, ggf. Maßnahmen zu ergreifen. Dies gilt insbesondere für die Er-
gebnisse aus Mitarbeiterbefragungen. 
Einige der im Folgenden beschriebenen Instrumente sind nicht nur als Ana-
lyse, sondern auch als Umsetzungs- und/oder Controllinginstrument ein-
setzbar: 
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6.1 Grundlagenanalyse 
Eine gesundheitsbezogene Analyse beginnt sinnvollerweise mit einer Auf-
bereitung der in der Verwaltung vorliegenden Informationen zur Personal-







Diese Informationen sollten nach Organisationseinheiten, z. B. Fachberei-
che oder Abteilungen dargestellt werden, wie sie auch der Krankenstands-
analyse oder der Unfallstatistik zugrunde liegen. So erhält man ein nützli-
ches Raster, um gesundheitsbezogene Informationen zu interpretieren, 
denn es besteht ein Zusammenhang zwischen Personalstruktur und der 
gesundheitlichen Situation der Beschäftigten.  
 
6.2 Gesundheitsbericht 
Dem betrieblichen Gesundheitsbericht liegt ursprünglich ein auf die Ar-
beitsunfähigkeitsanalyse der Krankenkassen beschränktes Verständnis 
zugrunde. Diese Analyse zielt darauf ab, die Ursachen von Fehlzeiten ab-
teilungs- bzw. fachbereichsbezogen und anonymisiert nach Krankheitsar-
ten zu ermitteln. Sie dient der sachlichen und rationalen Diskussion über 
krankheitsbedingte Fehlzeiten und liefert eine Entscheidungsgrundlage, wo 
sich Maßnahmen des BGMs besonders lohnen. Allerdings setzt die Ar-
beitsunfähigkeitsanalyse eine statistisch relevante Datengrundlage voraus. 
Anonymisierte Erkenntnisse erhält man nur bei ausreichend großen Orga-
nisationseinheiten, in der mindestens 50 Versicherte einer Krankenkasse 
beschäftigt sind. In der Regel sind die Beschäftigten einer Verwaltung in 
verschiedenen Krankenkassen versichert. Manche Verwaltungen nutzen 
dieses Instrument, um gezielt mit einzelnen Krankenkassen über Maßnah-
men sowie eine Förderung des BGMs ins Gespräch zu kommen. 
Mehr und mehr setzt sich jedoch ein umfassenderes Verständnis des be-
trieblichen Gesundheitsberichts durch. Neben den Ergebnissen aus der 
Arbeitsunfähigkeitsanalyse werden Informationen aus der Gefährdungsbe-
44 B 1/2005 KGSt 
 
urteilung, der Mitarbeiterbefragung, des Unfallgeschehens, des Kran-
kenstands usw. in einem betrieblichen Gesundheitsbericht zusammenge-
fasst und geben somit einen Überblick aller vorhandenen Aktivitäten und 
Analyseergebnisse. In diesem Sinne hat der Gesundheitsbericht die Funk-
tion einer „Bilanz“. Er bildet sowohl die Grundlage für die Entscheidung 
künftiger Maßnahmen als auch für die Bewertung der (gesundheitsbezoge-
nen) Geschäftspolitik der abgeschlossenen Periode. Er dient somit nicht 
nur Analysezwecken, sondern kann - wie manche Verwaltungen es bereits 
tun - auch als Umsetzungs- oder Controllinginstrument genutzt werden. 
Beispiel: 
Stadt Halle: Gesundheitsbericht. 
 
6.3 Expertengespräch 
Es empfiehlt sich, Gespräche mit Experten, wie Fachleuten der Arbeitssi-
cherheit, des ärztlichen Dienstes oder/und der Personal- und Organisati-
onsentwicklung über typische und immer wiederkehrende Belastungen zu 
führen.  
Beispiel: 
Stadt Duisburg: Die Betriebsärztin führte Gespräche mit Mitarbei-
ter/-innen zu Erkrankungen der letzten Jahre durch, da dies weniger 
Aufwand sei, als die AU-Daten der Krankenkassen auszuwerten. 
 
6.4 Gefährdungsbeurteilung 
Zu den Grundpflichten eines Arbeitgebers gehört die Ermittlung und Beur-
teilung der Gefährdungen, denen Beschäftigte bei ihrer Tätigkeit ausge-
setzt sind. Diese Verpflichtung ergibt sich aus dem Arbeitsschutzgesetz 
ebenso wie aus anderen Arbeitsschutzverordnungen, z. B. der Bildschirm-
arbeitsverordnung, der Biostoffverordnung und der Gefahrstoffverordnung. 
Eine vorgeschriebene Form der Gefährdungsermittlung existiert nicht. 
Gleichwohl sind das Ergebnis zu dokumentieren und Maßnahmen zu er-
greifen, damit die Gefährdung entfällt bzw. möglichst gering gehalten wird. 
Hilfestellung bei der Gefährdungsermittlung und -beurteilung geben dabei 
zum einen vorgefertigte Kataloge und Checklisten, die u. a. von den Unfall-
versicherungsträgern erstellt worden sind, zum anderen aber auch Fach-
kräfte wie z. B. Betriebsärzte/-innen und Sicherheitsfachkräfte. Nur in spe-
ziellen Fällen muss ggf. auf externe Fachkräfte zurückgegriffen werden.  
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Bei systematischer und konsequenter Durchführung und Fortschreibung ist 
die Gefährdungsbeurteilung ein brauchbares Instrument, das Gefährdungs- 
und Belastungsschwerpunkte aufdeckt und damit auch die Ansatzpunkte 
für Veränderungen bzw. den Abbau von Belastungen zeigt. Der Schwer-
punkt bei der Durchführung von Gefährdungsbeurteilungen liegt zwar eher 
im Bereich der physikalischen, chemischen und biologischen Einflüsse. Da 
jedoch Arbeitsunfälle, arbeitsbedingte Erkrankungen und betriebliche Stö-
rungen häufig auf psychische Belastungen zurückzuführen sind, sollen bei 




Die klassische Gefährdungsbeurteilung kann durch eine Arbeitssituations-
analyse bzw. -erfassung ergänzt werden. Ziel der Arbeitssituationsanalyse 
ist, eine subjektive Beurteilung der Arbeitssituation, einschließlich Belas-
tungsschwerpunkten durch die Beschäftigten zu erhalten. Dies erfolgt 
durch ein (ggf. extern) moderiertes Gruppendiskussionsverfahren. Die Teil-
nahme ist freiwillig. 
Beispiele: 
Stadt Frankfurt: Sie empfiehlt insbesondere für Bereiche mit hohen 
Krankenständen die Anwendung des Handlungskonzepts „Arbeitssi-
tuationsanalyse“.  
 
6.6 Mitarbeitergespräch und Führungsfeedback 
Eine besondere Bedeutung kommt der Einschätzung von Belastungen so-
wie Stärken und Schwächen in dem jeweiligen Bereich durch die Fachbe-
reichsleitung selbst zu. Als Analyseinstrument bieten sich hierzu besonders 
gut das allgemeine Mitarbeitergespräch (MAG) oder das Willkommensge-
spräch an. Dieses Führungsinstrument kann schnell und effektiv eingesetzt 
werden. Voraussetzung ist, dass ein Vertrauensverhältnis zwischen Mitar-
beiter/-in und Führungskraft besteht, denn die/der Mitarbeiter/-in muss sich 
schließlich „outen“, damit das Gespräch erfolgreich ist. Problematisch ist 
dies vor allem, wenn das Führungsverhalten als belastend erlebt wird. 
Hinweise über ihr Führungsverhalten erhalten Führungskräfte durch das 
Instrument des Führungsfeedbacks, welches eine Aufforderung zum Dialog 
zwischen Führungskraft und Mitarbeiter/-in darstellt. Mitarbeitergespräch 
und Führungsfeedback können auch als Umsetzungs- und Controllingin-
strument eingesetzt werden. 
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6.7 Mitarbeiterbefragung 
Die Mitarbeiterbefragung gilt als wichtiges Instrument der Mitarbeiterbeteili-
gung im Rahmen des betriebliches Gesundheitsmanagements. Sie nutzt 
das Expertenwissen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für ihren Arbeits-
platz und für die Organisation als Ganzes, indem subjektive Einstellungs-, 
Befindens- und Verhaltensdaten der Beschäftigten - anonym und freiwillig - 
abgefragt werden. Die Befragung kann schriftlich oder mündlich erfolgen. 
Sie kann sowohl als Einstiegsinstrument im Sinne eines ersten „Stim-
mungsbarometers“ über Bereiche mit besonders hohen Belastungen 
(Grobeinschätzung) als auch als Instrument, das im Zentrum des BGM 
steht, genutzt werden. Dies ist vor allem dann der Fall, wenn die Befragung 
bereits nach konkreten Verbesserungsvorschlägen, z. B. hinsichtlich der 
Arbeitsbedingungen fragt und sie insofern ein Einstieg in weitere Maßnah-
men des BGM ist (z. B. in Gesundheitszirkel, vgl. Abschnitt 6.8).  
Die Vorbereitung und Durchführung der Mitarbeiterbefragung ist aufwändig 
und ressourcenintensiv - insbesondere beim ersten Mal. Eine Online-
Befragung kann die Durchführungs- und insbesondere Auswertungszeit 
zwar erheblich verkürzen, dies setzt jedoch entsprechende Informations-
technik voraus (Kosten). Um schnell an Ergebnisse zu kommen, führen 
manche Verwaltungen Mitarbeiterbefragungen mündlich vor Ort durch.  
Wenn möglich, sollten die internen Fachleute mit den Beschäftigten den 
Fragebogen zur Mitarbeiterbefragung selbst entwickeln, denn dies schafft 
Akzeptanz und entspricht dem Beteiligungsansatz. Notwendig ist aber me-
thodische Kompetenz. Dabei kann durchaus auf Standardfragebögen oder 
Fragebögen anderer Verwaltungen zurückgegriffen werden, denn nicht 
jeder muss „das Rad neu erfinden“. Diese müssen dann allerdings an die 
örtlichen Gegebenheiten und insbesondere die Sprache der jeweiligen 
Zielgruppe angepasst werden. Ggf. sollte externe Unterstützung eingeholt 
werden (z. B. Krankenkassen). 
Wichtig ist, Mitarbeiterbefragungen nur dann durchzuführen, wenn die 
Rückmeldungen der Befragten ernst genommen und die aufgedeckten 
Handlungsbedarfe zusammen mit den Beschäftigten zeitnah angegangen 
werden sollen.  
Beispiele:  
Land Berlin: § 6 (7) VGG sieht vor, dass alle Beschäftigten mindes-
tens alle zwei Jahre freiwillig und anonym zumindest zur Qualität 
der Arbeit und der Dienstleistung befragt werden. Das Ergebnis und 
der daraus folgende Zeit- und Maßnahmenplan sind den Beschäftig-
ten in geeigneter Weise bekannt zu geben. 
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Stadt Dortmund: Befragung der Beschäftigten im Bereich Stadt-
grün/Pflege des öffentlichen Raums vor Ort an ihrem Arbeitsplatz. 
Stadt Duisburg: Mitarbeiterbefragungen in Einzelprojekten (Polites-
sen, Immobilienmanagement) als Analyseinstrument. 
Landkreis Ludwigslust: Die Personalvertretung übernimmt die Aus-
wertung der Mitarbeiterbefragung.  




Gesundheitszirkel basieren auf dem Konzept der Qualitätszirkel.71 In Ge-
sundheitszirkeln identifizieren die Teilnehmenden in regelmäßigen Treffen 
Belastungen am Arbeitsplatz, analysieren die Ursachen hierfür und erarbei-
ten gemeinsam Lösungsansätze zur Verbesserung der Arbeitssituation. Ein 
durch eine Mitarbeiterbefragung grob identifiziertes Problem kann näher 
ermittelt und Problemlösungsstrategien können erarbeitet werden. Im Mit-
telpunkt von Gesundheitszirkeln steht somit das Experten- und Erfah-
rungswissen der Beschäftigen. Gesundheitszirkel sind nicht nur ein Analy-
se-, sondern auch ein Umsetzungs- und Controllinginstrument.  
In Deutschland sind in den 80er Jahren zwei unterschiedliche Gesund-
heitszirkelkonzepte entwickelt worden: Das Düsseldorfer Modell entstand 
aus der Beschäftigung mit Problemen und Lücken, die bei der Umsetzung 
des Auftrags zur Prävention arbeitsbedingter Erkrankungen (nach Arbeits-
sicherheitsgesetz) zu verzeichnen waren. Es sollten technische, organisa-
torische und verhaltensbezogene Vorschläge zur Verringerung bzw. Besei-
tigung als gesundheitlich beeinträchtigend erlebter Arbeitsbelastungen er-
arbeitet und umgesetzt werden. Kennzeichnend für das Düsseldorfer Kon-
zept ist eine interdisziplinäre, hierarchieübergreifende Zusammensetzung 
(Vorgesetzte, Mitarbeiter/-innen eines Arbeitsbereichs, Arbeitsschutzexper-
ten/-innen, Fachbereichsleitung, Personalvertretung). Der Vorteil dieses 
Modells ist, dass die Umsetzung von Maßnahmen direkt erfolgen kann, weil 
die Entscheider und Fachexperten/-innen mit am Tisch sitzen. Häufig wer-
den aber nur die Themen angesprochen, die als „unstrittig“ gelten. 
                                                
71  Die Stadt Dortmund nennt die Gesundheitszirkel daher auch „Qualitätszirkel zur Arbeitszufrieden-
heit“, da aus ihrer Sicht so die Verbindung zur Personal- und Organisationsentwicklung besser 
sichtbar wird. Zu Qualitätszirkeln vgl. Zapf, D.; Dormann, Ch. (2001), S. 571 f. Vgl. Westermayer, G. 
(1998), S. 119 - 121. 
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Demgegenüber wurde an der Universität Berlin das Berliner Modell entwi-
ckelt. Es bezieht seine Wurzeln aus der Stressforschung. Im Zentrum stan-
den Vorschläge und Methoden zum Erlernen neuer Bewältigungsmuster. 
Das Berliner Modell zeichnet sich durch eine homogene Zusammenset-
zung einer Hierarchiestufe aus (ohne Vorgesetzte, Fachbereichsleitung, 
Personalvertretung und anderen Experten/-innen). Unterstützt von einer 
Moderation macht sich eine Gruppe von 10 - 15 Beschäftigten eines Ar-
beitsbereichs daran, ihre Arbeitssituation auf ihre gesundheitlichen Aspekte 
zu untersuchen und nach Verbesserungs- bzw. Entlastungsmöglichkeiten 
zu suchen. Der Vorteil dieses Modells besteht darin, dass die Beschäftigten 
ohne ihre direkten Vorgesetzten „freier“ und „offener“, auch über heikle 
Themen, sprechen. 
In der Praxis haben sich die Grenzen beider Ansätze schnell verwischt. 
Häufig werden die Vorteile beider Ansätze miteinander kombiniert und 
themenspezifisch die Zusammensetzung des Gesundheitszirkels variiert.72 
Kommunen sollten prüfen, welche Bereiche und Themen in welcher Zu-
sammensetzung geeignet sind.  
Unabhängig von der personellen Zusammensetzung des Gesundheitszir-
kels empfiehlt sich eine Moderation. Wer als externe oder interne Modera-
tion eingesetzt wird, hängt von der örtlichen Situation ab. Wichtig ist, dass 
diese eine anerkannte und neutrale Vertrauensperson ist (insbesondere bei 
interner Moderation). Teilweise sind auch Kooperationspartner wie bei-
spielsweise die Krankenkassen bereit, kostenlos eine Moderation zu stel-
len. 
Beispiele:  
Stadt Duisburg: Je nach Projektbereich wird über die Zusammen-
setzung im Lenkungsgremium entschieden. Im Projekt „Politessen“ 
nahmen an dem Gesundheitszirkel Beschäftigte sowie die Sachge-
bietsleiterin teil. Dadurch ließen sich die Vorschläge direkt hinsicht-
lich der Umsetzbarkeit diskutieren und Verantwortlichkeiten der 
Führungskräfte für die Realisierung abstimmen.  
Kreis Recklinghausen: Er schreibt die Teilnahme der Beschäftigten 
an Gesundheitszirkeln in den betreffenden Fachbereichen aus.  
Fazit: Mit einer Kombination verschiedener Analyse-, Umsetzungs- und 
Controllinginstrumente kann die größte Wirkung erzielt werden. Die KGSt 
empfiehlt, bereits im Vorfeld Analyse-, Umsetzungs- und Controllinginstru-
mente zu verknüpfen. 
                                                
72  Vgl. Sochert, R. (1999). 
B 1/2005 KGSt 49 
 
7 Wer ist für betriebliches Gesundheitsmanage-
ment verantwortlich? 
Betriebliches Gesundheitsmanagement geht über den Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz sowie die individuelle Gesundheitsförderung und dessen 
etablierte Strukturen hinaus. Die Herausforderung besteht deshalb darin, 
vorhandene Kompetenzen im Sinne eines ganzheitlichen Ansatzes mitein-
ander zu vernetzen. 
Betriebliches Gesundheitsmanagement verknüpft die Eigenverantwortung 
des Einzelnen mit der Arbeitgeberpflicht und der Führungsaufgabe. 
Beispiel: 
Stadt Regensburg: „Der Arbeitgeber trägt die Verantwortung für die 
Arbeitsbedingungen, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben 
Verantwortung hinsichtlich ihrer individuellen Gesunderhaltung.“73  
 
7.1 Eigenverantwortung der Beschäftigten 
Die Erhaltung und Förderung der individuellen Gesundheit der Beschäftig-
ten obliegt zunächst der Eigenverantwortung und dem Selbstmanagement 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.74 Schließlich können diese ihren Ar-
beitsvertrag nur erfüllen, wenn sie gesund sind. Dies bedeutet: Zu den ar-
beits- bzw. dienstvertraglichen Verpflichtungen gehört auch, sich in eigen-
verantwortlicher Weise um seine Gesundheit zu kümmern und bei gesund-
heitlichen Beeinträchtigungen an der Wiederherstellung seiner Gesundheit 
mitzuwirken. Dabei gilt: Nur wer über mögliche Gesundheitsrisiken infor-
miert ist und über ein gewisses Gesundheitswissen verfügt, kann stärker 
in seiner Eigenverantwortlichkeit gefordert werden. Prävention vermittelt 
bestimmte Verhaltensmöglichkeiten, die förderlich sind und unterstützt so 
eine positive Einstellung zur eigenen Gesundheit. 
                                                
73  Vgl. Konzept Betriebliche Gesundheitsförderung bei der Stadt Regensburg [KIKOS-Kennung: 
20040217B016A]. 
74  Gesundheit ist für jede/n ein hohes individuelles Gut. Diese Ausführungen basieren auf einem 
Menschenbild, wonach jede/r selbst ein Interesse daran hat, seine Gesundheit zu erhalten und zu 
fördern, da mit Gesundheit nicht nur Leistungsbereitschaft und -fähigkeit, sondern auch Lebensqua-
lität verbunden ist. 
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7.2 Arbeitgeberpflicht und Führungsaufgabe 
Der Arbeitgeber bzw. die Verwaltungsführung ist bereits gesetzlich ver-
pflichtet (vgl. Abschnitt 3.1), die Gesundheit der Beschäftigten zu schützen. 
Darüber hinaus empfiehlt es sich, aufgrund der beschriebenen Handlungs-
bedarfe betriebliches Gesundheitsmanagement zu implementieren. Mit der 
Entscheidung für ein betriebliches Gesundheitsmanagement schafft der 
Arbeitgeber den Rahmen, damit die Eigenverantwortung des Einzelnen 
greifen kann. Hierzu müssen Beschäftigte aktiv an der Maßnahmenpla-
nung und -auswahl des betrieblichen Gesundheitsmanagements beteiligt 
werden, denn sie wissen vielfach am besten, wo beispielsweise Verbesse-
rungen der Arbeitsbedingungen erforderlich sind, die zu ihrer individuellen 
Gesundheit sowie einer „gesunden“ Organisation beitragen. Betriebliches 
Gesundheitsmanagement findet so nicht nur für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, sondern mit ihnen statt. Es empfiehlt sich, die Personalvertre-
tung aktiv einzubinden. In manchen Verwaltungen werden Maßnahmen 
des betrieblichen Gesundheitsmanagements durch die Personalvertretun-
gen initiiert. 
Auch betriebliches Gesundheitsmanagement ist Führungsaufgabe. 
Nur so kann BGM dauerhaft wirkungsvoll sein.  
Beispiel: 
Die Stadt Halle (Saale) hebt in ihrem Rahmenkonzept zur Errich-
tung eines betrieblichen Gesundheitsmanagements die besondere 
Verantwortung der Fachbereichsleitungen hervor. Sie sind verpflich-
tet, das Konzept umzusetzen. 
Führungskräfte sind nicht nur aufgefordert, betriebliches Gesundheitsma-
nagement vor Ort als Daueraufgabe zu etablieren, sie haben auch ein ori-
ginäres Interesse daran, dass ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gesund, 
motiviert und leistungsfähig sind. Die fachliche Unterstützung durch dezen-
trale und/oder zentrale Fachkräfte des BGM (je nach Größenklasse der 
Kommune) kann den Führungskräften diese Aufgabe erleichtern (vgl. Ab-
schnitt 8.1). Die Durchführung von dezentralen BGM-Projekten durch einen 
zentralen Dienstleister BGM hilft Führungskräften, Schwachstellen in ihrem 
Fachbereich aufzudecken und Maßnahmen zu entwickeln, diese zu besei-
tigen (vgl. Abschnitt 8.2).  
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8 Welche zentralen und dezentralen Prozesse und 
Strukturen sind notwendig? 
8.1 Steuerungsunterstützung und zentraler Dienstleister 
BGM ist Teil der Personal- und Organisationsentwicklung und sollte dort 
nicht nur als operative sondern gleichfalls als strategische Personalaufgabe 
wahrgenommen werden.  
Wie bei anderen Themen des Personalmanagements auch sind zentral 
folgende personalwirtschaftliche Funktionen wahrzunehmen:75 
1.  Steuerungsunterstützung (Personal) 
Hierzu gehören z. B.:  
o Vorbereitung personalpolitischer Strategien und Konzepte zum 
BGM, 
o personalwirtschaftliche Integrations- und Koordinationsfunktion,  
z. B. Bündelung und Vernetzung vorhandener Kompetenzen, bei 
Bedarf Einrichtung eines Steuerungskreises BGM, sofern keine vor-
handenen Gremien (z. B. Arbeitsschutzausschuss) genutzt werden 
können,  
o Koordinierung und Vernetzung des strategischen Personalcontrol-
lings.  
 
2.  Zentraler Dienstleister BGM 
Zu den Aufgaben des Dienstleisters BGM gehören z. B.: 
o Konzeptentwicklung BGM. 
o Beratung und Unterstützung der Führungskräfte beim BGM. 
o Durchführung von Analysen zur Ist-Situation in den jeweiligen 
Fachbereichen oder bezogen auf die Gesamtverwaltung. 
o Begleitung bzw. Durchführung von BGM-Projekten in den jeweiligen 
Fachbereichen, z. B. Gesundheitszirkel, Moderation von Workshops 
usw. 
o Operatives Personalcontrolling. 
                                                
75  Vgl. KGSt-Bericht 7/1994. 
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o Angebot an zentralen Produkten/Maßnahmen, z. B. spezielle Ange-
bote der Personalentwicklung. 
o Interne und externe (in Abstimmung mit der Steuerungsunterstüt-
zung) Öffentlichkeitsarbeit.  
 
Wichtig ist, die Aufgaben und Kompetenzen klar zu beschreiben und zu 
kommunizieren. Nur so kann der zentrale Dienstleister wirkungsvoll arbei-
ten. Auftraggeber für den Dienstleister können die Verwaltungsspitze oder 
die Fachbereiche sein. Ferner ist zu klären, ob und wenn ja inwieweit es 
eine Abnahmeverpflichtung der Dienstleistung gibt. Je nach Größenklasse 
der Kommune kann es sinnvoll sein, bestimmte Dienstleistungen extern zu 
vergeben oder in interkommunaler Zusammenarbeit zu erbringen (vgl. Ka-
pitel 9).  
Beispiel: 
Stadt Dortmund: Das Team der Betrieblichen Gesundheitsförderung 
(BGF) versteht sich als zentraler Serviceleister. Die Hauptaufgabe 
besteht in der Akquise, Initiierung, Unterstützung und Beratung der 
Fachbereiche bei der Durchführung von Gesundheitsförderungspro-
jekten.76 
In der kommunalen Praxis werden beide Funktionen häufig in Personaluni-
on von einer Organisationseinheit oder sogar von einer Person wahrge-
nommen. Auch wenn dies zu Rollenkonflikten und Akzeptanzproblemen in 
den Fachbereichen führen kann, ist dies gleichwohl für die meisten Verwal-
tungen ein pragmatischer Weg, da Kompetenzen nicht mehrfach vorgehal-
ten werden können (vgl. Abschnitt 9.1). Dies gilt insbesondere für kleinere 
und mittlere Kommunen. 
 
8.2 Dezentrale BGM-Projekte  
Einführungskonzepte können bei BGM sein: Die Umsetzung von BGM er-
folgt flächendeckend, schrittweise oder über Pilotprojekte. Dies hängt 
von der Größenklasse der Kommune, den vorhandenen Ressourcen und 
den Zielsetzungen des BGMs ab. 
Zunächst sind unmittelbar nach der Entscheidung der Verwaltungsspitze 
alle Führungskräfte aufgerufen, das ihre dazu beizutragen, um BGM als 
                                                
76  Daneben wird allen Beschäftigten der Stadt Dortmund ein kostenloses Kurs- und Seminarangebot 
zur Betrieblichen Gesundheitsförderung angeboten. Regelmäßige Gesundheitsinformationen in der 
Mitarbeiterzeitung gehört ebenfalls zum Aufgabenspektrum. 
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Führungsaufgabe auf Dauer zu installieren. Darüber hinaus hat sich in der 
Praxis die schrittweise Herangehensweise über BGM-Projekte in den ein-
zelnen Fachbereichen als sinnvoll erwiesen. Zum Einstieg in BGM bietet 
sich ein Pilotprojekt an.77 Hierzu sollte ein Bereich mit hohen Belastungen 
(z. B. hoher Krankenstand) ausgewählt werden, in dem es seitens der Füh-
rung besondere Unterstützung gibt (Vorrang vor Problembereichen mit we-
nig Unterstützung). Vorteilhaft für den weiteren Prozess ist ferner, wenn 
schnell Erfolge sichtbar werden. Wichtig für alle Projekte sind auch hier ein 
klares Ja der Verwaltungsführung und der Fachbereichsleitung zu dem 
Projekt. 
Beispiele für BGM-Projekte in unterschiedlichen Fachbereichen befinden 
sich im Anhang (vgl. Anlage 3). 
 
8.3 Öffentlichkeitsarbeit 
Als Erfolgsfaktor für ein betriebliches Gesundheitsmanagement hat sich 
eine offensive interne Öffentlichkeitsarbeit erwiesen nach dem Motto „Tue 
Gutes und rede darüber“. Sie dient nicht nur der Transparenz und Informa-
tion, sondern ist ferner notwendig, um Akzeptanz bei allen Beteiligten - 
nach innen und außen - zu schaffen. Dies gilt sowohl für die Einführung 
eines betrieblichen Gesundheitsmanagements als auch für geplante und 
durchgeführte BGM-Projekte. Dabei gilt: Je stärker die Nachfrage ist, desto 
weniger Öffentlichkeitsarbeit ist notwendig, um Akzeptanz zu gewinnen. 
Darüber hinaus gilt: Positive Mundpropaganda ist die kostengünstigste Öf-
fentlichkeitsarbeit. 
Als Initialzündung für BGM hat sich als hilfreich erwiesen, wenn die Verwal-
tungsspitze in Person öffentlich für BGM steht, z. B. durch einen Einfüh-
rungsvortrag an die Beschäftigten zur Bedeutung von BGM. 
Bezogen auf einzelne Projekte sollte die Verwaltungsspitze und ggf. auch 
der Rat regelmäßig über den Sachstand und die Erfolge informiert werden. 
Die interne Öffentlichkeitsarbeit ist besonders wichtig, um Mitarbeiter/-innen 
zu aktivieren und ihnen ein Forum zu geben, sich einzubringen.  
Die Öffentlichkeitsarbeit kann über die bewährten Formen und Medien er-
folgen, z. B. Mitarbeiterzeitung, Intranet, Homepage, Workshops zum Ein-
stieg in Projekte (Vorstellung des Projekts), Information vor einer Mitar-
beiterbefragung. Wichtig ist, dass die jeweiligen Fachbereiche bedarfsge-
recht informiert werden, z. B. Zeitung in Kindertagesstätten, Flyer für ge-
                                                
77  Zum Thema Projektmanagement vgl. KGSt-Handbuch Organisationsmanagement (1999), Kap. 3, 
S. 41 - 44. Vgl. Ewert, W. u. a. (1996). 
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werbliche Beschäftige (Bsp. Mitarbeiterinformation der Landeshauptstadt 
München zu Gesundheitszirkeln und zu Ergebnissen der Gesundheitszirkel 
in den Klärwerken), die keinen Bildschirmarbeitsplatz haben. 
Wird über die Erfolge eines Projekts im Sinne von best practice über den 
Fachbereich hinaus berichtet, fördert dies nicht nur die Identifikation der 
betroffenen Mitarbeiter/-innen, sondern hat zudem den Vorteil, dass andere 
Bereiche neugierig werden, nachfragen und sich ebenfalls für ein Projekt 
interessieren. 
Die Beteiligung an externen Wettbewerben bietet die Chance, sich im Ver-
gleich mit anderen Verwaltungen und Organisationen positiv zu präsentie-
ren und das Image zu verbessern. Für die externe Öffentlichkeitsarbeit ist 
allerdings zu bedenken, dass es aufgrund von Vorurteilen (Selbstbedie-
nungsmentalität) eines erhöhten Fingerspitzengefühls bedarf. 
 
9 Welcher Ressourceneinsatz ist notwendig? 
Die Implementierung eines ganzheitlichen betrieblichen Gesundheitsmana-
gements erfordert sowohl finanzielle als auch personelle Ressourcen (Was 
müssen wir dafür einsetzen?). Dies muss bereits bei der Strategieent-
wicklung berücksichtigt werden. Ein BGM, das nur eine Alibifunktion hat, 
zeigt keine nachhaltigen Wirkungen. Der konkrete Umfang der finanziellen 
und personellen Ressourcen ist abhängig von der Größenklasse der Kom-
mune sowie den konkreten Zielen. 
 
9.1 Personelle Ressourcen 
BGM erfordert personelle Ressourcen. Dabei gilt: Je mehr Wissen Füh-
rungskräfte über BGM haben und je besser sie ihre Aufgabe wahrnehmen 
können (z. B. durch gesundheitsgerechte Mitarbeiterführung), desto gerin-
ger ist der Ressourcenbedarf in Form von dezentralen und/oder zentralen 
Fachkräften. Insofern sind Verwaltungen gut beraten, in die Qualität ihrer 
Führungskräfte zu investieren (professionelle Personalauswahl, Personal-
entwicklung). 
Quantitativ ins Gewicht fallen stärker die personellen Ressourcen der zent-
ralen/dezentralen Fachexperten für BGM. Als wenig sinnvoll hat sich erwie-
sen, wenn Beschäftigte die zentrale Koordinierung des BGMs zusätzlich zu 
ihrer „eigentlichen“ Aufgabe ohne anderweitige Entlastung wahrnehmen. 
Größere Kommunen richten daher in der Regel eigene Stellen hierfür ein, 
die durch Einsparungen an anderer Stelle refinanziert werden - d. h. in der 
Summe ohne Mehrkosten. In anderen Verwaltungen gelingt die Imple-
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mentierung nur, wenn die zentrale Aufgabe an vorhandene Stellen ange-
bunden wird (Umschichtung von Aufgaben). In jedem Fall muss deutlich 
gemacht werden, welcher Nutzen dem Aufwand gegenübersteht.  
Zum Anforderungsprofil der für BGM zentral zuständigen Mitarbeiter/ 





Gruppen auf verschiedenen 







Ü Fachkenntnisse zum betrieblichen 
Gesundheitsmanagement, insbes.: 
Kenntnis über Faktoren, die Gesundheit u. 
Krankheit am Arbeitsplatz beeinflussen;  
Instrumente des BGMs, rechtlicher  Rahmen, 
Kontakte zu Rehastellen u. externen 
Kooperationspartnern ...
Ü Kenntnisse der Personal- und     
Organisationsentwicklung ...
Ü




Abb. 9.1:  Anforderungsprofil.  
 
Neben Beschäftigten des gehobenen nichttechnischen Verwaltungsdiens-
tes oder Beschäftigten mit sozialpädagogischem Hintergrund setzen man-
che Verwaltungen gezielt Gesundheitsmanager/-innen für diese Funktion 
ein (z. B. Stadt Halle (Saale), Stadt Dortmund). Diese Qualifizierung kann 
auch im Rahmen der Personalentwicklung zusätzlich erworben werden. 
Ggf. bietet sich punktuell an, Sachverstand interkommunal vorzuhalten 
oder extern einzukaufen - dies gilt insbesondere für kleinere Kommunen. 
 
9.2 Finanzielle Ressourcen 
BGM erfordert ein dezentrales/zentrales Budget zur Durchführung von Pro-
jekten (Analyse) sowie einzelner Umsetzungsmaßnahmen.  
Die konkrete Höhe der finanziellen Ressourcen ist abhängig vom: 
o Aufwand für die Analyse (Informationskosten), 
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o Aufwand für BGM-Projekte und die daraus resultierenden Maßnah-
men, z. B. Mobiliar, IT, 
o notwendigen Aufwand für Personal- und Organisationsentwicklung, 
o notwendigen Budget für Öffentlichkeitsarbeit, 
o Aufwand für das Controlling. 
 
Zur kostengünstigen Finanzierung des dezentralen/zentralen BGMs emp-
fiehlt sich, Kooperationen78 zu suchen, z. B. mit Krankenkassen, Gemein-
deunfallversicherungsverband, Unfallkasse, Betriebssportgemeinschaft, 
Stadtsportbund oder Landessportbund. Darüber hinaus bieten sich u. U. 
Fördergelder der EU oder des Bundes zur Finanzierung an. Die Rehabili-
tationsträger und die Integrationsämter können Arbeitgeber, die ein betrieb-
liches Eingliederungsmanagement einführen, durch Prämien oder einen 
Bonus fördern (§ 102 SGB IX). 
Darüber hinaus sollten vorhandene Budgets genutzt werden, wie bei-
spielsweise das der Personalentwicklung sowie Fachbereichsbudgets bei 
konkreten Projekten in den Fachbereichen (dezentrale Ressourcenverant-
wortung). Die Kosten für externe Honorare zur Durchführung von Maß-
nahmen sind vielfach reduzierbar, indem interne personelle Ressourcen 
genutzt werden (Beschäftigte mit besonderen Potenzialen werden für inter-
ne Trainings eingesetzt, z. B. Mitarbeiter vermittelt Entspannungstechniken, 
Mitarbeiterin hält einen Vortrag über gesunde Ernährung). Hierbei ist wich-
tig, dieses zusätzliche Engagement zumindestens immateriell zu honorie-
ren (ggf. auch materiell). 
Ferner sollte an eine Eigenbeteiligung der Beschäftigten an entspre-
chende Maßnahmen gedacht werden (z. B. Durchführung von bestimmten 
Maßnahmen in der Freizeit, finanzielle Beteiligung).  
 
10 Wie kann das Controlling erfolgen? 
Mit der Implementierung eines BGMs sind in der Regel seitens des Arbeit-
gebers, der Politik aber auch der Beschäftigten hohe und vielfältige Erwar-
tungen an den Erfolg verbunden. Insbesondere die Maßnahmen des BGMs 
müssen sich für die Verwaltung auch „rechnen“, d. h. das Verhältnis von 
Kosten und Nutzen muss „stimmen“, wie bei allen anderen Investitionen 
                                                
78  Hierbei ist zu beachten, dass die Unterstützung durch bestimmte Kooperationspartner teilweise von 
bestimmten Voraussetzungen abhängig ist, z. B. ob bestimmte Qualitätskriterien erfüllt werden. 
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auch. Nur wenn die Effektivität und Effizienz der Maßnahmen des BGMs 
gewährleistet sind, besteht eine realistische Chance, dass sich BGM zu 
einem festen Bestandteil der „Unternehmenspolitik“ entwickelt. 
Daher wird die Frage nach einem Controlling79 des betrieblichen Gesund-
heitsmanagements immer wichtiger, d. h. nach dem verlässlichen Wis-
sensstand darüber, ob mit den angewendeten Maßnahmen auch die erhoff-
ten Ziele erreichbar sind bzw. erreicht werden - wohl wissend, dass dies 
aufgrund der komplizieren Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge höchst 
schwierig ist. Dazu gehört auch zu prüfen, ob die strategische Ausrichtung 
und die daraus abgeleiteten Ziele, die die Verwaltung mit BGM verbindet, 
noch stimmig sind oder angepasst werden müssen (strategisches Control-
ling). Die Frage „Tun wir das Richtige?“ ist daher eine Daueraufgabe des 
Controllings - ansonsten besteht die Gefahr, dass die beabsichtigten Wir-
kungen nach einiger Zeit wieder nachlassen.  
Controlling unterstützt insofern alle Führungsfunktionen. Es liefert ent-
scheidungsrelevante Informationen und trägt zur Steuerung der Verwaltung 
bei, indem es sich auf die verschiedenen Phasen des Managementkreis-
laufs (Zielsetzung - Planung - Realisierung - Kontrolle) bezieht. Das Cont-
rolling übernimmt dabei die Transparenzverantwortung und Beratungsfunk-
tion, das Management die Entscheidungsverantwortung.80 
Die notwendigen Informationen werden im Rahmen des Berichtswesens81 
zur Verfügung gestellt. Ein Berichtswesen muss folgende Bedingungen 
erfüllen: 
o zielgerichtete Datenanalyse - keine Zahlenfriedhöfe, 
o Wiedererkennungswert der Berichte anstreben, um schnelle Orien-
tierung zu ermöglichen, 
o Zeitnahe und schnelle Information über veränderte Rahmenbedin-
gungen an das Management, 
o Informationen im Vergleich darbieten: Soll- bzw. Plan-/Ist-
Vergleiche, externe Vergleichsinformationen, 
o Prognose über die zu erwartende Entwicklung bis zum Ende des 
Budgetzeitraums.82  
 
                                                
79  Synonym wird häufig der Begriff der Evaluation verwendet, der eher aus dem pädagogisch, geis-
teswissenschaftlichen Kontext stammt, während Controlling einen betriebswirtschaftlichen Hinter-
grund hat. 
80  Vgl. KGSt-Bericht 15/1994. 
81  Vgl. KGSt-Berichte 7/2004 und 8/2004. 
82  Vgl. KGSt-Bericht 8/2004, KGSt-Handbuch Organisationsmanagement (1999). 
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BGM kann im Rahmen des Berichtswesens auf folgende Informations-
grundlagen83/Controllinginstrumente zurückgreifen:84 
o Kennzahlen bzw. Indikatoren wie z. B.: Gesundheitsquote, Fluktua-
tionsquote, Mitarbeiterzufriedenheit, Kundenzufriedenheit, Termin-
treue, Grad der Auftragserfüllung,85 
o Kosten-Nutzen- bzw. Kosten-Wirksamkeits-Analysen,86 
o Ergebnisse von Kunden- und Mitarbeiterbefragungen, 
o Befragungen der unmittelbar Betroffenen (Beschäftigte) sowie der 
Führungskräfte (Führungskräfte-Auswertung vor und nach dem 
Prozess), 
o Beurteilung der Arbeit der Gesundheitszirkel, einzelner Maßnahmen 
(Angebote der Personalentwicklung), 
o Abschluss-/Umsetzungsworkshop (Wie wird das Projekt beurteilt? 
Was ist schon gemacht? Was ist in Arbeit? Was steht noch an?). 
 
Die interne Veröffentlichung der Ergebnisse sollte Standard sein. Manche 
Verwaltungen gehen bereits darüber hinaus und berichten über die durch-
geführten Aktivitäten gegenüber der Politik und der Öffentlichkeit.  
Beispiele:  
Stadt Halle (Saale): Regelmäßiger Gesundheitsbericht als Control-
lingbericht an die Verwaltungsspitze, der u. a. die Veränderungen in 
den Fachbereichen darstellt. 
Freie und Hansestadt Hamburg: Im Rahmen eines jährlich der Bür-
gerschaft vorgelegten Personalberichts wird seit 2000 auch über die 
krankheitsbedingten Fehlzeiten berichtet. Darüber hinaus werden 
seit 2004 aus den vorgelegten Zahlen im Personalmanagementbe-
richtsteil strategische Überlegungen abgeleitet und dargestellt.  
Landeshauptstadt München: Regelmäßiger Sachstandsbericht ge-
genüber dem Rat. 
Allgemeine Sachstandsberichte können gut zur Entwicklung von Manage-
mentberichten (max. 2 Seiten Umfang: Ziele, Zielerreichung, Prognose) 
genutzt werden. 
                                                
83  Vgl. Kap. 6. 
84  Vgl. KGSt-Bericht 5/2003; vgl. Kreis, J.; Bödeker, W. (2003). 
85  Zu Kennzahlen vgl. KGSt-Berichte 4/2001 und 5/2001. 
86  Vgl. Brandenburg, U. (Hrsg.) (2000), S. 199 - 217. 
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Es empfiehlt sich, bereits die Analyse sowie einzelne Maßnahmen mit der 
Frage „Wie kann man den Erfolg messen bzw. beurteilen?“ zu verknüpfen. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass nicht alles über quantitative Kennzah-
len messbar ist. Der Versuch, den Erfolg des BGMs ausschließlich anhand 
der Kennzahl „Veränderung der Gesundheitsquote“ oder des „Kran-
kenstandes“ zu messen, muss misslingen. Dafür sind die Wirkungszusam-
menhänge zu komplex. Deshalb sprechen manche neben Kennzahlen, die 
klare Ursache-Wirkungszusammenhänge messen, von Indikatoren87, die 
den Erfolg von BGM umschreiben. In der Regel leisten erst mehrere Indika-
toren Hinweise, ob das geplante Ziel erreicht wurde (Indikatorenrech-
nung).88 Vielfach gibt auch erst die Summe bzw. eine Kombination ver-
schiedener Controllinginstrumente Auskunft über den Nutzen. Daher sollte 
dies Grundlage von Controlling sein. 
Beispiele: 
Freie und Hansestadt Hamburg: Sie nutzt verschiedene Kennzah-
len/Indikatoren, um den Erfolg von BGM zu messen.89 
Stadt Dortmund: Sie misst Fehlzeiten vor und nach einem Prozess. 
Es wird immer eine Führungskräfte-Befragung durchgeführt mit der 
Frage, „Was hat der Prozess gebracht?“. Zu Beginn des Prozesses 
erfolgt eine Mitarbeiterbefragung; nach Abschluss des Prozesses 
eine Evaluationsbefragung oder ein Abschlussworkshop. 
Der Aufwand zur Erfassung der Informationsgrundlagen des Berichtswe-
sens muss in einem angemessenen Verhältnis zum Nutzen stehen. Bevor 
man sich für bestimmte Informationsgrundlagen entscheidet, sollten diese 
daher nach ihrem Bereitstellungsaufwand beurteilt werden, z. B. „im Alltag 
einfach möglich“, „bedeutet Zusatzaufwand“, „hoher Aufwand“ oder „exter-
ne Unterstützung“ notwendig. Der Aufwand hängt von dem vorhandenen 
örtlichen Standard ab (Verfügt die Verwaltung über entsprechende IT? Gibt 
es schon Erfahrungen mit Mitarbeiterbefragungen? usw.). 
Beispiel: 
Anstatt einer Mitarbeiterbefragung in der Gesamtverwaltung bietet 
sich ggf. eine Stichprobe oder die Befragung einer ausgewählten 
Zielgruppe an.  
                                                
87  Indikatoren: Hilfsgrößen für die Operationalisierung und die Messung nicht unmittelbar fassbarer 
Phänomene. Vgl. Schmidberger, J. (1995). 
88  Vgl. hierzu auch Unterscheidung in harte (objektiv messbare) und weiche Kennzahlen, KGSt-
Bericht 4/2001, S. 21 f. 
89  Vgl. Freie und Hansestadt Hamburg, Personalamt (Hrsg.) (2002), S. 48. 
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Für den Verwaltungsvorstand bzw. den Rat empfiehlt die KGSt eine Be-
richtspflicht über wenige Kennzahlen bzw. Indikatoren und diese mit Ziel-
vereinbarungen auf Fachbereichsleitungsebene zu verknüpfen (berichtsre-
levante Ziele).90 
Beispiel für Bericht der Fachbereichsleitung Grünflächen gegenüber 
dem Verwaltungsvorstand. Es handelt sich um das Vorgehen einer Ver-
waltung, bei der BGM mit hoher Priorität seitens des Verwaltungsvorstands 
eingeführt wurde. Diese möchte die Wirkungen von BGM in den ersten 
zwei Jahren durch eine spezielle Berichterstattung der Fachbereichsleitun-
gen an den Verwaltungsvorstand beobachten. Im vorliegenden Beispiel 
handelt es sich um eine Halbjahresberichtserstattung, die mit einem BGM-
Projekt im Fachbereich Grünflächen korrespondiert. 
 
                                                
90  Ein Berichtsmuster enthält der KGSt-Bericht 8/2004, S. 36. 
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Bericht: Stadt XY Stand 05.07.2004 
Berichtsempfänger Verwaltungsvorstand 
Berichterstatter Fachbereichsleiter/-in Grünflächen 
Berichtszeitraum 01.01.2004 bis 30.06.2004 
Produkt(e) Betriebliches Gesundheitsmanagement 
Ergebnisse/Wirkungen  Die Plan- und Prognosewerte können auch verbal formuliert werden. 
 Kennzahlen/ 





















- Erhöhung der Produkti-
vität 
- Quote der produktiven Stunden 
- Kosten Grünflächenunterhaltung/m2  
- Ergebnisse aus Mitarbeitergesprächen 
- Ergebnisse aus Workshops, Gesundheitszir-
keln 
      
- Erhöhung der Gesund-
heitsquote 
- Gesundheitsquote       
- Erhöhung der Füh-
rungskompetenz  
- Ausgewählte Ergebnisse der Mitarbeiterbefra-
gung) 
- Ergebnisse aus Mitarbeitergesprächen, Füh-
rungsfeedback 
- Schulungstage, Coachings pro Führungskraft 
(Meister, FBL) 
- Durchgeführte Infoveranstaltungen zu BGM 
      
- Erhöhung der Mitarbei-
terzufriedenheit 
- Ausgewählte Ergebnisse aus Mitarbeiterbefra-
gungen 
- Ergebnisse aus Workshops, Gesundheitszir-
keln 
- Durchgeführte Mitarbeitergespräche 
- Ergebnisse aus Mitarbeitergesprächen  
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Fazit: 
Ein Controlling des betrieblichen Gesundheitsmanagements ist möglich 
und notwendig.  
Die Ziele von BGM sind über Zielvereinbarungen und Berichtspflicht zwi-
schen Rat/Verwaltungsspitze und Fachbereichsleitungen (einschließlich 
Dienstleister BGM) abzusichern.  
Aufgrund der vielfältigen Ursache-Wirkungszusammenhänge ist nicht jede 
Zielerreichung durch messbare Kennzahlen zu beurteilen. Ergänzend ge-
ben meist mehrere Indikatoren Hinweise darauf, ob die angestrebten Ziele 
erreicht wurden (siehe Anlage 2). 
Neben der Gesundheitsquote spielen für das Controlling die Indikatoren zur 
Mitarbeiterzufriedenheit und Führungskompetenz eine wichtige Rolle. Die 
KGSt erhebt diese Daten im Rahmen ihrer Vergleichsringarbeit (siehe An-
lage 1: Derzeitiges Kennzahlensystem Gesundheitsmanagement des IKO-
Netzes der KGSt, Erhebungsbogen zur Mitarbeiter/-innenbefragung, die 
auch Schlüsse zum Führungsverhalten zulässt).  
Die KGSt wird ihr System zum Controlling des betrieblichen Gesundheits-
managements sowie das Kennzahlensystem des IKO-Netzes auf der 
Grundlage dieses Berichts weiter entwickeln und veröffentlichen.  
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Das IKO-Netz der KGSt führt bereits seit vielen Jahren strukturierte Kenn-
zahlenvergleiche zwischen Kommunen im Rahmen von Vergleichsringpro-
jekten durch. Die Entwicklung der Kennzahlensysteme erfolgt mit einer 
einheitlichen Methodik, denn nur bei einer identischen Erhebung der Daten 
sind die Ergebnisse später interkommunal vergleichbar.  
Dies gilt auch für das Kennzahlensystem Gesundheitsmanagement (ein-
schließlich Krankenstand), welches mittlerweile viele Vergleichsringe ver-
wenden.  
Das Kennzahlensystem Gesundheitsmanagement beinhaltet folgende 
Kennzahlen: 
Ord.-Nr. Bezeichnung Einheit 
01.00 Krankentage je Beschäftigten - gesamt Tage 
01.01 Krankentage je Beschäftigten - ohne Nachwuchskräf-
te 
Tage 
01.11 Krankentage je Beschäftigten - Erkrankungen bis 3 
Tage 
Tage 
01.12 Krankentage je Beschäftigten - Erkrankungen 4 bis 
42 Tage 
Tage 
01.13 Krankentage je Beschäftigten - Langzeiterkrankun-
gen 
Tage 
01.14 Krankentage je Beschäftigten - Kuren, Reha Tage 
01.30 Krankheitsquote je Arbeitstag - gesamt % 
01.31 Krankheitsquote je Arbeitstag - ohne Nachwuchskräf-
te 
% 
50.01 Finanzmittel Gesundheitsförderung je Beschäftigten - 
gesamt 
EUR 
50.02 Arbeitszeit Gesundheitsförderung je Krankentag - 
gesamt 
Std. 
51.01 Finanzmittel Arbeitssicherheit je Beschäftigten - ge-
samt 
EUR 
51.02 Arbeitszeit Arbeitssicherheit je Krankentag - gesamt Std. 
52.01 Finanzmittel Betriebsärztl. Tätigkeit je Beschäftigten - 
gesamt 
EUR 




Alle für die Kennzahlenberechnung erforderlichen Einzelerhebungsdaten 
(Grundzahlen) sind dabei wie in dem folgenden Beispiel beschrieben: 




Bezeichnung: Krankentage - Beamte - Erkrankungen bis 3 Tage 
Einheit: Tage 
Erfassung Anzahl der Krankentage der Beschäftigten bei 
krankheitsbedingten Abwesenheiten an 
Arbeitstagen bis zu 3 Tagen. 
 
Als Krankentage zählen: 
- Krankheitstage mit und ohne ärztliche 
Bescheinigung, 
- Krankheitstage aufgrund von Arbeitsunfällen, 
- Arbeitsversuche, Wiedereingliederungen, 
- Kuren und Rehabilitationsmaßnahmen mit 
entsprechender Krankschreibung bzw. 
Dienstbefreiung, werden jedoch als 
gesonderte Grundzahl erfasst. 
 
Nicht als Krankentage zählen: 
- Dienstbefreiungen, infolge erkrankter Kinder, 
- Mutterschutz. 
 
Jahressumme der Arbeitstage im 
Erhebungszeitraum. 
Das komplette Kennzahlensystem befindet sich in der IKON-Vergleichs-
datenbank der KGSt. 
Die Ergebnisse eines Vergleichsrings können beispielsweise so aussehen 
(anonymisierte Ergebnisse aus zwei Vergleichsringen): 













Kommune 1 Kommune 2 Kommune 3 Kommune 4 Kommune 5 Kommune 6 Kommune 7 Kommune 8 Kommune 9 Kommune 10 Kommune 11
 












Kommune C Kommune D Kommune E Kommune F Kommune G Kommune H Kommune I Kommune J Kommune K
Krankentage je Beschäftigten - 
Kuren, Reha 
Krankentage je Beschäftigten - 
Langzeiterkrankungen 
Krankentage je Beschäftigten - 
Erkrankungen 4 bis 42 Tage 
Krankentage je Beschäftigten - 
Erkrankungen bis 3 Tage 
 
Abb. 13.2:  Krankentage je Beschäftigten - Struktur der Erkrankungszeiten. 
 
Ziel der Arbeit des IKO-Netzes ist es, die hier aufgetretenen Unterschiede 
im Krankenstand mit den Beteiligten zu erörtern, mögliche Ursachen und 
Wirkungen zu diskutieren und sich über Maßnahmen auszutauschen. Hilf-
reich für diese Diskussion sind auch die in den Vergleichsringen Personal 
erhobenen Leistungs- und Qualitäts-Kennzahlen sowie die Ergebnisse 
von Kunden- und Mitarbeiterbefragungen.  









Liebe Kollegin, lieber Kollege, 
nur Sie wissen, wie es an Ihrem Arbeitsplatz tatsächlich aussieht. Nur Sie 
können sagen, was sich eventuell verändern müsste, damit Sie zufriedener 
und effektiver arbeiten können.  
Genau wie wir unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die interne Kunden 
der Personalverwaltung befragen, brauchen wir auch Ihre Einschätzung 
zum Arbeitsplatz. Die Personalverwaltung stellt sich einem Leistungsver-
gleich mit anderen Kommunen und in diesem Zusammenhang möchten wir 
auch eine Befragung unserer eigenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
durchführen. 
Bitte lesen Sie sich diesen Fragebogen mit seinen fünf Fragebereichen 
durch und beantworten sie ihn durch Kreuze in den jeweils vorgesehenen 
Kästchen. 
In allen Bereichen finden Sie eine Skala, auf der Sie sich einordnen sollen. 
Die Skala entspricht der Schulnotenskala. Bitte benoten Sie die Aussagen, 
bzw. geben die Note „1“ sofern die Aussage „voll zutrifft“ oder die Note „6“, 
wenn die Aussage „gar nicht zutrifft“. Die Werte dazwischen bieten Ihnen 
eine Abstufung Ihrer Antworten an. 
Geben Sie den Bogen auch dann zurück, wenn Sie zu einzelnen Fragen 
nicht antworten können oder wollen.  
Bitte geben Sie Ihren Bogen bis zum ________________ in dem beigefüg-
ten Freiumschlag an die Sammelstelle beim Personalrat der Poststelle zu-
rück. 
Über den Erfahrungsaustausch können die Kommunen voneinander lernen 
und so Erkenntnisse für ihre Detailanalyse oder über Interventionsmöglich-
keiten gewinnen. 




1. Allgemeine Fragen Wertung gemäß Schul-
noten 
  1 2 3 4 5 6 
1.1 Alles in allem bin ich mit meiner Tätigkeit 
zufrieden. 
   
1.2 Meine Arbeit ist abwechslungsreich.    
1.3 Mein Wissen und Können kann ich gut ein-
setzen. 
   
1.4 Mein Verantwortungsbereich ist genau fest-
gelegt. 
   
1.5 Meine Entscheidungsbefugnisse finde ich 
angemessen. 
   
1.6 Meine Arbeit füllt mich aus.    
1.7 Unsere täglichen Arbeitsabläufe sind richtig 
organisiert. 
   
1.8 Ich würde einem Freund/einer Freundin mei-
nen Arbeitsplatz empfehlen. 
   
 
2. Fragen zum Arbeitsumfeld Wertung gemäß Schul-
noten 
  1 2 3 4 5 6 
2.1 Mein direktes Arbeitsumfeld empfinde ich als 
sauber. 
   
2.2 Die Räumlichkeiten sind angemessen.    
2.3 Ich verfüge über die nötigen Arbeitsmittel, um 
meine Aufgaben zu erledigen. 
   
2.4 Mit der Ausstattung meines Arbeitsplatzes 
bin ich zufrieden. 
   




2. Fragen zum Arbeitsumfeld Wertung gemäß Schul-
noten 
  1 2 3 4 5 6 
2.5 Die Belüftung und das Klima an meinem Ar-
beitsplatz sind in Ordnung. 
   
2.6 Ich werde bei der Erledigung meiner Arbeit 
nicht durch Lärm belästigt. 
   
 
3. Fragen zum Arbeitsverhältnis Wertung gemäß Schul-
noten 
  1 2 3 4 5 6 
3.1 Ich bin mit meiner Arbeitszeitregelung ein-
verstanden. 
   
3.2 Ich bin mit meinem Aufstiegsmöglichkeiten 
zufrieden. 
   
3.3 Mein Einkommen ist angemessen.    
3.4 Ich fühle mich nicht überlastet.    
3.5 Das Verhältnis zu meinen Kollegin-
nen/Kollegen ist gut. 
   
3.6 Meine Kollegen/Kolleginnen sind hilfsbereit.    
 




4. Fragen zum direkten Vorgesetzten Wertung gemäß Schul-
noten 
  1 2 3 4 5 6 
4.1 Alles in allem bin ich mit meiner/m direkten 
Vorgesetzten zufrieden. 
   
4.2 Bei Entscheidungen, die meinen Arbeitsplatz 
betreffen, werde ich ausreichend beteiligt. 
   
4.3 Einzeleingriffe bei delegierten Arbeiten kom-
men nicht vor. 
   
4.4 Verbesserungsvorschläge werden von mei-
ner/m Vorgesetzten ernst genommen. 
   
4.5 Mein/e direkte/r Vorgesetzte/r behandelt alle 
Mitarbeiter fair. 
   
4.6 Mein/e direkte/r Vorgesetzte/r nimmt sich für 
meine Belange Zeit. 
   
4.7 Mein/e direkte/r Vorgesetzte/r setzt sich für 
mich ein. 
   
 
5. Fragen zu den Kundenkontakten  
(Beschäftigte der Kommune) 
Wertung gemäß Schul-
noten 
  1 2 3 4 5 6 
5.1 Die Zahl der Kundenkontakte empfinde ich 
als angenehm. 
   
5.2 Die Öffnungszeiten/zeitliche Erreichbarkeit 
halte ich für ausreichend. 
   
5.3 Die telefonische Erreichbarkeit halte ich für 
ausreichend. 
   
5.4 Die räumliche Erreichbarkeit/Lage halte ich 
für ausreichend. 
   




5. Fragen zu den Kundenkontakten  
(Beschäftigte der Kommune) 
Wertung gemäß Schul-
noten 
  1 2 3 4 5 6 
5.5 Ich fühle mich für den Kunden-/ 
Publikumsbetrieb genügend ausgebildet. 
   
5.6 Unsere Verwaltung geht ausreichend auf die 
Bedürfnisse der Kunden ein. 
   
 
6. Zum Abschluss möchten wir von Ihnen wissen, was Ihnen be-
sonders wichtig ist und inwieweit Sie es an Ihrem jetzigen Ar-
beitsplatz vorfinden. 
 ... ist mir wichtig An meinem Arbeits-
platz ... 
.. finde ich vor 
 Wertung gemäß 
Schulnoten 
 Wertung gemäß 
Schulnoten 
 1 2 3 4 5 6  1 2 3 4 5 6 
       eine interessante 
Tätigkeit 
    
       ein angenehmes Ar-
beitsumfeld 
    




    
       gute Aufstiegsmög-
lichkeiten 
    
       gute Weiterbil-
dungsmöglichkeiten 
    




6. Zum Abschluss möchten wir von Ihnen wissen, was Ihnen be-
sonders wichtig ist und inwieweit Sie es an Ihrem jetzigen Ar-
beitsplatz vorfinden. 
 ... ist mir wichtig An meinem Arbeits-
platz ... 
.. finde ich vor 
 Wertung gemäß 
Schulnoten 
 Wertung gemäß 
Schulnoten 
 1 2 3 4 5 6  1 2 3 4 5 6 
       eine zufrieden stel-
lende Vergütung 
    
       ein gutes Verhältnis 
zu den Kollegin-
nen/Kollegen 
    
       ein gutes Verhältnis 
zur/m direkten Vor-
gesetzen 
    
 
7.  Haben Sie weitere Hinweise, die die Situation an Ihrem Arbeits-
platz besser beschreiben? 
 
(Bitte beachten Sie, dass diese Hinweise für Ihre Einrichtung aufge-
listet aus allen Befragungsbogen an die Vertreterin/den Vertreter im 
Vergleichsring zurückgegeben wird. Machen Sie Ihre Angaben daher 











Verdichtete Aussagen aus IKO-Netz-Vergleichsringen sind beispielsweise: 
o Eine hohe Arbeitsbelastung ist nicht zwingend einhergehend mit 
einem hohen Krankenstand. 
o Bei entsprechenden Teamstrukturen und gegenseitiger (gefühlter) 
Verantwortung vermindert sich die Krankheitsquote. 
o Ältere Mitarbeiter/-innen werden seltener, jedoch u. U. länger krank. 
o Im Bereich des Auszubildenden und jungen Mitarbeiter(s)/-in sind 
die Krankentage intensiv zu beobachten. 
o Die ergänzenden Auskünfte durch Krankenkassen ergeben oftmals 
eine überraschende Häufung von nicht angenommenen Krankheits-
ursachen (z. B. Infektionskrankheiten). 
o Die Auswertung von Krankheitsquoten innerhalb der Verwaltung - 
spezifiziert nach Abteilungen/Ämtern - lässt umfangreiche Rück-
schlüsse und Steuerungsmaßnahmen zu. 
o Die Transparenz und der Umgang mit Krankheitsdaten in der Ver-
waltung tragen zur Minderung der Ausfallquote bei. 
o Die Einforderung von ärztlichen Bescheinigungen bei der Häufung 
von Kurzzeiterkrankungen (ab dem 6. Tag im Jahr, oder personen-
bezogen) führt zu einer Verminderung von Krankentagen und nicht 
unbedingt gleichzeitig zu einer Vermehrung von längerfristigen 
Krankschreibungen. 
o In den Verwaltungen, in denen Krankheitsausfälle von Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern als jeweilige Führungsverantwortung „gelebt“ 
wird, sind geringe Krankenquoten anzutreffen. 
 
Die Arbeit des IKO-Netzes in den Vergleichsringen zeigt gezielt die Kom-
munen auf, die mit entsprechenden Maßnahmen des Gesundheitsmana-
gements aktiv steuern (im Sinne von best-practice-Beispiel). Andere Kom-
munen versuchen diese Methoden zu übernehmen und werden bei lang-
fristigen Vergleichen mittels der Kennzahlenarbeit Entwicklungen aufzeigen 
können. 




Beispiele für Ergebnisse- und Wirkungsziele des BGMs mit 
möglichen Kennzahlen/Indikatoren 
Im Folgenden werden beispielhaft mögliche Ergebnis- und Wirkungsziele 
des betrieblichen Gesundheitsmanagements mit einer Auswahl an mögli-
chen Kennzahlen/Indikatoren verknüpft. Dies erleichtert die Auswahl der 
Ziele und Kennzahlen/Indikatoren, die aufgrund der örtlichen Situation hilf-
reich erscheinen. Dabei sollten sich die Verwaltungen auf möglichst weni-
ge ausgewählte Kennzahlen/Indikatoren beschränken: 
Mögliche Ziele Mögliche Kennzahlen/Indikatoren 
Erhöhung der Pro-
duktivität 
- Quote der produktiven Stunden 
- Anteil der umgesetzten Prozessoptimierun-
gen, die zu Kostenersparnissen führten 
- Ergebnisse aus Workshops, Gesundheits-
zirkeln, Mitarbeitergesprächen 
Erhalt und Steigerung 
der Produktqualität 
- Anzahl der Anregungen/Beschwerden (ex-
ternes Qualitätsmanagement) 
- Anzahl der angenommenen Qualitätsvor-
schläge (internes Qualitätsmanagement) 
- Telefonische Erreichbarkeit (Anzahl Weiter-
leitungen/Abweisungen pro Anruf) 
- Fallzahlen pro Mitarbeiter/-in 







- Leitungsspanne, Führungskraft pro Mitar-
beiter/-in 
- Aktualisierungsrate der Anforderungsprofile 
- Anteil der Zielvereinbarungen 
- Ergebnisse aus Workshops, Gesundheits-
zirkeln 
Erhalt und Steigerung 
der Kundenzufrie-
denheit 
- Ergebnis der Kundenbefragung (intern, ex-
tern) 
Erhalt und Steigerung 
der Wettbewerbsfä-
higkeit 
- Vergleichskennzahlen in verschiedenen 
Leistungsbereichen 
 




Mögliche Ziele Mögliche Kennzahlen/Indikatoren 
Erhalt und Steigerung 
des Images der Ver-
waltung 
- Ergebnis der Kundenbefragung (intern, ex-
tern) 
- Ausgewählte Ergebnisse der Mitarbeiterbe-
fragung 




innen und außen 
- Ergebnis der Kundenbefragung (intern, ex-
tern) 
- Ausgewählte Ergebnisse der Mitarbeiterbe-
fragung 
- Fallzahlen 
- Ergebnisse aus Workshops, Gesundheits-
zirkeln 
Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie 
- Anteil der Mitarbeiter/-innen mit Familien-
status 
- Teilzeitquote 
- Ausgewählte Ergebnisse der Mitarbeiterbe-
fragung 
- Anzahl der Telearbeiter/-innen 





- Umsetzungsstand der Verbesserungsvor-
schläge der MA 
- Umsetzungsstand der Verbesserungsvor-
schläge aus der Gefährdungsbeurteilung 
- Ausgewählte Ergebnisse der Mitarbeiterbe-
fragung 
- Mitarbeiterfluktuationsrate 




- Ausgewählte Ergebnisse der Mitarbeiterbe-
fragung 
- Ergebnisse aus Workshops, Gesundheits-
zirkeln 
- Anteil der Beschäftigten an Maßnahmen der 
Personalentwicklung 
- Anteil der Frauen an allen Führungskräften 




Mögliche Ziele Mögliche Kennzahlen/Indikatoren 
Suchtprävention 
 
- Anteil Teilnehmer/-innen an Aktionen, indi-
vidueller Beratung 
- Auffälligkeiten pro Mitarbeiter/-in 
- Anteil Raucher/-innen 
Erhöhung der Füh-
rungskompetenzen 




- Ausgewählte Ergebnisse der Mitarbeiterbe-
fragung 
- Schulungstage pro Führungskraft 
- Befragung der Führungskräfte 
- Anteil individueller Personalentwicklung für 
Führungskräfte an allen Führungskräften 
- Anteil der erfolgten Willkommensgespräche 
- Anteil der durchgeführten Mitarbeiterge-
spräche, Führungsfeedbacks 









des der Beschäftigten 
- Ausgewählte Ergebnisse der Mitarbeiterbe-
fragung 
- Gesundheitsquote 










Stadt Bielefeld 2 Gesundheitsbericht Gesundheitsbericht 2003 
[KIKOS-Kennung: 
20050131B0051] 
Stadt Dortmund 1 Dienstvereinbarung Dienstvereinbarung zur Be-
trieblichen Gesundheitsförde-
rung der Stadt Dortmund 
[KIKOS-Kennung: 
20020327B0101] 
Stadt Duisburg 1 Politessen Projektbericht Politessen: 






Stadt Duisburg 1 Dienstvereinbarung Dienstvereinbarung über das 
Programm zur betrieblichen 
Gesundheitsförderung und 
Verbesserung der Anwesen-
heitsquote - ProGesundheit 
[KIKOS-Kennung: 
20031014B0113] 
Stadt Duisburg 1 Soziale Dienste; 
Gesundheitstraining
Konzeption Gesundheitstrai-
nings am Arbeitsplatz: Kon-
zeption für Pilotprojekt „Sach-
gebiet Soziale Dienste“ 
[KIKOS-Kennung: 
20050413B0034] 















derung bei der Stadt Frankfurt 
am Main: Grundlagenkonzept 








2 Rahmenkonzept Rahmenkonzept zur Errich-
tung eines betrieblichen Ge-
sundheitsmanagements in der 










2 Schulsekretärinnen Projekt: Gesundheitsmana-
gement im Fachbereich 40 







1 Konzept Gesundheitsförderung in der 
hamburgischen Verwaltung: 
ein konzeptioneller Ansatz für 
die Integration der betriebli-















1 Personalbericht Personalbericht 2004 
-  Personalstrukturbericht 




 bericht 2004 (Bd. 2) 
[KIKOS-Kennung: 
20041207B002A] 
Stadt Köln 1 Konzept Betriebliche Gesundheitsför-




Stadt Köln 1 Konzept Umgang mit dem Personal-






Stadt Köln e.V. 
1 Bewegungspausen Betriebliche Gesundheitsför-





























Stadt Köln e.V. 

















2 Ausschuss Geschäftsordnung des Aus-
schusses für Arbeit, Gesund-











ArGuS, den Ausschuss für 















2 Konzept Entwurf: Rahmenkonzept „Be-
triebliches Gesundheitsmana-







2 Rahmenkonzept Rahmenkonzept „Betriebli-
ches Gesundheitsmanage-
ment in der Stadtverwaltung 





1 Bericht im Rat Gesundheitsförderung für 
städtische Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter - Primärprä-


















1 Nichtraucherschutz Nichtraucherschutz: Dienst-














1 Mobbing Dienstanweisung gegen Mob-
bing und Schikane 
KGSt INFO 10/2001, 46. Jg. 
Landeshaupt-
stadt München 
1 Verwaltungskräfte  Betriebliche Gesundheitsför-
derung im Kreisverwaltungs-
referat: konstituierende Sit-






1 Klärwerke VerEna - ein Projekt zur be-
trieblichen Gesundheitsförde-














1 Kanalbetrieb Betriebliche Gesundheitsför-
derung bei den Stadtentwäs-
serungswerken (Projekt-
Skizze - Folien)  
[KIKOS-Kennung: 
20050524B0031]  










1 Erzieherinnen und 
Erzieher 
Betriebliche Gesundheitsför-
derung in der Fachabteilung 5 
des Schulreferates (Projekt-











derung: ein Angebot für die 
Zusammenarbeit von AOK 
und den Münchner Kammer-
spielen (Projekt-Skizze für die 











jekt-Skizze für die Beschäfti-

























1 Nichtraucherschutz Dienstvereinbarung zum 
Nichtraucherschutz am Ar-




Stadt Uelzen 5 Dienstvereinbarung Dienstvereinbarung über die 




Stadt Uelzen 5 Gebäudewirtschaft Betriebliche Gesundheitsför-
derung: Projekt „Gesundheits-




Stadt Uelzen 5 Schwerbehinderte Integrationsvereinbarung (§ 
83 SGB IX / § 14 SchwbG) 
[KIKOS-Kennung: 
20050414B0012] 
Stadt Uelzen 5 Nichtraucherschutz Dienstvereinbarung „Gute Luft 


















Frau Katein Vertretung Übergangspersonalrat Land
Herr Dr. Künzel Betriebsarzt
Herr Müller Fachgruppe Arbeits-/Immissionsschutz
Herr Schroeder Fachbereich Gesundheitsförderung
Herr Seidler  Organisation Innerer Dienst
Herr Reschke Personalrat
Federführung und Moderation:
Frau Müller  Fachbereich Gesundheitsförderung
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1.1 Verankerung im Landratsamt Rems-Murr-Kreis
Mit der Konzeption zur Betrieblichen Gesundheits-
förderung setzt sich das  Landratsamt Rems-Murr-
Kreis für die Gesundheit seiner Beschäftigten ein. 
Gesunde, motivierte und gut ausgebildete Mitar-
beiter/innen und Mitarbeiter sind sowohl in sozialer 
wie ökonomischer Hinsicht Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Verwaltung.
Die Betriebliche Gesundheitsförderung im Land-
ratsamt Rems-Murr-Kreis soll integraler Bestandteil 
der Betriebskultur werden. Personal- und Organisa-
tionsentwicklung sind wichtige Instrumente, um die 
Gedanken der Betrieblichen Gesundheitsförderung 
dauerhaft in den betrieblichen Abläufen zu verankern. 
Sie kann jedoch nur mit der Akzeptanz und unter Be-
teiligung der Mitarbeiter/innen, der Führungskräfte, 
der Personalvertretungen, der Frauenbeauftragten, 
der Schwerbehindertenvertretung, des Betriebsarztes, 
der Fachkraft für Arbeitsicherheit und ggf. anderer 
Fachleute umgesetzt werden.
Die Betriebliche Gesundheitsförderung ist Bestandteil 
der Leitlinien des Landratsamts Rems-Murr-Kreis.
1.2 Unser Verständnis von Gesundheitsförderung
Der zugrundeliegende Gesundheitsbegriff orientiert 
sich an der Definition der Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO 1986) und ist umfassend zu verstehen:
„Gesundheit ist ein Zustand vollkommenen körperli-
chen, geistigen und sozialen Wohlbeindens und nicht 
allein das Fehlen von Krankheit und Gebrechen.“
Die Deinition geht von einem Idealzustand von Ge-
sundheit aus, allerdings sind völlige Gesundheit bzw. 
völlige Krankheit für Menschen nicht zu erleben. 
Jeder Mensch, auch wenn er sich überwiegend gesund 
fühlt, hat kranke Anteile und solange Menschen am 
Leben sind, sind Teile von ihnen auch gesund.
Gesundheit steht für ein positives Konzept, das die 
Bedeutung sozialer und individueller Ressourcen für 
die Gesundheit ebenso betont wie die körperlichen 
Fähigkeiten. Gesundheit in diesem Sinne verstanden 
ist ein Stadium des Gleichgewichts zwischen ge-
sundheitsbelastenden und gesundheitsfördernden 
Faktoren. Gesundheit entsteht, wenn Menschen ihre 
Ressourcen optimal entfalten und mobilisieren kön-
nen, um so inneren (körperlichen und psychischen) 
und äußeren (sozialen und materiellen) Anforderun-
gen zu begegnen. Gesundheit und Krankheit gelten 
dabei nicht als einander ausschließende Zustände. 
Vielmehr sind sie die Endpunkte eines gemeinsamen 
Kontinuums.
Im Mittelpunkt steht die Frage, was unsere Gesund-
heit positiv beeinflusst und was wir für diese tun 
können (=Salutogenese); weniger die Frage, was 
Krankheit ist und wie sie entsteht (=Pathogenese).
Die Ansatzpunkte der Gesundheitsförderung ent-
sprechen dieser ganzheitlichen Definition.
„Gesundheitsförderung ist ein Prozess, der Einzelne, 
Gruppen und Organisationen dabei unterstützt, im 
Rahmen ihrer Lebensweisen und Lebensbedingungen 
den größtmöglichen Gesundheitsgewinn zu erzielen.“ 
(Ottawa-Charta 1986)
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1.3 Unser Verständnis von Betrieblicher 
  Gesundheitsförderung
Übertragen auf den Kontext der Arbeitswelt, zeigt 
sich das folgendermaßen:
Gesundheit, aber auch Krankheit, können mit der 
komplexen Beziehung zwischen einer Aufgabe, den 
Arbeitsbedingungen und dem einzelnen Menschen 
zusammenhängen. Denn Arbeit ist ein Zusammen-
spiel verschiedener Komponenten: 
Die Tätigkeit selbst kann sich auf die körperli- 
che oder psychische Gesundheit auswirken, aber 
auch die Umgebung, die Gestaltung des Arbeits-
raumes und die Ausstattung des Arbeitsplatzes. 
Ebenso bedeutend ist die Arbeitsorganisation,  
die Arbeitszeit sowie die soziale Beziehung zu 
den Kolleginnen und Kollegen bzw. zu den Vor-
gesetzten. 
Auch die Beschäftigten selbst beeinflussen ihre  
Gesundheit zum Beispiel durch Ernährungs- und 
Bewegungsgewohnheiten. 
Gesundheitsschädlich wirken sich Belastungen dann 
aus, wenn sie dauerhaft auftreten und die indivi-
duellen Bewältigungsmöglichkeiten eines Men-
schen übersteigen. Typische Folgen sind Muskel- 
und Skelett-, Magen- und Darm- sowie Herz- und 
Kreislauferkrankungen, aber auch psychische Er-
krankungen einschließlich Suchtproblemen. Diese 
Krankheiten sind in der Regel nicht auf eine einzelne 
Ursache zurückzuführen, werden häufig chronisch 
und können nicht mehr vollständig geheilt werden. 
Hier ist Prävention in Form vielfältig ansetzender 
Maßnahmen erforderlich, um Arbeitssituationen 
zu schaffen, die sich für alle gesundheitsförderlich 
auswirken.
Gesundheitsförderung als systematische Strate-
gie greift die Komplexität der Zusammenhänge auf 
- zunächst in einer Analyse der Ist-Situation und 
der Arbeitsverhältnisse und darauf aufbauend in 
der Entwicklung von präventiven und korrektiven 
Maßnahmen.  Gesundheitsförderung trägt dazu bei, 
Rahmenbedingungen zu schaffen, die Krankheiten 
am Arbeitplatz - einschließlich Arbeitsunfällen, 
Berufskrankheiten und psychischen Belastungen – 
vorbeugen. Außerdem stärkt sie die gesunderhal-
tenden internen Strukturen und die Kräfte des/der 
Einzelnen. 
Diese Ziele sind nicht kurzfristig zu erreichen; wenig 
hilfreich sind kurzzeitige, punktuelle und damit nicht 
nachhaltig wirksame Aktionen. Der Prozess der Be-
trieblichen Gesundheitsförderung muss vielmehr 
auf Dauer angelegt sein und als Managementauf-
gabe erkannt sein. Nur mit einem solchen Ansatz 
lassen sich z. B. dauerhaft die Krankenstände sen-
ken und die Effizienz des Betriebes  steigern.
Betriebliche Gesundheitsförderung ist eine Strate-
gie, die darauf ausgerichtet ist, gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen am Arbeitsplatz – einschließ-
lich arbeitsbedingter Erkrankungen, Arbeitsunfällen, 
Berufskrankheiten und psychischen Belastungen – 
vorzubeugen, Gesundheitspotenziale zu stärken und 
das Wohlbefinden am Arbeitsplatz zu verbessern. 
Die Förderung der Gesundheit der Beschäftigten 
steigert die Produktivität, verbessert das Betriebs-
klima und senkt die Kosten für Krankheiten und 
Frühpensionierungen. 
Zwei Aspekte prägen das Bild der Betrieblichen Gesund-
heitsförderung:
Zum einen die   Prävention – die Vermeidung 
von Krankheitsentstehung und Minimierung von 
Krankheitsrisiken. 
Zum anderen die   Gesundheitsförderung, die Stär-
kung der individuellen und strukturellen Ressourcen 
mit dem Ziel, die Gesundheit zu stabilisieren. 




Gesundheit am Arbeitsplatz ist durch ein komplexes 
Gesetzes- und Regelwerk beschrieben, in dem Min-
destanforderungen festgelegt sind und ein Handlungs-
rahmen für die verschiedenen Akteure abgesteckt ist. 
Im Folgenden werden die zentralen Gesetze und 
Richtlinien erläutert. Die weiteren detaillierteren 
Bestimmungen und Erläuterungen sind im Anhang 
der Konzeption nachzulesen.
2.1 EU-Rahmenrichtlinie Arbeitsschutz
Diese Rahmenrichtlinie vom 12. Juni 1989 geht von 
den Grundsätzen der Prävention, der menschenge-
rechten Gestaltung der Arbeit und der Verknüpfung 
von Technik, Arbeitsorganisation, Arbeitsbedingungen, 
sozialen Beziehungen und Einfluss der Umwelt auf 
den Arbeitsplatz aus. Wörtlich heißt es:
„Der Arbeitgeber ist verpflichtet, für die Sicherheit 
und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer in 
Bezug auf alle Aspekte, die die Arbeit betreffen, zu 
sorgen. Im Rahmen seiner Verpflichtungen trifft der 
Arbeitgeber die für die Sicherheit und den Gesund-
heitsschutz der Arbeitnehmer erforderlichen Maß-
nahmen, einschließlich der Maßnahmen zur Ver-
hütung berufsbedingter Gefahren, zur Information 
und zur Unterweisung, sowie der Bereitstellung ei-
ner geeigneten Organisation und der erforderlichen 
Mittel.“ 
2.2 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)
Das „Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen 
des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit 
und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei 
der Arbeit (ArbSchG)“ vom 7. August 1996 konkre-
tisiert die o. g. EU-Richtlinie und regelt die Pflich-
ten der Arbeitgeber sowie Pflichten und Rechte der 
Arbeitnehmer.
Maßnahmen des Arbeitsschutzes im Sinne dieses 
Gesetzes sind Maßnahmen zur Verhütung von Un-
fällen bei der Arbeit und arbeitsbedingten Gesund-
heitsgefahren, einschließlich Maßnahmen der men-
schengerechten Gestaltung der Arbeit (§ 2,1). 
Zu den Grundplichten des Arbeitgebers (§ 3) zählen 
u. a., dass die erforderlichen Maßnahmen des Arbeit-
schutzes getroffen werden und ihre Wirksamkeit 
überprüft wird. Die Anpassung der Maßnamen an 
sich verändernde betriebliche Bedingungen muss 
laufend vorgenommen werden. Verbesserungen 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes sind 
anzustreben. Zur Planung und Durchführung von 
Maßnahmen ist für eine geeignete Organisation zu 
sorgen und die erforderlichen Mittel müssen bereit-
gestellt werden. Außerdem sind Vorkehrungen zu 
treffen, dass die Maßnahmen bei allen betrieblichen 
Vorgängen und Tätigkeiten beachtet und in die be-
triebliche Führungsstruktur eingebunden werden. 
Weiterhin muss der Arbeitgeber dafür Sorge tragen, 
dass die Beschäftigten ihrer Mitwirkungspflicht 
nachkommen können.
Zu den allgemeinen Grundsätzen (§ 4) gehört es u. a., 
dass Gefahren an ihrer Quelle bekämpft werden und 
Maßnahmen mit dem Ziel geplant werden, Technik, 
Arbeitsorganisation, sonstige Arbeitsbedingungen, 
soziale Beziehungen und Einfluss der Umwelt auf 
den Arbeitsplatz sachgerecht zu verknüpfen. 
2.3 Luxemburger Deklaration
Das Europäische Netzwerk für Betriebliche Gesund-
heitsförderung hat 1997 in Luxemburg eine Deklara-
tion verabschiedet, die das anerkannte Konzept der 
Betrieblichen Gesundheitsförderung in der Europäi-
schen Union darstellt: „Betriebliche Gesundheitsför-
derung umfasst alle Maßnahmen von Arbeitgebern 
und Gesellschaft zur Verbesserung von Gesundheit 
und Wohlbefinden am Arbeitsplatz.“
2.4 Weitere gesundheitsrelevante Gesetze, 
 Verordnungen und Regelwerke
Eine Auflistung befindet sich im Anhang.
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Entsprechend dem dargelegten Grundverständnis 
geht es in der Betrieblichen Gesundheitsförderung 
grundsätzlich um zwei Fragestellungen. Zum einen 
um die Frage nach den Risiken und Gesundheitsge-
fahren durch die Beschäftigung - „Was macht an 
der Arbeit krank?“ - und zum anderen (basierend 
auf dem Prinzip der Salutogenese) um die Frage der 
gesundheitlichen Ressourcen - „Was erhält Men-
schen gesund?“
Die Ziele der Betrieblichen Gesundheitsförderung 
beziehen sich grundsätzlich auf den zweifachen An-
satz Verhältnis- und Verhaltensprävention. 
Unter Verhältnisprävention wird die Änderung von 
Strukturen und Abläufen im Betrieb mit dem Ziel der 
vorbeugenden Ausschaltung von Gesundheitsge-
fahren verstanden. Hinzu kommt die Gestaltung der 
Arbeitsumgebung sowie der Arbeitsmittel nach den 
neuesten Erkenntnissen der Arbeitswissenschaften 
und der Ergonomie. 
Verhaltensprävention umfasst die Unterstützung 
(z. B. durch Beratung, motivierende Unterstützung 
oder praktische Anleitung) des Menschen bei der 
Vermeidung bzw. der Aufgabe gesundheitsschädlicher 
Lebensweisen. Darüber hinaus will sie Fähigkeiten 
vermitteln, die verhindern, dass aus bestehenden 
Belastungen gesundheitliche Beschwerden entstehen. 
Die nachfolgenden Ziele sind hier zunächst allge-
mein formuliert, da sie die Basis für weitere Ziele 
darstellen. In der konkreten Umsetzung der Betrieb-
lichen Gesundheitsförderung, in der Zieldefinition 
bei der Maßnahmenentwicklung, werden diese auf 
Überprüfbarkeit und Messbarkeit hin formuliert 
(siehe weitere Ausführungen zum  Projektmanage-
ment 4.5).
3.1 Allgemeine Ziele
Schaffung und Erhaltung von gesundheitsför- 
dernden Arbeitsbedingungen unter Berücksich-
tigung der Bedürfnisse der Beschäftigten
Steigerung und Stabilisierung des körperlichen,  
psychischen und sozialen Wohlbefindens der 
Mitarbeiter/innen
Verbesserung der individuellen Gesundheitskom- 
petenzen der Beschäftigten 
Berücksichtigung der jeweils besonderen Situ- 
ation von Frauen und Männern, Behinderten, in 
der persönlichen Leistungsfähigkeit beeinträch-
tigten Beschäftigten sowie  ausländischen Mit-
arbeiter/innen
3.2 Kommunikation und Kooperation
Förderung eines positiven Betriebsklimas und  
der Arbeitszufriedenheit
Aktive Beteiligung der Beschäftigten an Ange- 
legenheiten, welche die Gesundheit am Arbeits-
platz betreffen
Verbesserung der dienststelleninternen Koopera- 
tion und Kommunikation
Verstärktes Engagement der Führungskräfte und  
direkten Vorgesetzten für die Gesundheitsförde-
rung der Beschäftigten
3.3 Motivation und Leistung
Reduzierung der Fehlzeiten (sofern Bedarf vorliegt) 
Steigerung der Qualität der Dienstleistungen 
Erhaltung der Leistungsbereitschaft und –fähigkeit  
der Beschäftigten 
Identifikation der Beschäftigten mit Aufgabe  
und Dienststelle
3. Ziele der Betrieblichen Gesundheitsförderung
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4. Prinzipien und Qualitätskriterien
Für den Erfolg sowohl der Implementierung als auch 
der Umsetzung Betrieblicher Gesundheitsförderung 
haben sich folgende Prinzipien und Qualitätskriterien 
als sinnvoll erwiesen.
4.1 Ganzheitlichkeit 
Ganzheitliche Betriebliche Gesundheitsförderung 
setzt sowohl bei den Personen (Verhalten) als auch 
bei den Arbeitsbedingungen (Verhältnisse) an und 
ist somit ein wichtiger Bestandteil der Organisa-
tions- und der Personalentwicklung. 
Folgende vier Interventionsebenen lassen sich un-
terscheiden:
Abbau von belastenden Bedingungen der Arbeit  
(Zeitdruck, schlechte Arbeitsräume etc.)
Schafung von gesundheitsförderlichen Arbeitsbe- 
dingungen, in denen sich die Beschäftigten entwi-
ckeln können (Handlungsspielräume, gesundheits-
orientiertes Führungsverhalten, unterstützende 
soziale Beziehungen und Kommunikationsformen 
etc.)
Verringerung belastenden, gesundheitsriskanten  
Verhaltens (ungünstige Körperhaltungen und 
Arbeitsweisen, Rauchen etc.)
Entwicklung individueller Gesundheitspotenziale  
(Fähigkeiten zur Bewältigung von Belastungen, 
angemessene Qualifizierung für Arbeitsanforde-
rungen, gesundheitsförderliches Verhalten etc.)
Betriebliche Gesundheitsförderung umfasst alle 
Maßnahmen zur gesundheitsgerechten Arbeitsge-
staltung und Unterstützung gesundheitsgerechten 
Verhaltens. Erfolgreich ist sie dann, wenn diese 
Maßnahmen dauerhaft miteinander verknüpft sind 
und systematisch durchgeführt werden.
4.2 Partizipation
Für den Erfolg Betrieblicher Gesundheitsförderung 
ist ausschlaggebend, dass alle Mitarbeiter/innen 
möglichst weitgehend an Planungen und Entschei-
dungen beteiligt werden (Quelle: BKK Qualitätskri-
terien für die Betriebliche Gesundheitsförderung). 
Viele gesundheitsbeeinträchtigende Faktoren sind 
weder von „oben“ noch von außen ersichtlich bzw. 
veränderbar. Die Beschäftigten wissen als ExpertIn-
nen in eigener Sache am besten, was sich negativ 
auf ihre Gesundheit auswirkt und was ihnen gut 
tut. Daher ist es wichtig, dass die Mitarbeiter/innen 
Gelegenheit erhalten, sich in Fragen der Gesundheit 
am Arbeitsplatz aktiv zu beteiligen. 
„Nach allen bisherigen Erkenntnissen kommen von den 
Beschäftigten in der Regel sehr praxisnahe Lösungsvor-
schläge, die meist sogar ohne großen inanziellen Auf-
wand verwirklicht werden können. Ein weiterer Vorteil 
der Partizipation: Gesundheitsförderliche Maßnahmen 
werden eher akzeptiert, wenn sie gemeinschaftlich 
entwickelt, beschlossen und aktiv mitgetragen wer-
den.“ („Gesund und aktiv“  – Verwaltungsreform Nie-
dersächsisches Innenministerium)
Grundlage der Partizipation ist eine entsprechende 
Transparenz, was die Ziele und Inhalte der Betrieb-
lichen Gesundheitsförderung betrifft. Es ist daher 
unerlässlich, dass die Beschäftigten auf dem Wege 
der internen Öffentlichkeitsarbeit über alle Vorha-
ben zur Betrieblichen Gesundheitsförderung infor-
miert werden.
Eine besondere Rolle kommt bei der Partizipation 
den Führungskräften zu. Der Führungsstil ist ein 
entscheidender Faktor, wenn es um die Beteiligung 
der Beschäftigten geht. 
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4.3 Gender Mainstreaming
Gender Mainstreaming bezeichnet eine Strategie zur 
Durchsetzung des Gleichheitsgrundsatzes in Artikel 3 
Absatz 2 des Grundgesetzes. Gender Mainstreaming 
basiert auf Chancengleichheit für Frauen und Männer 
und bedeutet, bei allen gesellschaftlichen Vorhaben 
die unterschiedlichen Lebenssituationen und Inter-
essen von Frauen und Männern zu berücksichtigen. 
Bei allen politischen Entscheidungen und Plänen muss 
eine geschlechterbezogene Sichtweise berücksichtigt 
werden.
Betriebliche Gesundheitsförderung muss spezifische 
Belastungen von Frauen und Männern identifizieren 
und abbauen. Daneben sollen Prozesse unterstützt 
werden, die darauf abzielen, die geschlechtliche 
Arbeitsteilung aufzuheben und damit Belastungen 
zu reduzieren.
Ziel ist, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf  
weiter zu erleichtern. Dabei ist ein Leitbild zu 
entwickeln, das auch Männer darin unterstützt, 
die Erwerbstätigkeit zugunsten von Familien-
pflichten zeitweise zu unterbrechen oder zu 
reduzieren. Denn Studien zu quantitativen und 
qualitativen Mehrfachbelastungen jüngerer Zeit 
kommen zu dem Ergebnis, dass die verschie-
denen Rollen der Frau auch positive gesund-
heitliche Effekte haben. Belastungssituationen 
können abgepuffert und positive Ressourcen 
wechselseitig gestärkt werden.
Es geht darum, Voraussetzungen für den gleichbe- 
rechtigten Zugang zu allen Tätigkeiten – ohne ge-
schlechterstereotype Einordnungen – zu schafen.
Frauen und Männer werden gleichberechtigt in  
ihren Aufstiegsmöglichkeiten und aktiv in ih-
rer Karriere unterstützt („Gesund und aktiv“ – 
Verwaltungsreform Niedersächsisches Innenmi-
nisterium)
4.4 Integration: Betriebliche Gesundheits-
 förderung als Organisationsziel
Betriebliche Gesundheitsförderung ist nur wirksam, 
wenn die vorherrschenden strukturellen, organi-
satorischen und persönlichen Bedingungen im Zu-
sammenhang gesehen werden – das ergibt sich u. a. 
aus dem Prinzip der Ganzheitlichkeit. Daraus lässt 
sich schließen, dass Gesundheitsförderung bei allen 
wichtigen Entscheidungen und in allen Bereichen 
der Dienststelle berücksichtigt werden muss.
Für die Einbindung der Betrieblichen Gesundheits-
förderung in den Arbeitsalltag sind die Betriebslei-
tung und die Führungskräfte in Zusammenarbeit mit 
den Personalvertretungen (sowie der Frauenbeauf-
tragten; der Schwerbehinderten-, Jugend- und Aus-
zubildendenvertretung) verantwortlich. Als verbind-
liche Vorgabe, für alle sichtbar, ist die Betriebliche 
Gesundheitsförderung im Leitbild verankert.
4.5 Projekt- und Prozessmanagement
Alle Maßnahmen und Programme zur Gesundheits-
förderung müssen systematisch durchgeführt und 
auf die spezifischen Bedürfnisse der Dienststelle 
und der Mitarbeiter/innen zugeschnitten werden. 
Erfolgreiches Gesundheitsmanagement gleicht ei-
nem Lernzyklus und umfasst eine Bedarfsanalyse 
und Zieldefinition, die Planung und Ausführung ge-
eigneter Maßnahmen sowie die kontinuierliche Kon-
trolle und Bewertung der Ergebnisse (Evaluation). 
Die fundierte Analyse der Ist-Situation ist die Basis 
der Betrieblichen Gesundheitsförderung. Nur eine 
genaue Diagnose kann den Projektverantwortlichen 
zeigen, wo und wie eingegriffen werden muss, um 
die definierten Ziele zu erreichen. Die notwendigen 
Informationen können Mitarbeiter/innenbefragun-
gen, Gesundheitszirkel, Diagnose-Workshops oder 
Krankenstandsstatistiken liefern. („Gesund und ak-
tiv“  – Verwaltungsreform Niedersächsisches Innen-
ministerium)
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5. Handlungsfelder und Maßnahmen
Betriebliche Gesundheitsförderung umfasst Hand-
lungsfelder und Maßnahmen zur gesundheitsgerech-
ten Arbeitsgestaltung und Unterstützung gesund-
heitsgerechten Verhaltens. Erfolgreich ist sie dann, 
wenn diese Maßnahmen dauerhaft miteinander ver-
knüpft sind und systematisch durchgeführt werden. 
Dies trift ebenso auf die Handlungsfelder Mitarbei-
terführung und soziales Klima zu.
5.1 Handlungsfeld Verhältnisprävention
Ziel der Verhältnisprävention ist es, Arbeitsbedin-
gungen, Arbeitsmittel, Arbeitsumgebung und Arbeits-
organisation so zu gestalten, dass Gesundheitsge-
fahren vermieden werden und die gesundheitlichen 
Ressourcen der Beschäftigten möglichst erhalten 
werden. Analog zum erweiterten Gesundheitsbegrif 
hat Verhältnisprävention nicht ausschließlich die 
physische Integrität der Beschäftigten im Blick, son-
dern ebenso die menschengerechte Gestaltung der 
Arbeit und die psychosoziale Dimension.
Maßnahmen zur Verhältnisprävention
Ergonomische Gestaltung der Arbeitsumge- 
bung und der Arbeitsplätze – Gestaltung der 
Arbeitsräume ist von entscheidender Bedeutung 
für die gesundheitsförderliche Einflussnahme 
auf Arbeitsumgebung und –plätze.
Einsatz geeigneter Arbeitsmittel und Arbeits- 
hilfen – ungeeignete oder unpraktische Arbeits-
mittel können Quelle erheblicher Belastungen 
sein und nachteilige gesundheitliche Auswirkun-
gen nach sich ziehen. Gesundheitsförderliche Be-
schafungskriterien für Arbeitsmittel sind an der 
Funktionalität und Handhabbarkeit zu orientieren.
Ständige Verbesserung der Arbeitsmethoden –  
Arbeitsmethoden sollen effektiv, wenig belas-
tend sein und keine unnötigen Reibungsverluste 
erzeugen.
Gesundheitsförderliche Arbeitsorganisation –   
Arbeitstätigkeiten, welche die Fähigkeiten der 
Beschäftigten erhalten und weiterentwickeln, 
sind gesundheitsförderlich und setzen Potenzi-
ale der Beschäftigten frei. Insbesondere größere 
Handlungs- und Entscheidungsspielräume können 
Motivation und Arbeitszufriedenheit steigern.
Schafung sonstiger gesundheitsförderlicher  
Rahmenbedingungen - Angebote zur entspan-
nungsfördernden und kreativen Pausengestaltung.
Bereitstellung von gesundheitsförderlichen 
Hilfsmitteln (Sportgeräte wie Theraband), ge-
sundheitsförderliche Ernährung in Kantinen, 
Getränke in Pausen und Besprechungen (Quelle: 
Niedersachsen Seite 24)
5.2 Handlungsfeld Verhaltensprävention
Bei der Verhaltensprävention geht es darum, die Be-
schäftigten durch bestimmte Maßnahmen zu einem 
gesundheitsbewussten Verhalten zu motivieren. In-
haltlich orientieren sich die Maßnahmen einerseits 
an Gesundheitsrisiken wie Bewegungsmangel, Sucht-
mittelabhängigkeit, Fehlernährung u. ä. Andererseits 
sollen individuelle Gesundheitspotenziale angespro-
chen und gestärkt werden, wie Strategien zur Kon-
liktlösung, Stressbewältigung, Entspannung u. a. 
Die Beschäftigten erhalten somit Anregungen, ihre 
individuellen Gesundheitsressourcen zu entdecken, 
zu stärken und zu nutzen.  Der ganzheitliche Ansatz 
erzielt automatisch Efekte im Verhalten sowohl in 
berulichem  als auch in privatem Lebenskontext.
Maßnahmen zur Verhaltensprävention
Bei den konkreten Maßnahmen kann zwischen unter-
stützenden Gesundheitsangeboten, Anleitung zum 
gesunden Verhalten am Arbeitsplatz und Suchtprä-
vention unterschieden werden. Die nachfolgenden 
Aufzählungen sind als Beispiele zu verstehen und 
nicht als abschließende Darstellung obligatorischer 
Maßnahmen. 
Darüber hinaus werden die im Landratsamt Rems-
Murr-Kreis bestehenden (teilweise durch das inter-
kommunale Fort- und Weiterbildungsangebot der 
VHS Unteres Remstal e. V. abgedeckt) oder schon 
einmal durchgeführten Angebote aufgeführt. 
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Bestehende bzw. bereits umgesetzte Angebote
Inhouse- Seminare:
Stressbewältigung (für Frauen)ŧ
Umgang mit schwieriger Klientelŧ
Entspannungsübungen/-techniken am Arbeitsplatz (für Frauen)ŧ
Das Gespräch mit der Bürgerin/dem Bürgerŧ
Kursangebote der VHS





Supervision –   y fachliche Begleitung durch externe Berater/innen
Pausenkultur - y Arbeitsplatz zur Pause verlassen, Bewegung, Kontaktpflege mit KollegInnen
Mögliche unterstützende Gesundheitsangebote:
Bewegung
Betriebssportgruppen initiieren (zur Zeit ausschließlich Fußball)ŧ
Bewegungspausen – Bewegungstraining in den Arbeitsalltag integrieren  ŧ
(MultiplikatorInnen bzw. Bildschirmschoner mit Übungen) 
Rückenschule ŧ
Wirbelsäulengymnastik, die in regelmäßigen Abständen stattfindetŧ
Bewegungskurzpausenŧ
Informationen über Sportangebote in der Freizeit  ŧ
(Rahmenvertrag mit Fitnessstudio in der Nähe, Broschüre über Sportmöglichkeiten/Vereine)
Gesunde Wege zur Arbeit (Fahrrad) fördernŧ
Information generell
Regelmäßige Infoschrift zum Thema „Gesundheit “ŧ
Gesundheitstage durch Betriebsarzt (mit Partnern wie z. B. Krankenkasse, Unfallkasse BW, ...) ŧ
Gesundes Arbeitsverhalten
Individuelles Management am Arbeitsplatzŧ
Konfliktlösungŧ
Umgang mit Belastungenŧ






In Zusammenarbeit mit SuchthelferInnen im Rahmen der Dienstvereinbarung „Sucht“ŧ
Raucherentwöhnungŧ
Informationen zum Suchtmittelkonsumŧ
„Workaholics“ – Worklife-Balance ŧ
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Handlungsspielräumen sowie die Unterstützung 
und Beteiligung der Beschäftigten beeinflussen 
entscheidend Wohlbefinden, Gesundheit, Moti-
vation und Leistungsbereitschaft der Mitarbei-
ter/innen. 
Aufgabenklarheit   - Menschen können nur dann 
produktiv und kreativ arbeiten, d. h. ihre Fähig-
keiten und Fertigkeiten optimal nutzen, wenn 
sie eine möglichst eindeutige Klarheit über ihre 
Aufgaben und Rollen haben. Eine der wichtigsten 
Führungsaufgaben ist es, Klarheit und Struktur 
zu vermitteln. Gesundheits- und mitarbeiterge-
rechte Führung beinhaltet auch die Zuweisung 
von Arbeit unter Berücksichtigung der vorhan-
denen Fähigkeiten und Interessen (Vermeidung 
von Über- und Unterforderung) und mit dem Ziel, 
den Mitarbeiter/innen Möglichkeiten zur persön-
lichen und berulichen Entwicklung zu schafen.
Zielvereinbarungen   - Zielvereinbarungen zu tref-
fen heißt, Ziele deinieren, klar kommunizieren und 
die Zielerreichung zu überprüfen. Erst durch das 
Ziel entsteht die Handlungsmöglichkeit. Für die Be-
schäftigten ist es ein bedeutender Faktor zur Orien-
tierung, Selbsteinschätzung und bietet die Grund-
lage für eigenständige Verantwortung. (Quelle u. a. 
Berufsgenossenschaft: Psychische Gesundheit ein 
Baustein des erfolgreichen Unternehmens)
Fürsorgepflicht   - Fürsorge und Mitgefühl für 
die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter wirken 
sich zweifellos gesundheitsfördernd aus. Zeigt 
eine Führungskraft hohes Interesse an Fragen 
und Sorgen seiner Beschäftigten, verringert sich 
die psychische Beanspruchung, die Gereiztheit 
sinkt und Leistung und Arbeitsfreude steigen. 
Vorbildliche Führungskräfte übernehmen bei 
Auseinandersetzungen mit höher stehenden 
Vorgesetzten oder Fehlern der Beschäftigten die 
Verantwortung und stellen sich vor sie. Führung 
in diesem Sinne gibt Sicherheit und nimmt den 
Beschäftigten die Angst – besonders auch vor 
den schnellen und oft undurchschaubaren Ver-
änderungen am Arbeitsplatz.
5.3 Handlungsfeld Mitarbeiterführung
Das dritte Handlungsfeld widmet sich der Mitar-
beiterführung. Die Führungsstrukturen in den Un-
ternehmen und die Arbeitsorganisation bestimmen 
die psychischen, aber auch die physischen Belas-
tungen der Beschäftigten und sind damit wirksame 
Eingriffspunkte der Gesundheitsförderung. Zwar 
erfordert bereits das Arbeitsschutzgesetz, die Ar-
beitsabläufe gesundheitsfördernd zu organisieren, 
doch ist das ohne verantwortliche Mitwirkung der 
Beschäftigten und ihrer Interessenvertretungen 
nicht möglich.
Moderne Betriebliche Gesundheitsförderung baut 
auf eine gesunde Unternehmenskultur, die ihre 
Beschäftigen fair, anerkennend und wertschätzend 
unterstützt. Eine vielfältige, vertrauensvolle Kultur 
im Betrieb erleichtert Offenheit, Kooperation und 
Leistung.
Unternehmenskultur als solche kann nicht einfach 
verordnet werden, wohl aber vorgelebt werden. 
Leitung und Führungskräfte bestimmen entschei-
dend die Kultur im Unternehmen und spielen aus 
diesem Grund in der Betrieblichen Gesundheitsför-
derung eine entscheidende Rolle.
Grundvoraussetzung für eine gelingende Mitarbei-
terführung ist das Vorhandensein von ausreichender 
Zeit der Führungskräfte, um ihrer Führungsaufgabe 
nachkommen zu können.
Maßnahmen zur Mitarbeiterführung
Führungsstil   - Führungskräfte beeinflussen 
durch ihr jeweiliges Führungsverständnis und 
–verhalten maßgeblich die Kommunikations- 
und Kooperationsstile und damit insgesamt das 
Klima und die Kultur im Unternehmen (vgl. So-
ziales Klima). Auch das Feedback in Form der 
Rückmeldung über Leistungs- und Sozialver-
halten, die Schaffung von Entscheidungs- und 
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Personalentwicklung   - Rahmenbedingungen in 
der Dienststelle, welche die interne Mobilität der 
Beschäftigten fördern und Aufstiegsmöglichkei-
ten eröfnen, setzen Potenziale der Beschäftig-
ten frei und sind damit gesundheitsförderlich. 
Dies gilt auch für die Transparenz und Nachvoll-
ziehbarkeit der Beurteilungs- und Beförderungs-
entscheidungen. Führung heißt aber auch, dass 
sich die Vorgesetzten um die Entwicklung ihrer 
Mitarbeiter/innen kümmern. Damit kommt im 
Rahmen der Betrieblichen Gesundheitsförderung 
der Personalentwicklung eine wichtige Rolle zu. 
(Quelle: BKK; S. 14)




Führen unter schwierigeren Bedingungenŧ
Motivierende Führung durch Lob und  ŧ
Anerkennung
Bestehende bzw. bereits umgesetzte Angebote
VHS-Kursangebot:
Gespräche selbstsicher und konstruktiv führen ŧ
(für Frauen)
Rhetorik und Sprachgewandtheitŧ





Freizeitaktivitäten (z. B. Betriebsausflug)ŧ
Fortbildungsangebote wie „Umgang mit  ŧ
Konflikten“ o. ä.
Der alltägliche Umgang untereinander und gegen-
über den Kunden/innen kann durch verschiedene 
Maßnahmen und Strukturen verbessert werden. 
Maßnahmen bzgl. des Sozialen Klimas
Förderung der Kommunikation -   positive Rah-
menbedingungen für informelle Informations- 
und Kommunikationsprozesse erleichtern die 
Arbeitsabläufe, unterstützen die soziale Kom-
munikation und erhöhen die Zufriedenheit der 
Beschäftigten. 
Fehlerkultur und Anerkennungskultur -   für die 
Entwicklung der Potenziale der Beschäftigten ist 
die Fehlerkultur und Anerkennungskultur von Be-
deutung. Eng kontrollierende, allein auf formale 
Richtigkeit hin orientierte Führung schöpft die 
Fähigkeiten der Beschäftigten nicht aus. Fehler 
sind Ansatzpunkte für nachhaltige Lernprozesse. 
Zielvereinbarungen eröffnen Freiräume, ohne 
dass die Qualität der Arbeit darunter leidet. 
Die Anerkennung guter Arbeit durch die Vorge-
setzten, Belobigungen in der Öffentlichkeit der 
Dienststelle, die Hervorhebung herausragender 
Leistungen trägt auch zur Gesundheitsförderung 
der Beschäftigten bei. 
Konfliktmanagement/-lösung -   Konflikte lö-
sen sich in der Regel nicht von alleine. Daher ist 
es sinnvoll, als Führungskraft schon frühzeitig 
Einfluss auf die Lösung von Missverständnissen, 
Unklarheiten etc. zu nehmen. Klare Vorgaben, 
(gemeinsames) Erarbeiten von Lösungen und 
verbindliche  Vereinbarungen tragen zur Kon-
fliktvermeidung und -bearbeitung bei.
5.4 Handlungsfeld Soziales Klima
Das soziale Klima ist ein Indikator für die Qualität 
der Zusammenarbeit. Ein guter kollegialer Umgang 
der Beschäftigten untereinander ist unerlässlich für 
ein gutes Betriebsklima. Dies bestimmt den Ton in 
einem Betrieb sowohl nach innen als auch nach au-
ßen und wirkt sich maßgeblich auf Motivation und 
Arbeitszufriedenheit aus. Respekt untereinander ist 
eine wichtige Voraussetzung für jede/n einzelne/n 
Beschäftigte/n, sich mit seiner ganzen Person einzu-
bringen und zugehörig zu fühlen. In einem respekt-
vollen und anerkennenden Arbeitsklima verbessert 
sich die Zusammenarbeit und das Gefühl der Zusam-
mengehörigkeit wird gesteigert.
Grundlage für eine gute Zusammenarbeit ist die 
Vorbildfunktion der Führungskraft und deren Ein-





Geeignete Maßnahmen zur Findung von  ŧ
Führungskräften
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6. Strukturen und Instrumente
Die Umsetzung der Betrieblichen Gesundheitsförde-
rung mit dem umfassenden Ansatz benötigt Struk-
turen und Instrumente, die alle benötigten Kompe-
tenzen mit einbeziehen. Dabei ist je nach Gremium 
die Entscheidungskompetenz, fachliche Kompetenz 
und die persönliche Kompetenz der Beschäftigten 
gefragt. Klare und verbindliche Aufgabenformulie-
rung und Zuständigkeiten unterstützen effektives 
und befriedigendes Arbeiten.
6.1 Steuerungsgruppe (Entscheider/innenkreis)
Es wird eine zentrale Steuerungsgruppe eingerichtet, 
um das Thema Gesundheit systematisch und dauer-
haft in den betrieblichen Alltag zu integrieren.
Behördenleitung
Vetreten durch Dezernentin V
Personalvertretung
Leitung Geschäftsbereich 20














Bedeutend ist die Einbindung der Dienststellenlei-
tung, als Signal dafür, dass das Vorhaben der Be-
trieblichen Gesundheitsförderung ernstgenommen 
wird und das Engagement sich lohnt. Ebenso ist die 
Teilnahme einer Vertreterin oder eines Vertreters des 
Personalrats als Interessensvertretung der Beschäf-
tigten unabdingbar. Die Steuerungsgruppe sollte 
sich darüber hinaus aus VertreterInnen verschiede-
ner Gruppen bzw. Funktionen zusammensetzen.
Im Sinne einer Projektorganisation plant und koor-
diniert die Steuerungsgruppe den gesamten Prozess 
der Betrieblichen Gesundheitsförderung und initi-
iert und begleitet einzelne Teilprojekte. (siehe Ver-
waltungsreform Niedersachsen S. 14)
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6.2 Gesundheitszirkel
Wesentliches Element einer ganzheitlichen Betrieb-
lichen Gesundheitsförderung ist die Einrichtung von 
Gesundheitszirkeln.
Auf der einen Seite bieten sie die Möglichkeit, die 
Beschäftigten aktiv einzubeziehen und deren Wissen 
bei gesundheitsrelevanten Fragen zu nutzen. Auf der 
anderen Seite können die Mitarbeiter/innen auf die-
se Weise selbst dazu beitragen, ihre Arbeitsbedin-
gungen zu verbessern. 
Die Arbeit dieser Zirkel besteht zunächst darin, alle 
Einflüsse zusammenzutragen, die sich entweder 
negativ oder positiv auf die Gesundheit auswirken. 
Anschließend werden Vorschläge zur Beseitigung der 
festgestellten Belastungen und für die gesundheits-
fördernden Maßnahmen erarbeitet. Zur Diskussion 
stehen technische, ergonomische, organisatorische 
und personenbezogene Lösungen.
Über die Umsetzung der Maßnahmen kann der Ge-
sundheitszirkel nicht alleine bestimmen. Die Lösungs- 
vorschläge werden der Steuerungsgruppe der 
Dienststelle präsentiert. Die Empfehlungen dürfen 
allerdings nur begründet abgelehnt werden, und die 
Ablehnung ist mit den Zirkelmitgliedern zu erörtern. 
Denn die Mitarbeiter/innen werden Betriebliche 
Gesundheitsförderung nur zu ihrer Sache machen, 
wenn sie wissen, dass ihre Vorschläge nach Mög-
lichkeit auch zeitnah umgesetzt werden.
Für die Einrichtung von Gesundheitszirkeln gibt es 
zwei Modelle: Entweder nehmen die Führungskräfte 
teil, oder es trefen sich ausschließlich die Beschäf-
tigten einer hierarchischen Ebene. In beiden Fällen 
ist die Moderation durch eine neutrale und entspre-
chend qualiizierte Person wichtig, um innerhalb 
einer vertrauensvollen Gesprächsatmosphäre ofen, 
sachlich und konstruktiv miteinander reden zu können.
Über die Zusammensetzung muss im Einzelfall 
entschieden werden, um der jeweiligen Problem- 
situation und den Interessen der Betroffenen ge-













ermitteln gemeinsam Belastungen und 
erarbeiten Lösungen gesundheitsförderlicher 
Arbeits(platz)gestaltung
blau = Teilnahme obligatorisch
schwarz = Teilnahme optional




-  Anbieter/innen im Gesundheitsbereich
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Ziel: 
















6.3 Geschäftsführung der Betrieblichen 
 Gesundheitsförderung
Die Geschäftsführung der Betrieblichen Gesund-
heitsförderung unterstützt die Steuerungsgruppe 
bei der Datenbeschaffung und Bedarfsanalyse. 
Ihr obliegt die Koordination und Moderation der 
Gesundheitszirkel.
6.4 Zusammenwirken der Strukturen
Die Aufgabenverteilung der einzelnen Strukturele-
mente orientiert sich an den zuvor beschriebenen 
Prinzipien der Betrieblichen Gesundheitsförderung. 
Das systematische Zusammenwirken der Strukturen 




Arbeitszeit der Beteiligten in Gesundheitszir- 
kel und Steuerungsgruppe - Für die Mitarbeit 
sowohl in der Steuerungsgruppe als auch in den 
Gesundheitszirkeln muss eine verbindliche und 
kontinuierliche Teilnahme der Funktionsträger 
bzw. der Beschäftigten möglich sein. Die be-
nötigte Arbeitszeit ist im jeweiligen Arbeitsfeld 
sicherzustellen. 
Arbeitszeit der Beschäftigten für gesundheits- 
förderliche Maßnahmen - Die Beschäftigten 
erhalten die Möglichkeit, in einem festgelegten 
Zeitrahmen innerhalb der Arbeitszeit an gesund-
heitsförderlichen Maßnahmen teilzunehmen. 
Den Umfang der Arbeitszeit in Abhängigkeit von 
der jeweiligen Maßnahme bestimmt die Steue-
rungsgruppe. 
Finanzetat, Projektmittel -   Die Maßnahmen 
und Interventionen sind teilweise nur mit exter-
ner Unterstützung durchzuführen. Dafür können 
Drittgelder (Versicherungsträger u. a.) eingesetzt 
werden, es bedarf jedoch auch eigener Finanz-
mittel. Über die Höhe der Eigenmittel entschei-
det die Steuerungsgruppe im Rahmen der haus-
haltsrechtlichen Vorgaben.
Begrenzte Anzahl von laufenden Gesundheits- 
zirkeln - Die einzelnen Gesundheitszirkel werden 
nach den Prinzipien des Projektmanagements 
durchgeführt (vgl. 4.5). Daher sind parallel nur 
eine begrenzte Anzahl an Gesundheitszirkeln 
möglich, es werden zunächst zwei Zirkel pro 
Jahr geplant.
Geschäftsführung Betriebliche Gesundheits- 
förderung - Diese Aufgabe wird den Fachberei-
chen Personalentwicklung und Gesundheitsför-
derung übertragen. In den ersten beiden Jahren 
(2006/2007) liegt die Federführung beim Fach-
bereich Gesundheitsförderung. Danach wird die 
Zuständigkeit hinsichtlich Anbindung an Perso-
nalentwicklung überprüft.
19 
6.6 Betriebliche Gesundheitsförderung konkret
Im Folgenden wird die konkrete Umsetzung Betrieblicher Gesundheitsförderung in aufeinander aufbauen-
den Schritten beschrieben. Die im vorherigen Abschnitt beschriebenen Strukturen (Steuerungsgruppe und 






Interne Informationsquellen sichten (betriebsinterne Statistiken der Perso- 
nalabteilung zu krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit; Unfallmeldungen; 
Gefährdungsbeurteilungen; Protokolle von Betriebsbegehungen; Arbeits-
platzanalysen; weiteres siehe Anhang)
Externe Informationsquellen sichten (Gesundheitsberichte der Kranken- 
kassen, Daten der Unfallversicherungen)
Mitarbeiter/innen befragen (Fragebogen festlegen; Datenschutz beachten) 
Beteiligungsmöglichkeiten im Rahmen der Gesundheitszirkel schafen 
2. ZIELE
 Steuerungsgruppe
Gemeinsame Zielfestlegung auf der Grundlage der Analysedaten – kurz-,  





Maßnahmen vor dem Hintergrund der Problemanalyse und der aufge- 
stellten Ziele auswählen
Aspekte der Verhältnis- wie auch der Verhaltensprävention sowie der  
Mitarbeiterführung und des sozialen Klimas beachten
Bei Maßnahmen der Verhaltensprävention verhältnispräventive ergono- 
mische, organisatorische und psychosoziale Gesichtspunkte einbeziehen
Notwendige personelle und organisatorische Voraussetzungen für die  
Maßnahmen schaffen, Verantwortliche festlegen










Diese Konzeption wurde von der Projektgruppe Betriebliche Gesundheitsförderung unter Federführung des 
Fachbereichs Gesundheitsförderung erstellt. Sie stellt das Grundlagenpapier zur Betrieblichen Gesundheits-
förderung im Landratsamt Rems-Murr-Kreis dar. Die konkrete Planung und Umsetzung erfolgt durch die 
Steuerungsgruppe, Geschäftsführung BGF und die zuständigen Funktionsträger.
 
Die Konzeption tritt mit der Unterzeichnung in Kraft.
Waiblingen, den 15. Mai 2006 
Johannes Fuchs      Jürgen Reschke





Subjektive Einschätzungen der Beschäftigten (Befragungen), Datenschutz  
beachten
Körperliche Wirkungen prüfen – Veränderungen des allgemeinen Gesund- 
heitszustandes, der Beweglichkeit, der körperlichen Leistungsfähigkeit, 
der Inanspruchnahme des Gesundheitssystems
Psychische Wirkungen prüfen 
Faktoren wie Ergonomie und Arbeitsorganisation mit berücksichtigen,  
Veränderungen in diesen Bereichen prüfen: z. B. Einlüsse auf Arbeits-
klima oder Arbeitszufriedenheit, Fluktuation, Auswirkungen auf Produkt-
qualität oder Unternehmensimage
6. VORKEHRUNGEN 
 ZUR SICHERUNG 
 DER NACHHALTIGKEIT
 Steuerungsgruppe
Verbindliche Regelungen, in welchen zeitlichen Abständen von wem die  
Umsetzung der Maßnahmen kontrolliert wird
Wiederholungs- oder Auffrischungseinheiten 




Arbeitssicherheitsgesetz (AsiG) – Gesetz über Be-
triebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit
Arbeitszeitgesetz (ArbZG) – regelt Arbeits-, Pausen- 
und Erholungszeiten zum Schutz der Gesundheit und 
zur Flexibilisierung der Arbeitszeit
Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) - sicher-
heitstechnische, arbeitsmedizinische und Hygienere-
geln für die Einrichtung und den Betrieb von Arbeits-
stätten, auch Nichtraucherschutz am Arbeitsplatz
Bildschirmarbeitsverordnung (BildscharbV) – Ver-
ordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 
der Arbeit an Bildschirmgeräten 
Beschäftigtenschutzgesetz (BSchG) - Gesetz zum 
Schutz der Beschäftigten vor sexueller Belästigung 
am Arbeitsplatz (siehe auch Frauenförderplan Land-
ratsamt Rems-Murr-Kreis Pkt. 7)
Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) – Gesetz 
zum Schutze der arbeitenden Jugend
Mutterschutzgesetz (MuSchG) – Gesetz zum Schutz 
der erwerbstätigen Mutter
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) –
Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz 
bei der Bereitstellung von Arbeitsmitteln und deren 
Benutzung bei der Arbeit, über Sicherheit beim Betrieb 
überwachungsbedürftiger Anlagen und über die Or-
ganisation des betrieblichen Arbeitsschutzes
Gefahrstofverordnung (GefStofV) – Verordnung 
zum Schutz vor gefährlichen Stofen im Arbeitsschutz
Biostofverordnung (BioStofV) – Verordnung über 
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Tätigkeiten mit 
biologischen Arbeitsstofen
Berufsgenossenschaftliches Regelwerk (GUV-V A1) - 




Eine Befragung der Mitarbeiter/innen ermittelt 
anonym und freiwillig die gesundheitliche Situati-
on der Beschäftigten, klärt in einem ersten Schritt 
das Interesse der Beschäftigten an Maßnahmen zur 
Gesundheitsförderung und kann gesundheitsbeein-
flussende Stärken und Schwächen in der Dienststelle 
lokalisieren. In der Befragung werden die Einschät-
zungen der Mitarbeiter/innen zu Arbeitsplatz und 
Arbeitsorganisation, Kommunikation und Infor-
mation, die subjektiv erfahrenen psychischen Be-
lastungen, das Verhältnis zu KollegInnen und zu 
Vorgesetzten sowie das Betriebsklima erfasst. 
Auch geschlechtsspezifische Belastungen können 
auf diesem Weg ermittelt werden. Allerdings muss 
unbedingt darauf geachtet werden, dass die Ano-
nymität der Befragten gewahrt bleibt. Als Evalua-
tionsinstrument macht eine wiederholte Befragung 
der Beschäftigten Veränderungen sichtbar.
Krankenstandsanalyse
Die Krankenstandsstatistik liefert Informationen 
über die Höhe und die Entwicklung des Kranken-
standes und damit über die zur Verfügung stehen-
den personellen Ressourcen. Zudem werden dadurch 
häuig auftretende Krankheiten und damit die Hand-
lungsfelder für Betriebliche Gesundheitsförderung 
erkannt.
Diagnose-Workshops
Ergänzend oder alternativ zu Gesundheitszirkeln 
können Diagnose-Workshops durchgeführt werden. 
Vorteil: Sie sind ein sofort einsetzbares Erhebungsin-
strument und liefern kurzfristig verwertbare Informa-
tionen über Belastungsschwerpunkte und praxisnahe 
Verbesserungsvorschläge. Sie basieren unmittelbar 
auf der aktiven Beteiligung der Beschäftigten und im 
Vergleich zur Mitarbeiter/innenbefragung ist der Auf-
wand für die Vorbereitung, Durchführung und Aus-
wertung geringer. Die wiederholte Durchführung von 




Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt)
Betriebliches Gesundheitsmanagement als Führungsaufgabe, Bericht Nr. 1/2005  
Deutsches Netzwerk für Betriebliche Gesundheitsförderung (DNBGF)
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BKK Bundesverband, Europäisches Informationszentrum
Gesunde Mitarbeiter in gesunden Unternehmen 
Erfolgreiche Praxis betrieblicher Gesundheitsförderung in Europa
Qualitätskriterien für die betriebliche Gesundheitsförderung (Mai 1999)
Bernhard Badura, Eckhard Münch, Uta Walter
Erfolgsfaktoren und Prüfpunkte zur Implementierung eines Betrieblichen Gesundheitsmanagements 
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Gliederung 
Im öffentlichen Dienst von Bund, Ländern und Kommunen sind ca. 4,5 Millionen 
Menschen beschäftigt. Er ist damit der größte Arbeitgeber in Deutschland. Ein 
systematisches Gesundheitsmanagement ist bislang nicht auf allen Ebenen eingeführt 
worden. Gesunde, motivierte und gut ausgebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sind sowohl in sozialer wie ökonomischer Hinsicht Voraussetzung für eine effektive 
und erfolgreiche öffentliche Verwaltung. Deshalb wurde innnerhalb des 2008 durch 
das Bundeskabinett verabschiedeten nationalen Aktionsplans „IN FORM - Deutsch-
lands Initiative für gesunde Ernährung und mehr Bewegung“ die Vorbildfunktion der 
öffentlichen Hand als eines von fünf zentralen Handlungsfeldern des Aktionsplanes 
festgeschrieben.
Bund, Länder und Kommunen können in ihrer Arbeitgeberfunktion dazu beitragen, 
gesundheitliche Risiken im Arbeitsumfeld zu reduzieren sowie die Gesundheitspoten-
ziale der Beschäftigten zu stärken. Öffentliche Arbeitgeber, die Gesundheit an ihren 
Arbeitsplätzen fördern, senken damit krankheitsbedingte Kosten und steigern ihre 
Produktivität. Dies ist das Ergebnis einer gesünderen Mitarbeiterschaft mit höherer 
Motivation, besserer Arbeitsmoral und besserem Arbeitsklima. Eine gute betriebliche 
Gesundheitsförderung trägt damit nicht nur zur Leistungsfähigkeit der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, sondern auch zum Erfolg einer Verwaltung bei. Die Anknüp-
fungspunkte sind unterschiedlich: Ausgewogene Ernährung in Kantinen, Bewegungsan-
gebote, gesundheitsförderliche Ausgestaltung von Arbeitsplätzen und vieles mehr. Der 
demografische Wandel wird auch in öffentlichen Verwaltungen zukünftig zu einem 
wesentlich höheren Durchschnittsalter der Beschäftigten führen. Ein systematisches 
Gesundheitsmanagement trägt in öffentlichen Verwaltungen zur Schaffung alterns-
gerechter und zugleich innovationsfördernder Arbeitsbedingungen bei. Gerade den 
im Alter häufig auftretenden Stoffwechsel- und Herzkreislauferkrankungen können 
Maßnahmen zur Arbeitsplatzgestaltung, Stressmanagement und der Bewegungsförde-
rung effektiv vorbeugen. 
Die Bundesregierung hat mit dem Kabinettsbeschluss vom März 2007 „Gesundheit 
als Leitbild einer modernen Behörde“ erste Schritte unternommen, die nun konkre-
tisiert werden müssen. Darüber hinaus haben einzelne Bundesländer landesweite 
Programme zur Einführung von Gesundheitsmanagement in den Landesverwaltungen 
vorgelegt. Auch verschiedene Kommunen haben innovative Konzepte und Umset-
zungsstrategien für diesen Bereich entwickelt.
Ziel dieses Leitfadens ist es, weitere Entscheidungsträger, Personalvertretungen, aber 
auch Beschäftigte in öffentlichen Verwaltungen zu motivieren, ein systematisches 
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Einführung in den Leitfaden 
5Gesundheitsmanagement einzuführen. Denn ein wichtiges Anliegen von IN FORM ist 
es, die Menschen in ihren Lebensbereichen zu erreichen. Die Arbeitswelt stellt einen 
zentralen Lebensbereich dar, in dem wichtige Weichenstellungen für mehr Gesund-
heit aller vorgenommen werden. Die öffentliche Hand wird ihrer Vorbildfunktion in 
diesem Sinne nur gerecht, wenn es gelingt, ein systematisches Gesundheitsmanagement 
flächendeckend in allen öffentlichen Verwaltungen einzuführen. Angesichts knapper 
Haushalte fürchten einige Entscheidungsträger zusätzliche Kosten für Maßnahmen in 
diesem Bereich, aber die Kosten sind im Vergleich zu den Effekten gering. Investitionen 
zahlen sich aus und können durch den Einbezug vorhandener Angebote und Instru-
mente möglichst gering gehalten werden.
Dieser Leitfaden bietet einen Überblick über Hintergründe, Ansätze und erfolgreiche 
Umsetzungsstrategien eines systematischen Gesundheitsmanagements. Auch bei der 
Umsetzung von Gesundheitsmanagement gilt: Man muss das Rad nicht immer neu er-
finden! Es gibt viele Projekte, von denen man lernen und sich Anregungen holen kann.  
Deshalb verweist dieser Leitfaden auch auf Beispielprojekte, Instrumente und weiter-
führende Informationen.  
Fakt ist, dass
der demografische Wandel zur Folge hat, dass im öffentlichen Dienst die Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen immer älter werden.  
in den vergangenen Jahren der Anteil chronisch erkrankter Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen gestiegen ist. 
insbesondere die psychischen Krankheiten enorm zugenommen haben. 
Diese kurze Aufzählung macht deutlich, dass die derzeitigen Rahmenbedingungen für 
eine strategische Organisations- und Personalplanung alles andere als günstig sind. 
Dabei muss sich die öffentliche Verwaltung doch gerade in der heutigen Zeit vielen 
Veränderungsprozessen stellen. Umso wichtiger ist es gerade jetzt, in stürmischen 
Zeiten von Verwaltungsmodernisierung und steigender Arbeitsverdichtung, eine 
gesunde und leistungsstarke Mannschaft an Bord zu haben.
Die Basis für eine leistungsstarke, innovative und zukunftsfähige öffentliche Verwal-
tung sind gesunde und motivierte Mitarbeiter. Die Beschäftigten sind die wichtigste 
Ressource in einer Organisation. Sie in ihrer Gesundheit und in ihren Kompetenzen 
zu fördern ist eine lohnende Investition, besonders in Zeiten des demografischen 
Wandels. 
Um die Gesundheit der Beschäftigten zu erhalten, ist es notwendig, dass jeder Einzel-
ne die alltäglichen Arbeitsanforderungen mit ausreichenden Kompetenzen bewältigen 
kann. Dieses Gleichgewicht stellt sich jedoch nicht von selbst her, sondern muss im 
Rahmen der Organisations- und Personalentwicklung gestaltet werden. Hier kann 
Gesundheitsmanagement einen wichtigen Beitrag leisten.
Betriebliches Gesundheitsmanagement zielt darauf ab
Arbeitsbedingungen zu verbessern und Belastungen abzubauen sowie
gesundheitsförderliche Verhaltensweisen zu unterstützen.
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Betriebliches Gesundheitsmanagement  
– eine lohnende Sache !
Es geht bei Gesundheitsmanagement nicht allein darum den Mitarbeitern und Mitar-
beiterinnen bereits fertige Angebote für ein gesundheitsförderlicheres Verhalten zu 
präsentieren, sondern mit ihnen gemeinsam an den Ursachen für Unzufriedenheiten 
und gesundheitlichen Belastungen zu arbeiten. Gesundheitsmanagement geht also 
einen Schritt weiter. Es legt den Fokus auf gesundheitsfördernde Bedingungen bei der 
Arbeit und den Gesundheitsressourcen in der Person.  
Viele Verwaltungen des öffentlichen Dienstes haben sich auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene bereits auf einen gesundheitsförderlichen Weg begeben – wie sieht 
es bei Ihnen aus?
Zusammenhang von Arbeit, Gesundheit und Leistung
Gesundheitsfördernde  
Arbeitsbedingungen
  Soziale Unterstützung 
  Wertschätzender Führungsstil 
  Transparente Kommunikation 
  Gestaltungs- und Entschei- 
    dungsräume
  Leistungsbereitschaft 
  Motivation 
  Teamgeist
  Bessere Qualität 
  Höhere Produktivität
  Soziale Kompetenz 
  Fachliche Kompetenz 
  Körperliche und mentale  
  Gesundheit 
Je besser die Arbeitsbedingungen und je höher 
die Ressourcen der Mitarbeiter desto mehr:
Je mehr Leistungspotenzial bei den Beschäf-




Arbeit ist ein entscheidender Faktor für ein erfülltes und gesundes Leben. Arbeit 
kann aber auch krank machen! Gesundheitliche Risiken aus der Arbeitswelt entste-
hen dann, wenn die Anforderungen an Beschäftigte zu hoch und die Ressourcen zu 
deren Bewältigung erschöpft sind. Die permanente Erhaltung und Wiederherstellung 
des dynamischen Gleichgewichts von Gesundheit hängt von der Verfügbarkeit und 
Nutzung innerer (personaler) und äußerer (situativer, organisationaler, sozialer) 
Ressourcen ab. 
Betriebliches Gesundheitsmanagement setzt deshalb sowohl bei den Organisa-
tions- und Arbeitsbedingungen der Beschäftigten als auch bei ihrem Verhalten, ihren 
Fähigkeiten und Kompetenzen zur Bewältigung der Anforderungen an. Es geht darum 
Arbeitsbelastungen abzubauen und menschenwürdige Arbeitsbedingungen zu schaf-
fen, unter denen Beschäftigte langfristig gesund bleiben. Damit geht der Ansatz weit 
darüber hinaus das Gesundheitsverhalten der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
durch Einzelaktivitäten wie Rückenschulen, Sport, Bewegungs- und Entspannungstrai-
nings zu beeinflussen. Vielmehr handelt es sich um einen systematisch gesteuerten 
Ansatz der Organisations- und Personalentwicklung. 
Arbeitsbedingte Belastungen und Gesundheitsrisiken
Es können vielfältige Belastungen aus der Arbeit resultieren. Neben körperlichen 
Belastungen nehmen in der heutigen Arbeitswelt vor allem die psychischen und psy-
chosozialen Belastungen einen breiten Raum ein und sind nicht selten auch Ursache 
von Muskel-Skelett-, Herz-Kreislauf- und psychischen Erkrankungen.
Wissenschaftlich belegt ist, dass hohe Anforderungen und geringe Gestaltungsmög-
lichkeiten bei gleichzeitig fehlender sozialer Unterstützung das Risiko für Herz-Kreis-
lauf-Erkrankungen vielfach erhöhen. Auch chronische Rückenleiden resultieren nicht 
allein aus mangelnder Bewegung und Fehlhaltungen am Arbeitsplatz, sondern stehen 
eng im Zusammenhang mit Zeitdruck, hoher psychischer Anspannung, Versagens-
ängsten sowie großem Leistungs- und Erfolgsdruck. Mangelnde Anerkennung, wenig 
Lob und Wertschätzung gegenüber erbrachten Arbeitsleistungen mit hoher Veraus-
gabung führen hochgradig zu Unzufriedenheit und können auf Dauer Burnout und 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen verursachen. Dauerstress kann zudem auch gesund-
heitsriskante Verhaltensweisen wie Rauchen, Fehlernährung und Alkoholmissbrauch 
begünstigen.
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 „...damit Arbeit auch gesund erhält!“
Im Gesundheitsmanagement geht es um eine gesundheitsförderliche Gestaltung der 
Arbeitsbedingungen. Das schließt auch das äußere Arbeitsumfeld, wie angemessene 
Raum- und Lichtverhältnisse, Bewegungsmöglichkeiten oder Möglichkeiten sich gesund 
zu ernähren, vorhandene und geeignete Arbeitsmittel sowie ergonomische Ausstat-
tungen mit ein.  
Was zeichnet gesunde Arbeit aus?
Soziale Unterstützung ist eine der wichtigsten Gesundheitsressourcen. Durch Kollegen, 
Kolleginnen und Vorgesetzte, die einem Unterstützung, Vertrauen und Fürsorge ent-
gegen bringen oder oder durch die Arbeit in einem Team, in dem es fair und kollegial 
zugeht, können Belastungen abgepuffert und reduziert werden. Ein weiterer Aspekt 
von gesunder Arbeit ist der Bereich der Mitsprache und Mitgestaltung. Ein hohes Maß 
an Gestaltungsmöglichkeiten und Entscheidungsspielräumen in Bezug auf die eigene 
Arbeit wirken sich positiv auf die Gesundheit aus.
Öffentliche Verwaltungen entwickeln sich dann zu gesunden Organisationen, wenn ihre 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen die Chance erhalten, ihre Arbeitsbedingungen aktiv 
und eigenverantwortlich nach ihren Bedürfnissen mit zu gestalten und sie gleicherma-
ßen auch dazu bereit sind, ihr eigenes Verhalten zu verändern und kollektiven Bedürf-
nissen anzupassen. 
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Eine gesunde Organisationskultur ist gekennzeichnet durch: 
abwechselungsreiche und der Qualifikation entsprechende Aufgaben  
gerechte Arbeitsverteilung 
angemessene Vergütung 
hohe Gestaltungsmöglichkeiten mit inhaltlichen und zeitlichen Freiheitsgraden 
einem hohen Maß an Beteiligung und Mitsprachemöglichkeiten 
transparente Abläufe und Entscheidungen, welche die eigene Arbeit betreffen 
ausreichende Informations- und Kommunikationsmöglichkeiten 
soziale Unterstützung von Kollegen und Kolleginnen 
berufliche Entwicklungsperspektiven und Lernmöglichkeiten 
wertschätzendes Führungsverhalten 
kooperative Arbeitsformen 
flexible und mitarbeiterorientierte Arbeitszeitregelungen.
Transparente Kommunikationsstrukturen, ausreichend Informations- und Kommu-
nikationsmöglichkeiten sowie eine direkte und mitarbeiterorientierte Informations-
politik der Führungskräfte tragen maßgeblich dazu bei, dass Beschäftigte ihre Arbeit 
als durchschaubar, sinnhaft und gestaltbar erleben. Dies fördert die Gesundheit, die 
Zufriedenheit und das persönliche Engagement der Beschäftigten. Nicht zuletzt sollte 
die Arbeit interessant bleiben und genügend persönliche Lern- und Entwicklungsmög-
lichkeiten bieten. 
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Führungskräfte in der Schlüsselrolle
Führungskräfte nehmen durch die Art und Weise der Arbeitsgestaltung und ihr persön-
liches Führungsverhalten erheblichen Einfluss auf die Gesundheit der Beschäftigten. 
In Untersuchungen konnte man feststellen, dass Vorgesetzte, die von Abteilungen mit 
hohen Fehlzeiten in Abteilungen mit geringen Fehlzeiten versetzt wurden, die hohen 
Fehlzeiten dorthin mitnehmen. Die Fehlzeiten stiegen insbesondere mit der Unzufrie-
denheit der Beschäftigten. 
Unzufriedenheit mit Führungskräften entsteht, wenn: 
Beschäftigte zu wenig Möglichkeiten haben, ihre Arbeitsprobleme mit den Vorge-
setzten zu besprechen, 
die Vorgesetzten, die von ihnen erbrachten Arbeitsleistungen nicht oder nur wenig 
anerkennen und 
bei den Vorgesetzten eine geringe Bereitschaft zur Delegation von Aufgaben und 












Um motivierend und partizipativ führen zu können, wird ein ein entsprechendes Maß 
an Kommunikation benötigt. 
Gesundheitsförderliches Führungsverhalten ist gekennzeichnet: 
durch die Vorgabe von Anforderungen und Zielen
herausfordernd statt über-/unterfordernd 
klar und transparent statt unvollständig und widersprüchlich 
gemeinsam vereinbart statt autoritär vorgegeben 
durch die Art zu kommunizieren 
respektvoll statt kränkend 
menschlich statt distanziert
durch das eigene Vorbild 
gelungene ›Work-Life-Balance‹ statt Arbeiten bis zum Umfallen
durch Unterstützung, Förderung und Qualifizierung. 
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Die Gesundheit der Beschäftigten bei der Arbeit kann man nur langfristig und nach-
haltig fördern, wenn man die jeweiligen Arbeitsbedingungen mit ihren gesundheitlichen 
Belastungen und Ressourcen in den Blick nimmt. Maßnahmen verpuffen und sind 
wirkungslos, wenn sie allein beim Verhalten und bei den Symptomen von Krankheiten 
ansetzen.  
 
Gesundheitsmanagement ist ein systematisches Vorgehen, welches darauf 
abzielt die arbeitsbedingten Belastungen der Beschäftigten zu reduzieren und 
die individuellen und kollektiven Gesundheitsressourcen zu stärken.
Das betriebliche Gesundheitsmanagement ist ein vielseitiger und ganzheitlicher Ansatz 
der Personal- und Organisationsentwicklung. Je nach Problemlage und Zielsetzung las-
sen sich folgende Handlungsfelder auf Verhaltens –und Organisationsebene benennen. 




  Führungsverhalten 
  Zusammenarbeit im 
  Kollegium 
  ...
  Arbeitsplatzbezogene  
  Rückenschule 
  Angebote zum Betriebssport 
  / Bewegungsmöglichkeiten 
   ...   
  Ergonomische Arbeitsplatz- 
  gestaltung 
  Gesundes Kantinenessen 
  ... 
  Training sozialer und kommu- 
  nikativer Kompetenzen 
  Teamentwicklung 
  Mitarbeiter-Vorgesetzten- 
  Gespräche 





Handlungsfelder im betrieblichen 
Gesundheitsmanagement
Gesundheitsmanagement ist ein Lernprozess der auf verschiedenen Ebenen verläuft. 
Die Beschäftigten lernen durch die Systematik des betrieblichen Gesundheitsmanage-
ments ihre Probleme und Konflikte durch ein methodisches Vorgehen selbst zu lösen 
und ihre Arbeitsbedingungen aktiv mit zu gestalten. Das Verfahren ist durch ein hohes 
Maß an Beteiligung gekennzeichnet. Es setzt also voraus, dass sich die Mitglieder der 
Organisation auf diesen Prozess und ein „learning by doing“ einlassen. Diese Art zu 
arbeiten ist in vielen Behörden und Verwaltungen bereits ein erster wichtiger Ent-
wicklungsschritt. Die Veränderung von belastenden Strukturen und Verhaltensweisen 
ist ein Prozess, der niemals vollständig abgeschlossen ist. 
Beim Gesundheitsmanagement kann es sehr hilfreich sein, sich für einzelne Schritte 
fachliche Unterstützung von außen zu holen. Besonders hilfreich ist eine externe 
Begleitung und Beratung in der Phase der Vorbereitung und Planung der einzelnen 
Schritte, sowie der Durchführung von Mitarbeiterbefragungen und der Moderation 
von Gesundheitszirkeln.
Auch bei der Umsetzung von Gesundheitsmanagement gilt: Man muss das Rad nicht 
immer neu erfinden! Es gibt viele Projekte von denen man lernen und sich Anre-
gungen holen kann.  Eine Reihe von Projektdatenbanken und Netzwerken (z.B. das 
Deutsches Netzwerk für betriebliche Gesundheitsförderung: Forum öffentlicher 
Dienst) bündeln praktische Erfahrungen und stellen eine hilfreiche Informationsquelle 
dar. Einige Hinweise dazu finden Sie in unserer Linkliste auf den letzten Seiten dieser 
Broschüre.
Es haben sich bereits viele Dienststellen und Behörden auf den Weg gemacht. Sie 
konnten im Ergebnis vielfältige Verbesserungen für die Beschäftigten und die gesamte 
Organisation erzielen. Die Wege dahin sind nicht immer identisch, aber es lassen 
sich einige grundlegende Schritte zum erfolgreichen Einstieg und zur Umsetzung des 
betrieblichen Gesundheitsmanagements beschreiben. An dieser Stelle sollen Sie von 
den Erfahrungen zahlreicher Projekte profitieren.
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Betriebliches Gesundheitsmanagement - ein Lernprozess
Grundsätze des Gesundheitsmanagements
Gesundheitsmanagement ist erfolgreich wenn folgende vier Grundsätze 
erfüllt sind: 
Ganzheitlichkeit bedeutet... es werden individuelle Verhaltensweisen sowie die 
Verhältnisse und Rahmenbedingungen der Arbeit betrachtet. Erst die Betrachtung 
beider Aspekte ermöglicht ein wirksames und ganzheitliches Vorgehen. 
Partizipation bedeutet... dass Gesundheitsmanagement nur mit den Mitarbei-
tern gemeinsam umgesetzt werden kann. Es geht um ihre Belastungen, um ihre 
Interessen und um ihre Verbesserungsvorschläge. Nur so sind gesundheitsförder-
liche Maßnahmen glaubhaft und wirksam!
Integration bedeutet... die Gesundheit aller Beschäftigten nicht nur als ein 
Sonderthema zu betrachten, sondern zu verstehen, dass es die Basis für den Erfolg 
und die Handlungsfähigkeit der gesamten Organisation darstellt. Deshalb muss die 
Gesundheit als Organisationsziel integriert und bei allen Entscheidungen mitbe-
dacht werden.
Projektmanagement bedeutet...Gesundheitsmanagement als einen Lernpro-
zess zu verstehen, bei dem es darauf ankommt zielgerichtet, geplant und systema-
tisch vorzugehen. 
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Gesundheitsmanagement Schritt für Schritt
Die im Schaubild aufgezeigten Schritte verdeutlichen das systematische Vorgehen im 
betrieblichen Gesundheitsmanagement.
 
Wie man die einzelnen Schritte umsetzt, wird im Folgenden noch einmal ausführlich 
beschrieben. Probieren Sie es einfach aus und lernen Sie anhand der Schritte Ihre 




Welche Themen sind relevant?  
Wo brennt es am meisten?
Was ist die Ursache des Problems?  
Was soll sich verändern?
Wo muss was, wann geschehen?  
Hat die Maßnahme etwas gebracht?
1. Schritt: Initiative ergreifen und Verbündete suchen
2. Schritt: Strukturen schaffen und den Prozess planen
3. Schritt: Belastungen und Handlungsbedarfe ermitteln
4. Schritt: Gemeinsam nach Ursachen und Lösungen suchen
5. Schritt: Maßnahmen umsetzen und ihre Wirkung überprüfen
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1. Schritt: Initiative ergreifen und Verbündete suchen
Für Behörden oder Kommunen können die Einstiegswege ins Gesundheitsmanagement 
sehr unterschiedlich aussehen. Je nach Ausgangslage, Problemdruck, Vorerfahrungen, 
Interessenlagen und Kultur sind verschiedene Schritte 
denkbar. Es gibt nicht den einzigen richtigen Weg, sondern 
viele Möglichkeiten und Gestaltungsansätze für ein behör-
den- bzw. kommuneninternes Gesundheitsmanagement.
Häufig sind es einzelne Personen oder Gruppen, von denen ein erstes Interesse 
ausgeht, sich um die Gesundheit der Beschäftigten zu kümmern. Dies kann der 
Personalrat sein, die Frauenbeauftragte, der Arbeitsschutz, die Personal- und Organi-
sationsentwicklungsabteilung oder auch Führungskräfte. In der Vergangenheit hat es 
vielleicht schon die eine oder andere Aktivität, wie z.B. 
einen Gesundheitstag, Bewegungsangebote oder auch eine 
Mitarbeiterbefragung zur Zufriedenheit am Arbeitsplatz 
gegeben.
Zu Beginn ist es wichtig, sich Klarheit darüber zu verschaffen, welche Problemlagen 
bestehen und was sich mit einem Gesundheitsmanagement verändern soll. Denn: 
Jeder hat zunächst etwas Anderes im Kopf, wenn es um betriebliches Gesundheits-
management geht. Der Eine denkt an Entspannungsübungen und Rückenschule, der 
Andere an die Arbeitszufriedenheit und die Verbesserung 
des Betriebsklimas. Dahinter stehen verschiedene Ansätze 
verbunden mit unterschiedlichen Zielen, Interessen und 
Vorgehensweisen.
Bevor man darüber diskutieren kann, was für das eigene Haus wichtig wäre, sollte 
man also einen gleichen Informationsstand schaffen. Dies gelingt vor allem, wenn man 
sich noch einmal einen Experten oder eine Expertin einlädt, die darüber informiert, 
was ein systematisches und ganzheitliches Gesundheitsmanagement umfasst und 
unter welchen Bedingungen es was leisten kann. Dafür ist es notwendig Verbündete zu 
suchen, die ein Interesse daran haben, langfristig die Gesundheit und Leistungsfähigkeit 
der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu erhalten und bereit wären, zu einer ersten 
Informationsveranstaltung zu kommen. Die Fürsprecher sind häufig handverlesen und 
ein überschaubarer Kreis, aber genau die richtige Gruppe für den Anfang! Letztendlich 
ist es hilfreich, wenn unterschiedliche Argumente von Führungskräften, Beschäftigten 
sowie Beschäftigtenvertretungen sichtbar werden. 
Niemand fängt bei 
Null an!
Einen gleichen Infor- 
mationsstand schaffen!
Vielfältig ansetzen und  
den eigenen Weg finden! 
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Mit den Initiatoren folgende Fragen gemeinsam diskutieren:
  Worin besteht der Handlungsdruck? 
  Wer hat hier welches Problem? (Interessen / Zielgruppen?)
  Was sollte sich verändern? Was ist das Ziel?
 
Es sind viele Gespräche notwendig, um Interesse zu wecken und den Stein für ein 
Gesundheitsmanagement ins Rollen zu bringen. Nicht immer steht die oberste 
Leitung sofort hinter dem Ansatz. Ohne die Unterstützung der Leitung geht es aber 
nicht. Überzeugungsarbeit gelingt vor allem, wenn man 
für die unterschiedlichen Interessen, Blickwinkel, Kritiken 
und Widerstände ein offenes Ohr hat und sie ernst 
nimmt. 
Führungskräfte spielen eine besondere Rolle wenn es um die Gesundheit und 
Zufriedenheit von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen und um die Gestaltung des 
Gesundheitsmanagement geht. Sie sind einerseits aufgrund ihrer Führungsaufgabe 
Gestalter von Arbeitsbedingungen und beeinflussen durch ihre Art zu Führen die 
Gesundheit und Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen. Andererseits sind sie selbst eine wich-
tige Zielgruppe des Gesundheitsmanagements. Aufgrund 
ihrer Führungsrolle sind sie meist besonderen Stressoren 
ausgesetzt und selbst stark belastet.
Es ist wichtig, Führungskräfte möglichst früh in die Entwicklung und Vorbereitung des 
betrieblichen Gesundheitsmanagements einzubinden. Akzeptanz erzeugt man nur 
durch gezielte Information und Verständigung über das 
Thema. Hier sollte man sich Zeit nehmen und nicht vor-
eilig und überhastet starten. Viele Unklarheiten erzeugen 
meist Widerstand von vielen Seiten.
Führungskräfte, Personalräte und Personalentwickler sollten im Austausch ihrer 
Sichtweisen ein gemeinsames Verständnis von Gesund-
heit und der Gestaltung des Gesundheitsmanagements 




Zeit für werben und 
überzeugen einplanen!









Für einen guten Start und die weitere Planung:
  Die oberste Leitung befürwortet Gesundheitsmanagement.
  Führungskräfte sind über die Zusammenhänge von Arbeit und Gesund- 
  heit und das betriebliche Gesundheitsmanagement informiert. 
  Führungskräfte werden in die Vorbereitung des Gesundheitsmanage- 
  ments miteingebunden.
  Beschäftigte sind informiert und hatten die Möglichkeit ihre Interessen 
  und Bedenken zu äußern – z.B. in einer Personalversammlung.
  Widerstände sind bekannt und werden ernst genommen.
  Es besteht ein gewisser Handlungs- und Veränderungsdruck.
 
2. Schritt: Strukturen schaffen und den Prozess planen 
Betriebliches Gesundheitsmanagement lässt sich nicht „mal eben nebenbei“ umsetzen, 
sondern nimmt personelle und finanzielle Ressourcen in Anspruch. Solch ein Ansatz 
ist kein Selbstläufer sondern erfordert Engagement von Mitarbeitern, Mitarbeiterinnen 
und Führungskräften. Damit ein betriebliches Gesundheitsmanagement erfolgreich ist, 
braucht es eine gute Projektorganisation und -steuerung sowie ein Mindestmaß an 
Planung.
Nicht immer empfiehlt es sich mit einem riesigen Pro-
jekt für die gesamte Organisation anzufangen. Gerade bei 
großen Behörden oder Behörden mit vielen Standorten 
ist es besser mit einzelnen Bereichen zu beginnen. Es 
sollte also geklärt werden, ob es ein Projekt über das 
gesamte Haus werden soll oder ob Pilotbereiche und 
spezifische Teilprojekte angedacht sind.
Für die Planung und Umsetzung der einzelnen Projektphasen benötigt man eine Steu-
erungsgruppe. Die Zusammensetzung der Steuerungsgruppe sollte sich, wenn man ein 
Gesundheitsmanagement für die gesamte Behörde plant, an der Organisationsstruktur 
orientieren. Oftmals gibt es bereits bestehende Entscheidungsgremien, die genutzt und 
erweitert werden können (z.B. Lenkungsgruppe Qualitätsmanagement). Vertreter und 
Vertreterinnen von wichtigen Organisationseinheiten sowie Außenstellen sollten in 
die Steuerung mit eingebunden werden. Letzten Endes 
richtet sich die Zusammensetzung immer nach den 
inhaltlichen Schwerpunkten, die man setzt. 
Damit sich schneller ein 
Erfolg einstellen kann 
und Gesundheitsmanage-
ment keine zusätzliche 
Belastung wird, ist es rat-





Die Projektleitung sollte unabhängig von der Behördenleitung sein. Es sollte eine 
Person sein, die aufgrund ihrer Qualifikation und Persönlichkeit in der Lage ist das 
Projekt voranzubringen. Die Projektleitung sollte über zeitliche und finanzielle Res-
sourcen verfügen.
Wichtig für die Zusammensetzung der Steuerungsgruppe: 
  jeweils einen Vertreter oder eine Vertreterin der Leitung und des Personalrats  
  weitere Interessenvertretungen, wie z.B. Gleichstellungsbeauftragte 
  einen Vertreter oder eine Vertreterin aus dem Bereich Organisation und Personal 
  Beauftragte des Arbeitsschutzes, betrieblichen Eingliederungsmanagements etc. 
   Vertreter und Vertreterinnen wichtiger Beschäftigtengruppen (Führungskräfte, 
    Schicht- und Nachtdienst) 
  Berücksichtigung der Behördenstruktur und Einbindung verschiedener Standorte 
    (Außenstellen) 
  qualifizierte Projektleitung (Projekt- und Gesundheitsmanagement) 
  arbeitsfähige und entscheidungsfähige Gruppe (nicht zu groß, max. 10-12 Per- 
    sonen)
Damit ein Projekt möglichst reibungslos läuft und von der Steuerungsgruppe 
umgesetzt werden kann, sollten im Vorfeld mit der obersten Leitung und wichtigen 
Entscheidern einige Dinge abgestimmt sein. Unklare Projektinhalte und Vorgehens-
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Sich als Steuerungsgruppe einen klaren Auftrag abholen über:
Inhalte und Themen 
Zielgruppen 
Ziele / Angestrebte Ergebnisse 
Vorgehensweisen, insbesondere beteiligungsorientierte Verfahren und Instrumente 
Personelle und finanzielle Ressourcen 
 
Gemeinsam Arbeitsschritte planen
Nicht alles lässt sich im Vorfeld planen. Es geht um eine grobe Planung der Arbeitspa-
kete in den Projektphasen - inhaltlich, zeitlich, finanziell und personell. Eine Projektpla-
nung strukturiert die Arbeit der Steuerungsgruppe und hilft Prioritäten zu setzen. 
Dabei geht es darum zu schauen, was der nächste Schritt ist und was dafür getan 
werden muss. Durch die Planung wird auch der Bedarf an externer Unterstützung 
sichtbar, um die man sich dann frühzeitig kümmern kann.
Die Steuerungsgruppe sollte sich zu Beginn des Projektes Zeit nehmen,  
um zu klären:  
Welche Schritte stehen wann an?  
Wie sollen diese ausgeführt werden? 
Was ist dafür vorbereitend zu tun? 
Wer kann was übernehmen? 
Welche Kosten entstehen? 
Wieviel Zeit wird dafür benötigt?
Wenn die Arbeitspakete definiert sind, können sie in eine zeitlich logische Abfolge 
gebracht werden. Der Zeitplan ermöglicht dann auch Überschneidungen von arbeitsin-
tensiven Phasen sichtbar zu machen. Man sollte darauf achten, nicht zu viel Aktivitäten 
zeitgleich zu planen. Je nach Arbeitsschritten sowie Abstimmungs- und Entscheidungs-
bedarf sollte die Steuerungsgruppe ihre gemeinsamen Sitzungen terminieren.
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3. Schritt: Belastungen und Handlungsbedarfe ermitteln  
Warum braucht man diesen Schritt?
Um die Fragen beantworten zu können: „Wo stehen wir? Was läuft gut bei uns? Wo 
gibt es Störungen und Probleme?“ ist es notwendig eine Bestandsaufnahme durchzu-
führen. Diese soll Daten und Informationen liefern, um erstens Auffälligkeiten für 
bestimmte Beschäftigtengruppen (Abteilungen / Berufsgruppen) deutlich zu machen 
und zweitens inhaltlich, prioritäre Probleme und Themen für diese Gruppen zu 
identifizieren. 
Die Steuerungsgruppe braucht ein geeignetes Instrument, 
welches ermöglicht den Handlungsbedarf zu bestimmen nach
  Zielgruppen (z.B. Abteilungen, Standorte, Berufsgruppen) und 
  Themen / Inhalten (z.B. Information und Mitsprache, Arbeits- 
  menge, inhaltliche Anforderungen oder Arbeitsumfeld)  
Die Analyse von arbeitsbedingten Belastungen und Unzufriedenheiten im Unter-
nehmen ist Grundvoraussetzung dafür, dass konkrete Ziele und Prioritäten für das 
weitere Vorgehen festgelegt werden können. Es ist eine Analyse die den Fokus auf 
gesundheitliche Risiken einer Gruppe legt. Dieser Schritt unterstützt die Steuerungs-
gruppe zu entscheiden, wo angesetzt werden soll und was tatsächlich Priorität hat. 
 
Wie wird’s gemacht?
Es gibt verschiedene Wege und Möglichkeiten, um an relevante Informationen für 
eine Bestandsaufnahme zu gelangen. Eine Möglichkeit besteht darin auf bereits 
vorhandene Daten zurückzugreifen. Bei Fehlzeitenstatistiken kann beispielsweise 
genauer betrachtet werden, in welchem Bereich besonders hohe Abwesenheitsquo-
ten im Vergleich zum Unternehmensdurchschnitt zu verzeichnen sind. In diesen 
würde man dann mit weiteren Analyseschritten ansetzen.  
 
Vorhandene Daten nutzen!
  Fehlzeitenstatistiken 
  Befragungen zur Arbeitszufriedenheit der Beschäftigten 
   (z.B. aus dem Qualitätsmanagement)
 
 
Darüber hinaus können auch bereits vorhandene Befragungsergebnisse genutzt 
werden, die z.B. im Rahmen der Personalentwicklung erhoben wurden oder im 
Qualitätsmanagement vorliegen. Befragungen im Qualitätsmanagement zur Mitarbei-
terzufriedenheit sind den Inhalten der Befragung im Gesundheitsmanagement sehr 
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ähnlich, man sollte sie deshalb nutzen wenn die Ergebnisse noch entsprechend aktuell 
sind. Bei solchen Analysen hält die Steuerungsgruppe vor allem Ausschau nach 
besonderen Auffälligkeiten in einzelnen Arbeitsbereichen. 
 
Fazit sollte sein:
  In welchen Arbeitsbereichen zeigen sich welche Belastungen und 
    Unzufriedenheiten?  
  Was hat Priorität und wo sollte in beteiligungsorientierter Form  
    weitergearbeitet werden?  
 
Durchführung einer Mitarbeiterbefragung
Das Wichtigste zuerst: Mit einer Befragung weckt man Erwartungen. Die Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen haben die Möglichkeit, positive sowie negative Angaben zu den 
Arbeitsbedingungen zu machen. Nichts ist schlimmer, als dass im Anschluss an die 
Auswertung nichts geschieht. Das erzeugt nur Frust und schlechte Stimmung. Es ist 
also wichtig immer möglichst transparent zu sein und Beschäftigte über das Vorgehen 
gut zu informieren
.
Gezielt Beschäftigte informieren und Beteiligung sichern!   
  Wozu dient die Befragung? 
  Wer wertet sie aus? 
  In welcher Form wird über die Ergebnisse berichtet? 
  Wie wird an den Ergebnissen weitergearbeitet?  
 
Inhalte bzw. Themen der Befragung
Es gibt eine Reihe von Risikokonstellationen, die in den Arbeitsbedingungen liegen und 
das Auftreten bestimmter Erkrankungen erhöhen. Ziel der Befragung ist es, solche Risi-
kokonstellationen für die eigene Organisation zu identifizieren.
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Aus diesem Grund sollten Fragen zu folgenden Aspekten gestellt werden:
Beziehung im Kollegium 




Information und Mitsprache 
Arbeitsumgebung und Arbeitsausstattung. 









Wenn einer Schwierigkeiten bei der 
Arbeit hat, wird ihm ganz sicher von 
Kollegen geholfen
Gute Arbeit wird von unseren Vorge-
setzten entsprechend anerkannt
Es kommt oft vor, dass wir vor voll-
endete Tatsachen gestellt werden.




Da es sich bei der Befragung um spezifische Fragestellungen handelt, wird empfoh-
len diese von externen Spezialisten durchführen zu lassen. Das hat viele Vorteile. 
So werden mit einer externen Durchführung und Auswertung die Problematik der 
Anonymität der Mitarbeiterdaten gesichert und mögliche Hemmungen von Seiten 
der Beschäftigten an einer Teilnahme gemindert. 
Institutionen die Befragungen durchführen und auswerten:
  Universitäten 
  Krankenkassen 




Letztendlich sollte der Fragebogen immer mit der durchführenden Institution bespro-
chen werden, denn: die Fragen müssen zu den Arbeitsprofilen und -inhalten passen. 
So müssen beispielsweise die Fragebögen bei der Polizei und des Justizvollzugdienstes 
andere Fragen beinhalten als die im Bereich der Finanzverwaltung.
Eine Auswertung nach Abteilungen, Referaten oder Fachbereichen ist wichtig, aber 
je nach Größe nicht immer bis zur kleinsten Einheit möglich. Es muss entschie-
den werden, welche kleinsten Organisationseinheiten aufgrund des Datenschutzes 
noch ausgewertet werden können. Hierfür gilt bei der Auswertung möglichst wenig 
Personenmerkmale miteinander zu verknüpfen (Alter, Geschlecht, Abteilung). Um 
die Anonymität nicht zu gefährden, müssen entweder 
Abteilungen zusammengefasst werden oder es bietet 
sich von vornherein an, ein anderes Verfahren zu wählen. 
An dieser Stelle sei auf die Diagnoseworkshops oder den 
nächsten Schritt -Gesundheitszirkel- verwiesen.
Eine Befragung liefert nur Anhaltspunkte für bestimmte Themen und Gruppen. Sie 
ersetzt aber keine vollständige Ursachenanalyse, aus der sich anschließend Maßnah-
men ableiten lassen. Dafür benötigt es weitere moderierte Analyseschritte, in denen 
die Beschäftigten den Ursachen auf den Grund gehen und selbst Lösungsvorschläge 
entwickeln können (siehe vierter Schritt). 
Moderierte (Diagnose)-Workshops als Alternative für kleine Verwaltungen! 
Moderierte (Diagnose)-Workshops sind besonders in kleineren Organisationen oder 
Abteilungen geeignet. Sie werden bestenfalls durch Externe moderiert. Dies sichert, 
dass es bei der oft auch emotionalen Sammlung von belastenden Themen nicht zu 
Beschuldigungen untereinander oder Anschuldigungen gegenüber Dritten kommt, 
sondern die Probleme und Beispiele zielgerichtet gesammelt werden können. Es ist 
wichtig, die Workshops in den Abteilungen ohne Vorgesetze in einem hierarchiefreien 
Raum durchzuführen. Für Führungskräfte empfiehlt es sich einen extra Workshop 
anzubieten. Besonders die Führungskräfte befinden sich oft in starken Belastungssitua-
tionen und können so „unter sich“ an ihren individuellen Belastungen arbeiten. 
Die Themenbereiche sind grundsätzlich die gleichen wie die in der Befragung. Beson-
dere Aufgabe der Moderation ist es jedoch, den Teilnehmern und Teilnehmerinnen zu 
Beginn des Workshops die Themen zu erläutern und ihnen den Zusammenhang zu 
der eigenen Gesundheit deutlich zu machen. Danach können anhand verschiedenster 
Moderationsmethoden die Belastungen aus Sicht der teilnehmenden Beschäftigten be-
schrieben werden. Deutlich machen kann man diese z.B. anhand einer Problemspinne 
(siehe Grafik nächste Seite).    
Auswertung nach 
Arbeitsbereichen oder 
Abteilungen - möglichst 
kleine Einheiten
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Methodische Möglichkeit zur 
Problembehandlung
 
Die Ergebnisse der Workshops werden dann durch die moderierende Person zusam-
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Priorisierung für die gezielte Weiterbearbeitung 
Die Ergebnisse aus Befragungen oder Workshops sollten von der Steuerungsgruppe 
gesichtet und bewertet werden.
Quintessenz ziehen:
  Wo sind Auffälligkeiten erkennbar? 
  Aus welchen Bereichen gibt es besonders positive Rückmeldungen? 
    Zu welchen Themen? 
  Wie soll an negativen Rückmeldungen weitergearbeitet werden?
Durch die Beantwortung der Fragen ergeben sich Handlungsfelder, an denen man mit 
einer Ursachenanalyse ansetzen sollte, um Problemen und Unzufriedenheiten auf den 
Grund zu gehen. Hier gilt jedoch das Prinzip: Weniger ist manchmal mehr! Es ist not-
wendig, dass die Steuerungsgruppe Prioritäten setzt. Wo brennt es also am Meisten? 
Genau dort wird dann mit dem 4. Schritt „Der Ursachenanalyse“ angesetzt.  
Zeitnahe Rückspiegelung der Ergebnisse 
Die Steuerungsgruppe sollte sich Gedanken darüber machen, wie die Ergebnisse an die 
Mitarbeitenden zurückgemeldet werden sollen (z.B. bei Abteilungsbesprechungen, in 
Form einer Personalversammlung oder in persönlichen Gesprächen). Es ist auch 
darüber nachzudenken, wer über die Ergebnisse informiert. Zeigen die Ergebnisse 
beispielsweise, dass es große Unzufriedenheiten mit dem Führungsverhalten gibt, dann 
wäre es fatal wenn genau die betreffende Führungskraft die Aufgabe hat, diese 
Ergebnisse in der Abteilung zu veröffentlichen – Konflikte sind dann vorprogrammiert. 
Es ist sinnvoll, externe Berater oder Mitglieder der Steuerungsgruppe, die besonders 
geschätzt werden und Vertrauen bei den Beschäftigten genießen, mit dieser sensiblen 
Aufgabe zu betrauen.
Steuerungsgruppe stellt ihre Quintessenz in Form einer kleinen Präsentation vor.
Nicht nur Ergebnisse ins Intranet stellen, sondern Beschäftigte persönlich anspre- 
    chen! 
Die Information kleiner Mitarbeitergruppen erhöht die Akzeptanz, baut Bedenken 
    ab und bietet die Möglichkeit für Rückfragen.
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4. Schritt: Gemeinsam nach Ursachen und Lösungen suchen
Warum braucht man diesen Schritt?
Eine Bestandsaufnahme liefert zunächst nur Anhaltspunkte für bestimmte Problem-
felder von Gruppen. Es lassen sich daraus aber noch keine konkreten Maßnahmen 
ableiten, da die Ursachen für genannte Probleme völlig unterschiedlich sein können. 
Aus diesem Grund ist eine tiefergehende Analyse unbedingt notwendig. 
Beispiel: 
Die Ergebnisse der Mitarbeiterbefragung in zwei Abteilungen zeigen deutliche Unzu-
friedenheitswerte in der Zusammenarbeit der Kollegen und Kolleginnen. Für die eine 
Abteilung wird im Gesundheitszirkel herausgearbeitet, dass es sich um das Thema 
ungerechte Arbeitsverteilung handelt und Hauptursache dafür vor allem die mangeln-
de Qualifikation einiger Kollegen und Kolleginnen ist. 
In der anderen Abteilung geht es bei dem Thema Zusammenarbeit um fehlende 
Abstimmungsprozesse, die zu häufiger Doppelarbeit und massiven Zeitdruck führen. 
Hauptursache ist hier, dass es gibt keine zentralen Besprechungsroutinen gibt, in 
denen solche Dinge besprochen und dokumentiert werden können.  
Die Ursachen für die Problemen können also sehr verschieden sein.  
 
Wie wird’s gemacht? 
Erst anhand von konkreten Beispielen lässt sich ein Problem beschreiben und 
eingrenzen. Manchmal ist es vergleichbar mit einer Matrjoschka: hinter dem einen 
Problem steckt häufig noch ein anderes. Es geht darum mit den Betroffenen zu 
klären, was sich tatsächlich verändern soll.
Eine vertiefende Analyse findet in extern moderierten Beteiligungsgruppen, den 
sogenannten Gesundheitszirkeln, statt. Dort gehen die von dem Problem betroffenen 
Personen den Ursachen auf den Grund und entwickeln selbst Vorschläge zur Lösung 
des Problems.
Extern moderierte Gesundheitszirkel einrichten, um mit den Betroffenen:
  Probleme anhand von Beispielen zu beschreiben. 
  den Ursachen auf den Grund zu gehen. 
  Maßnahmen zur Lösung des Problems zu entwickeln.
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Die Gesundheitszirkel müssen inhaltlich an den Ergebnissen der Bestandsaufnahme 
ansetzen. Die Personengruppen, die bei der Analyse besonders hohe Belastungen oder 
Probleme aufzeigten, sollten angesprochen werden. Es empfiehlt sich, Gesundheitszir-
kel möglichst arbeitsbereichsbezogen auszuschreiben und den Workshop innerhalb 
einer Hierarchieebene durchzuführen.
Beispiel: 
Kommunikation und Information ist in vielen Bereichen ein Problem. Das heißt aber 
nicht, dass eine bereichsübergreifende Gruppe sämtliche Kommunikationsprobleme 
innerhalb einer Organisation bearbeiten kann. Diese können nur in den jeweiligen 
Bereichen selbst gelöst werden, da die Ursachen von Bereich zu Bereich ganz un-
terschiedlich sein können. In bereichsübergreifenden Zirkeln werden oft allgemeine 
Lösungen entwickelt, wie z.B. Grundsätze der Gesprächsführung. Diese finden jedoch 
oft nicht die nötige Akzeptanz und sind schwer auf ihre tatsächliche Umsetzbarkeit hin 
überprüfbar. 
Wichtige Erfolgsfaktoren für die Umsetzung von Gesundheitszirkeln
  Freiwilligkeit gewähren 
  in der Arbeitszeit ermöglichen 
  extern moderieren lassen 
  Vertraulichkeit sichern 
  Beschäftigte gezielt über die Vorgehensweise in den Gesundheitszirkeln informieren 
  ausreichend Zeit für mehrere Treffen einplanen
 
 
Der Moderator oder die Moderatorin konkretisiert die Probleme und 
Lösungen mittels spezieller Fragetechniken. Dabei geht es beispielsweise 
darum: 
Eigenschaften und Zuschreibungen in beobachtbare Merkmale oder Verhaltenswei-
sen zu übersetzen.  
„Was genau tut der Chef, wenn er ungerecht ist?“
Belastungssituationen zu konkretisieren. 
„Wann war das genau?“ 
„Wer war daran beteiligt und wer hat was getan?“ 
„In welcher Situation ist das passiert?“
Der Gesundheitszirkel hat die Funktion in einem Arbeitsbereich personen- und organi-
sationsbezogene Probleme zu reflektieren. Die Lösung des Problems liegt im Prozess 
der Reflektion. Gerade zwischenmenschliche Probleme und Konflikte in Gruppen 
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lösen sich manchmal auf oder verändern sich durch die Schilderung der unterschied-
lichen Sichtweisen der Beteiligten im Gesundheitszirkel. Der Arbeitsalltag bietet dafür 
meist nicht genügend Zeit und Raum und hält die Beteiligten in ihrer emotionalen 
Betroffenheit gefangen. Bei den Ergebnissen handelt es sich um einvernehmlich 
ausgehandelte Lösungen. 
 
Besonderheiten bei der Bearbeitung von Führungsproblemen
Führungsprobleme müssen von mehreren Sichtweisen her bearbeitet werden. 
Natürlich sollten Beschäftigte zunächst ohne ihre Vorgesetzten im Gesundheitszirkel 
die Möglichkeit haben, ihre Probleme zu beschreiben. Die Lösungen können aber nur 
gemeinsam mit den Vorgesetzten entwickelt werden. Beide Sichtweisen müssen 
zunächst zusammengeführt werden, um auf deren Grundlage Lösungen aushandeln zu 
können. So können beispielsweise neue Besprechungsroutinen zwischen Beschäf-
tigten und Führungskräften nur gemeinsam entwickelt und realisiert werden. 
Ein paralleles Coaching kann Führungskräfte dabei unterstützten, ihre eigenen 
Belastungen zu erkennen und Verhaltensweisen zu reflektieren.  
 
















Das Formulieren nächster Schritte ist eine notwendige Konkretisierung, damit die 
Vorschläge zeitnah und gut geplant umgesetzt werden können.
Mögliche Fragen zur Konkretisierung des Umsetzungsplans:
  Wer macht was (mit welchem Ergebnis) bis wann? 
  Woran erkennen wir, dass das angestrebte Ergebnis erreicht wurde? 




Rückmeldung der Ergebnisse an die Steuerungsgruppe
Am Ende eines Gesundheitszirkels sollte die Steuerungsgruppe von dem Moderator 
bzw. der Moderatorin Rückmeldung erhalten, welche Probleme bearbeitet wurden und 
was die vereinbarten Maßnahmen und Lösungsvorschläge sind. Die Teilnehmer und 
Teilnehmerinnen des Gesundheitszirkels entscheiden, welche Informationen an die 
Steuerungsgruppe gegeben werden dürfen. Die Rückmeldung kann in Form der oben 





5. Schritt: Maßnahmen umsetzen und ihre Wirkung überprüfen
Spätestens wenn es an die Umsetzung der Maßnahmen geht, wird deutlich, wie gut die 
Gesundheitszirkel gearbeitet haben. Damit die Umsetzung von Lösungsvorschlägen 
auch gelingt und nicht gleich im Sande verläuft, ist es wichtig, dass im Gesundheitszirkel 
für jeden Lösungsvorschlag konkret erarbeitet wurde, was, wann, wie und von wem 
gemacht werden soll.
Maßnahmen, die die bisherigen Strukturen, Kommunikationsmuster und Arbeitsweisen 
verändern, brauchen einen Zeitraum über mehrere Monate, in dem sie erprobt wer-
den. Nicht immer gelingt alles gleich beim ersten Mal. Auch die Beteiligten brauchen 
Zeit, sich umzustellen. Es kann auch passieren, dass man feststellt, dass es noch nicht 
die optimale Lösung ist und sich daraus auch neue Probleme ergeben. Aus diesem 
Grund braucht es eine Bewertung der Maßnahme von den betroffenen Personen und 
Bereichen.
Die Steuerungsgruppe hat die Aufgabe zum einen zu überprüfen, ob die vereinbarten 
Maßnahmen umgesetzt wurden oder ob nachgesteuert werden muss. Zum anderen 
sollte sie auswerten, ob die Maßnahmen ihre gewünschte Wirkung erzielten und 
inwieweit die Ziele des Gesundheitsmanagements erreicht werden konnten.
Wie wird’s gemacht? 
Aber wie kann man es methodisch am besten fassen, ob eine Maßnahme auch den 
gewünschten Erfolg hat? Auch hier empfiehlt es sich wieder die beteiligten Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen bzw. die von der Maßnahme betroffenen Bereiche zu fragen.
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Ziel der Evaluation ist es, die Wirkung der Lösungsmaßnahme durch die Akteure vor 
Ort bestimmen zu lassen. Im Ergebnis sollte deutlich werden, 
  ob das Problem bzw. die Belastung beseitigt wurde oder 
  ob alles beim Alten geblieben ist oder 
  ob das Problem durch die Veränderung vielleicht sogar schlimmer geworden ist. 
Eine Möglichkeit möglichst konkret und praxisnah die Wirkung zu messen besteht 
darin, an den erarbeiteten Ergebnissen aus den Gesundheitszirkeln anzusetzen. Dafür 
nimmt man beispielsweise die Dokumentation aus dem Gesundheitszirkel wieder 
zur Hand und erweitert diese um weitere Spalten der Wirkung. In einem Workshop 
lässt man dann die betroffenen Beschäftigten bewerten, welchen Effekt die jeweiligen 
Maßnahmen hatten.
Führten die Verbesserungsmaßnahmen nicht zum gewünschten Erfolg, können fol-
gende Fragen beim Nacharbeiten hilfreich sein: 
  Trifft die Lösungsmaßnahme wirklich den Kern und die  
    Ursache des Problems? 
   Wurden alle von der Lösung betroffenen Beschäftigten mit 
    einbezogen und transparent informiert? 
   Welche Störungen hat es gegeben? Welche neuen Probleme 
    bestehen oder sind aufgrund der Maßnahme entstanden?    
   Wie lassen sich diese beheben bzw. wie kann daran weiter 
    gearbeitet werden?
Hat die Lösungsmaßnahme zu einer Verbesserung geführt, so scheuen Sie sich nicht, 
diesen Erfolg auch sichtbar zu machen und zu feiern, denn: über positive Nachrichten 
wird in vielen Organisationen viel zu selten gesprochen. Das Sichtbarmachen von 
Erfolgen ist auch wichtig, um Bedenkenträger für den Ansatz zu gewinnen. 
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Unterstützend zu dem, was gute Arbeitsbedingungen an Gesundheit fördern, gibt es 
hilfreiche und wirksame verhaltensbezogene Maßnahmen: 
  z.B. kann regelmäßige Bewegung Dauerstress abbauen 
  können eigene Strategien wie „sich ausgewogen zu ernähren“ oder „Rituale  
  zur Entspannung“ hilfreich sein, um Anspannungen zu lösen und neue Kraft- 
    reserven zu mobilisieren.  
  z. B. kann der Arbeitgeber die Bedingungen so verbessern, dass eine ausgewo- 
  gene Ernährung während der Arbeitszeit auch wirklich möglich ist  
Aus der Vielzahl möglicher Programme und Angebote sollten diejenigen ausgewählt 
werden, die die spezifischen Bedarfe der jeweiligen Verwaltung abdecken und ein hohes 
Maß an nachgewiesener Qualität aufweisen. 
Angebote zur Bewegung
Bewegungsmangel ist mittlerweile allgemein als ein wesentlicher gesundheitlicher 
Risikofaktor anerkannt. Sitzen ist bei weitem nicht so belastungsarm und gesundheits-
schonend, wie viele meinen. Der Mensch ist eigentlich für Bewegung geschaffen, also 
für den Wechsel zwischen Gehen, Stehen, Liegen und Sitzen. Wer hingegen Tag für 
Tag im Sitzen vor dem Schreibtisch verbringt, kann langfristig Probleme mit dem 
Herz-Kreislauf-System und der Wirbelsäule bekommen. 80 Prozent der Bevölkerung 
klagen über Rückenschmerzen. Vor dem Hintergrund eines achtstündigen Arbeitstages 
und der Tatsache, dass der körperliche Arbeitsanteil gerade bei Arbeitsplätzen in der 
Verwaltung immer stärker abnimmt, erhält gesundheitsförderndes Verhalten am 
Arbeitsplatz eine große Bedeutung. Mehr Bewegung im Berufsalltag kann unmittelbar 
positive Effekte auf verschiedenen Ebenen haben:
  auf das physische Wohlbefinden (Leistungsfähigkeit, Beschwerdefreiheit)  
  auf das psychische Wohlbefinden (Stimmung, Lebenszufriedenheit, Stressresistenz) 
  auf das soziales Wohlbefinden 
auf gesundheitsbezogene Risikofaktoren (Bewegungsmangel, Übergewicht, Bluthoch-
druck, Fettstoffwechselstörungen etc.)
Zwei Ziele sollten mit einem Bewegungsprogramm am Arbeitsplatz verbunden werden. 
Zunächst geht es auch hier um die Optimierung von Arbeitsbedingungen. Eine 
ergonomische Ausstattung der Arbeitsplätze ist zugleich die Basis für mehr Bewegung 
am Arbeitsplatz. Dynamisches Sitzen mit häufigem Positionswechsel, das Vermeiden von 
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Unterstützende Maßnahmen zur Förderung des   
Gesundheitsverhaltens
Rolltreppen und Aufzügen, ein Spaziergang in der Mittagspause und Bewegungspausen 
wirken dem Bewegungsmangel bei Tätigkeiten in der Verwaltung gezielt entgegen. 
Auch der Arbeitsweg kann bewegungsförderlicher gestaltet werden, indem auf das 
Auto verzichtet und stattdessen das Fahrrad genutzt wird oder mehr Wege zu Fuß 
zurückgelegt werden.  
 
Ernährung in öffentlichen Verwaltungen 
Sehr viel Kaffee, dazu Schokolade und Kekse - so oder so ähnlich sieht der Büroalltag 
vielfach aus. Meist kommen noch zeitraubende Meetings hinzu, die es lediglich 
erlauben, zwischendurch Teilchen vom „Bäcker um die Ecke“ zu besorgen. Die Folge: 
Die unregelmäßige und unausgewogene Nahrungszufuhr, gepaart mit verhältnismäßig 
wenig Bewegung, führt zu Leistungsabfall, Übergewicht und vermindertem Wohlbefin-
den. Gerade weil viele Berufstätige mittags meist außer Haus essen und entweder auf 
das Angebot in ihrer Betriebskantine angewiesen sind oder sich selbst verpflegen 
müssen, ist es sinnvoll auch hier, die gesündere Wahl zur einfacheren Wahl zu machen. 
Unter anderem setzt hier das Projekt „Job&Fit“ der Deutschen Gesellschaft für 
Ernährung an. Die Verantwortlichen wollen die Verpflegung am Arbeitsplatz verbes-
sern. Der oft stressige Berufsalltag lässt das Essen und Trinken jedoch in den 
Hintergrund rücken. Dabei hilft eine ausgewogene und regelmäßige Kost dabei, 
leistungsfähiger und gesünder zu leben. Im Rahmen des betrieblichen Gesundheits-
management sollen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen auch dabei unterstützt werden, 
sich vollwertig zu ernähren.
Ein männlicher Büroangestellter zwischen 25 und 51 Jahren, der sich neben der Ar-
beit nicht sonderlich viel sportlich betätigt, sollte etwa 2200 kcal pro Tag aufnehmen. 
Bei Frauen im gleichen Alter und unter den gleichen Umständen liegen die Richt-
werte für die Energiezufuhr bei etwa 1900 kcal. Günstig ist es, die Energieaufnahme 
über den Tag hinweg auf mehrere Mahlzeiten gut zu verteilen. Für die Verpflegung 
in Betriebskantinen wurden Qualitätsstandards entwickelt, die eine vollwertige 
Ernährung ermöglichen. Und es wurde nicht zu viel versprochen: Definiert werden 
die Lebensmittel, die für eine vollwertige Mittags- und Zwischenverpflegung ein-
zusetzen sind – sowohl im Gesamtangebot als auch für einzelne Menülinien. Die 
Qualitätsstandards erklären, welche Richtwerte für die Energiezufuhr und welche 
Nährstoffrelationen in der Betriebsverpflegung gelten und welche Garmethoden und 
Portionsmengen dafür zu wählen sind. Darüber hinaus werden die Grundprinzipien 
zum Einsatz von Convenienceprodukten, die Kriterien für ein Leistungsverzeichnis 
und die rechtlichen Rahmenbedingungen vorgestellt. Zusätzlich gibt es Hinweise zum 
Umgang mit Anregungen und Kritik der Gäste und zur Gestaltung einer erfolgreichen 
Gästekommunikation. Diese Qualtitätsstandards in den Kantinen der öffentlichen 
Verwaltungen umsetzen ist eine Aufgabe für öffentliche Arbeitgeber. IN FORM unter-
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stützt öffentliche und andere Arbeitgeber dabei, die Initiative zu ergreifen eine qualita-
tiv hochwertige Verpflegung anzubieten und zum Bestandteil der Unternehmensphilo-
sophie zu machen. Gut ausgestattete, ansprechende Räume und Kooperationsverträge 
mit regionalen Lebensmittelerzeugern, wie z.B. Bäckereien oder Landwirten aus der 
Umgebung, fördern eine gesunde Verpflegung.
Die Beschäftigten selbst können aber auch die mitgebrachte Verpflegung ins Büro 
gesünder und abwechslungsreich gestalten, indem sie sich an Ernährungsempfehlungen 
orientieren. Dabei kommt dem ausreichenden Verzehr von Obst und Gemüse eine 
besondere Bedeutung zu. 
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Bund:
Bundesministerium für Gesundheit 
  www.bmg.de 
Umfassende Informationen zur Gesundheitspolitik, viele Präventionsinformationen
Bundesamt für Zivildienst 
  www.inqa.de/Inqa/Navigation/Gute-Praxis/datenbank-gute-praxis,did=41746 
Überblick über Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung 
Land:
Landesverwaltung Berlin 
  www.berlin.de/sen/inneres/zentraler_service/personal/bgm. 
Dienstvereinbarung zum betrieblichen Gesundheitsmanagement 
Handreichung „Geschlechtssensible Gestaltung des Betrieblichen Gesundheitsma-
nagements“
Landesverwaltung Rheinland-Pfalz 
  http://cms.ukrlp.de/_media/Rahmenkonzept_BGM.pdf 
Rahmenkonzept mit Mindeststandards und Empfehlungen
  http://cms.ukrlp.de/_media/praesentationLVERM.pdf 
Praxisbeispiel aus der Vermessungs- und Katasterverwaltung
Landesverwaltung Niedersachsen 
  www.gesundheitsmanagement.niedersachsen.de/master/C40147663_L20_D0 
Rahmenkonzept und Fördermöglichkeiten für die Umsetzung von Gesundheitsma-
nagement in der niedersächsischen Landesverwaltung
  www.mh-hannover.de/gm0 
Praxisbeispiel zum Gesundheitsmanagement in der Medizinischen Hochschule  
Hannover
Polizei Sachsen-Anhalt 
  www.sachsen-anhalt.de/LPSA/fileadmin/Files/gm1.pdf 
Gesundheitsmanagement in der Polizei Sachsen-Anhalt (GIP),
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 Links zu Beispielen aus der Praxis
Kommune (Stadt, Landkreis, Gemeinde):
Stadtverwaltung Hamburg 
  www.dnbgf.de/fileadmin/texte/Downloads/uploads/dokumente/Hamburg_Bergedorf.pdf 
Wege im betrieblichen Gesundheitsmanagement anhand von 3 Praxisbeispielen 
(Behörde für Inneres, Finanzamt Eimsbüttel, Bezirksamt Bergedorf)
Stadt Aachen, Stabsstelle „Gesunde Verwaltung“: 
  www.aachen.de/DE/Stadt_buerger/politik_verwaltung/gesuv/index 
Rahmenkonzept und Dienstvereinbarung zum betrieblichen Gesundheitsmanagement, 
Flyer zur Vorgehensweise und verhaltensbezogenen Kursangebote
Stadt Dortmund: 
  www.betrieblichegesundheitsfoerderung.dortmund.de 
Informationen zu Grundlagen und der Umsetzung von Gesundheitsmanagement 
Ausführliche Darstellung zu praktischen Projekten
Berliner Bezirksamt Tempelhof: 
  www.unfallkasse-berlin.de/content/artikel/790 
Ausführliche Darstellung des Vorgehens und der Ergebnisse im betrieblichen Gesund-
heitsmanagement
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Tools für betriebliches Gesundheitsmanagement
  www.stmugv.bayern.de/gesundheit/giba/betrieb/manage 
Handlungsleitfaden und EDV-Tools zur Mitarbeiterbefragung, Führungskräfte - Feedback 
und Selbstaudit betriebliches Gesundheitsmanagement. www.bgw-online.de
  www.bgw-online.de 
Anleitung für eine Mitarbeiterbefragung der Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst 
und Wohlfahrtspflege (zu finden unter: Downloads – Arbeitshilfe: Betriebsklima und Ge-
sundheit systematisch messen – Anleitung für eine Mitarbeiterbefragung)
  www.baua.de 
Übersicht über verschiedene Instrumente zur Erfassung psychischer Belastungen (zu 
finden unter: Informationen für die Praxis – Handlungshilfen und Praxisbeispiele – Toolbox 
und Instrumente zur Erfassung psychischer Belastungen)
  www.svbgf.ch/downloads/bgffragebogenenwhp.pdf 
Fragebogen zur Einschätzung der Qualität des Betrieblichem Gesundheitsmanagements 
Weiterführende Links zu Bewegung und Ernährung
  www.in-form.de 
Deutschlands Initiative für gesunde Ernährung und mehr Bewegung
  www.die-praevention.de/thema_des_monats/buero/index 
Informationen des Bundesministeriums für Gesundheit für einen gesunden Büroalltag
  www.jobundfit.de 
Informationen der Deutschen Gesellschaft für Ernährung für ein gesunde Ernährung im 
Berufsalltag
  www.dosb.de 
Angebote des Deutschen Olympischen Sportbundes, Informationen rund um den Sport
  www.move-europe.de 
Interventionen und Angebote zur Bewegung und Ernährung am Arbeitsplatz (zu finden 
unter: Fokus: Arbeit und Gesundheit) 
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Tools, Datenbanken und weiterführende Hinweise
Netzwerke und Datenbanken:  
 
   www.dnbgf.de 
Deutsches Netzwerk für betriebliche Gesundheitsförderung: Forum öffentlicher Dienst
  www.inqa.de 
Initiative neue Qualität der Arbeit 
Gemeinschaftsinitiative aus Bund, Ländern, Sozialpartnern, Sozialversicherungsträgern, 
Stiftungen und Unternehmen  
Datenbank: Gute Praxis
  www.inqa-buero.de 
Initiativkreis Neue Qualität der Büroarbeit 
Spezifische Informationen zur Gesundheit im Büro (z.B. Office Excellence Check, 
Computer-Tools zur Bewegung im Büro)
  www.iga-info.de 
Initiative Gesundheit und Arbeit 
Zusammenarbeit von Krankenkassen und Unfallversicherungsträgern zum Arbeit im 
Wandel und Gestaltung gesunder Arbeit auf Bundesebene
  www.good-practice.org 
Gemeinschaftsinitiative Gesünder Arbeiten e.V.:  
Good-Practice-Datenbank, Arbeitschutzberatung, Mobbing-Beratung
  www.netzwerk-unternehmen-fuer-gesundheit.de 
Unternehmensnetzwerk zur betrieblichen Gesundheitsförderung in der europäischen 
Union e.V.
  www.gesa.schleswig-holstein.de 
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Der Leitfaden „Gesundheitsmanagement in der Niedersächsischen Landesverwaltung“ ist Teil der Initiative
der Landesregierung, in den Dienststellen der Landesverwaltung ein umfassendes und systematisches
Gesundheitsmanagement einzuführen.
Die aktuellen Entscheidungen dazu ergeben sich aus dem Kabinettsbeschluss vom 19.11.2002 (Anlage 1).
Der Kabinettsbeschluss konkretisiert die Aktivitäten des Landes, die Personalentwicklung auf der Grundla-
ge des „Rahmenkonzept der Personalentwicklung in Niedersachsen“ vom 18. Februar 1997 sowie des
Kabinettsbeschlusses vom 26.03.2002 zu fördern und mit dem Handlungsfeld des Gesundheitsmanage-
ments zu verzahnen.
Er basiert außerdem auf
● der „Luxemburger Deklaration zur betrieblichen Gesundheitsförderung in der Europäischen Union“
vom 27./28. November 1997 (Anlage 4) und
● den „Qualitätskriterien für die betriebliche Gesundheitsförderung“ des Europäischen Netzwerkes für
betriebliche Gesundheitsförderung vom Mai 1999 (Anlage 5).
Der Leitfaden ist eine Leitlinie, an der sich nach. der Vereinbarung gem. § 81 NPersVG zum Gesundheits-
management in der niedersächsischen Landesverwaltung vom 19.11.2002 (Anlage 2) die handelnden
Akteure orientieren sollen, um ein dienststelleninternes Gesundheitsmanagement erfolgreich und nachhal-
tig zu etablieren. Die Vereinbarung ist von den Dienststellen zu beachten und bei der Umsetzung des
Gesundheitsmanagements in den Dienststellen zu Grunde zu legen. Darüber hinaus dient eine Broschüre,
in der die Kernpunkte eines Gesundheitsmanagements zusammengefasst sind, allen interessierten
Beschäftigten zu allgemeinen Information.
Gesundheitsmanagement darf nicht isoliert gesehen und betrieben werden , sondern muss um der vielfäl-
tigen Synergieeffekte willen konsequent in die Modernisierungsprozesse in der Landesverwaltung einge-
bunden sein. 
Um Gesundheitsmanagement sachgerecht anpacken zu können, sind Qualifizierungen von Beschäftigten
und insbesondere von Dienststellenleitungen notwendig. In vielen Fällen wird auch die Inanspruchnahme
einer Beratung durch andere Einrichtungen erforderlich sein. In diesem Zusammenhang enthält der Leitfa-
den den Hinweis auf den “Beratungsservice Gesundheitsmanagement”, der die Dienststellen bei ihren Vor-
haben beraten und unterstützen soll.
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II. Warum Gesundheitsmanagemt?
Gesunde, motivierte und gut ausgebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind sowohl in sozialer wie
ökonomischer Hinsicht Voraussetzung für eine erfolgreiche Landesverwaltung. Gesundheitsmanagement
ist eine Unternehmensstrategie, die darauf ausgerichtet ist, gesundheitlichen Beeinträchtigungen am
Arbeitsplatz – einschließlich arbeitsbedingter Erkrankungen, Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten und psychi-
scher Belastungen – vorzubeugen, Gesundheitspotenziale zu stärken und das Wohlbefinden am Arbeits-
platz zu verbessern. Dienststellen, die die Gesundheit ihrer Beschäftigten fördern, steigern die Produkti-
vität, verbessern das Betriebsklima und senken die Kosten für Krankheiten und Frühpensionierungen.
Die heute vorherrschenden arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren sind in engem Zusammenhang mit dem
Wandel des Belastungsspektrums zu sehen:
Körperliche Belastungen, z.B. durch schwere körperliche Arbeit oder durch ungünstige Umgebungsbedin-
gungen, spielen nur noch eine untergeordnete Rolle. Neben der physischen Belastung durch ständiges Sit-
zen und den visuellen Anforderungen der Bildschirmarbeit haben die psychischen Belastungen herausra-
gende Bedeutung.
Psychische Belastungen können durch die Arbeitsaufgabe selbst hervorgerufen werden und durch die
Bedingungen, unter denen die Arbeit auszuführen ist.
Belastende Merkmale der Arbeitsaufgabe sind beispielsweise fehlende Handlungs- und Entscheidungs-
spielräume, die Nicht-Übereinstimmung der Anforderungen mit den Fähigkeiten der Beschäftigten im
Sinne einer Überforderung oder Unterforderung, ein zu hohes Arbeitsvolumen in vorgegebener Zeit, d. h.
arbeiten unter Zeitdruck.
Zu den potenziell belastenden Ausführungsbedingungen der Arbeit gehören folgende Merkmalsberei-
che: 
● Physikalischen Arbeitsumgebung (Lärm, Licht, Luft)
● Gestaltung des Arbeitsraums und des Arbeitsplatzes
● Arbeitszeitregelungen
● Soziale Umgebung: Betriebskultur, Beziehungen zu Kolleginnen und Kollegen und Vorgesetzten, Füh-
rungsstile und -verhalten.
Zu Belastungen im Sinne von Stress werden die Anforderungen der Arbeit erst dann, wenn sie die Fähig-
keiten und Bewältigungsmöglichkeiten der Beschäftigten in hohem Maß beanspruchen bzw. übersteigen.
Zusätzliche Bedingung für die Entstehung von Stress ist, dass die Beschäftigten negative Folgen für das kör-
perliche und seelische Wohlbefinden befürchten, falls die Bewältigung der Belastungen misslingt.
Die potenziellen Belastungen der Arbeit sind immer in Zusammenhang mit den individuellen und sozialen
Ressourcen zu betrachten. Damit sind Einflussgrößen der Situation und der arbeitenden Person gemeint,
die die Wirkungen der Anforderungen abpuffern können. Zu den wichtigsten Ressourcen gehören die
Handlungs- und Entscheidungsspielräume in einer Arbeitssituation, die persönlichen Kompetenzen zur
Belastungsbewältigung und soziale Unterstützung.
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Psychische Belastungen oder Stressfaktoren führen in der akuten Situation zu mehr oder weniger heftigen
körperlichen und gefühlsmäßigen Reaktionen: zur Steigerung der Pulsfrequenz und des Blutdrucks, zu
Ärger, Angst, Enttäuschung, zu einer generellen Anspannung.
Zu Risiken für die Gesundheit werden die Belastungen dann, wenn sie über einen längeren Zeitraum hin-
weg immer wieder auftreten. Dauerhafte Anspannung und der Verlust von Erholungsmöglichkeiten sind
die Folgen
Eine Vielzahl von Untersuchungen weist darauf hin, dass ein erheblicher Teil des heutzutage vorherrschen-
den Krankheitsgeschehens mit arbeitsbedingten Belastungen in Zusammenhang steht. Muskel- und Ske-
letterkrankungen sind hier in erster Linie zu nennen, aber auch Herz-Kreislaufkrankheiten, Magen- und
Darmerkrankungen und psychiatrische Erkrankungen einschließlich der Suchterkrankungen. 
Gesundheitspolitisch sind die chronischen Erkrankungen von besonderer Bedeutung. Das Gros der krank-
heitsbedingten Fehlzeiten in den Dienststellen kommt nicht durch eine Häufung von Kurzzeiterkrankungen
zustande, sondern durch längerfristige, i. d. R. chronische Erkrankungen im mittleren und höheren Alter.
Diese Problematik wird durch das steigende Durchschnittsalter der noch weiter Beschäftigten zunehmen.
Nach den Berechnungen des Statistischen Bundesamtes ist seit (???) dem Jahr 2000 der Anteil der über
50-jährigen Beschäftigten größer sein als der Anteil der unter 30-jährigen.
Eine Untersuchung der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin hat für das Jahr 1999 errech-
net, dass fast 30 Prozent der krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit (rd. 135 Mio. Ausfalltage) auf
Muskel- und Skeletterkrankungen zurückzuführen sind. Multipliziert man die 135 Mio. Ausfalltage mit
dem durchschnittliche Jahreseinkommen der Arbeitnehmer (DM 62 614,–)  erhält man die Ausfallkosten,
die allein für diese Krankheitsgruppe rund 23 Milliarden Mark betragen.
Für die o. g. Krankheiten gilt, dass sie nicht auf eine einzelne Ursache zurückgeführt werden können, son-
dern dass vielfältige Faktoren – insbesondere auch arbeitsbedingte Belastungen – zu ihrer Entstehung bei-
tragen. Sind sie einmal zum Ausbruch gekommen, können sie i. d. R. nicht mehr vollständig geheilt werden. 
Vor diesem Hintergrund bekommt vorbeugendes gesundheitsbezogenes Handeln – dienststelleninterne
Prävention im weitesten Sinne – einen herausragenden Stellenwert.
In Zusammenhang mit dem kontinuierlichen organisatorischen Wandel der Verwaltung erhält Gesundheits-
management eine besondere Bedeutung. Denn im Zuge der Staatsmodernisierung werden vielfältige neue




















• Handlungs- und Entscheidungs-
spielräume/Verantwortung
• Komplexität der Arbeitsinhalte
• Kooperation mit Kolleginnen und Kollegen
• Abwechslungsreiche Aufgaben
• Transparenz über Arbeitsinhalte /klare Ziele
• Soziale Beziehungen zu Kolleginnen und 
Kollegen und zu Vorgesetzten
• Anerkennung
• Arbeitsmittel und Arbeitsplatzausstattung
• Arbeitsplatzumgebung und Arbeitszeit 








• Kommunikations- und 
Informationsstrukturen
• Transparenz bei Entscheidungen
• Weiterbildungsmöglichkeiten
• Partizipationsmöglichkeiten
● Qualifizierung für bzw. Einarbeitung in neue Aufgaben und Arbeitsverfahren
● Entwicklung eines neuen Selbstverständnisses als Dienstleister, stärkere Bürgerorientierung
● Weiterbildung und Kompetenzentwicklung für die Nutzung der sich ständig entwickelnden Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien
● Auseinandersetzung mit neuen Steuerungs- und Führungsinstrumenten (Schließen von Zielvereinbarun-
gen u. a. m.).
Die Vielzahl und das Tempo der Umstrukturierungsprozesse werden von vielen Beschäftigten als Belastung
empfunden. Dies gilt insbesondere dann, wenn sie mit Stellenabbau und der Unsicherheit über den künf-
tigen dienstlichen Einsatz verbunden sind.
Gesundheitsmanagement ist auch deshalb notwendig, um die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die
Lage zu versetzen, mit den Herausforderungen der Verwaltungsmodernisierung gesundheitsförderlich
umgehen zu können.
III. Was ist Gesundheitsmanagement?
Die betriebliche Gesundheitsförderung wurde maßgeblich von den Krankenkassen entwickelt und durch-
geführt. Ihre Kernelemente umfassen die Datenerhebungen und -analysen zur Ermittlung von arbeitsbe-
dingten Gesundheitsgefahren (betriebliche Gesundheitsberichte), Gesundheitszirkel als Instrument zur
Beteiligung der Beschäftigten so wie verschiedene Maßnahmen zu Gesundheitsförderung in den Betrie-
ben. Als zeitlich begrenzte Projekte und  Einzelaktivitäten  fand die betriebliche Gesundheitsförderung
jedoch keinen Eingang in die Alltagsroutine und in die Managementkonzepte. Gesundheitsmanagement
stellt eine konsequente Weiterentwicklung der Gesundheitsförderung dar. Es integriert betriebliche bzw.
dienststelleninterne Gesundheitsförderung systematisch in die Unternehmens- bzw. Organisationspolitik.
Damit wird die Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu einer strategischen und  ganzheitlichen
Aufgabe, die insbesondere in der Verantwortung der Führungskräfte liegt. In der niedersächsischen Lan-
desverwaltung wird i. d. R. der Begriff des dienststelleninternen Gesundheitsmanagements benutzt, da nur
auf der Ebene der Dienststelle, ggf. auch in einem Fachbereich die jeweils konkrete unterschiedliche Situ-
ation berücksichtigt und gestaltet werden kann. Die genauere Definition des dienststelleninternen Gesund-
heitsmanagements ergibt sich aus Nr. 2 der o. a. Vereinbarung (Anlage xxx). 
III.1 Ziele des dienststelleninternen Gesundheitsmanagements
Dienststelleninternes Gesundheitsmanagement fördert die Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, indem arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren reduziert sowie gesundheitsförderliche Arbeitsbedingun-
gen und Verhaltensweisen geschaffen bzw. unterstützt werden. Ziel ist es, das Wohlbefinden und damit
die Gesundheit der Beschäftigten zu fördern sowie ihre Leistungsfähigkeit zu steigern.
● Als Hauptziele sind in Nr. 3 der o. a. Vereinbarung (Anlage xxx) definiert:
● Vorbeugung und Gesundheitsförderung
● Verringerung von Belastungen
● Berücksichtigung geschlechtsdifferenzierender Sichtweisen
● Ökonomische und qualitative Verbesserungen.
Nach der Ottawa-Charta der Weltgesundheitsorganisation (WHO) von 1986, zielt Gesundheitsförderung
darauf ab, allen Menschen ein höheres Maß an Selbstbestimmung über ihrer Gesundheit - als umfassen-
des körperliches, seelisches und soziales Wohlbefinden - zu ermöglichen. Im Sinne eines lebenslangen
Lernprozesses sollen Menschen befähigt werden, ihr Gesundheitspotential so weit wie möglich zu entwik-
keln. Damit wird auch die Fähigkeit, langfristige Ziele zu verfolgen und sich an veränderte Bedingungen
anzupassen in den Gesundheitsbegriff mit einbezogen. Gesundheit ist ein wesentlicher Bestandteil des all-
täglichen Lebens und muss unter den sich ständig verändernden Lebens- und Arbeitsbedingungen immer
wieder hergestellt werden. Deshalb sollte die Arbeitswelt so gestaltet werden, dass sie eine Quelle von
Gesundheit und nicht von Krankheit ist.
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Die Ziele des Gesundheitsmanagements können effektiv und nachhaltig erreicht werden, wenn Gesund-
heitsmanagement nach den Prinzipien Ganzheitlichkeit, Partizipation, Integration und Projektorganisation
(Luxemburger Deklaration) gestaltet wird. Das Europäische Netzwerk für Gesundheitsförderung entwickel-
te sechs Qualitätskriterien (Unternehmenspolitik, Personalwesen und Arbeitsorganisation, Konzept, Sozia-
le Verantwortung, Maßnahmen auf der Verhältnis- und Verhaltensebene, Evaluation) die diese Prinzipien
konkretisieren und anhand der Gesundheitsmanagement beurteilt werden kann (Anlage xxx). Diese Krite-
rien sind in einer gemeinsamen Erklärung der  Spitzenverbände der Krankenversicherungsträger im Jahr
2000 aufgegriffen worden. Ihre Erfüllung ist eine Voraussetzung zur finanziellen Förderung von Gesund-
heitsmanagement durch die Krankenkassen. Die Prinzipien und Qualitätskriterien des Europäischen Netz-
werks für Gesundheitsförderung müssen durch eine geschlechtsspezifisch differenzierende Sichtweise
ergänzt werden, wie sie u. a. durch die europäische Politik des Gender Mainstreaming formuliert wird.
III.2 Prinzipien und Qualitätskriterien des Gesundheitsmanagements
III.2.1 Ganzheitlichkeit
Gesundheit entsteht aus der Wechselbeziehung zwischen Arbeitsbedingungen und den beschäftigten Per-
sonen:
So führen Arbeitsanforderungen, denen keine Bewältigungsmöglichkeiten gegenüberstehen, zu Arbeits-
belastungen und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren.
Gesundheitsförderliche Arbeitsbedingungen dagegen regen zur Weiterentwicklung individueller Hand-
lungsfähigkeit an und bieten Spielräume, die unterschiedliches Bewältigungsverhalten erst zulassen. Auch
gesundheitsriskante Verhaltensweisen wie mangelnde Bewegung, Rauchen etc. sind häufig an strukturel-
le Bedingungen geknüpft. 
Wer Gesundheit fördern will, muss sowohl bei den Personen (Verhalten) als auch bei den Arbeitsbedingun-
gen (Verhältnisse) ansetzen. 
Folgende vier Interventionsebenen für Maßnahmen des Gesundheitsmanagements lassen sich unterschei-
den:
● Abbau von belastenden Bedingungen der Arbeit (Zeitdruck, schlechte Arbeitsräume, etc.)
● Schaffung von gesundheitsförderlichen Arbeitsbedingungen, in denen sich die Beschäftigten entwik-
keln können (Handlungsspielräume, gesundheitsorientiertes Führungsverhalten, unterstützende soziale
Beziehungen und Kommunikationsformen etc.)
● Verringerung belastenden, gesundheitsriskanten Verhaltens (ungünstige Körperhaltungen und Arbeits-
weisen, Rauchen etc.)
● Entwicklung individueller Gesundheitspotenziale (Fähigkeiten zur Bewältigung von Belastungen, ange-
messene Qualifizierung für Arbeitsanforderungen, gesundheitsförderliches Verhalten etc.).
Gesundheitsmanagement macht sich unglaubwürdig und ist von begrenzter Wirksamkeit, wenn nur auf
einer der oben vorgestellten Ebenen agiert wird. So sind zum Beispiel die in vielen Gesundheitsförderungs-
programmen enthaltenen Rückenschulungen nur dann sinnvoll, wenn sie sich auf die Arbeitsbedingungen
und die Arbeitssituation beziehen. Langfristige Erfolge lassen sich im Sinne der Gesundheitsförderung nur
erreichen, wenn durch Arbeitsgestaltung und Arbeitsorganisation körperliche Zwangshaltungen und ein-
geschränkte Bewegungsspielräume – z.B. durch qualifizierte Mischarbeit – verringert werden.
III.2.2 Partizipation
Um Gesundheitsmanagement realisieren zu können, müssen die unterschiedlichen Interessen in der Dienst-
stelle berücksichtigt werden. Sowohl die Dienststellenleitung als auch die Personalvertretungen müssen
sich als Entscheidungsträger und aktive Gestalter der Arbeitsbedingungen am Gesundheitsmanagement
beteiligen. 
7
Darüber hinaus ist die Partizipation aller Beschäftigten notwendig, da die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter über die Kompetenzen zur Bewältigung von Anforderungen verfügen. Sie sind die Expertinnen und
Experten ihrer Arbeitssituation und wissen oft am besten, was sie belastet und krank macht. Für die Erar-
beitung von Lösungsvorschlägen ist das Erfahrungswissen der Betroffenen unverzichtbar.
Eine Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Planungen und Entscheidungen gewährleistet die
notwendige Verbindung des Wissens und der Erfahrungen aller Beteiligten. Darüber hinaus erhöht sie die
Akzeptanz der gesundheitsförderlichen Maßnahmen bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 
Führungskräfte sind für die Gestaltung und Organisation der Arbeit in ihrem Verantwortungsbereich und
damit in besonderem Maße für gesundheitsförderliche Arbeitsbedingungen verantwortlich.
Eine weiterer Aspekt von Partizipation ist Transparenz. Nur wenn über Ziele und Inhalte von Gesundheits-
management ausführlich informiert wird und „Gesundheit” in der Dienststelle zum Thema gemacht wird,
können Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Führungskräfte zur Mitwirkung und Unterstützung von
Gesundheitsmanagement motiviert werden.
III.2.3 Integration und Projektorganisation
Gesundheitsmanagement bedeutet, Gesundheitsförderung systematisch und zielorientiert in allen wichti-
gen Entscheidungen und in allen Bereichen der Dienststelle zu berücksichtigen. Verantwortlich für die Inte-
gration von Gesundheitsmanagement in den Arbeitsalltag sind die Dienststellenleitung und die Führungs-
kräfte. Die Integration kann nur gemeinsam mit der Personalvertretung realisiert werden. Damit die Ziele
und Grundsätze des Gesundheitsmanagements als verbindliche Vorgabe für alle sichtbar werden, sollen sie
in den Leitbildern der Behörden und ggf. in den Geschäftsordnungen zu verankert werden. Als Dauerauf-
gabe ist Gesundheitsmanagement in den Alltag der Dienststelle, d. h. in die vorhandenen Organisations-
strukturen und -abläufe und in die Verwaltungskultur einzubeziehen. Dies gilt in besonderem Maß für die
Berücksichtigung in Konzepten und Programmen der Personalentwicklung und für die Anforderungsprofi-
le bzw. Aufgabenbeschreibungen von Führungskräften.
Gesundheitsförderung als Managementaufgabe zu etablieren, fällt auch in den Bereich der Organisations-
entwicklung und stellt sich folglich als ein Lernprozess der Dienststelle dar. Dieser ist nach dem Leitbild
der „Lernenden Organisation” zu gestalten. Notwendig ist deshalb zum einen eine klare Prozessorientie-
rung. Die Prozessgestaltung wie auch verschiedene Aufgaben der Integration zum anderen sollte – zumin-
dest bei größeren Dienststellen oder Fachbereichen – nicht von der Linienorganisation, sondern im Sinne
der Projektorganisation von einer Steuerungsgruppe geleistet werden. Diese sollte mit Entscheidungskom-
petenzen und einem Budget ausgestattet sein. So ist besser gewährleistet, dass viele im Projekt erarbeite-
ten Lösungen auf dem schnellsten Wege umgesetzt werden können. Die Zusammenarbeit mit der Linie-
norganisation ist dabei zu berücksichtigen. Die Steuerungsgruppe soll den Gesamtprozess steuern und
dabei einzelne Projekte initiieren oder begleiten. Ziel ist es, dass alle Beteiligten im Gesamtprozess und in
den Teilprojekten lernen, was Gesundheitsmanagement ist und wie es praktiziert werden kann. Der Pro-
zess untergliedert sich üblicherweise in die Phasen Diagnose und Zieldefinition, Maßnahmenentwicklung,
Umsetzung und Evaluation. Die Integration von Gesundheitsmanagement ist dann gelungen, wenn die
Ergebnisse und Erfahrungen des Lernprozesses in das alltägliche  Verwaltungsmanagement integriert und
als Ausgangsbasis für weitere Aktivitäten genutzt werden. 
III.2.4 Qualitätskriterien
Zur Umsetzung der Prinzipien der Luxemburger Deklaration wurde 1999 vom Europäischen Netzwerk für
betriebliche Gesundheitsförderung ein Katalog von sechs Qualitätskriterien erarbeitet (Anlage 5). Mit den
Kriterien soll die systematische und umfassende Umsetzung von Gesundheitsmanagement in den Betrie-
ben und Verwaltungen unterstützt werden. Der Katalog ist auch in Form eines Fragebogens zur Selbstein-
schätzung einer Organisation verfügbar. Die Kriterien orientieren sich am Modell für Business Excellence
der Europäischen Stiftung für Qualitätsmanagement (EFQM).
Die Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenkassen empfehlen in einer gemeinsamen Erklärung vom Juni
2000, dass Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung nur in den Betrieben von den Kassen mit-
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finanziert werden, welche diese 6 Qualitätskriterien weitgehend erfüllen bzw. sich zur Orientierung an die-
sen Kriterien verpflichten.
Die Qualitätskriterien orientieren sich an folgenden Handlungsfeldern (der komplette Kriterienkatalog in
Anlage 5):
Betriebliche Gesundheitsförderung und Unternehmenspolitik
Eine wesentliche Voraussetzung für den Erfolg betrieblicher Gesundheitsförderung besteht darin, dass sie
als Führungsaufgabe wahrgenommen wird und in bestehende Managementsysteme integriert ist. 
Personalwesen und Arbeitsorganisation
Die wichtigste Aufgabe gesundheitsgerechter Personalführung besteht darin, die Fähigkeiten der [Mitar-
beiterinnen und] Mitarbeiter bei der Arbeitsgestaltung zu berücksichtigen. Für den Erfolg betrieblicher
Gesundheitsförderung ist dabei ausschlaggebend, dass alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter möglichst
weitgehend an Planungen und Entscheidungen beteiligt werden.
Planung betrieblicher Gesundheitsförderung 
Betriebliche Gesundheitsförderung ist dann erfolgreich, wenn sie auf einem klaren Konzept basiert, das
fortlaufend überprüft, verbessert und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bekannt gemacht wird.
Soziale Verantwortung
Für den Erfolg betrieblicher Gesundheitsförderung ist auch entscheidend, ob und wie die Organisation
ihrer Verantwortung mit den natürlichen Ressourcen gerecht wird.” D. h., wie mögliche “gesundheits-
schädliche Auswirkungen auf Menschen und Umwelt begrenzt” werden. “Soziale Verantwortung schließt
die Rolle der Organisation auf lokaler, regionaler, nationaler und supranationaler Ebene in bezug auf die
Unterstützung gesundheitsbezogener Initiativen ein.
Umsetzung betrieblicher Gesundheitsförderung 
Betriebliche Gesundheitsförderung umfasst Maßnahmen zur gesundheitsgerechten Arbeitsgestaltung und
Unterstützung gesundheitsgerechten Verhaltens. Erfolgreich ist sie dann, wenn diese Maßnahmen dauer-
haft miteinander verknüpft sind und systematisch durchgeführt werden.
Ergebnisse betrieblicher Gesundheitsförderung
Der Erfolg betrieblicher Gesundheitsförderung kann an einer Reihe kurz- mittel- und langfristiger Indikato-
ren gemessen werden. 
III.2.5 Gender Mainstreaming 
Gender Mainstreaming bezeichnet eine Strategie zur Durchsetzung des Gleichheitsgrundsatzes in Artikel 3
Absatz 2 des Grundgesetzes. Bei allen politischen Entscheidungen und Plänen muss eine geschlechterbe-
zogene Sichtweise berücksichtigt werden.
Um erkennen zu können, wo Gender Mainstreaming in Zusammenhang mit Gesundheitsmanagement
ansetzen kann, ist es sinnvoll, die derzeitige Arbeits- und Lebenssituation von Frauen und Männern zu
betrachten:
Erwerbsarbeit ist für Frauen und Männer an unterschiedliche Bedingungen geknüpft. Für Frauen ist der
Wunsch eine Familie und Beruf zu haben, häufig mit Widersprüchen verbunden, da sie sich gegenseitig
ausschließenden Anforderungen von Familie und Beruf auf individueller Ebene ausbalancieren müssen.
Männer übernehmen zeitintensive familiäre Verpflichtungen (bei der Erziehung der Kinder, der Pflege von
Angehörigen, der Hausarbeit etc.) in den meisten Fällen in erheblich kleinerem Umfang. Für sie hat der
Widerspruch zwischen Vatersein und Berufstätigkeit nur eine wesentlich geringere Bedeutung. Die Regeln
und die Organisation der Erwerbsarbeit orientieren sich überwiegend am männlichen Arbeitnehmer und
dessen Erwerbsbiographie (Erwartungen an die zeitliche Verfügbarkeit, Kriterien für den beruflichen Auf-
stieg usw.) 
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Von entscheidender Bedeutung für die gesundheitliche Situation von Frauen ist die Aufhebung der grund-
sätzlich unverändert andauernden geschlechtlichen Arbeitsteilung. Diese wird an folgenden Beispielen
deutlich:
● Frauen üben spezielle Berufe aus. Über die Hälfte der erwerbstätigen Frauen arbeitet in nur wenigen
Berufsgruppen, z. B. Pflegeberufen und persönliche Dienstleistungen am Menschen.
● Frauen arbeiten häufiger an Arbeitsplätzen mit geringeren Handlungs- und Entscheidungsspielräumen,
an denen es wenig Aufstiegsmöglichkeiten gibt.
● Außerdem arbeiten sie wesentlich häufiger als Männer in Teilzeitarbeit (ca. 40% aller erwerbstätigen
Frauen und rd. 10% der erwerbstätigen Männer). Für Teilzeitarbeit entscheiden sich Frauen, um z. B.
Kinderbetreuung und Erwerbsarbeit besser miteinander vereinbaren zu können. Sie haben von daher
schlechtere Chancen zum beruflichen Aufstieg und zur Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen und
Aktivitäten, die für die Entwicklung persönlicher Fähigkeiten von Bedeutung sind. 
● Es gibt blinde Flecken für Belastungen und den Umgang mit ihnen in „Männer-” und „Frauenberufen”.
Frauen sind häufig in personenbezogener Dienstleistungsarbeit mit entsprechender emotionaler Bela-
stung tätig. Diese Form der Belastung wird im Vergleich zu z.B. schweren Heben und Tragen jedoch sel-
ten als gesundheitsgefährdend qualifiziert. Auch in „Männerberufen”, beispielsweise im Bereich der
Polizei und Feuerwehr, werden Belastungen nicht immer wahrgenommen, so dass z. B. Unterstützung
und Hilfe bei der Verarbeitung traumatischer Erlebnisse erst in Ansätzen vorhanden sind. 
Differenzierende Aussagen zu Belastungen und Ressourcen der Erwerbsarbeit sind nur bei Betrachtung der
einzelnen beruflichen Tätigkeitsfelder möglich. Berufsübergreifend ist es aber die geschlechtliche Arbeits-
teilung, die wesentlich dazu beiträgt, dass Frauen weniger Zugriff auf Ressourcen haben und tendenziell
Belastungen in stärkerem Maße ausgesetzt sind als Männer. 
Vor diesem Hintergrund muss Gesundheitsmanagement spezifische Belastungen von Frauen und Männern
identifizieren und abbauen. Daneben hat Gesundheitsmanagement Prozesse zu unterstützen, die darauf
abzielen, die geschlechtliche Arbeitsteilung aufzuheben und damit Belastungen zu reduzieren:
1. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist weiter zu erleichtern. Dabei ist ein Leitbild weiter zu ent-
wickeln, dass auch Männer darin unterstützt, die Erwerbstätigkeit zugunsten von Familienpflichten zeit-
weise zu unterbrechen oder zu reduzieren. Denn Studien zu quantitativen und qualitativen Mehrfach-
belastungen aus jüngerer Zeit kommen zu dem Ergebnis, dass die verschiedenen Rollen der Frau auch
positive gesundheitliche Effekte haben. Belastungssituationen können abgepuffert und positive
Ressourcen wechselseitig gestärkt werden.
2. Voraussetzungen für den gleichberechtigten Zugang von allen Tätigkeiten – ohne geschlechterstereo-
type Einordnungen – schaffen
3. Festgestellten Unterbewertungen von Tätigkeiten in eher frauendominanten Arbeitsbereichen ist ent-
gegen zu wirken
4. Frauen erhalten Zugang zu Aufstiegsmöglichkeiten und werden aktiv in ihrer Karriere unterstützt (z. B.
durch Mentoring-Programme im Rahmen von Personalentwicklung)
IV. Wie wird Gesundheitsmanagement in den Dienststellen
organisiert?
IV.1 Jede Dienststelle muss ihren eigenen Weg gehen
Jede Dienststelle muss eigene, ihr angemessene Organisationsstrukturen und -abläufe entwickeln und
Erfahrungen mit Gesundheitsmanagement sammeln. Dieser organisatorische Lernprozess stützt sich auf
die Instrumente der Projektorganisation. Im Regelfall plant, lenkt und evaluiert eine Steuerungsgruppe
„Gesundheit” den Umsetzungsprozess, der sich in folgende Phasen unterteilen lässt:
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● Analyse
– Bestandsaufnahme aller Organisationeneinheiten und Personen (Funktionen), die sich mit Gesundheits-
themen (Gesundheit, Krankheit, Belastungen) befassen sowie deren bereits durchgeführter und geplanter
Aktivitäten in Hinblick auf die Gesundheit der Beschäftigten.
– Bestandsaufnahme und Bedarfserhebung vorhandener Belastungsschwerpunkte (ggf. mit der Feststel-
lung von vordringlich zu bearbeitenden Problembereichen und Interventionsansätzen) sowie Gesundheits-
ressourcen
– Bestandsaufnahme von finanziellen Ressourcen für Gesundheitsthemen
● Planung
Definition von Zielen für die schrittweise Verbesserung in den ausgewählten Bereichen (Beschreibung des
Soll-Zustands) und der Kriterien, anhand derer sie überprüft werden
● Maßnahmen
Entwicklung und Umsetzung geeigneter Maßnahmen zur Zielerreichung
● Erfolgskontrolle
Überprüfung und Bewertung der Wirksamkeit der Maßnahmen: Die Evaluation bezieht sich sowohl auf die
geschaffenen Strukturen und Prozesse wie auch auf die Ergebnisse der eingeleiteten Maßnahmen in Hin-
blick auf die gesetzten Ziele.
Die Evaluation beinhaltet eine erneute Analyse der nun veränderten Situation, d. h. der dienststelleninter-
ne Lernzyklus beginnt von Neuem. 
Die hierzu erforderlichen Organisationsstrukturen und Instrumente werden im folgenden Abschnitt darge-
stellt.
IV.2 Steuerungsgruppe
Die Steuerungsgruppe Gesundheitsmanagement plant und steuert den Gesamtprozess innerhalb einer
Dienststelle (nicht zu verwechseln mit der landesweiten Steuerungsgruppe – s. Nr. 7 der o. a. Vereinba-
rung). Mit der Einrichtung dieses Gremiums entscheidet sich die Dienststelle, aktiv und dauerhaft Gesund-
heitsmanagement zu betreiben.
Um die Ziele eines dienststelleninternen Gesundheitsmanagements zu erreichen, ist eine Zusammenarbeit
aller Akteure, die hierzu über Fach- und Entscheidungskompetenz verfügen, erforderlich. Dabei sind inner-





















mien/Einrichtungen (bspw. Arbeitsschutz-Ausschuss, Arbeitskreis Suchtkrankenhilfe) einbeziehen und die
Akzeptanz von Entscheidungen erhöhen.
Ob eine Steuerungsgruppe eingerichtet wird, hängt jedoch von Größe und Struktur der Dienststelle ab. Bei
kleineren Dienststellen können auch andere Lösungen gesucht werden, z. B. durch einen erweiterten
Gesundheitszirkel oder durch verschiedene Kooperationsformen in einem Fachbereich zwischen verschie-
denen kleineren Dienststellen dieser Fachverwaltung. 
In der Dienststelle muss vorab geklärt werden, über welche Entscheidungsbefugnisse die Steuerungsgrup-
pe verfügen soll und welches Prinzip der Entscheidungsfindung (z. B. Konsens, Mehrheitsentscheid) inner-
halb der Gruppe zugrunde gelegt wird. Auch eine Klärung von Zuständigkeiten insbesondere zwischen
Steuerungsgruppe und Linienorganisation ist erforderlich.
Ziel der Steuerungsgruppe sollte mittel- bis langfristig sein, Gesundheitsmanagement in den dienststellen-
internen Alltag, d. h. in die „normalen” Aktivitäten der Führungskräfte und der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter einzubetten und sich damit letztlich selbst überflüssig zu machen. Wichtige Schritte auf diesem
Weg bestehen darin, Gesundheitsmanagement in das Leitbild einer Behörde sowie in alle Planungen und
Maßnahmen zur Organisations- und Personalentwicklung zu integrieren.
Aufgaben der Steuerungsgruppe:
● Entwicklung der Ziele des Gesundheitsmanagements innerhalb der Dienststelle unter Berücksichtigung
geschlechtsspezifischer Besonderheiten
● Erstellen der Bestandsaufnahme mit der Feststellung vorhandener organisatorischer und personeller
Ressourcen und der bereits durchgeführten sowie geplanten gesundheitsbezogenen Aktivitäten.
● Einleitung der Ursachenanalyse zu Gesundheitsproblemen (z. B. Initiierung von Krankenstandserhebun-
gen oder Mitarbeiterbefragungen)
● Auswertung der Erhebungsdaten, anschließende Einleitung von Maßnahmen zur Gesundheitsför-
derung.
● Erarbeitung eines Evaluationskonzepts, Sammelstelle für Berichte über Einzelmaßnahmen, zusammen-
fassende Bewertung der Umsetzungserfolge und Entscheidung über das weitere Vorgehen 
● Entscheidungsgremium (Einrichtung von Gesundheitszirkeln, für Lösungsvorschläge von Arbeitsgrup-
pen u.a.)
● Öffentlichkeitsarbeit zum Gesundheitsmanagement insgesamt und zu durchgeführten Maßnahmen
und Erfolgen
● Kontaktstelle zu anderen Dienststellen zwecks Erfahrungsaustausch
● eine Geschäftsstelle der Steuerungsgruppe ist gleichzeitig Kontaktstelle für die Beschäftigten für Infor-
mationen, Vorschläge und Probleme in Zusammenhang mit Gesundheitsmanagement 
Vorschläge für die Zusammensetzung der Steuerungsgruppe:
● Behördenleitung
● Mitglied der Personalvertretung
● Personalentwicklungs-Berater/in
● Leitung des Personalbereichs








● bei Bedarf Zuziehung weiterer Experten/innen 
Die Steuerungsgruppe sollte möglichst zur Hälfte mit Frauen (§ 12 NGG) besetzt werden.
Die Steuerungsgruppe kann bei Bedarf von einem/r qualifizierten Moderator/in, z. B. einem/r Personalent-
wicklungs-Berater/in moderiert werden. 
Regeln für die Arbeit
Der Tagungsturnus der Steuerungsgruppe ist zu Anfang zu klären.
Die Mitglieder sind in erforderlichem Umfang von ihrer Arbeit freizustellen. Soweit die Tätigkeit nicht zum
Hauptamt gehört, findet Vertretung am Arbeitsplatz im üblichen Umfang statt. Die Mitglieder sollten bei
Abstimmungen und Entscheidungen gleichberechtigt sein.
Rolle der Dienststellenleitung
Durch die Teilnahme der Dienststellenleitung in der Steuerungsgruppe wird die Bedeutung von Gesund-
heitsmanagement für die Dienststelle gegenüber den Beschäftigten ausdrücklich dokumentiert. Diese sol-
len dadurch zusätzlich motiviert und ermutigt werden, ihre Erfahrungen in die Arbeit zum Gesundheitsma-
nagement einzubringen und sich aktiv zu beteiligen. Bedingung für die Realisierung der Ziele zur
Gesundheitsförderung innerhalb der Dienststelle ist die Verbindlichkeit der Entscheidungen des Gremiums,
das von der Behördenleitung nicht nur Billigung, sondern volle Unterstützung in Strategie und Umsetzung
erfahren muss. Um dies zu untermauern, sollte ein/e Vertreter/in der Behördenspitze dem Gremium ange-
hören.
IV.3 Dienstvereinbarung mit Personalrat
Zur Umsetzung des Gesundheitsmanagements können in den Dienststellen auf der Grundlage (Nr.12) der
Vereinbarung nach § 81 NPersVG örtliche Dienstvereinbarungen zwischen der Personalvertretung und der
Dienststelle geschlossen werden. Die Vorbereitung der Dienstvereinbarung kann im Rahmen der Steue-
rungsgruppe erfolgen. 
Inhalte einer Dienstvereinbarung können sein:
● Allgemeine und ggf. dienststellenspezifische Zielsetzungen des Gesundheitsmanagements - soweit
nicht in der o. a. Rahmenvereinbarung geregelt
● Organisation des Gesundheitsmanagements in der Dienststelle (z. B. Steuerungsgruppe, Beteiligung
des Personalrats)
● Umfang der Entscheidungskompetenzen und Art der Entscheidungsfindung für die Steuerungsgruppe
(unter Berücksichtigung der Beteiligungsrechte von Personal-, Jugend- und Schwerbehindertenvertre-
tung) 
● Festlegung und Ausgestaltung der Instrumente des Gesundheitsmanagements in der Dienststelle (z. B.
Krankenstandsanalyse, Mitarbeiterbefragung, Gesundheitszirkeln, Diagnose-Workshops)
● Festlegung und Ausgestaltung von Maßnahmen des Gesundheitsmanagements der Dienststelle
● Verknüpfung mit anderen Reformaktivitäten in der Dienststelle (z. B. Personal- und Organisationsent-
wicklung, Qualitätsmanagement))





IV.4 Steuerung und Vernetzung der verschiedenen gesundheitsbezogenen
Aktivitäten in einer Dienststelle
In den meisten Dienststellen gibt es bereits jetzt eine Reihe von Organisationseinheiten bzw. Personen, die
sich mit gesundheitsrelevanten Fragestellungen befassen. Die Bandbreite der zu beachtenden Aktivitäten
ist außerordentlich groß und kann – auch angesichts der in den Dienststellen/Fachbereichen unterschied-
lichen Situationen – hier nur beispielhaft aufgeführt werden:
● Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Betriebsärztinnen/ärzte befassen sich mit der ergonomischen
Gestaltung von Arbeitsplätzen und Arbeitsumgebung und arbeiten dabei – sofern vorhanden – dabei
mit dem Beschaffungsmanagement zusammen
● Führungskräfte unterstützen die Personalentwicklung ihrer Mitarbeiter/innen
● Personalstellen und Personalentwicklungs-Berater/innen fördern die Strukturen, in denen sich Perso-
nalentwicklung entfalten kann
● Personalräte geben Impulse z. B. im Rahmen ihrer Mitbestimmungstatbestände zum Arbeits- und
Gesundheitsschutz
● Frauenbeauftragte leisten Beiträge zur Gleichstellung wie z. B. der besseren Vereinbarkeit von Beruf
und Familie beider Partner
● Schwerbehindertenvertrauensleute treten für angemessene Arbeitsbedingungen des von ihnen zu
betreuenden Personenkreises ein
● Von Suchtkrankenhelfern/innen und anderen einschlägigen Fachkräften werden Aufgaben der
Suchtprävention und Suchtkrankenhilfe wahrgenommen
● usw.
Bei der Einführung des dienststelleninternen Gesundheitsmanagements geht es mit Blick auf die verschie-
denen Akteure in der Dienststelle/im Fachbereich vor allem um drei Schritte:
1. Die vorhandenen organisatorischen Ressourcen und bereits durchgeführte oder aktuell geplante Akti-
vitäten sind im Sinne einer Ist-Analyse gemeinsam zu sichten und zu bewerten. (Was ist wo durch wen
bereits geschehen und welche Ergebnisse hat es gebracht?)
2. In Zusammenhang mit der Bestandsaufnahme der Belastungen und Gesundheitsressourcen ist mittel-
fristig eine gemeinsame Perspektive für die Aktivitäten aller einschlägigen Akteure zu entwickeln. Bei
der Steuerung dieses Entwicklungsprozesses ist darauf zu achten, dass die notwendigerweise unter-
schiedlichen, fachlich geprägten Sichtweisen und Interessenlagen einen angemessenen Raum bekom-
men, aber dennoch zu einer ganzheitlichen Vorgehensweise integriert werden. Eines der Ziele ist dabei
die Vernetzung dieser Aktivitäten und Akteure, um z. B. durch Synergieeffekte zu besseren Ergebnis-
sen zu kommen. 
3. Bei allen Prozessschritten eines Gesundheitsmanagements (Analyse, Planung, Maßnahmen, Erfolgskon-
trolle) ist eine Verständigung auf die nächstliegenden Ziele notwendig. Ein nachhaltiges, dauerhaf-
tes und ganzheitliches Gesundheitsmanagement wird sich jedoch nur etablieren, wenn es darüber
hinaus auch eine Verständigung auf mittel- und langfristige Zielsetzungen (strategische Ziele) gibt. Die
jeweils notwendige Evaluierung nach bestimmten Abfolgen wird umso erfolgreicher sein, je klarer sich
die auch an verschiedenen Stellen laufenden Aktivitäten in gemeinsame und strategische Zielorientie-
rungen einordnen.
IV.5 Beteiligung der Führungskräfte im Gesundheitsmanagement
Vor dem Hintergrund der Prinzipien des Gesundheitsmanagements, insbesondere dem Postulat der Parti-
zipation, wird einem funktionierenden Zusammenwirken der Dienststellenleitungen und den Mitarbeiter-
innen und Mitarbeitern sowie ihren Interessenvertretungen große Bedeutung zugemessen.
Wie vielfältige Erfahrungen zeigen, ist für eine wirkungsvolle Umsetzung des Gesundheitsmanagements
auch die Beteiligung der unteren und mittleren Vorgesetztenebenen außerordentlich wichtig.
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Die genannten Führungskräfte spielen im Gesundheitsmanagement in mehrfacher Hinsicht eine bedeutsa-
me Rolle:
● Durch Vorgaben zur Aufgabenerledigung und das Treffen von Zielvereinbarungen wirken sie in erheb-
lichem Maß an der Gestaltung der Arbeitstätigkeit und der zeitlichen und sächlichen Arbeitsbedingun-
gen mit
● Durch das jeweilige Führungsverständnis und – verhalten beeinflussen sie maßgeblich die Kommunika-
tion- und Kooperationsstile und die Organisationskultur einer Behörde
● In ihrer Funktion als direkte Vorgesetzte sind sie auch mitverantwortlich für die Anwesenheit und
(krankheitsbedingte) Abwesenheitszeiten. Sie sind z.B. Ansprechpartner/innen, wenn eine anforde-
rungsgerechte Aufgabenerledigung aufgrund krankheitsbedingter Fehlzeiten nicht mehr sichergestellt
werden kann.
● Führungskräfte sind selbst in erheblichen Maß – gerade angesichts der hohen Veränderungsanforde-
rungen – vielfachen Gesundheitsbelastungen ausgesetzt. Eine Sensibilisierung für den Umgang mit der
eigenen Gesundheit ist schon im eigenen Interesse erforderlich. Ggf. muss für sie einerseits ein passen-
des Angebot (bspw. Gesundheitscoaching) geschaffen werden. Aber auch mit der Art und Weise, wie
sie mit den Belastungen umgehen, geben sie ihren Mitarbeitern/innen eine Orientierung für deren Ver-
halten. 
Bei der Einführung des Gesundheitsmanagement sollte daher darauf geachtet werden, dass gerade die
Führungskräfte der unteren und mittleren Ebenen rechtzeitig und umfassend informiert und beteiligt wer-
den, so dass sie ihre spezifischen Sichtweisen und Erfahrungen in den Einführungsprozess einbringen
könne.
Das kann beispielsweise durch spezielle Workshops für diese Personengruppen geschehen. Diese halb-
oder ganztätigen Veranstaltungen sollten insbesondere folgende Themen behandeln:
● In welcher Form und in welchem Ausmaß sind die Führungskräfte mit den Gesundheitsproblemen
ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter befasst, welche Routinen des Umgangs haben sich heraus-
gebildet
● Erarbeitung von neuen Wegen des Umgangs mit diesen Problemstellungen und von Schritten zur
Umsetzung
● Belastungen und Gesundheitsressourcen der Führungskräfte selbst
● Erarbeitung von bedingungs- und verhaltensbezogenen Vorschlägen zur Verbesserung der eigenen
Belastungs- und Gesundheitssituation einschließlich möglicher Umsetzungsschritte.
Ein weiterer Aspekt ist die klare Abstimmung zwischen den Befugnissen der Steuerungsgruppe des
Gesundheitsmanagements und den Verantwortungsbereichen der verschiedenen Vorgesetztenebenen.
Die Steuerungsgruppe sollte keine Entscheidung treffen, die in den Kompetenzbereich einer Führungskraft
fällt, ohne diese gehört und beteiligt zu haben. Wenn z. B. Verbesserungsvorschläge eines Gesundheitszir-
kels darauf hinaus laufen, dass die Informationsweitergabe innerhalb einer Sachgebiets bzw. zwischen ver-
schiedenen Bereichen in bestimmten Weise verändert werden soll um Belastungen abzubauen, müssen die
betroffenen Führungskräfte angemessen in die Entscheidungsfindung bzw. in die Umsetzung der Verbes-
serungsvorschläge eingebunden werden.
IV.6 Beschäftigtenbeteiligung durch Gesundheitszirkel
Leitidee der Gesundheitszirkel ist die unmittelbare Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der
Untersuchung der Belastungen und arbeitsbedingten Gesundheitsbeeinträchtigungen sowie an der Ent-
wicklung von Maßnahmen zur Gesundheitsförderung. Die Praxis der Gesundheitsförderung hat gezeigt,
dass die Erfahrungen der Beschäftigten – als Sachverständige ihrer eigenen Arbeit – eine wesentliche
Grundlage für die Erarbeitung von Verbesserungsvorschläge sind. Die Arbeit von Gesundheitszirkeln ist ver-
gleichbar mit der von Qualitätszirkeln im Rahmen von Qualitätsmanagement.
Die Arbeit der Gesundheitszirkel setzt i. d. R. an den Daten der Gesundheitsberichterstattung, insbesonde-
re der Befragung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an. Auf Basis der vorliegenden Ergebnisse wird der
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Ist-Zustand vertiefend analysiert und beispielsweise nach den Gründen für Belastungen und Gesundheits-
problemen gesucht.
Allerdings können Gesundheitszirkel ihre Arbeit auch unabhängig von vorliegenden Ergebnissen der
Gesundheitsberichterstattung aufnehmen und selbst als Untersuchungsinstrument fungieren. Dies ist ins-
besondere in kleineren Dienststellen der Fall sinnvoll.
Die Zielsetzung der Gesundheitszirkel liegt in der Erarbeitung von Vorschlägen für Maßnahmen zur
Gesundheitsförderung. Diese können sowohl in Plänen für die Verbesserung der Arbeitsbedingungen
bestehen wie auch in Anregungen für personenbezogene Maßnahmen.
Der Gesundheitszirkel selbst hat keine Entscheidungsbefugnisse zur der Umsetzung der erarbeiteten Ver-
besserungsvorschläge. Die Entscheidungen werden in der Steuerungsgruppe oder, falls nicht vorhanden
bzw. je nach vereinbarter Regelung, von der Behördenleitung getroffen. In jedem Fall ist der Personalrat in
die Entscheidung einzubinden. Die Ablehnung von Lösungsvorschlägen bedarf einer besonderen Begrün-
dung, die mit den Zirkelmitgliedern zu erörtern ist. Wichtig für die Zirkelarbeit ist die Sicherheit, dass die
erarbeiteten Vorschläge ernst genommen und nach Möglichkeit umgehend umgesetzt werden. Die Moti-
vation, sich mit den eigenen Erfahrungen aus dem Arbeitsbereich einzubringen, wäre sonst sehr schnell
auf ein Minimum reduziert.
Die Behördenleitung oder die Beschäftigten sowie die Vertretungen können der Steuerungsgruppe vor-
schlagen, Gesundheitszirkel einzurichten. 
Zusammensetzung von Gesundheitszirkeln
Für die Einrichtung von Gesundheitszirkeln gibt es im Wesentlichen zwei verschiedene Modelle:
● Ein Gesundheitszirkel setzt sich homogen nach bestimmten Kriterien zusammen, z. B. alle Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter eines Arbeitsbereiches (z. B. Dezernat, Referat), alle Dezernatsleiter/innen einer
Abteilung oder Dienststelle, alle Schreibkräfte einer Kanzlei usw.
● Der Zirkel besteht aus Mitarbeiterinnen, Mitarbeitern und Führungskräften, ggf. mit Unterstützung von
Expertinnen und Experten z. B. bei technischen oder organisatorischen Vorschlägen zur Verbesserung
der Arbeitsabläufe, der Gestaltung von Arbeitsplätzen, der Nutzung von Arbeitsmitteln.
Im Einzelfall muss die Zusammensetzung für die jeweilige Problemsituation angemessen sein und die Inter-
essen der Betroffenen wirksam aufgreifen können. Das gilt auch in Bezug auf die Geschlechterparität.
Wenn es sich beispielsweise um eine Fragestellung handelt, die alle Beschäftigte eines Dezernats betrifft,
sind beide Geschlechter gleichermaßen zu beteiligen. Es kann aber auch sinnvoll sein, Gesundheitszirkel
nur mit Frauen oder nur mit Männern zu bilden.
Gesundheitszirkel sollen von einer qualifizierten Moderatorin oder einem qualifizierten Moderator (z. B.
Personalentwicklungs-Berater/in) moderiert werden.
Aufgaben der Zirkelarbeit
● Vertiefende Analyse der belastenden Arbeitsbedingungen und arbeitsbedingtenGesundheitsgefahren;z.
B. auf der Grundlage von Ergebnissen einer Mitarbeiterbefragung oder anderer Untersuchungsverfah-
ren
● Erarbeitung von Verbesserungsvorschlägen zur Beseitigung der festgestellten Belastungen
● Präsentation der Lösungsvorschläge in der Steuerungsgruppe oder - falls nicht vorhanden - vor der
Dienststellenleitung 
● Erfolgskontrolle der eingeleiteten Maßnahmen, Bericht an Steuerungsgruppe oder, falls nicht vorhan-
den, an die Dienststellenleitung. 
Der Zirkel ist eine befristete Einrichtung bis zur Umsetzung der erarbeiteten Lösungsvorschläge. Der Zeit-
rahmen wird i.d.R. von der Steuerungsgruppe vorgegeben. Drei bis sieben Termine von ca. 2-stündiger
Dauer über einen Zeitraum von zwei bis drei Monaten reichen in vielen Fällen aus. Der Zirkel kann zur
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Bewertung der Wirksamkeit umgesetzter Maßnahmen erneut zusammentreten. Die Mitglieder werden im
erforderlichen Umfang von der Arbeit freigestellt. Vertretung am Arbeitsplatz erfolgt im üblichen Umfang.
Die Mitgliedschaft im Zirkel ist freiwillig. Die Beteiligten an einem Gesundheitszirkel können per Delega-
tion von Kolleginnen und Kollegen benannt werden oder sich auf eine Ausschreibung melden.
Vor Aufnahme der Zirkelarbeit sollten die Mitglieder über die Grundzüge des Gesundheitsmanagements
informiert werden.
Beispiele zu Gesundheitszirkeln und ihren Erfolgen
Beispiele aus der Praxis von Gesundheitszirkeln zeigen, dass es oft kleinere, an der Realität orientierte Maß-
nahmen sind, die zum Erfolg führen.
So wurde durch einen besseren Informationsfluss – regelmäßige Dienstbesprechungen – das Arbeitsklima
und die Zufriedenheit verbessert sowie vermeidbare Doppelarbeit beseitigt. 
Beschäftigte, denen eine besondere Arbeitskleidung (Reinigungsdienst) vorgeschrieben ist, haben aktiv die
Beschaffung geeigneter Bekleidung bewirkt. Die neue Kleidung wies einen höherer Tragekomfort auf, war
leichter zu pflegen, verringerte sexuelle Belästigungen und wurde auch unter Arbeitsschutzaspekten posi-
tiv bewertet.
Durch den Einbau von Kippfenstern wurden Hitze und Zugluft verringert und damit Kreislaufprobleme,
Erkältungen und Hexenschuss reduziert. Ebenfalls führten verbesserter Lärmschutz und ergonomische
Möbel zum Abbau körperlicher Beschwerden wie Kopf- und  Rückenschmerzen.
IV.7 Bestandsaufnahme der Belastungen und Gesundheitsressourcen
Die Bestandsaufnahme der Belastungen und der arbeitsbedingten Gesundheitsbeeinträchtigungen ist eine
unerlässliche Voraussetzung für die Planung und Durchführung belastungsmindernder und gesundheits-
förderlicher Maßnahmen. 
Im Zusammenhang mit der Gesundheitsförderung im Betrieb ist dafür der Terminus betriebliche Gesund-
heitsberichterstattung eingeführt worden. Diese stützt sich vor allem auf folgende Untersuchungsan-
sätze:
● Analyse krankheitsbedingter Fehlzeiten (Krankenstandsanalyse)
● Befragung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu Belastungen und arbeitsbedingten Gesundheitsbe-
einträchtigungen 
● Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach dem Arbeitsschutzgesetz 
● Diagnose-Workshops und Gesundheitszirkel zur erfahrungsbasierten Beschreibung von Belastungen
und Gesundheitsbeeinträchtigungen
● Jahresberichte des Betriebsarztes sowie die Protokolle der (vierteljährigen) Sitzungen des Arbeitsschutz-
ausschusses (soweit vorhanden)
IV.7.1 Krankenstandserhebung
Die Erhebung und Analyse der krankheitsbedingten Ausfallzeiten dient verschiedenen Zwecken: Zum einen
erhalten die Dienststellen Informationen über die Höhe und die Entwicklung des Krankenstandes und
damit über die zur Verfügung stehenden personellen Ressourcen. Zum anderen werden Schwerpunkte des
dienststelleninternen Krankheits- und Belastungsgeschehens festgestellt, und es wird auf die vordring-
lichen Handlungserfordernisse des Gesundheitsmanagement hingewiesen.
Analyse der Daten, Aussagewert von Erhebungen des Krankenstandes
Bei den Daten der Krankenstandsstatistiken, die üblicherweise keine Informationen über Krankheitsdiag-
nosen beinhalten, handelt es sich um einen relativ groben Indikator. Allein aus der Krankenstandserhebung
lassen sich nicht unmittelbar geeignete Maßnahmen zur Gesundheitsförderung und Reduzierung der Fehl-
zeitenquote ableiten. 
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Aber im Zusammenhang mit Ergebnissen aus Gesundheitszirkeln, Befragungen und Erkenntnissen des
betriebsärztlichen Dienstes ergeben die über einen längeren Zeitraum ermittelten Daten ein umfassendes
und differenziertes Bild der betrieblichen Belastungs- und Gesundheitssituation. Das gesammelte Wissen
über Risikobereiche und -gruppen bildet eine solide Grundlage für die Planung und Durchführung von
Maßnahmen des dienststelleninternen Gesundheitsmanagements sowie für deren Evaluation.
Darüber hinaus ist die Krankenstandserhebung für Vergleiche zwischen Behörden oder für den Vergleich
mit einem repräsentativen Durchschnittswert nutzbar. Diese Gegenüberstellungen sind dann sinnvoll,
wenn wesentliche Strukturelemente der zu vergleichenden Untersuchungsstichproben berücksichtigt wer-
den, wie beispielsweise Geschlecht, Alter und beruflicher Status. Dies ist in einer Reihe stabiler Zusammen-
hänge begründet, die in bisherigen Analysen immer wieder zutage getreten sind:
● Beamte haben im allgemeinen einen geringeren Krankenstand als Angestellte und als Arbeiterinnen
und Arbeiter
● Bei Angehörigen des höheren Dienstes ist der Krankenstand niedriger als bei Bediensteten in anderen
Laufbahngruppen
● Männliche Beschäftigte haben geringere krankheitsbedingte Ausfallzeiten als weibliche Beschäftigte,
die häufiger in niedrigeren Laufbahngruppen eingestuft sind
● Bei lebensälteren Beschäftigten ist der Krankenstand höher als bei jüngeren Personen 
● Teilzeitbeschäftigte fallen weniger wegen Erkrankungen aus als Vollzeitbeschäftigte.
Nur vor dem Hintergrund einer genauen Analyse der vorhandenen Personalstruktur und unter Einbezie-
hung der o. g. Erkenntnisse ist ein solider Vergleich von Krankenstandsdaten möglich. 
Erfassungs- und Auswertungskriterien
Die Festlegung von Kriterien für eine Erhebung der Ausfallzeiten durch Krankheit hängt wesentlich davon
ab, welche Erkenntnisse benötigt werden, um Gesundheitsmanagement angemessen und erfolgreich zu
betreiben. Notwendig ist hierbei eine Abwägung von Aufwand und Nutzen. Um den Aufwand von Erhe-
bungen so gering wie möglich zu halten, sollten sich die festgelegten Kriterien nur in dem unbedingt not-
wendigen Umfang bewegen.
Zu einer sinnvollen Erhebung zählen bei der Erfassung des Krankenstandes mindestens folgende Inhalte,
die im RdErl. vom 26.1.1998 (Nds.MBl. S. 311) aufgeführt sind:
● Dauer der Erkrankung (differenziert nach kurz-, mittel- und langfristigen Erkrankungen)
● Beschäftigungsstatus (Beamtinnen, Beamte, Angestellte, Arbeiterinnen und Arbeiter
● Laufbahngruppen und vergleichbare Angestellte und Arbeiterinnen und Arbeiter
● Altersschichtung
● Geschlecht
● Beschäftigungsumfang (Teilzeit, Vollzeit)
Der Runderlass enthält auch Informationen über die praktische Durchführung von Krankenstatistiken und
deren Auswertung.
IV.7.2 Befragung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
Befragungen sind ein effektives Instrument, um eine differenzierte Einschätzung sowohl der Arbeit wie
auch des gesundheitlichen Befindens aus Sicht der Beschäftigten zu gewinnen. Der Aufwand bei der Kon-
zipierung, Durchführung und Auswertung darf aber nicht unterschätzt werden. Bei jeder Mitarbeiterbefra-
gung, ganz besonders aber bei Fragen aus dem Bereich der Gesundheit ist ein sensibler Umgang mit den
erhobenen Daten für eine Akzeptanz unerlässlich. Ohne eine ausreichende Akzeptanz wird es andererseits
keine verlässlichen Daten geben, auf die Maßnahmen gegründet werden könnten. 
Nähere Hinweise und Erläuterungen sind dem Leitfaden zur Mitarbeiterarbeiterbefragung in der Landes-
verwaltung zu entnehmen, der voraussichtlich im ersten Quartal 2003 vom Nds. Innenministerium heraus-
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gegeben wird (Stand: 20.11. 2002). Dieser Leitfaden wird die meisten der in den folgenden Absätzen dar-
gestellten Fragen vertieft erläutern und auch einen Kernfragebogen enthalten. Dieser kann bereits jetzt
beim Beratungsservice Gesundheit angefordert werden. Es wird empfohlen, diesen Kernfragebogen zu
verwenden und ihn um zusätzliche Fragen zum Gesundheitsmanagement zu ergänzen. Als Muster hierfür
kann bspw. der Fragebogen der AOK Niedersachsen (Anlage 6) verwendet werden. 
Hinweise für die Durchführung von Befragungen
Eine Befragung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu Arbeitsbelastungen und Gesundheitsbeeinträchti-
gungen darf nur dann durchgeführt werden, wenn die Dienststellenleitung vorab klar gestellt hat, dass die
Befragungsergebnisse in Handlungsmaßnahmen umgesetzt werden.  Eine Unterstützung durch den Perso-
nalrat und damit eine breite Akzeptanzgewinnung für das Vorhaben ist unerlässlich. Befragungen sollen
immer als ein Projekt verstanden werden, das auch in den dafür üblichen Strukturen (Auftrag durch die
Behördenleitung, Projektgruppe, interessengerechte Besetzung der Projektgruppe, straffe Zeitplanung
usw.) durchzuführen ist. Nur in sehr kleinen Behörden oder Arbeitsorganisationen kann davon ausnahms-
weise abgewichen werden. 
Sobald ein entsprechender Auftrag erteilt ist, werden alle Beschäftigten über das Vorhaben informiert.
Besonders wichtig ist die mit Fakten belegte Zusicherung, dass die Beantwortung der Fragen und ihre
nachfolgende Auswertung in anonymisierter Form erfolgt. 
Die Befragungen werden so ausgewertet, dass zum einen das Gesamtergebnis für die Dienststelle darge-
stellt wird. Zum anderen können kleinere organisatorische Einheiten oder Bereiche mit möglichst homoge-
nen Arbeitsbedingungen (z. B. Abteilungen) gesondert ausgewertet werden (Auswertungsgruppen), um
auf diese Weise konkrete Anhaltspunkte für Verbesserungen zu gewinnen. Dabei ist sicherzustellen, dass
keine Rückschlüsse auf Angaben einzelner Personen möglich sind (Nr. 16 der o. a. Vereinbarung). Dies ist
dann gewährleistet, wenn eine Auswertungsgruppe (z. B. Dezernat, Abteilung o. ä.) nicht kleiner als acht
Beschäftigte ist.
Die Befragungsergebnisse müssen zeitnah, vollständig und in verständlicher Form an die Beschäftigten
weitergegeben werden. Die weitere Vorgehensweise einschließlich eines Zeitplans ist bekannt zu machen.
Bei der Auswahl und Anpassung des Erhebungsinstruments sollen Beschäftigte aus den verschiedenen
Arbeitsbereichen einer Dienststelle mitwirken. Auf diese Weise ist sicherzustellen, dass keine wichtigen Fra-
gestellungen ausgeblendet bleiben. 
Üblicherweise bilden die Umfrageergebnisse die Grundlage für die Arbeit der Gesundheitszirkel: In diesen
Gruppen werden u. a. die in der Befragung erhobenen Problembereiche z. B. in Hinblick auf mögliche
Ursache-Wirkungs-Beziehungen detaillierter untersucht und organisationsbezogene bzw. verhaltensorien-
tierte Verbesserungsvorschläge erarbeitet.
Eine Befragung zu Beginn der Einführung von Maßnahmen des behördlichen Gesundheitsmanagements
liefert über die konkreten Ergebnisse hinaus wichtige Basisdaten, anhand derer die Erfolge der eingeleite-
ten Schritte überprüft werden können. Voraussetzung für diese Form der Evaluation ist die Wiederholung
der Umfrage in bestimmten Zeitabständen.
Unterstützung bei der Befragung durch andere Einrichtungen 
Zur Vorbereitung, Durchführung und Auswertung der Umfragen können die Dienststellen bei Bedarf auf
unterstützende Leistungen anderer Einrichtungen (Anlage 3) zurückgreifen. Kenntnisse für die Durchfüh-
rung von Mitarbeiterbefragungen sind auch bei den Personalentwicklungs-Beratern/innen abrufbar.
Schließlich kann auch der Beratungsservice Gesundheit weiterführende Hinweise geben. In einigen
Beschäftigungsbereichen können auch besondere, für die spezifischen Probleme entwickelte Verfahren
eingesetzt werden: bspw. für Lehrkräfte an Schulen, für Pflegekräfte und Ärztinnen und Ärzte im Kranken-
haus oder für den Polizeidienst.
IV.7.3 Gefährdungsbeurteilung nach dem Arbeitsschutzgesetz 
Nach dem Arbeitsschutzgesetz (§ 5) sind auch die Arbeitsplätze der Beschäftigten im Öffentlichen Dienst
dahingehend zu untersuchen, ob evtl. Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes zu treffen sind.
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Mit diesen Maßnahmen wird das Ziel verfolgt, arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren zu vermeiden und
Arbeit menschengerecht zu gestalten (§ 2). Voraussetzung dafür ist die sog. Gefährdungsanalyse. Es sol-
len auch solche Gefährdungen erfasst werden, die u. a durch das Zusammenwirken von Arbeitsabläufen
und Arbeitszeit und durch die unzureichende Qualifikation der Beschäftigten zustande kommen. Damit
geraten psychische Belastungen in das Blickfeld.
Die Art und Weise der Beurteilung der Arbeitsbedingungen, d. h. die Wahl der Untersuchungsinstrumen-
te ist den Dienststellen und Betrieben freigestellt. Es besteht jedoch die Pflicht, die Ergebnisse zu dokumen-
tieren (§ 6).
Für die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung gibt es unterschiedliche Vorgehensweisen und eine
Vielzahl von Instrumenten. Grundsätzlich lassen sich zwei verschiedenartige Ansätze unterscheiden:
● Verfahren, die sich vorwiegend auf die Beurteilung von Arbeitsschutzexperten/innen stützen und die
häufig mit standardisierten, IT-gestützten Checklisten und Fragebögen arbeiten
● Verfahren, die stärker auf die Beteiligung der Beschäftigten setzen und u. a. Gesundheitszirkel und
Workshops für die Gefährdungsbeurteilung nutzen.
Teilweise werden die genannten Vorgehensweisen durch Daten aus weiteren Informationsquellen wie
Betriebsbegehungen oder arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen ergänzt.
Unterstützung für die Vorbereitung und Durchführung von Gefährdungsanalysen können eine Reihe von
Einrichtungen (Anlage xxx) anbieten. Unmittelbare Ansprechpartner für die Gefährdungsbeurteilung sind
die staatliche Gewerbeaufsicht und die Landesunfallkasse.
IV.7.4 Workshops
Ein flexibles Instrument zur Beschreibung von Belastungen und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren sind
Workshops, in denen die Beschäftigten mit Hilfe entsprechender Moderations- und Visualisierungstechni-
ken ihre Problemsicht deutlich machen können. Der Ablauf der Workshops sollte vorstrukturiert sein und
i. d. R. folgende Schritte umfassen: 
● Sammlung der subjektiv wahrgenommenen Belastungen und Befindens- bzw. Gesundheitsbeeinträch-
tigungen 
● Zusammenfassung zu Schwerpunkten (Clustern)
● Bewertung der Problembereiche nach Wichtigkeit, Dringlichkeit, Bearbeitbarkeit
Detailbeschreibung der prioritären Problembereiche (u. a. Suche nach Ursache-Wirkungs-Beziehungen)
● Erarbeitung von Verbesserungsvorschlägen.
Diagnose-Workshops können ergänzend oder alternativ zu Gesundheitszirkeln durchgeführt werden. Der
zeitliche Umfang eines Workshops beträgt je nach Größe des Handlungsfeldes  i. d. R. ein bis zwei Tage.
Das Ergebnis wird an die Steuerungsgruppe berichtet.
Die Workshops müssen von qualifizierten Moderatoren/innen durchgeführt werden, die auch eine Sensibi-
lität für eine geschlechterdifferenzierende Sichtweise entwickelt haben und möglichst nicht der Dienststel-
le angehören sollten.
Workshops zur Erhebung von arbeitsbedingten Belastungen und Gesundheitsbeeinträchtigungen haben
eine Reihe von Vorzügen:
● Sie liefern kurzfristig verwertbare Informationen über Belastungsschwerpunkte und Handlungsmöglich-
keiten in bestimmten Bereichen.
● Sie basieren unmittelbar auf der aktiven Beteiligung der Beschäftigten.
● Sie sind handlungsorientierend, weil praxisnahe Verbesserungsvorschläge zum angestrebten Ergebnis
gehören.
● Im Vergleich zur standardisierten Mitarbeiterbefragung ist der Aufwand für die Vorbereitung, Durch-
führung und Auswertung deutlich niedriger.
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● Die wiederholte Durchführung von Workshops im gleichen Arbeitsbereich gibt Aufschluss über die
Wirksamkeit von Verbesserungsmaßnahmen.
● Solange standardisierte Fragebögen für eine geschlechterdifferenzierende Untersuchung von arbeitsbe-
dingten Belastungen und Gesundheitsbeeinträchtigungen noch nicht zur Verfügung stehen, sind
Workshops ein alternatives, sofort einsetzbares Erhebungsinstrument.
● Den Vorzügen der Diagnose-Workshops steht eine eingeschränkte Repräsentativität der Ergebnisse
gegenüber: Die Ergebnisse spiegeln die Wahrnehmung und Bewertung der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer des Workshops wider und sind nur bedingt verallgemeinerbar. Sie sind daher nur eingeschränkt
mit den Ergebnissen anderer Dienststellen vergleichbar. Darüber hinaus hängen die Resultate zu einem
Teil von der Qualifikation des/r Moderators/in ab.
IV.7.5 Erfassung geschlechtstypischer Unterschiede von Belastungen und
arbeitsbedingten Gesundheitsbeeinträchtigungen
(Gender Mainstreaming)
Geschlechtstypische Unterschiede der Belastungen und arbeitsbedingten Gesundheitsbeeinträchtigungen
werden im Rahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung bzw. des Gesundheitsmanagements bislang
nicht systematisch thematisiert. Fragebögen, die auf die Erfassung unterschiedlicher Belastungswahrneh-
mungen von Frauen und Männern ausgerichtet sind, stehen noch nicht zur Verfügung.
Mit dieser Einschränkung können bisherige Fragebögen auch weiterhin genutzt werden.
Zur Ermittlung von geschlechtstypischen Belastungen und Gesundheitsbeeinträchtigungen sollten daher –
ergänzend zu einer standardisierten Befragung – andere Instrumente eingesetzt werden. Insbesondere ent-
sprechend strukturierte Gesundheitszirkel und Diagnose-Workshops bieten sich als flexible und relativ
leicht verfügbare Instrumente an. Allerdings ist hier der Einsatz einschlägig qualifizierter Moderatorinnen
und Moderatoren sinnvoll.
● Bei der Vorbereitung und Durchführung von geschlechterdifferenzierenden Untersuchungen sollten
sowohl bei Befragungen wie auch in Workshops u. a. folgende Aspekte berücksichtigt werden:
● Belastungen und Ressourcen, die sich aus der Verknüpfung von Familien- und Erwerbsarbeit ergeben,
müssen identifizierbar sein.
● Die Fragestellungen dürfen nicht implizit von Arbeitsbedingungen ausgehen, wie sie für die männliche
Erwerbsbiographie typisch sind.
● Es ist darauf zu achten, dass Leistungen und Belastungen von Frauen auch in der Familienarbeit sprach-
lich nicht abgewertet werden („Babypause“, „Erziehungsurlaub“).
IV.8 Ansatzpunkte der dienststelleninternen Gesundheitsförderung: Abbau
von Belastungen und Stärkung von Ressourcen
IV.8.1 Verringerung von Belastungen
Gesundheitsmanagement verfolgt zwei Hauptziele, zum einen die Verringerung von krankmachenden
Belastungen in der Arbeitsorganisation, zum anderen die Förderung und Entwicklung von Ressourcen der
Beschäftigen.
Schwere, körperliche Belastungen haben in den meisten Bereichen der Landesverwaltung nur eine gerin-
ge Bedeutung. Dagegen stellen die Belastungen des Bewegungsapparates durch ständiges Sitzen sowie
die visuellen Anforderungen der Bildschirmarbeit einen wesentlichen, physischen Belastungsfaktor dar. In
den letzten Jahren ist neben den physischen Belastungsebenen die entscheidende Rolle psychischer Bela-
stungen erkannt worden. Psychische Belastungen lassen sich drei Ebenen zuordnen (nach N. Semmer,
1997):
● Die Ebene der gesellschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen betrifft das Verhältnis von Arbeit
und anderen Lebensbereichen, z. B. die Vereinbarkeit von Arbeit und Familie oder Unsicherheiten des
Arbeitsplatzes.
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Im Öffentlichen Dienst können auf dieser Belastungsebene etwa die politischen Vorgaben zur Personal-
politik und -einsparung, die Status- und Laufbahngruppen mit starren Besoldungsregelungen oder die
Komplexität der Vorschriften angesiedelt sein. Hinzu kommt teilweise ungleiche Bewertung und Bezah-
lung in sozialen Berufen, die überwiegend von Frauen im Vergleich zu technischen Berufen, die über-
wiegend von Männern ausgeübt werden.
● Auf der Ebene der Dienststelle geht es vor allem um Faktoren der Arbeitsorganisation und des Organi-
sationsklimas.
Von Bedeutung sind hier die Aufgabenstellung, Arbeitsorganisation und Organisationskultur einer
Dienststelle. Als typische Belastungen können hier unangemessenes Führungsverhalten, Informations-
defizite, Intransparenz bei Beförderungen und der Verteilung der Arbeit, mangelnde Kooperation, ein-
engende Arbeitszeitregelungen und schlechtes Betriebsklima genannt werden. Weitere Belastungsfak-
toren können eingeschränkte Aufstiegschancen und soziale Konflikte  sein. Als relativ neue Belastung
kann Isolation bei Telearbeitsplätzen hinzukommen, sofern nicht durch bestimmte Regelungen dem
entgegen gewirkt wird.
● Auf der Ebene des Arbeitsplatzes sind vor allem die Arbeitsaufgaben der einzelnen Beschäftigen im
Zusammenhang der Gesamtaufgabe der Behörde sowie die Bedingungen ihrer Ausführung von Bedeu-
tung.
Hier lassen sich Über- oder Unterforderung durch die Arbeitsaufgaben, enge Entscheidungs- und Hand-
lungsspielräume, Unsicherheiten durch unklare oder widersprüchliche Anforderungen/Zielvorgaben,
Unangemessenheit von Arbeitsmitteln und Ausstattung (z. B. schlechte räumliche Arbeitsbedingungen)
oder mangelnde Chancen zum Einsatz vorhandener Fähigkeiten als Belastungsfaktoren identifizieren.
Des Weiteren spielen Störungen oder Unterbrechungen bei der Aufgabenerfüllung, unzureichende
Klarheit über die Einbindung der eigenen Arbeit in den Gesamtprozess, eingeschränkte Kooperation
mit Kolleginnen und Kollegen sowie ein Mangel an abwechslungsreichen, interessanten Aufgaben eine
wesentliche Rolle. Von Bedeutung ist auch die Überforderung durch das Arbeitsvolumen, wenn zuviel
Aufgaben in einer vorgegebenen Zeit erledigt werden sollen. 
Belastungen und arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren in speziellen Bereichen
der Landesverwaltung.
Zu den Belastungen einiger Beschäftigtengruppen, die auch in der Landesverwaltung zahlenmässig stark
vertreten sind, gibt es schon differenziertere Untersuchungsergebnisse.
Zusammengefasst lassen sich folgende Belastungsschwerpunkte in Stichworten skizzieren, die vor allem
durch die jeweiligen Aufgabenstellungen der Berufsgruppen bestimmt sind:
● Die Belastungen der Lehrerinnen und Lehrer sind u.a. durch komplex miteinander verknüpfte Fakto-
ren zu kennzeichnen: Schwierige Schüler, die Verschiebung von Erziehungsaufgaben (vom Elternhaus
auf die Schule, begrenzte personelle Ressourcen und organisatorische Verbesserungspotenziale des
„Betriebs“ Schule, zu hoch gesteckte Erwartungen und Ziele von Lehrerinnen und Lehrer.
● Bei den Ärztinnen und Ärzten sowie den Pflegekräften in Krankenhäusern spielen zum einen patien-
tenbezogene Belastungen eine große Rolle: Die Bedeutung fehlerhaften Handelns und damit die hohe
Verantwortung für das Befinden der Patientinnen und Patienten sowie der Umgang mit Schwerkran-
ken und Sterbenden. Darüber hinaus wirken insbesondere Kooperationsprobleme der verschiedenen
Berufsgruppen und Abstimmungsschwierigkeiten in der Krankenhausorganisation als Belastungsfakto-
ren. Von Bedeutung ist auch die Arbeitszeitgestaltung: Für die personalintensivsten Bereiche ist der
Wechselschichtdienst unter Einbeziehung von Nacht- und Feiertagsarbeit eine erhebliche Belastung.
● Bei den Beschäftigten im Polizeidienst dominieren Belastungen durch Extremsituationen: Bedrohung
des eigenen Lebens durch Straftäter oder – im Gegenteil – der eigene (tödliche) Waffengebrauch in
gefährlichen Situationen. Aber auch Probleme aufgrund konfliktärer sozialer Situationen sind von
Bedeutung, z. B. bei unfriedlichen Demonstrationen oder bei Familienstreitigkeiten. Im „normalen“ All-
tag sind der Arbeitsplatz Streifenwagen und – ebenso wie im Krankenhaus – Wechselschichtarbeit als
Belastungspotenzial anzusehen.
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IV.8.2 Ansatzpunkte für Maßnahmen der Gesundheitsförderung
Belastungen sind jedoch immer im Zusammenhang mit Ressourcen zu betrachten. Darunter sind die Merk-
male der Arbeitssituation und der arbeitenden Person zu verstehen, die die Wirkungen belastender Fakto-
ren verringern bzw. abpuffern können und Anforderungen besser bewältigbar machen. Zu den wichtig-
sten Ressourcen gehören eigene Handlungsspielräume und soziale Unterstützung.
Im Prozess des dienststelleninternen Gesundheitsmanagements müssen deshalb die vorhandenen Bela-
stungen und Ressourcen zunächst genau analysiert werden. Danach erfolgt die konkrete Maßnahmenpla-
nung und -umsetzung. Die Maßnahmen können auf der Ebene der Dienststelle oder bei den Mitarbeiter-
innen und Mitarbeitern ansetzen und darauf abzielen, Belastungen abzubauen und/oder Ressourcen zu
stärken. Man bezeichnet diese unterschiedlichen Herangehensweisen auch als verhältnis- oder verhaltens-
orientierte Ansätze. Eine schematische Übersicht zu den verschiedenen Ansatz- und Zielebenen bietet
nachfolgende Grafik (vgl. Udris, Riemann, 1996)
Die obige Systematik kann eine Orientierungshilfe zur besseren Planung der Interventionen bieten, die stets
unter Beteiligung der Beschäftigten zu entwickeln sind. Es existiert jedoch kein Geheimrezept nach dem
Motto: man nehme Maßnahme A, B und Z und am Ende stehen gesunde und motivierte Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter. Den größten Erfolg erzielen verhältnis- und verhaltensbezogene Maßnahmen, wenn sie
problemorientiert kombiniert werden und in ein Gesamtkonzept eingebettet sind. Die Wirksamkeit von
Einzelmaßnahmen, insbesondere rein verhaltensorientierter Interventionen ist jedoch höchst fragwürdig. 
IV.8.3 Beispiele für Maßnahmen des Gesundheitsmanagements
Die nachfolgend aufgeführten Beispiele für Maßnahmen des Gesundheitsmanagements gliedern sich nach
folgendem Schema (s. a. Nr. xxx) in:
● Organisationsbezogene Verringerung von Belastungen 
● Organisationsbezogene Entwicklung von Ressourcen 
● Mitarbeiterbezogene Verringerung von Belastungen 
● Mitarbeiterbezogene Entwicklung von Ressourcen 
Der Katalog der Beispiele ist nicht abschließend zu verstehen und darf nicht zu der Auffassung verleiten,
Gesundheitsmanagement sei schon dann in einer Dienststelle etabliert, wenn einzelne Maßnahmen „abge-
hakt“ sind. Es geht vielmehr darum, die Vielfalt und das breite Spektrum möglicher Maßnahmen mit ihren
unterschiedlichen Dimensionen und Zielrichtungen vor Augen zu führen.
Welche Maßnahmen davon oder auch über diese Aufzählung hinaus in einer Dienststelle sinnvollerweise
eingesetzt oder bearbeitet werden, muss vor Ort anhand der konzeptionellen Überlegungen zur Einfüh-


























IV.8.3.1 Organisationsbezogene Verringerung von Belastungen 
Ergonomische Gestaltung der Arbeitsumgebung und der Arbeitsplätze
Die Gestaltung der Arbeitsräume ist von entscheidender Bedeutung für die gesundheitsförderliche Gestal-
tung der Arbeitsumgebung und -plätze. Dabei geht es u. a. um Luft, Licht, Farbe sowie die ergonomische
Arbeitsplatzgestaltung, insbesondere bei Bildschirmarbeit. 
Einsatz geeigneter Arbeitsmittel und Arbeitshilfen 
Ungeeignete oder unpraktische Arbeitsmittel können Quelle erheblicher Belastungen sein und nachteilige
gesundheitliche Auswirkungen nach sich ziehen. Gesundheitsförderliche Beschaffungskriterien sind an der
Funktionalität und der Handhabbarkeit zu orientieren. Dies bedeutet zugleich die Beteiligung der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter an der Auswahl der Arbeitsmittel und die ggf. notwendige Anpassung der
Arbeitsmittel an die individuellen Anforderungen der Beschäftigten.
Ständige Verbesserung der Arbeitsmethoden
Unangemessene Arbeitsmethoden sind nicht nur wenig effektiv und erzeugen Reibungsverluste, sondern
sie sind auch belastend und verursachen unnötigen Stress. Die ständige Überprüfung und Verbesserung
der Arbeitsmethoden ist Aufgabe von Qualitäts- und Gesundheitszirkeln, ggf. unter Einbeziehung von
Experten.
Beratungsangebote zu Mobbing, Sucht 
Beratungsangebote können einen Beitrag zu Verringerung der Belastungen bei Mobbing und Suchtproble-
men leisten.
IV.8.3.2 Organisationsbezogene Entwicklung von Ressourcen 
Gesundheitsförderliche Arbeitsorganisation
Arbeitstätigkeiten, die die Fähigkeiten der Beschäftigten erhalten und weiterentwickeln, sind gesundheits-
förderlich und setzen Potenziale der Beschäftigten frei.
Insbesondere größere Handlungs- und Entscheidungsspielräume können Motivation und Arbeitszufrieden-
heit steigern
Maßnahmen der qualitativen Aufgabenanreicherung, in denen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
mehr relevante Entscheidungsspielräume und Verantwortungsbereiche übertragen werden, sind auch
Maßnahmen des Gesundheitsmanagements. Sie fördern die Zufriedenheit der Beschäftigten und befähi-
gen sie dazu, ihre Ressourcen zu entwickeln.
Auch die Mitarbeit in Projektgruppen kann die Motivation und die Leistungspotenziale von Beschäftigten
fördern. Gerade in Strukturen mit wenigen Aufstiegsmöglichkeiten ermöglicht die Leitung von Projekt-
oder Arbeitsgruppen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die Übernahme von Leitungsverantwortung in
Teilbereichen. Dies kann auch in dienstlichen Beurteilungen seinen Niederschlag finden.
Personalmanagement
Rahmenbedingungen in der Dienststelle, die die interne Mobilität der Beschäftigten fördern und Aufstiegs-
möglichkeiten eröffnen, setzen Potenziale der Beschäftigten frei und sind damit gesundheitsförderlich. Dies
gilt auch für die Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Beurteilungs- und Beförderungsentscheidungen.
Insgesamt gibt es einen engen Zusammenhang zwischen Maßnahmen der Personalentwicklung (s. hierzu
auch das Rahmenkonzept der Personalentwicklung sowie die entsprechenden Kabinettsbeschlüsse vom
18. 02. 1997 und 26. 03. 2002) und des Gesundheitsmanagements.
Die Flexibilität der Arbeitszeitregelungen ist im Blick auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu nutzen.
Die Beschäftigten haben die Möglichkeit, ihre Tätigkeiten der eigenen Leistungskurve anzupassen und
durch eine entsprechende Gestaltung der Pausen ihre Gesundheit zu fördern.
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Führungskräfteverantwortung
In einem Leitbild der Dienststelle, in Grundsätzen zur Zusammenarbeit und Führung oder in Anforderungs-
profilen kann die Verantwortung der Führungskräfte für die Entwicklung ihrer Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter verankert werden. Die Transparenz der Entscheidungen und die Offenheit des Informationsaustau-
sches spielen in diesem Zusammenhang ebenso eine Rolle wie die Vermeidung widersprüchlicher Arbeits-
ziele bzw. die Vereinbarung eindeutiger und angemessener Ziele. 
Fehlerkultur und Anerkennungskultur
Für die Entwicklung der Potenziale der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist die Fehlerkultur und Anerken-
nungskultur in der Dienststelle von Bedeutung. Eng kontrollierende, allein auf formale Richtigkeit hin orien-
tierte Führung schöpft die Fähigkeiten der Beschäftigten nicht aus. Fehler sind Ansatzpunkte für nachhal-
tige Lernprozesse, Zielvereinbarungen eröffnen Freiräume, ohne dass die Qualität der Arbeit darunter lei-
det. Die Anerkennung guter Arbeit durch die Vorgesetzten, Belobigungen in der Öffentlichkeit der Dienst-
stelle, die Hervorhebung herausragender Leistungen trägt auch zur Gesundheitsförderung der Beschäftig-
ten bei.
Förderung der Kommunikation
Positive Rahmenbedingungen für informelle Informations- und Kommunikationsprozesse erleichtern die
Arbeitsabläufe, unterstützen die soziale Kommunikation und erhöhen die Zufriedenheit der Beschäftigten.
Pausenräume sind deshalb so zu gestalten, dass sie für die Kommunikation gerne genutzt werden. Dienst-
stelleninterne Foren, Informationsveranstaltungen oder übergreifende Workshops oder Seminare zu allge-
mein interessierenden Themen fördern die Kommunikation der Beschäftigten.
Schaffung sonstiger gesundheitsförderlicher Rahmenbedingungen, u. a.
● Angebote zur entspannungsfördernden und kreativen Pausengestaltung
● Bereitstellung von gesundheitsförderlichen Hilfsmitteln (z. B. Sportgeräte wie Theraband).
● Gesundheitsförderliche Ernährung in Kantinen
● Getränke (nicht nur Kaffee o. ä., sondern Mineralwasser, Säfte) in Pausen und Besprechungen.
IV.8.3.3 Mitarbeiterbezogene Verringerung von Belastungen
Gebrauch persönlicher Schutzausrüstung
Persönliche Schutzausrüstungen sind nicht immer durch andere Maßnahmen zu vermeiden. Neben ihrer
Verfügbarkeit sind ihr selbstverständlicher Gebrauch Grundvoraussetzung für einen gesundheitsförder-
lichen Arbeitsalltag.
Rückenschule
Sowohl das längerfristige Sitzen als auch schweres Heben und/oder Tragen sind aus arbeitsmedizinischer
Sicht für den Rücken problematisch. Regelmäßig wiederkehrende und arbeitsplatzbezogene Schulungen
für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter z. B. zum rückengerechten Heben und Tragen, dynamischen Sit-
zen, die Wirbelsäulenmuskulatur kräftigende Übungen sind hilfreich.
Sehschule
Regelmäßiges längerfristiges Arbeiten an Bildschirmarbeitsplätzen stellt eine Anstrengung für die Augen
dar. Durch Ausgleichsübungen können Symptomen der Überanstrengung, Kopfschmerzen und Konzentra-
tionsstörungen vorgebeugt werden.
Abbau gesundheitsriskanten Verhaltens
Die Dienststelle kann Projekte zum Abbau gesundheitsriskanten Verhaltens initiieren oder unterstützen, u.
a.
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● Ernährungsberatung und Gewichtsreduktion
● Raucherentwöhnung
● Lauftraining und Lauftreffs.
IV.8.3.4 Mitarbeiterbezogene Entwicklung von Ressourcen
Qualifizierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
Die anforderungsgerechte Qualifizierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verringert Belastungen und
setzt Leistungspotenziale der Beschäftigten frei.
Die Teilnahme an Seminaren zur Stressbewältigung und zum Selbst- und Zeitmanagement sowie zum
Kompetenztraining kann den Beschäftigten helfen, ihre Ressourcen besser zu nutzen. 
Aufgabe der Führungskräfte ist es insbesondere, durch Beratung, Unterstützung oder Fortbildung die
Bedingungen dafür zu schaffen, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihre Potenziale entwickeln können. 
Qualifizierung der Führungskräfte
Im Blick auf die besondere Personalverantwortung der Führungskräfte ist die Personalführungskompetenz
der Vorgesetzten eine der wichtigsten Quellen für eine gesundheitsförderliche Gestaltung der Arbeitsbe-
ziehungen. Beim Thema gesundheitsförderliches Führungsverhalten geht es um Fragen der Beratungs- und
Sozialkompetenz der Vorgesetzten und um ihre Fähigkeit, Feedback zu geben und zu nehmen. Im Rahmen
von Kontraktmanagement sind Zielvereinbarungen so zu treffen, dass sie den einzelnen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern und ihrem Leistungsvermögen gerecht werden. Des Weiteren kann der kompetente, für
alle entlastend wirkende Umgang mit Konflikten durch eine entsprechende Qualifizierung unterstützt wer-
den.
IV.9 Prävention und Hilfe bei Sucht- und Missbrauchsproblemen
Ausgehend von praktischen Erfordernissen sind in den letzten Jahren Programme zur betrieblichen Sucht-
prävention in vielen Dienststellen begonnen und in einigen Bereichen schon fest etabliert worden.
Grundlage für diese Aktivitäten bilden die „Rahmenempfehlungen für die Prävention und Hilfe bei Sucht-
und Missbrauchsproblemen in der niedersächsischen Landesverwaltung” (gemeinsamer Runderlass des
MFAS und der übrigen Ministerien vom 19. 01.1998, Nds. MBl. Nr. 10/1998 S. 413).
Suchtprävention und -hilfe kann als spezifisches Teilgebiet des Gesundheitsmanagements betrachtet wer-
den, das besondere Qualifikationen und Vorgehensweisen erfordert. In diesem Bereich sind in den letzten
Jahre vielfältige Erfahrungen gesammelt worden, die für das Gesundheitsmanagement nutzbar sind. 
Bei der Einführung von Gesundheitsmanagement wird empfohlen, die Aktivitäten und Erfahrungen der
betrieblichen Suchtprävention in Form einer Bestandsaufnahme zu erfassen und die Strukturen (z. B. den
Arbeitskreis Sucht) und die aktiven Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wenn möglich in das Gesundheitsma-
nagement zu integrieren.
IV.10 Arbeitsschutz
Mit der EG-Rahmenrichtlinie aus dem Jahr 1989 und dem Arbeitsschutzgesetz von 1996 ist eine Neuorien-
tierung des traditionellen Arbeitsschutzes eingeleitet worden. Das Arbeitsschutzgesetz verpflichtet alle
Arbeitgeber,
● für die zur Planung und Durchführung von Arbeitsschutzmaßnahmen geeignete Organisation zu sor-
gen, 
● Vorkehrungen zu treffen, dass diese Maßnahmen erforderlichenfalls bei allen Tätigkeiten und einge-
bunden in die betrieblichen Führungsstrukturen beachtet werden,
● die erforderlichen Mittel bereitzustellen und
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● die Mitwirkungsmöglichkeiten der Beschäftigten sicher zu stellen. 
Gesundheitsmanagementsysteme sind für Dienstherren ein geeignetes Mittel, um den sich aus dem
Arbeitsschutzgesetz ergebenden Verpflichtungen nachzukommen.
In den Dienststellen der Landesverwaltung sind seit Inkrafttreten des Arbeitsschutzgesetzes im Jahr 1996
zunehmend Betriebsärztinnen und Betriebsärzte sowie Fachkräfte für Arbeitssicherheit tätig, die die Dienst-
stellen in allen Fragen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes, insbesondere bei der Erfüllung der Arbeitge-
beraufgaben nach dem Arbeitsschutzgesetz beraten und unterstützen. Dazu zählen insbesondere:
● die Ermittlung und  Beurteilung der für die Beschäftigten mit ihrer Arbeit verbundenen Gefährdung und
die Ermittlung der erforderlichen Arbeitsschutzmaßnahmen,
● die Dokumentierung des Ergebnisses der Gefährdungsbeurteilung, 
● die Dokumentierung der getroffenen Arbeitsschutzmaßnahmen.
In vielen Dienststellen des Landes sind Arbeitsschutzausschüsse nach dem Arbeitssicherheitsgesetz einge-
richtet. Sie bestehen aus Vertretern der Dienststelle und des Personalrates, der Betriebsärztin/des Betriebs-
arztes und der Fachkraft für Arbeitssicherheit sowie den Sicherheitsbeauftragten
Die Arbeitsschutzausschüsse sollen mindestens einmal vierteljährlich zusammentreten, um Fragen der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes zu beraten.
Bei der Implementierung von Gesundheitsmanagement in die Dienststellen sollten die vorhandenen
Arbeits- und Gesundheitsschutzstrukturen einbezogen und das Fachwissen der betrieblichen und überbe-
trieblichen Gesundheitsschutzexpertinnen und -experten genutzt werden. Eine Zusammenarbeit aller
Akteure erleichtert nicht nur die Abstimmprozesse, sondern führt durch den Austausch des Wissens und
der Erfahrungen aller Beteiligten zu besseren Ergebnissen. Ziel sollte die Förderung von innerdienstlichen
Netzwerkstrukturen zur Unterstützung des Gesundheitsmanagements sein.
IV.11 Evaluation des Gesundheitsmanagements
Evaluation ist ein Kernstück des Gesundheitsmanagements und zielt auf eine systematische Reflexion des
fachlichen Handelns der Beteiligten. Überlegungen, die im Rahmen einer Evaluation angestellt werden
müssen, z. B. die Festlegung überprüfbarer Ziele und die Suche nach Indikatoren für die Wirksamkeit von
Maßnahmen, sind von großem Nutzen. Durch den Evaluationsprozess wird die Planung, Durchführung und
Weiterentwicklung des Gesundheitsmanagements optimiert.
Dabei muss praxisnahe Evaluation nicht aufwendig sein und kann durchaus von den Mitgliedern des Steu-
erungsgruppe oder der Gesundheitszirkel selbst durchgeführt werden. Die Selbstevaluation garantiert,
dass praxisrelevante Fragen von unmittelbaren Nutzen für die Projektbeteiligten behandelt werden. Sie
erhöht außerdem die Transparenz des Projekts für Beteiligte und Dritte, indem sie Ziele, Interventionsan-
sätze, Maßnahmen und Effekte verdeutlicht.
Voraussetzung für die Evaluation des Gesundheitsmanagements ist eine ausführliche Analyse der Ist-Situ-
ation, die Entwicklung klarer Zielsetzungen sowie die Festlegung der Kriterien ihrer Überprüfbarkeit, die
Definition und Durchführung geeigneter Interventionen sowie die Überprüfung des Erfolgs anhand einer
erneuten Ist-Analyse. Dieser Zyklus wird als Lernschleife beschrieben.
Eine ganze Reihe praktischer, unaufwändiger Evaluationsverfahren haben sich in der Praxis bereits bewährt
und können in den Dienststellen angewendet werden.
Das Instrument der Mitarbeiterbefragung kann ebenso zur Analyse der Ist-Situation und Ableitung von
Zielsetzungen wie zur Einschätzung des Erfolges von Maßnahmen eingesetzt werden.
Außerdem können Gesundheitszirkel für die Zieldefinition und für die Überprüfung der erreichten Ziel-
dimensionen eingesetzt werden. Mitarbeiterbefragungen und Gesundheitszirkel sind somit Instrumente,
die nicht nur zur Ableitung von Zielen für Gesundheitsmanagement eingesetzt werden können, sondern
auch zur Überprüfung der Zielerreichung.
Die Krankenstandsanalyse ist allein zur Evaluation des Erfolges von Maßnahmen des Gesundheitsma-
nagement ungeeignet, da sie nur eine Zieldimension erfasst, nämlich die Verringerung krankheitsbeding-
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ter Fehlzeiten. Weitere Dimensionen wie beispielsweise die Steigerung der Motivation und Leistungsfähig-
keit bleiben unberücksichtigt. Diese werden besser durch die oben genannten Instrumente abgebildet.
Zudem ist der Krankenstand von einer Reihe weiterer Einflussfaktoren abhängig, etwa von der Arbeits-
marktlage und vom allgemeinen Krankheitsgeschehen (z. B. Grippewellen). Die Erstellung von regelmäßi-
gen Gesundheitsberichten, in die nicht nur Krankenstandsdaten, sondern auch Daten aus Mitarbeiter-
befragungen oder Gesundheitszirkeln mit eingehen, kann dagegen ein differenziertes Bild des Nutzens von
Maßnahmen vermitteln.
Der Bundesverband der Betriebskrankenkassen hat die unter Punkt xxx aufgeführten Qualitätskriterien
des Gesundheitsmanagements in einen leicht zu handhabenden Fragebogen zur Selbstbewertung
umformuliert. Er ist im Rahmen des Gesundheitsmanagements gut einsetzbar. Die Checkliste überprüft
● inwiefern Gesundheitsmanagement als Managementaufgabe verstanden wird,
● wie es sich im Personalwesen und der Arbeitsorganisation niederschlägt,
● welche Konzepte entwickelt und kommuniziert wurden,
● ob die Dienststellen ihrer sozialen Verantwortung gerecht werden,
● welche Maßnahmen durchgeführt wurden und wie sie miteinander verknüpft sind,
● und welche Ziele erreicht wurden.
Eine externe Evaluation kann eine höhere Objektivität bei der Zielüberprüfung gewährleisten und „blin-
de Flecken“ innerhalb der Dienststelle aufzeigen. Darüber hinaus ist die für den Evaluationsprozess zur Ver-
fügung stehende externe Beratungskompetenz auch für die Weiterentwicklung des Gesundheitsmanage-
ments insgesamt zu nutzen. Bei größeren Projekten sollte eine externe Evaluation frühzeitig in die Maß-
nahmeplanung mit einbezogen werden. Kompetenz hierfür ist unter anderem in einigen Universitäten des
Landes sowie bei Trägern der gesetzlichen Krankenversicherung vorhanden. Externe Evaluation ist jedoch
mit zusätzlichen Kosten verbunden.
IV.12 Marketing
Information in der Dienststelle 
Die erfolgreiche Implementierung von Gesundheitsmanagement in den Dienststellen der Landesverwal-
tung hängt von der Sensibilisierung der Beschäftigten für dieses Thema ab. Die Absicht einer Dienststellen-
leitung, Gesundheitsmanagement einzuführen, ist durch geeignete Maßnahmen zu verdeutlichen. 
Der „Startschuss“ muss allen Beschäftigten bekannt gemacht werden. Die direkte  Information durch die
Dienststellenleitung (z. B. auf einer Personalversammlung) ist sicher geeigneter als eine schriftliche Mittei-
lung (z.B. per Rundschreiben). Wichtig ist die Aussage, dass die Dienststellenleitung ernsthaft und zielge-
richtet Gesundheitsmanagement betreiben will. Nur so werden die Beschäftigten motiviert, sich zu enga-
gieren und ihre Erfahrungen einzubringen. Inhaltlich sollten mit Bezug auf den Leitfaden zunächst die Ziele
und die Basiselemente des Gesundheitsmanagements vorgestellt werden.
Zum ersten Schritt der Organisation von Gesundheitsmanagement gehört es, in den einzelnen Dienststel-
len Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner bekannt zu geben, an die sich die Beschäftigten im
Bedarfsfall wenden können. Dies kann z. B. die Steuerungsgruppe sein, übergangsweise bieten sich Dienst-
stellenleitung oder Personalstelle und Personalrat an.
Im Tagesgeschäft sind Routinebesprechungen (Sachgebiets-, Dezernats-, Referatsbesprechungen, Tagun-
gen) sowie Informationsquellen jeglicher Art (Schwarzes Brett, Internet, Intranet, Umläufe) zu nutzen, um
über die Strategie der Dienststelle zum Gesundheitsmanagement und den aktuellen Stand der Umsetzung
zu informieren. 
Anreize
In der Dienststelle sollte überlegt werden, ob Anreize zur Förderung des Gesundheitsmanagements
geschaffen werden. Dazu können gehören:
● Auszeichnung (Empfänge, Belobigungen) besonders erfolgreicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im
Rahmen der Umsetzung des Gesundheitsmanagements verbunden mit einem
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● Anerkennungsschreiben für die Personalakte
● Arbeitsbefreiung in bestimmten Umfängen als Ausgleich von besonderen zeitlichen Belastungen für
besonders engagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
● kleinere materielle Belohnungen wie bspw. Veranstaltungskarten (Konzert, Theater) oder Buchprämien
Erfahrungsaustausch
Die Entwicklung des Gesundheitsmanagements kann durch den Blick nach Außen in besonderer Weise
gefördert werden, z. B. durch den Erfahrungsaustausch mit anderen Dienststellen und externen Dritten.
Für den Austausch sind alle zur Verfügung stehenden Medien zu nutzen: Internet, Intranet oder auch die
„ReformZeit“. Mit der öffentlichen Darstellung der im Gesundheitsmanagement erzielten Erfolge werden
die Beschäftigten zusätzlich motiviert, sich aktiv an der Umsetzung von Gesundheitsmanagement in ihren
Dienststellen zu beteiligen.
Wettbewerbe
Der Wettbewerb „Innovative Behörde“ bietet eine geeignete Plattform für den Vergleich mit anderen
Dienststellen. Bei entsprechender Ausschreibung des Wettbewerbsmottos könnten die Dienststellen hier
unter großer Öffentlichkeitsbeteiligung ihre Erfolge im Gesundheitsmanagement darstellen.
„Beratungsservice Gesundheitsmanagement“
Der „Beratungsservice Gesundheitsmanagement” hat auch die Aufgabe, den Erfahrungsaustausch von
Dienststellen zu unterstützen (s. a. Nr. xxx) und kann entsprechend für das „eigene” Marketing genutzt
werden. Er ist die Anlauf- und Sammelstelle für die landesweite und landesübergreifende Vernetzung der
Aktivitäten des Gesundheitsmanagements .
V. Schnittstellen mit anderen Handlungsfeldern
Gesundheitsmanagement ist eingebettet in den Reformprozess der niedersächsischen Landesverwaltung
und weist deutliche Schnittstellen insbesondere zu weiteren Handlungsfeldern der Verwaltungsreform wie
die Einführung von Neuen Steuerungsinstrumenten, von Organisations- und Personalentwicklung oder von
Qualitätsmanagement auf und ist mit diesen zu verzahnen.
V.1 Neue Steuerungsinstrumente
Durch Kostendruck und Sparzwänge ist die Landesverwaltung darauf angewiesen, ihre Ressourcen so
effektiv wie möglich einzusetzen und die Aufgaben so wirtschaftlich wie möglich zu erfüllen. In ihrem
neuen Verständnis als Dienstleistungseinrichtung setzt die Verwaltung verstärkt auf motivierte Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter und betriebswirtschaftliches Denken und Handeln. Mit diesem Prozess
gehen erhöhte Qualitätsanforderungen einher, die sich sowohl auf die Leistungen der Beschäftigten bezie-
hen als auch auf die Rahmenbedingungen. Die behördlichen Arbeitsprozesse, Arbeitsbedingungen der
Beschäftigten und die Führungsorganisation sollen verbessert und optimiert werden. Diese Aspekte berüh-
ren unmittelbar das Anliegen von Gesundheitsmanagement. Zu den Neuen Steuerungsinstrumenten im
engeren Sinne gehören Produktbildung, Kosten- und Leistungsrechnung, Budgetierung, Berichtswesen
und Controlling. Diese Instrumente können auch für das Gesundheitsmanagement nutzbar gemacht wer-
den. Gesundheitsmanagement wird dadurch transparenter, plan- und steuerbarer.
V.2 Personal- und Organisationsentwicklung
Gesundheitsmanagement ist integraler Bestandteil der Personalentwicklung (PE). Personalentwicklung
ohne Gesundheitsmanagement greift zu kurz. Viele Maßnahmen der Personalentwicklung wirken sich
direkt oder indirekt positiv auf die gesundheitliche Entwicklung der Beschäftigten aus.
Gesundheitsmanagement ist in das PE-Konzept der Dienststelle zu integrieren. Aussagen und Festlegun-
gen zum Gesundheitsmanagement sollten Pflichtbestandteile eines PE-Konzepts sein.
Führungsverhalten und Zusammenarbeit sind anerkanntermaßen wichtige Faktoren für das Wohlbefinden
am Arbeitsplatz. Führungskräfteschulungen, Mitarbeiterentwicklung,  Teamarbeit und Zielvereinbarungen
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leisten daher ihren Beitrag zu „gesünderen“ Arbeitsbedingungen.  Delegation von Verantwortung und
Entscheidungsbefugnissen über Organisation und Ausführung der Arbeit führen zu mehr Identifikation mit
der Arbeit  und zu verbesserten Arbeitsbedingungen.
Im Prozess der Einführung des Mitarbeiter/Vorgesetzten-Gesprächs sollte darauf geachtet werden, dass
dem Gesichtspunkt der Gesundheitsförderung sowohl im Bewusstsein der Vorgesetzten als auch im Blick
auf Vereinbarungen mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ein besonderer Stellenwert zukommt. Die
Mitarbeiter/Vorgesetzten-Gespräche sollten von den Führungskräften genutzt werden, die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter zu Aktivitäten im Zusammenhang mit der Gesundheitsförderung zu motivieren.
Soweit Jahrespersonalgespräche zwischen der Personalstelle und den einzelnen Facheinheiten einer Dienst-
stelle stattfinden, sind diese ebenfalls zu nutzen, um Fragen des Gesundheitsmanagements in den jeweili-
gen Organisationseinheiten zu erörtern. Dadurch soll insbesondere auch die Verantwortung der Führungs-
kräfte für diesen Prozess angesprochen werden.
Bei der Implementierung des Gesundheitsmanagements können die vorhandenen PE-Berater/innen sowohl
in der Konzeptionierungsphase (z. B. Moderation bei Start-up-Workshops) als auch in der Umsetzungs-
phase (Qualifizierungsmaßnahmen, Coaching, Beratung) herangezogen werden.
Die Organisationsentwicklung (OE) ist ein systematischer und gesteuerter Veränderungsprozess in den Ver-
waltungsstrukturen und -abläufen in Behörden unter Beteiligung der Betroffenen, der zu einem integrier-
ten sozialen und organisatorischen Wandel der Arbeitseinheiten führt. In diesem Sinne, insbesondere durch
die Mitgestaltungsmöglichkeiten von Beschäftigten, ist Organisationsentwicklung auch ein Thema von
Gesundheitsmanagement.
V.3 Gleichberechtigung und Chancengleichheit
Gender Mainstreaming und bisherige Frauenförderpolitik sind zwei sich ergänzende Strategien zur Errei-
chung der Gleichstellung von Frauen und Männern in allen Bereichen der öffentlichen Verwaltung. Diese
Querschnitts- oder Gemeinschaftsaufgabe ist Teil einer Doppelstrategie und in zahlreiche Politikfelder ein-
gebunden. Die konkreten Maßnahmen dienen in vielen Fällen sowohl der Schaffung diskriminierungsfreier
wie auch gesundheitsförderlicher Arbeitsbedingungen. Personalpolitik und Organisationswesen kommen
dabei eine Schlüsselrolle zu. 
Um formal die Gleichstellung der Geschlechter in Entscheidungsgremien herzustellen, ist im Sinne einer
gleichberechtigten Teilhabe § 12 Niedersächsisches Gleichberechtigungsgesetz (NGG) bei den Regelungen
zur Gremienbesetzung zu beachten. Einer Diskriminierung aufgrund eines Geschlechts wird hierdurch stär-
ker begegnet und Frauen können in verstärktem ihre Erfahrungen einbringen. 
Nach dem Rahmenkonzept der Personalentwicklung für die niedersächsische Landesverwaltung muss Frau-
enförderung als integraler Bestandteil von Personalentwicklung sein. Ein personalplanerisches Instrument
stellen z. B. die Stufenpläne nach dem Niedersächsischen Gleichberechtigungsgesetz dar. 
Zur geschlechtlichen Teilung der Arbeit gehört, dass die unbezahlte Arbeit ungleich verteilt ist. Frauen tra-
gen die Hauptlast der im privaten Bereich anfallenden Aufgaben, unabhängig davon, ob sie erwerbstätig
sind oder nicht. Personal- und Organisationsbereiche sind hier gefragt, wenn es um ein anderes Leitbild
aller erwerbstätigen Eltern, um weitere Möglichkeiten der besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf z.
B. bei der Gestaltung der Arbeitszeit oder anderen Organisationsabläufen geht. Hier sind Ermutigung und
Ermöglichung des Erziehungsurlaubs für Männer sowie status- und geschlechtsneutrale Teilzeitarbeit, d. h.
Teilzeitarbeit für Männer und Frauen – auch in Führungspositionen – gefragt. In diesem Zusammenhang
ist auch die Organisationskultur der jeweiligen Behörde zu prüfen. Adressaten sind hier insbesondere die
Führungskräfte.
Mentoring, als eine Möglichkeit der Personalentwicklung, kann ebenfalls die Chancengleichheit in der
öffentlichen Verwaltung verbessern. Generell können die Teilnehmenden eines Mentoringprogramms
sowohl männlich als auch weiblich sein. Insoweit handelt es sich um ein vielseitiges und variables Instru-
ment, das sich für verschiedenste Zielgruppen eignet.
Vor dem Hintergrund von noch bestehenden unterschiedlichen Chancen ist eine auf Gleichberechtigung
ausgerichtete Personalentwicklung für Frauen und eine entsprechende  Auseinandersetzung mit Auswahl-
und Stellenbesetzungsverfahren weiterhin geboten.
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V.4 Qualitätsmanagement
Qualität definiert sich sowohl über die an ein Ergebnis gestellten Anforderungen als auch Erwartungen
aus Kundensicht. Dabei gibt es eine Vielzahl von unterschiedlichen Qualitätsanforderungen und Einfluss-
faktoren, die auf das Ergebnis einwirken. In die Bewertung einer Dienstleistungsqualität gehen nicht allein
die Qualität des Ergebnisses, sondern auch Prozess- und Strukturaspekte mit ein. 
Der Begriff Qualitätsmanagement macht deutlich, dass es sich um eine Führungsaufgabe handelt: Qua-
lität wird „gemanagt“, d. h. Qualität wird systematisch in die Organisationsstrategie eingebunden,
geplant, verbessert und gesteuert. Mit Hilfe des Qualitätsmanagements werden diejenigen Strukturen in
der Organisation definiert und gesichert, die Einfluss auf die Qualität der Ergebnisse, Prozesse und Struk-
turen haben (und somit auch das Gesundheitsmanagement berühren können). Dazu zählen:
– die Definition von Qualitätszielen – unter Berücksichtigung des Kunden – und deren  laufende Überprü-
fung, 
– die Ausrichtung von Produkten, Prozessen und allen Verwaltungsbereichen auf diese Ziele und deren
Wechselwirkungen zwischen den verschiedenen Aspekten und den Rahmenbedingungen, die die Qualität
bestimmen,
– die Mitarbeiterqualifizierung im Hinblick auf veränderte Qualitätsanforderungen,
– das Qualitäts-Controlling.
Das Betrachten aller Ebenen, die Einfluss auf die Qualität haben, entspricht einer ganzheitlichen Qualitäts-
managementstrategie, die sich z. B. in den Modellen TQM (Total Quality Management), EFQM (European
Foundation for Quality Management), CAF (Common Assessment Framework) wiederfindet. Da sich Qua-
lität aus einer Vielzahl von Faktoren zusammensetzt, ist für die Verbesserung der Qualität ein „ganzheit-
licher” Blick notwendig: die Zielsetzungen und Handlungen einer Organisation sind auf das Erreichen guter
Qualität ausgerichtet. Ein Element, das in vielen Dienststellen bereits realisiert wird, ist der Prozess der kon-
tinuierlichen Verbesserung (KVP) realisiert. 
Mit dem Kontinuierlicher Verbesserungsprozess  bedienen sich Beschäftigte einer Dienststelle eines beste-
henden Mittels – in der Regel in Form von Qualitätszirkeln –, über das Verbesserungsvorschläge für alle
Arbeitsbereiche eingebracht werden können. Hier können die einzelnen Beschäftigten auch Vorschläge zur
Gesundheitsförderung einbringen. Das schnell sichtbare Ergebnis motiviert zur Unterstützung von Gesund-
heitsmanagement.
Qualitätszirkel-Arbeit läuft nach festen Regeln ab, mit denen gewährleistet wird, dass alle Vorschläge zügig
bearbeitet werden und die Vorschlagenden eine begründete Rückmeldung über die weitere Verwendung
ihres Antrags erhalten. Nach Eingang des Vorschlags in einer evtl. bestehenden Geschäftsstelle wird er an
das Lenkungsgremium weitergegeben, das über die Annahme entscheidet. Bei Annahme des Antrags kann
kurzfristig eine Arbeitsgruppe gebildet werden, die Problemursachen und Lösungsmöglichkeiten sowie
ggfs. einen Finanzierungsvorschlag erarbeitet. Bei der Präsentation im Lenkungsgremium ist die zwingen-
de Teilnahme der Entscheidungsträger des von der Maßnahme betroffenen Bereiches erforderlich.
Unmittelbar nach einer positiven Entscheidung über denArbeitsgruppenvorschlag im Lenkungsgremium
beginnt die Umsetzung, die terminlich von der Geschäftsstelle überwacht wird. Nach einer Erprobungspha-
se wird die Wirksamkeit der Maßnahme überprüft und eine Entscheidung über die dauerhafte Implemen-
tation getroffen.
In den Dienststellen, in denen das Instrument des KVP bereits themenübergreifend für alle Bereiche zur Ver-
besserung der Verwaltungsarbeit eingesetzt wird, muss bei der Umsetzung von Gesundheitsmanagement
darüber informiert werden, dass auch Vorschläge zur Gesundheitsförderung eingebracht werden können.
Die bestehenden Gremien – ggf. Geschäftsstelle und Lenkungsgremium für den KVP – bestehen weiter.
Die Abstimmung mit der Steuerungsgruppe Gesundheit ist sicherzustellen.
VI. Unterstützung des dienststelleninternen Gesundheitsmanagements durch
Beratung und Qualifizierung 
Bei der Einführung von Gesundheitsmanagement sind besondere Kompetenzen notwendig. Dazu gehören
u. a.:
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● Prozesskompetenzen zur Umsetzung von Gesundheitsmanagement
● Kompetenzen zur Gestaltung gesundheitsförderlicher Arbeitsbedingungen, zum Beispiel bei Fragen der
Arbeitsorganisation oder -gestaltung
● Gesundheitsförderliches Führungsverhalten
● Selbstkompetenzen zum gesundheitsförderlichen Verhalten (z. B. Stressmanagement oder Rückenschu-
le)
Da diese Kompetenzen nicht immer im erforderlichen Umfang in den Dienststellen vorhanden sind, ist der
Bedarf jeweils zu ermitteln. Dabei kann zwischen Beratungs- und Qualifizierungsbedarf unterschieden wer-
den.
VI.1 Beratung
Zu klären ist, ob die in der Dienststelle vorhandenen Kompetenzen zur Planung, Organisation und Durch-
führung von Gesundheitsmanagement ausreichend sind oder ob in bestimmten Bereichen weiterer Bera-
tungsbedarf besteht. Mögliche Beratungsinhalte können sein:
● Eine Einstiegsberatung zu Inhalten, Zielen und Umsetzung von Gesundheitsmanagement
● Eine Prozessbegleitung (z. B. Moderation von Steuerungsgruppe oder Gesundheitszirkeln)
● Spezielle inhaltliche Fragestellungen des Gesundheitsmanagements (z. B. Vorbereitung und Auswer-
tung von Mitarbeiterbefragungen, Planung der Evaluation, Gestaltung von Arbeitsplätzen)
● Spezielle dienststelleninterne Problemsituationen (z. B. Konfliktmanagement, Supervision oder Coa-
ching)
● Informationen oder Kontaktvermittlungen zu speziellen Belastungs- oder Gefährdungssituationen (z. B.
Schadstoffe, Suchtkrankenhilfe, Mobbing)






● Spezielle Gruppen, z. B. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit besonderen Belastungsprofilen.
Als Anbieter der Beratungsdienstleistungen kommen ggf. interne PE-Beraterinnen und -Berater, die Fort-
bildungsinstitutionen des Landes, die Universitäten, die Gewerbeaufsicht und die Landesunfallkasse in
Betracht. Des weiteren können bei Bedarf externe Beratungsleistungen ggf. von den Krankenkassen, den
Technologieberatungsstellen oder von privaten Anbietern in Anspruch genommen werden (Anlage 5 xxx) 
Die Hinzuziehung externer Beraterinnen und Berater ist i. d. R. mit zusätzlichen Kosten verbunden. Für
arbeitsmedizinische oder andere inhaltliche Fachfragen des Arbeitsschutzes kann der Sachverstand der
Betriebsärztinnen und Betriebsärzte, der Gewerbeaufsicht oder der gesetzlichen Unfallversicherung
kostenlos genutzt werden.
Einen Überblick über die verschiedenen Beratungsangebote auf regionaler und überregionaler Ebene hält
der „Beratungsservice Gesundheitsmanagement” (Anlage xxx) vor. Außerdem bietet er eine Einstiegsbera-
tung an, um interessierte Dienststellen über Ziele, Strategien und geeignete Maßnahmen allgemein zu
informieren.
VI.2 „Beratungsservice Gesundheitsmanagement“ und Netzwerke 
Zur Unterstützung des Gesundheitsmanagements in der Landesverwaltung ist ein „Beratungsservice
Gesundheitsmanagement” als Anlaufstelle von Dienststellen für den ersten Informations- und Beratungs-
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bedarf eingerichtet worden (s. a. Anlage 3). Die Dienststellen sollen befähigt werden, selbstständig geeig-
nete Strukturen aufzubauen. Zentrale Aufgaben des “Beratungsservice Gesundheitsmanagement” sind:
● Informationssammlung und -weitergabe
● Einstiegsberatung für Dienststellen und Interessenvertretungen
● Information über landesinterne Qualifizierungsmöglichkeiten
● Vermittlung von Qualifizierungs- und Beratungsleistungen Dritter
● Aufbau von Netzwerken
● Evaluationsberatung
● Unterstützung bei der Entwicklung von Marketingstrategien
Es werden zentral die Erfahrungen aus verschiedenen Projekten der Landesverwaltung gesammelt und
jährlich Berichte über den Stand der Umsetzung erstellt. Insbesondere soll auch die Zusammenarbeit ver-
schiedener Dienststellen angeregt und weiterentwickelt werden, so dass „Einsteiger“ von den Erfahrungen
in anderen Bereichen der Landesverwaltung profitieren und Netzwerke aufgebaut werden können. Außer-
dem wird der Beratungsservice die Verbindung zu bundes- und europaweiten Netzwerken des Gesund-
heitsmanagements gewährleisten.
VI.3 Qualifizierung
Gesundheitsmanagement verknüpft Strategien der Organisations- und Personalentwicklung, des Arbeits-
schutzes, der gesundheitsfördernden Arbeitsplatzgestaltung und der Stärkung persönlicher Gesundheits-
kompetenzen miteinander. Deshalb spielt der Erwerb von Fach- und Handlungskompetenzen von Einzel-
nen und von Gruppen eine besonders wichtige Rolle. Durch Qualifizierung wird die aktive Beteiligung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ermöglicht und gefördert.
Der Qualifizierungsbedarf muss in den einzelnen Dienststellen selbst definiert werden. Die Qualifizierung
kann durch dienststelleninterne oder externe Maßnahmen erfolgen und ist in die jeweiligen Personalent-
wicklungskonzepte bzw. -programme zu integrieren. 
Die Ziele der Qualifizierung liegen auf verschiedenen Ebenen:
● Information über die Grundsätze und Instrumente des Gesundheitsmanagements 
● Vermittlung von Methoden und Handlungskompetenz für die Umsetzung des betrieblichen Gesund-
heitsmanagements in den Dienststellen 
● Information über und Training von gesundheitsförderlichen Verhaltensweisen.
Nachstehend sind eine Reihe von möglichen Qualifizierungsbausteinen für verschiedene Zielgruppen
aufgeführt:
● Alle Beschäftigten brauchen grundlegende Informationen über die Prinzipien und Instrumente des
Gesundheitsmanagements. 
● Die aktiv an der Umsetzung des dienststelleninternen Gesundheitsmanagements beteiligten Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter müssen entsprechende Methoden- und Handlungskompetenzen erwerben. 
● Die gesundheitsförderliche Gestaltung der Arbeitsorganisation und des Arbeitsplatzes erfordert
erweiterte Qualifikationen der Führungs- und Fachkräfte.
● Spezielle Qualifizierungsbausteine für die Vorgesetzten sind zur Unterstützung gesundheitsförderlichen
Führungsverhalten erforderlich.
● An alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter richten sich Informations- und Trainingsangebote zu gesund-
heitsförderlichen Verhaltensweisen (z. B. Rückenschule, Nichtrauchertrainings, Stressmanagement etc.).
● Des Weiteren sind für Zielgruppen mit spezifischen Belastungsprofilen (z. B. Schichtdienst, Beschäftig-
te im Krankenhaus) Qualifizierungsmaßnahmen sinnvoll, die neben der Informationsvermittlung auch
Hilfestellungen für die Bewältigung der Belastungen bieten.
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Einschlägige Qualifizierungsangebote werden in den Fortbildungseinrichtungen der Landesverwaltung vor-
gehalten. Außerdem werden Teile des Qualifizierungsbedarfs über externe Träger u. a. aus folgenden Berei-
chen abgedeckt: Gesetzlichen Krankenversicherung, Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin,
Gewerkschaften, Einrichtungen der Erwachsenenbildung. 
Der “Beratungsservice Gesundheitsmanagement” bietet einen aktuellen Überblick über die internen und
externen Qualifizierungsangebote. Er bündelt die Informationen und vermittelt sie an Interessierte weiter.
VII. Finanzierung des Gesundheitsmanagements 
Ein wichtiges Ziel von Gesundheitsmanagement besteht in der Erhöhung der Gesundheitsquote durch die
Reduzierung von Fehlzeiten (s. a. Präambel und Nr. 3 der Vereinbarung v. 19.11. 2002 s. Anlage 2). Damit
wird das ökonomische Interesse deutlich, mit den zunächst erforderlichen Investitionen für ein Gesund-
heitsmanagement mittelfristig zu Kostenreduzierungen zu kommen. Gesamtgesellschaftlich belaufen sich
nach Berechnungen des Bundesverbandes der Betriebskrankenkassen (BKK) die Kosten durch arbeitsbe-
dingte Erkrankungen jährlich auf rund 28 Milliarden p (davon ca. 15 Mrd. p direkte Kosten für Krankheits-
behandlungen und ca. 13 Mrd. p indirekte Kosten durch Produktionsausfall). Nach verschiedenen Ein-
schätzungen entspräche die Reduzierung ders Krankenstandsesq (Quote) in der nds. Landesverwaltung um
1 % einem Gegenwert von rund 50 Mio. p. Zudem ergeben sich bei einer Senkung des Krankenstandes
Einsparungen im Bereich der Beihilfeleistungen durch geringere Krankheitskosten. Auch bei einer Verrin-
gerung der Anzahl von Frühpensionierungen führt dies zu einer Reduzierung der Kosten für Versorgungs-
leistungen.
Um die Gesundheitsquote der jeweiligen Dienststelle zu erhöhen (Fehlzeitenreduzierung) bzw. auf hohem
Niveau zu halten, ist eine angemessene Finanzierung der Kosten für Gesundheitsmanagement erforderlich.
Für die Ausbauphase bis Ende 2004 wird der Ausbau eines Gesundheitsmanagements in den Modelldienst-
stellen zur Anschubfinanzierung durch Haushaltsmittel aus den Ansätzen für die Verwaltungsreform bezu-
schusst. In der dritten weiteren Ausbauphase danach sind von den in Frage kommenden Ressorts/Dienst-
stellen/Verwaltungsbereichen die erforderlichen Haushaltsmittel einzuplanen und im Rahmen eines zu ent-
wickelnden Kontraktmanagements – unter dem Vorbehalt der finanziellen und personellen Möglichkeiten
– zu berücksichtigen. Die Einführung eines finanziellen Anreizsystems wird geprüft. Möglichkeiten von
Kooperationen z. B. mit Krankenkassen oder Unfallversicherungsträgern sollen genutzt werden. (s. a. Nr.
6 der o. a. Vereinbarung/Anlage 2).
Die Krankenkassen können nach § 20 des SGB V ergänzende Maßnahmen der betrieblichen Gesundheits-
förderung durchführen und finanziell unterstützen. Die Spitzenverbände der Krankenkassen haben die in
Anlage 5 genannten Qualitätskriterien als Grundlage für die Förderung von Projekten vereinbart.
Nach Erfahrungswerten können pro Person Kosten von ca. 60 p/Jahr für ein wirkungsvolles Gesundheits-
management zugrunde gelegt werden. Bei der Rechnung sind Sachkosten einbezogen und Kosten für
Dienstleistungen Außenstehender (Mitarbeiterbefragung, Gesundheitszirkel). Nicht enthalten sind z. B.
Personalkosten für Tätigkeiten im Rahmen des Gesundheitsmanagements während der Arbeitszeit oder
Kosten, die sich aus Verpflichtungen aus dem Arbeitsschutz- und Arbeitssicherheitsgesetz ergeben
(Betriebsarzt, Fachkraft für Arbeitssicherheit, persönliche Schutzausrüstung).
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Anlage 1
Der Kabinettsbeschluss vom 19.11. 2002
Verwaltungsreform Niedersachsen;
Ausbau des Gesundheitsmanagements in der niedersächsischen Landesverwaltung und
Abschluss einer darauf abzielenden Vereinbarung gem. § 81 NPersVG
Bezug: Kabinettsbeschluss vom 26. 03. 2002 zur Personalentwicklung in der niedersächsi-
schen Landesverwaltung
Anlage: Entwurf einer Vereinbarung gem. § 81 NPersVG
I. Beschlussvorschläge
1. In der niedersächsischen Landesverwaltung wird ein dienststelleninternes Gesundheitsmanagement
schrittweise ausgebaut. Ziel ist die Reduzierung von Fehlzeiten und Frühpensionierungen durch die Ent-
wicklung gesundheitsförderlicher Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten. Gesundheitsmanagement
ist in die Konzepte und Arbeitsprogramme zur Personal- und Organisationsentwicklung zu integrieren.
Geschlechtsdifferenzierende Sichtweisen sind dabei besonders zu berücksichtigen.
2. Die Landesregierung stimmt der Vereinbarung gem. § 81 NPersVG zum Gesundheitsmanagement in
der niedersächsischen Landesverwaltung zu und beauftragt das Innenministerium, die Vereinbarung
abzuschließen.
3. Das Innenministerium wird beauftragt, den Ausbau des dienststelleninternen Gesundheitsmanage-
ments zu unterstützen. 
4. Dem Kabinett ist im ersten Quartal 2005 über den Stand der Umsetzung in den Ressorts zu berichten.
II. Begründung
1. Ziele des Gesundheitsmanagements 
Mit der Einführung des Gesundheitsmanagements in die Landesverwaltung sollen die Leistungsfähigkeit
der Beschäftigten gesteigert sowie Fehlzeiten und Frühpensionierungen reduziert werden. 
Gesunde, motivierte und gut ausgebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind sowohl in sozialer wie
ökonomischer Hinsicht Voraussetzung für eine erfolgreich arbeitende Landesverwaltung.
Gesundheitsmanagement soll die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die Lage versetzen, trotz der Bela-
stungen in der modernen Arbeitswelt Krankheiten zu vermeiden sowie die physische und psychische Lei-
stungsfähigkeit zu erhalten bzw. zu fördern. Gesundheitsmanagement ist dem gemäß eine Unterneh-
mens- bzw. Organisationsstrategie, die darauf abzielt, Krankheiten am Arbeitsplatz – einschließlich arbeits-
bedingter Erkrankungen, Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten und psychischer Belastungen - vorzubeugen,
Gesundheitspotentiale zu stärken und das Wohlbefinden am Arbeitsplatz zu verbessern.
2. Notwendigkeit von Gesundheitsmanagement 
Bei einem schrittweisen Ausbau des Gesundheitsmanagements ist mittel- bis langfristig von signifikanten
Einsparpotenzialen von mehreren Mio. p durch Fehlzeitenreduzierungen auszugehen. Dies zeigt, dass mit
einem effektiven Gesundheitsmanagement das Leistungspotential der Beschäftigten besser genutzt,
erhöhte Anwesenheitszeiten und damit verbunden Qualitätsverbesserungen der Arbeit erreicht werden
können. In finanzieller Hinsicht ergeben sich bei der Senkung des Krankenstandes auch Einsparungen im
Bereich der Beihilfeleistungen durch geringere Krankheitskosten und Einsparungen bei Mitteln für Ersatz-
kräfte in den Bereichen, in denen eine bestimmte Sollstärke an Arbeitskräften zwingend notwendig ist.
Außerdem führt die Reduzierung der Anzahl der Frühpensionierungen zur Verringerung der Kosten von
Versorgungsleistungen. 
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Es ist deshalb nicht nur ein Gebot der Fürsorge des Dienstherrn sondern auch eine ökonomische Notwen-
digkeit, Gesundheitsmanagement so schnell und umfassend wie möglich einzuführen. Dabei bleibt es den
Dienststellen überlassen, den konkreten Zeitpunkt und grundsätzlich auch die einzelnen einzusetzenden
Maßnahmen für ihren Bereich selbst zu bestimmen, da dies von der jeweiligen Situation vor Ort abhängt.
Gesundheitsmanagement bedeutet u. a., sowohl bei den Arbeitsbedingungen (Verhältnisse) wie auch bei
den Personen (Verhalten) anzusetzen. Das kann 
● den Abbau von belastenden Bedingungen der Arbeit (Zeitdruck, schlechte Arbeitsräume usw.),
● die Schaffung von gesundheitsförderlichen Arbeitsbedingungen, in denen sich die Beschäftigten ent-
wickeln können (Handlungsspielräume, gesundheitsorientiertes Führungsverhalten, unterstützende
soziale Beziehungen und Kommunikationsformen usw.),
● die Verringerung belastenden, gesundheitsriskanten Verhaltens (ungünstige Körperhaltungen und
Arbeitsweisen, Rauchen usw.),
● die Entwicklung und Stärkung individueller Gesundheitspotenziale (Fähigkeiten zur Bewältigung von
Belastungen, angemessene Qualifizierung für Arbeitsanforderungen, gesundheitsförderliches Verhal-
ten usw.)
bedeuten.
Bei allen Maßnahmen zum Gesundheitsmanagement muss eine geschlechterbezogene Sichtweise einge-
bracht werden. Bisherige Untersuchungen und Erfahrungen haben gezeigt, dass die Belastungen von Frau-
en und Männern gerade im Arbeitsleben sehr verschieden sind. Dies zu berücksichtigen und Un-
gleichbehandlungen durch geeignete Maßnahmen entgegenzuwirken ist ein wichtiger Bestandteil bei der
Integrierung von Gesundheitsmanagement in den Dienststellen der Landesverwaltung.
3. Verwaltungsreform und Gesundheitsmanagement – bisherige und künftige
Aktivitäten –
Seit 1998 wurden bereits wesentliche Grundlagen für ein landesweites Gesundheitsmanagement z. B.
durch einen Kongress, konzeptionelle Vorarbeiten einer Projektgruppe und vielfältige Aktivitäten in Dienst-
stellen und Verwaltungsbereichen gelegt. Diese gilt es auszuweiten und zu verstetigen.
Die weitere Ausbauphase des Gesundheitsmanagements in der Landesverwaltung soll deshalb auf der
Basis der Vereinbarung gem. § 81 NPersVG (siehe Anlage) erfolgen. Die Vereinbarung enthält die notwen-
digen Regelungen für den Aufbau eines Gesundheitsmanagements. Sie dient gleichzeitig als Rahmen für
Dienstvereinbarungen auf der Ebene der einzelnen Dienststellen. Im Einzelnen sind folgende wesentliche
Schritte beabsichtigt:
● Festlegung und Vertiefung ressortübergreifender Rahmenbedingungen und Maßnahmen sowie ein
unterstützendes Controlling durch die Einrichtung einer landesweiten Steuerungsgruppe (Nr. 7 und 8
der Vereinbarung); 
● befristete Beauftragung eines externen „Beratungsservice Gesundheitsmanagement” (Nr. 9 und 10
der Vereinbarung) auch zum Auf- bzw. Ausbau des erforderlichen Sachverstandes in der Landesver-
waltung; 
● Herausgabe eines Leitfadens zum Gesundheitsmanagement (Nr. 13 der Vereinbarung) durch MI;
● Erarbeitung eines geschlechterdifferenzierenden Fragebogens zur Analyse von gesundheitlichen und
arbeitsspezifischen Belastungen bei Frauen und Männern mit dem Ziel, geschlechterspezifische Maß-
nahmen zur Bewältigung belastender Situationen zu entwickeln – Gender Mainstreaming im Gesund-
heitsmanagement (Nr. 4 und 8 der Vereinbarung);
● Förderung der schrittweisen Einführung eines Gesundheitsmanagements in Dienststellen bzw. Fach-
bereichen. Bisherige entsprechende Ansätze sollen vertieft und ausgebaut werden.
4. Personalentwicklung und Gesundheitsmanagement
Die Sensibilisierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für Gesundheitsmanagement erfolgt durch
entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen sowohl zur Ursachenbeseitigung (z. B. Stress- und Konflikt-
management, Erkrankungen der Bewegungsorgane, Sucht am Arbeitsplatz) als auch zur Entwicklung und
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Steuerung des Prozesses (Moderatorenseminare zu Gesundheitszirkeln, Fehlzeitenmanagement, gesund-
heitsorientierte Personalführung, Mitarbeiterbefragung). Hierzu soll das bereits bestehende Angebot lan-
desinterner Anbieter (insbes. SiN) sowie externer Anbieter wie bspw. AOK und BKK genutzt und ggfls.
noch ausgebaut werden. 
Gesundheitsmanagement ist dauerhaft in den Dienststellen einzuführen. Damit die Ziele und Grundsätze
des Gesundheitsmanagements als verbindliche Vorgaben für alle sichtbar werden, sollte dies an allen rele-
vanten Stellen (z. B. in Leitbildern, in Konzepten und Programmen zur Personalentwicklung, in Anforde-
rungsprofilen und Aufgabenbeschreibungen von Führungskräften, in Geschäftordnungen) ergänzt wer-
den. 
Bei organisatorischen Veränderungsprozessen sind die Aspekte des Gesundheitsmanagements zu be-
rücksichtigen. Ebenso können sich aus Maßnahmen des Gesundheitsmanagements Bedarfe für Organisa-
tionsentwicklungen ergeben.
III. Beteiligung der Ressorts
Die Ressorts haben mitgezeichnet. Ihre Anregungen wurden berücksichtigt.
IV. Auswirkungen auf die Umwelt
Zahlreiche Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten
wirken sich positiv auf die Umwelt aus. Zum Beispiel werden als Ergebnis von Arbeitsplatzanalysen durch
den Verzicht auf Gefahrstoffe am Arbeitsplatz schädliche Immission auf die Umwelt beim Umgang mit die-
sen Stoffen und die schädlichen Folgen bei der Beseitigung der Abfälle vermieden.
V. Auswirkungen von frauenpolitischer Bedeutung
Bei der Gesundheitsanalyse in den einzelnen Dienststellen sind die jeweiligen Personalsstrukturen und ihre
besonderen Bedürfnisse zu berücksichtigen, so auch besondere frauenrelevante Interessen. Bei der Umset-
zung von Maßnahmen kann frauenrelevanten Interessen Rechnung getragen werden.
VI. Auswirkungen auf Schwerbehinderte
Die Ermittlung gesundheitsbelastender Arbeitsbedingungen und deren Beseitigung ist gleichzeitig eine Prä-
ventivmaßnahme für „nicht Behinderte“, denn ein Teil der Behinderungen kann seine Ursachen in der
Erwerbstätigkeit haben. Die Arbeitsbedingungen und besonderen Anliegen der Behinderten finden in der
gezielten Arbeitsplatzanalyse und den Beteiligungsmöglichleiten der einzelnen Mitarbeiter beim Gesund-
heitsmanagement Berücksichtigung. 
VII. Haushaltsmäßige Auswirkungen
Bis Ende 2004 wird der weitere Aufbau eines Gesundheitsmanagements in den Dienststellen zur Anschub-
finanzierung durch Haushaltsmittel aus den Ansätzen für die Verwaltungsreform bezuschusst und damit
sichergestellt. Danach sind von den Ressorts unter dem Vorbehalt der finanziellen und personellen Mög-
lichkeiten die erforderlichen Haushaltsmittel einzuplanen und im Rahmen eines sich entwickelnden
Kontraktmanagements zu berücksichtigen. 
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Anlage 2










- Landesbezirk Niedersachsen-Bremen -,
dem dbb beamtenbund und tarifunion
Landesbund Niedersachsen -,
dem Niedersächsischen Richterbund - Bund der 
Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte
andererseits
wird gemäß § 81 des Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes (NPersVG) in der Fassung vom 22.
Januar 1998 (Nds. GVBl. S. 19, 581), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2002
(Nds. GVBl. S. 312) folgende Vereinbarung geschlossen:
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1. Präambel
Aktive Gesundheitsförderung ist ein wichtiger Beitrag zur Humanisierung der Arbeitswelt. Die Gesundheit
ist eines der höchsten Güter des Menschen. Sie zu erhalten und zu fördern ist die Aufgabe eines präven-
tiven Gesundheitsmanagements in der niedersächsischen Landesverwaltung.
Dabei wird von einem umfassenden Gesundheitsbegriff ausgegangen, wie er nach der „Ottawa-Charta”
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) definiert wurde. Gesundheitsförderung zielt danach darauf ab,
allen Menschen ein höheres Maß an Selbstbestimmung über ihre Gesundheit – als ein umfassendes kör-
perliches, seelisches und soziales Wohlbefinden – zu ermöglichen. Gesundheit ist ein wesentlicher Bestand-
teil des alltäglichen Lebens und wird durch sich ständig verändernden Lebens- und Arbeitsbedingungen
immer wieder gefährdet. Deshalb soll die Arbeitswelt so gestaltet werden, dass sie Quelle von Gesundheit
und nicht von Krankheit ist.
Krankheitsbedingte Fehlzeiten können vielfältige Ursachen haben. Diese zu ergründen und geeignete
Maßnahmen zur Verbesserung des Gesundheitszustandes und damit zur Erhöhung der Gesundheitsquote
– durch Reduzierung von Fehlzeiten – zu treffen, liegt im gemeinsamen Interesse der Unterzeichner dieser
Vereinbarung.
Gesundheits- und Arbeitsschutz sind unverzichtbare Bestandteile eines modernen Personalmanagements.
Die Leistungs- und Innovationsfähigkeit der niedersächsischen Landesverwaltung hängt sowohl vom Lei-
stungsvermögen und einer optimalen Personalentwicklung der Gesamtheit aller Landesbeschäftigten wie
auch von der Leistungsbereitschaft und Motivation einer jeden Mitarbeiterin und eines jeden Mitarbeiters
ab. Gerade in Zeiten erhöhter Anforderungen an die Beschäftigten durch eine Verwaltungsreform, die auf
Eigeninitiative und Mitverantwortung setzt, werden Konzepte und  Maßnahmen erforderlich, die diese
Anpassungsprozesse unterstützen, um die Organisationsziele mit den individuellen Bedürfnissen der
Beschäftigten möglichst weitgehend in Übereinstimmung zu bringen. Insbesondere im Rahmen einer opti-
malen Personalentwicklung ist ein dienststelleninternes Gesundheitsmanagement von Bedeutung und als
wichtiger Baustein der Verwaltungsreform verstärkt aufzugreifen.
Dienststellenleitungen und Führungskräfte aller Ebenen haben die gemeinsame Aufgabe, Ursachen von
Gesundheit beeinträchtigenden Faktoren in der Dienststelle nachzugehen und auf deren Beseitigung hin-
zuwirken. 
Dies setzt auf eine kooperative und partizipative Führungspraxis, die dem Wohlbefinden der Beschäftigten
am Arbeitsplatz einen hohen Stellenwert einräumt.
Dienststellenleitungen und andere Führungskräfte, Personalräte, Schwerbehindertenvertretungen, Frauen-
beauftragte, Betriebs- bzw. Amtsärzte, Fachkräfte für Arbeitssicherheit und vergleichbare Verantwortungs-
träger/innen sollen gemeinsam die Umsetzung dieser Vereinbarung in der jeweiligen Dienststelle bzw. in
einzelnen Fachbereichen unterstützen. 
2. Begriffsbestimmung
Dienststelleninternes Gesundheitsmanagement ist die bewusste Steuerung und Integration aller Prozesse
mit dem Ziel der Erhaltung und Förderung der Gesundheit und des Wohlbefindens der Beschäftigten.
Dienststelleninternes Gesundheitsmanagement
– bezieht die Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als strategischen Faktor in das Leitbild und
die Kultur sowie in die Strukturen und Prozesse der Organisation ein,
– integriert den Schutz des Menschen bei der Arbeit und die gesundheitsförderliche Gestaltung der
Arbeitsbedingungen sowie der Organisation und beinhaltet dabei die aktive Beteiligung der Beschäftig-
ten,
– gibt Orientierung für ein Verhalten aller Beschäftigten, das Sicherheit, Gesundheit und Wohlbefinden
fördert,
– koordiniert die Institutionalisierung, Ausgestaltung und Weiterentwicklung der Bereiche Arbeitsschutz,
Gesundheitsförderung, Suchtprävention, Sozialberatung,
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– gestaltet die Schnittstellen und die Kooperation verschiedener dienststelleninterner Fachstellen wie z.
B. Arbeitssicherheit, betriebsärztliche und soziale Dienste, Personal-, Organisations- und Qualitätsma-
nagement sowie die Zusammenarbeit der Interessenvertretungen,
– trägt zu einer zielgerichteten Maßnahmenentwicklung und zur Überprüfung der Wirksamkeit gesund-
heitsbezogener Aktivitäten – auch in ihrer Wirkung auf Männer und Frauen – bei,
– fördert die Beteiligung an dienststellenübergreifenden und nationalen Netzwerken.
3. Ziele des dienststelleninternen Gesundheitsmanagements
Die Gesundheit der Beschäftigten und ihre Arbeitsbedingungen stehen in einer engen Wechselbeziehung.
Ziele des dienststelleninternen Gesundheitsmanagements sind daher:
Vorbeugung und Gesundheitsförderung
● Förderung von Gesundheit am Arbeitsplatz,
● Förderung von Arbeitszufriedenheit am Arbeitsplatz,
● Verbesserung und Verbreitung gesundheitsförderlicher bzw. -erhaltender Bedingungen im Arbeitsum-
feld,
● aktive und mitverantwortliche Beteiligung der Beschäftigten an Angelegenheiten, die die Gesundheit
am Arbeitsplatz betreffen,
● Verbesserung der Personalentwicklung und insbesondere der Fortbildung, um Mitarbeiter/innen bes-
ser in die Lage zu versetzen, den wachsenden Anforderungen an ihre Arbeit zu begegnen,
● verstärktes Engagement der Führungskräfte und insbesondere von direkten Vorgesetzten für die
Gesundheitsförderung der Beschäftigten,
● Einhaltung der gesetzlichen und berufsgenossenschaftlichen Regelungen zum Arbeits- und Gesund-
heitsschutz.
Verringerung von Belastungen
● Abbau von belastenden psychischen und physischen Bedingungen der Arbeit,
● Stärkung im Wahrnehmen und Beseitigen von Mobbing und sexueller Belästigung,
● Verringerung belastenden, gesundheitsriskanten Verhaltens,
● Berücksichtigung der jeweils besonderen Situation von behinderten, leistungsveränderten oder älteren
Beschäftigten,
● schrittweise Wiedereingliederung nach Langzeiterkrankungen sowie Rückfallvorbeugung.
Berücksichtigung geschlechtsdifferenzierender Sichtweisen
● geschlechtsdifferenzierte Betrachtung und Berücksichtigung von unterschiedlichen Belastungen von
Frauen und Männern,
● Unterstützung einer stärkeren Vereinbarkeit von Familie und Beruf.
Ökonomische und qualitative Verbesserungen
● Reduzierung von Fehlzeiten,
● Verringerung von vorzeitiger Verrentung und Pensionierung aufgrund von krankheitsbedingter Dienst-
unfähigkeit, 
● Verbesserung der Dienstleistungsqualität,
● Erhöhung des positiven Images der Landesverwaltung.
41
4. Prinzipien von Gesundheitsmanagement
Das Gesundheitsmanagement soll sich an den Prinzipien von Ganzheitlichkeit, Integration in die Organisa-
tion, Partizipation, Projektorganisation sowie an den europäischen Qualitätskriterien (Luxemburger Dekla-
ration von 1997) und an der Gender Mainstreaming-Strategie orientieren. 
Das bedeutet u. a., in den Dienststellen einen Prozess in Gang zu setzen, der
● Verhalten (Personen) und Verhältnisse (Arbeitsbedingungen) gleichermaßen berücksichtigt,
● das Wissen und die Erfahrungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einbezieht,
● Mitwirkungsmöglichkeiten an der Gestaltung eines gesundheitsförderlichen dienstlichen Umfeldes
zulässt,
● zur Verbesserung eines individuellen gesundheitsfördernden Verhaltens beiträgt
● geschlechtsspezifische Belastungs- bzw. Bewältigungssituationen beachtet und
● der die Gesundheitsförderung nachhaltig in der Organisation strukturell und kulturell verankert,
● die auf die Gesundheit gerichteten Aktivitäten – insbesondere von Gesundheitsförderung, Arbeits-
schutz und Arbeitssicherheit sowie Suchtprävention – integriert und weiterentwickelt.
Dabei ist eine Verknüpfung mit anderen Aktivitäten zur Verwaltungsmodernisierung – insbesondere Orga-
nisations- und Personalentwicklung – anzustreben.
5. Phasen zur Umsetzung des Gesundheitsmanagements in der
Landesverwaltung
In einer ersten Phase wurden bereits wesentliche Grundlagen für ein landesweites Gesundheitsmanage-
ment z. B. durch einen Kongress, konzeptionelle Vorarbeiten einer Projektgruppe und vielfältige Aktivitä-
ten in Dienststellen und Verwaltungsbereichen gelegt. Diese gilt es auszuweiten und zu verstetigen.
Die nächste Ausbauphase des Gesundheitsmanagements in der Landesverwaltung soll deshalb im wesent-
lichen folgende Schritte umfassen:
● Festlegung und Vertiefung ressortübergreifender Rahmenbedingungen und Maßnahmen sowie ein
unterstützendes Controlling durch die Einrichtung einer landesweiten Steuerungsgruppe (Nr. 7) sowie
eines Beratungsservice Gesundheitsmanagement (Nr. 9) und den Auf- bzw. Ausbau des erforderlichen
Sachverstandes in der Landesverwaltung; 
● Förderung von Modellprojekten und anderen dezentralen Maßnahmen in Dienststellen bzw. Fachbe-
reichen im Sinne eines ganzheitlichen Gesundheitsmanagements. Bisherige entsprechende Ansätze
sollen vertieft und ausgebaut werden.
Der Fortschritt soll insbesondere an der Zahl der von den Dienststellen abgeschlossenen Dienstvereinbarun-
gen, der Anzahl von dienststelleninternen bzw. fachbereichsbezogen Steuerungsgruppen u. ä. sowie von
Gesundheitszirkeln, dem Umfang durchgeführter einschlägiger Fortbildungsmaßnahmen, dem Aufbau von
Netzwerken, der Entwicklung eines Anreizsystems sowie dem Jahresbericht für 2003 des Beratungsservice
Gesundheitsmanagement gemessen und Anfang 2004 in einer gemeinsamen Besprechung der Vereinba-
rungspartner bewertet werden. Hierbei sollen auch die Erfahrungen mit dem Leitfaden einbezogen wer-
den.
Auf dieser Basis soll nach einer vorherigen Evaluierung ab 2005 das Gesundheitsmanagement schrittweise
auf die gesamte Landesverwaltung weiter ausgedehnt werden.
6. Finanzierung des Gesundheitsmanagements
Um die Gesundheitsquote der jeweiligen Dienststelle zu erhöhen (Fehlzeitenreduzierung) bzw. auf hohem
Niveau zu halten und damit einen effektiven Personaleinsatz zu sichern, ist eine angemessene Finanzierung
der Kosten für Gesundheitsmanagement erforderlich. 
Für die Ausbauphase bis Ende 2004 wird der Aufbau eines Gesundheitsmanagements in den Modelldienst-
stellen zur Anschubfinanzierung durch Haushaltsmittel aus den Ansätzen für die Verwaltungsreform bezu-
schusst.
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In der dritten Ausbauphase zur schrittweisen Ausdehnung des Gesundheitsmanagements in der Landes-
verwaltung sind von den in Frage kommenden Ressorts / Dienststellen / Verwaltungsbereichen die erfor-
derlichen Haushaltsmittel einzuplanen und im Rahmen eines sich entwickelnden Kontraktmanagements zu
berücksichtigen.
Den Vereinbarungspartnern ist bewusst, dass Investitionen im Gesundheitsmanagement mittelfristig i. d.
R. zu einer Entlastung des Haushalts führen. Zur Unterstützung dieses Zieles ist die Einführung eines finan-
ziellen Anreizsystems zu prüfen.
Neben der Anschubfinanzierung durch Haushaltsmittel aus Ansätzen der Verwaltungsreform soll dies auch
durch Anerkennungen im Rahmen des Wettbewerbs „Innovative Behörde” geschehen. Weitere Möglich-
keiten werden im Vorschlagswesen gesehen. Außerdem sollen  Kooperationen z. B. mit Krankenkassen
oder Unfallversicherungsträgern verstärkt genutzt werden.
7. Bildung einer landesweiten Steuerungsgruppe
Der Prozess des gezielten Ausbaus des Gesundheitsmanagements in Dienststellen der Landesverwaltung
wird in Abstimmung mit dem Nds. Innenministerium durch eine landes-verwaltungsweite Steuerungsgrup-
pe geplant, begleitet und regelmäßig evaluiert.
Die Steuerungsgruppe setzt sich aus Vertretern/innen des Nds. Innenministeriums und des Nds. Ministeri-
ums für Frauen, Arbeit und Soziales, des Beratungsservice Gesundheitsmanagement (Nr. 8) und je einem/r
Vertreter/in der gewerkschaftlichen Arbeitsgemeinschaften der Hauptpersonalräte (DGB, dbb), des Arbeits-
kreises der Frauenbeauftragten/Ministerien und der Arbeitsgemeinschaft der Schwerbehindertenvertretun-
gen bei den obersten Landesbehörden zusammen. Zur Klärung relevanter Einzelfragen können landesin-
terne (z. B. weiterer Ressortvertreter/innen, Vertreter/innen aus Modellprojekten, Nds. Landesbeauftragte
für Datenschutz, Behindertenbeauftragter des Landes) oder externe Sachverständige (z. B. Vertreter/innen
von AOK, BKK, Unfallversicherungsträger) hinzugezogen werden.
8. Aufgaben der landesweiten Steuerungsgruppe
Aufgabe der landesweiten Steuerungsgruppe ist in Abstimmung mit dem MI insbesondere die
● Mitwirkung bei der Koordinierung und Steuerung des Ausbaus von Gesundheitsmanagement in der
Landesverwaltung,
● Mitwirkung bei Auswahlentscheidungen über Modelldienststellen in Zusammenarbeit mit dem Nds.
Innenministerium, 
● Erarbeitung von Grundsätzen und Kriterien eines Gesundheitsberichtes für die nds. Landesverwal-
tung,
● Erarbeitung von Vorschlägen zur Reform der landesweiten Krankenstandsstatistik in Zusammenarbeit
mit dem Nds. Landesamt für Statistik durch Erhebung in repräsentativen Dienststellen bzw. Einrich-
tungen,
● Mitwirkung bei der Weiterentwicklung von Fortbildungskonzepten in Zusammenarbeit mit dem SiN,
● Mitwirkung bei der Weiterentwicklung von Instrumenten des Gesundheitsmanagements,
● Berücksichtigung des Gender Mainstreaming,
● Überprüfung und ggf. Erarbeitung von Vorschlägen zur Weiterentwicklung des Leitfadens,
● Initiierung von Fachtagungen in Zusammenarbeit mit dem Nds. Innenministerium,
● Mitwirkung bei der Evaluation des Gesamtprozesses auf der Grundlage eines einheitlichen Evalua-
tionsschemas.
9. Unterstützung der Dienststellen durch einen Beratungsservice Gesundheits-
management 
Zur Unterstützung aller Dienststellen der Landesverwaltung wird ein Beratungsservice Gesundheitsma-
nagement insbesondere für den ersten Informations- und Beratungsbedarf eingerichtet. 
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10. Aufgaben des Beratungsservice Gesundheitsmanagement
Die Arbeit des Beratungsservice Gesundheitsmanagement zielt darauf ab, Dienststellen der Landesver-
waltung zu befähigen, selbständig Prozesse des Gesundheitsmanagements zu initiieren, geeignete Struk-
turen aufzubauen oder weiter zu entwickeln und eine nachhaltige Entwicklung zu unterstützen.
Aufgabe des Beratungsservice Gesundheitsmanagement ist insbesondere die/der
● Einstiegsberatung für Dienststellen und Interessenvertretungen,
● Informationssammlung und -weitergabe,
● Netzwerkaufbau zwischen den beteiligten Dienststellen,
● Unterstützung bei der Weiterentwicklung von Fortbildungskonzepten, 
● Durchführung von Qualifizierungen (bei Bedarf) in Abstimmung mit dem SiN, 
● Erarbeitung von Empfehlungen für gezielte Gesundheitsförderprogramme,
● Projektbegleitung im Einzelfall nach Absprache mit dem Nds. Innenministerium, 
● Geschäftsführung der landesweiten Steuerungsgruppe,
● Begleitung der Evaluation.
11. Dienststellen- bzw. fachbereichsbezogenes Gesundheitsmanagement
Dienststellen bzw. Fachbereiche, die ein Gesundheitsmanagement aufbauen, sollen hierzu Verantwortlich-
keiten festlegen und angemessene Organisationsstrukturen entwickeln, um den Prozess zu steuern. Um
die Ziele eines dienststelleninternen Gesundheitsmanagements zu erreichen, ist eine Zusammenarbeit aller
Akteure, die hierzu über Fach- und Entscheidungskompetenz verfügen, erforderlich. Dabei sind inner-
dienstliche Netzwerk-Strukturen zu fördern, die die Abstimmprozesse erleichtern, bereits bestehende Gre-
mien/Einrichtungen (bspw. Arbeitsschutz-Ausschuss, Arbeitskreis Suchtkrankenhilfe) einbeziehen und die
Akzeptanz von Entscheidungen erhöhen.
12. Dienstvereinbarungen
Für die dienststellenbezogene bedarfsgerechte Ausgestaltung soll auf der Grundlage dieser Vereinbarung
eine Dienstvereinbarung zwischen Dienststelle und Personalvertretung geschlossen werden, die die spezi-
fischen Einzelheiten regelt. 
Hinsichtlich der Anpassung bestehender Dienstvereinbarungen an diese Vereinbarung wird auf § 78 Abs.
1 Satz 1 NPersVG hingewiesen. Danach sind Dienstvereinbarungen unzulässig, wenn sie einer nach § 81
NPersVG getroffenen Vereinbarung entgegenstehen. Bestehende Dienstvereinbarungen sollen überprüft
werden und sind ggf. anzupassen.
13. Leitfaden
Als Grundlage der Umsetzung des Gesundheitsmanagements in den Landesdienststellen  dient ein Leitfa-
den, der sich an dem Inhalt des Leitfadens der Projektgruppe orientiert. Er enthält auch Aussagen zur mög-
lichen inhaltlichen und organisatorischen (bspw. Steuerungsgruppe, Gesundheitszirkel) Ausgestaltung
einer Dienstvereinbarung.
Dabei orientiert sich der dienststelleninterne Umsetzungsprozess an
● einer Bestandsaufnahme (im Zusammenhang mit einem aufzubauenden Gesundheitsbericht mit mög-
lichen Instrumenten wie bspw. Gefährdungsbeurteilungen, Krankenstandsanalysen, Mitarbeiterbefra-
gungen, Diagnose-Workshops),
● der Feststellung von Handlungsprioritäten,
● der Definition von Zielen einschließlich der Kriterien zur Überprüfbarkeit der Zielerreichung,
● einer Evaluation.
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14. Inanspruchnahme von Arbeitszeit 
Für die Teilnahme an Maßnahmen zur Gesundheitsförderung in der Dienststelle können Beschäftigte frei-
gestellt werden, sofern dies im unmittelbaren dienstlichen Interesse liegt und dies die dienstlichen Erfor-
dernisse erlauben.
Die Mitarbeit in Projekt- oder Arbeitsgruppen (z. B. Gesundheitszirkel) gilt als dienstliche Arbeitszeit.
15. Arbeitsschutz
Der Arbeitsschutz und die Arbeitssicherheit sind Bestandteile des Gesundheitsmanagements. Die arbeits-
schutzrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.
16. Datenschutz
Personenbezogene Daten der Beschäftigten dürfen nur verarbeitet werden, soweit dies für die Erreichung
der Ziele des dienststelleninternen Gesundheitsmanagements (Ziffer 3) erforderlich ist. Die für die Verarbei-
tung personenbezogener Daten geltenden Vorschriften des Niedersächsischen Beamtengesetzes (§§ 101
ff NBG) und des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes (NDSG) sind zu beachten. Die Regelungen der
Vereinbarung zur Einführung eines einheitlich einsetzbaren Verfahrens für Personalmanagement in der
niedersächsischen Landesverwaltung (PMV), in der Fassung der Bek. d. MF vom 07. 08. 2002 (Nds. MBl.
Nr. 31/2002 S. 657), bleiben unberührt.
Soweit im Rahmen des Gesundheitsmanagements Befragungen durchgeführt werden, werden sie so aus-
gewertet, dass zum einen das anonymisierte Gesamtergebnis für die Dienststelle dargestellt wird. Zum
anderen können Bereiche gesondert ausgewertet werden, um auf diese Weise konkrete Anhaltspunkte für
Verbesserungen zu gewinnen. Dabei ist sicherzustellen, dass keine Rückschlüsse auf Angaben einzelner
Personen möglich sind.
Eine Datenauswertung und -weitergabe ist nur im Rahmen des § 4 der Vereinbarung zur Einführung eines
einheitlich einsetzbaren Verfahrens für Personalmanagement in der niedersächsischen Landesverwaltung
(PMV) zulässig.
17. Rechte der Personalvertretungen
Die Rechte der Personalvertretungen nach dem NPersVG bleiben unberührt.
18. Geltungsbereich
Die Vereinbarung gilt für die Beschäftigten der Landesverwaltung mit Ausnahme der Beschäftigten der
Landtagsverwaltung und des Landesrechnungshofs. Unter Berücksichtigung des § 81 Abs. 5 und 6
NPersVG kann diese Vereinbarung jedoch auch für die Beschäftigten der Landtagsverwaltung und den Lan-
desrechnungshof gelten, wenn jeweils die Präsidentin oder der Präsident das Einvernehmen zu dieser Ver-
einbarung erklärt. 
Bei der Ausgestaltung und Umsetzung des Gesundheitsmanagements bei den Gerichten und Staatsanwalt-
schaften ist den besonderen verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen der Justiz Rechnung zu tragen.
Insbesondere dürfen der Justizgewährleistungsanspruch (Art. 19 Abs. 4, 20 Abs. 3 GG), die richterliche
Unabhängigkeit (Art. 97 GG) und das Legalitätsprinzip (§ 152 Abs. 2 StPO) nicht beeinträchtigt werden.
19. Schlussbestimmungen
Diese Vereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft und gilt vorbehaltlich § 81 Abs. 4 Nr. 2 NPersVG.
Sie kann mit einer Frist von vier Monaten zum Ende eines Kalenderjahres - frühestens zum 31. 12. 2004 –
gekündigt werden.
Nach Ende der nächsten Ausbauphase (31.12. 2004) findet auf der Grundlage der Erfahrungen in den
Modelldienststellen und der von der landesweiten Steuerungsgruppe vorgenommenen Evaluation eine
Überprüfung dieser Vereinbarung und des Leitfadens mit dem Ziel einer einvernehmlichen Anpassung und
Fortschreibung statt.
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Die Vereinbarungspartner verpflichten sich, bei unterschiedlicher Auslegung dieser Vereinbarung unverzüg-
lich Gespräche mit dem Ziel der Einigung aufzunehmen.




im Auftrag des Niedersächsischen Innenministeriums
Informationen, Einstiegsberatung und Unterstützung für 
Dienststellen /Einrichtungen und Interessenvertretungen der 
niedersächsischen Landesverwaltung
Sie erreichen den Beratungsservice
• per E-Mail: Gesundheitsmanagement@mi.niedersachsen.de
• per Telefon: (0511) 3500053
Sprechzeiten:
Dienstag und Donnerstag 9.00 bis 12.00 Uhr
• per Post: Landesvereinigung für Gesundheit Niedersachsen e.V.
Fenskeweg 2 · 30165 Hannover
Der Beratungsservice Gesundheitsmanagement wird im Auftrag des Nieder-
sächsischen Innenministeriums von der Landesvereinigung Gesundheit 
Niedersachsen und der Universität Hannover, Weiterbildungsstudium Arbeits-
wissenschaft, durchgeführt.
Staatliche Gewerbeaufsichts-
ämter im Arbeits- 
und Gesundheitsschutz
Überwachung und Beratung 
bei der Durchführung staatlicher 
Arbeitsschutzbestimmungen
GAA Braunschweig
Petzvalstr. 18 · 38104 Braunschweig
Telefon: (0531) 3 70 06-0
GAA Celle
Im Werder 9 · 29221 Celle
Telefon: (0 5141) 755-0
GAA Cuxhaven
Elfenweg 15/17 · 27474 Cuxhaven
Telefon: (0 4721) 5 06-0
GAA Emden
Brückstr. 38 · 26725 Emden
Telefon: (0 49 21) 9217-0
GAA Göttingen
Alva-Myrdal-Weg 1 · 37085 Göttingen
Telefon (05 51) 50 70-01
GAA Hannover
Am Listholze 74 · 30177 Hannover
Telefon: (0511) 90 96-0
GAA Hildesheim
Hindenburgplatz 20 · 31134 Hildesheim
Telefon (0 51 21) 16 00-0
GAA Lüneburg
Lise-Meitner-Str. 1 · 21337 Lüneburg
Telefon: (0 4131) 8 95-0
GAA Oldenburg
Rosenstr. 13b · 26122 Oldenburg











Telefon: (02 31) 90 71-0
Fachbereich Arbeitsmedizin
Proschhübelstr. 8 · 01099 Dresden
Telefon: (03 51) 80 62-0
Landesunfallkasse 
Niedersachsen
Am Mittelfelde 169 · 30519 Hannover




Karlsruher Str. 2c · 30519 Hannover





für betriebliche Gesundheitsförderung –
Kronprinzenstr. 6 · 45128 Essen
Telefon (02 01) 17914 72
Landesverband der 
Betriebskrankenkassen Niedersachsen
Hamburger Allee 61 · 30161 Hannover
Telefon: (0511) 34 84 41 41
Weitere beratende und unterstützende Institutionen:
Das Aktionslogo „Gesund & Aktiv“ kann für
alle Aktivitäten des Gesundheitsmanagments
in der Landesverwaltung genutzt werden. 





Die Luxemburger Deklaration zur betrieblichen Gesundheitsförde-
rung in der Europäischen Union
Betriebliche Gesundheitsförderung (BGF) umfasst alle gemeinsamen Maßnahmen von Arbeitgebern,
Arbeitnehmern und Gesellschaft zur Verbesserung von Gesundheit und Wohlbefinden am Arbeitsplatz.
Dies kann durch eine Verknüpfung folgender Ansätze erreicht werden:
● Verbesserung der Arbeitsorganisation und der Arbeitsbedingungen
● Förderung einer aktiven Mitarbeiterbeteiligung
● Stärkung persönlicher Kompetenzen.
Einleitung
Grundlage für die aktuellen Aktivitäten zur BGF bilden zwei Faktoren. Zum einen hat die EGRahmenricht-
linie Arbeitsschutz (Richtlinie des Rates 89/391/ EWG) eine Neuorientierung des traditionellen Arbeitsschut-
zes in Gesetzgebung und Praxis eingeleitet. Zum anderen wächst die Bedeutung des Arbeitsplatzes als
Handlungsfeld der öffentlichen Gesundheit (Public Health)
Gesunde, motivierte und gut ausgebildete Mitarbeiter sind sowohl in sozialer wie ökonomischer Hinsicht
Voraussetzung für den zukünftigen Erfolg der Europäischen Union. Der zuständige Dienst der Europäi-
schen Kommission hat daher eine Initiative zum Aufbau eines Europäischen Netzwerkes für BGF unter-
stützt. Diese Initiative befindet sich im Einklang mit Artikel 129 des Vertrages zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft und dem Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Gesundheitsförderung, -aufklä-
rung, -erziehung und -ausbildung innerhalb des Aktionsrahmens im Bereich der öffentlichen Gesundheit
(Nr. 645/96/EG). Mitglieder des Europäischen Netzwerkes sind Organisationen aus allen 15 Mitgliedsstaa-
ten und den Ländern des Europäischen Wirtschaftsraumes. Sie sind gleichzeitig nationale Kontaktstellen.
Ziel des Netzwerkes ist es, auf der Basis eines kontinuierlichen Erfahrungsaustausches, nachahmenswerte
Praxisbeispiele zur BGF zu identifizieren und zu verbreiten. Die EU ermutigt damit die Mitgliedsstaaten, der
BGF einen höheren Stellenwert einzuräumen und Fragen der Gesundheit am Arbeitsplatz bei politischen
Entscheidungen mit einzubeziehen.
Herausforderungen für die Arbeitswelt im 21. Jahrhundert




● wachsende Verbreitung neuer Informationstechnologien
● Veränderungen der Beschäftigungsverhältnisse (z. B. befristete und Teilzeitarbeit, Telearbeit)
● älter werdende Belegschaften
● wachsende Bedeutung des Dienstleistungssektors
● Personalabbau (Downsizing)
● wachsender Anteil von Arbeitnehmern in Klein- und Mittelunternehmen (KMU)
● Kundenorientierung und Qualitätsmanagement.
Zukünftiger Unternehmenserfolg hängt von gut qualifizierten, motivierten und gesunden Mitarbeitern ab.
BGF spielt eine entscheidende Rolle dabei, Mitarbeiter und Unternehmen auf diese Herausforderungen
vorzubereiten.
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Betriebliche Gesundheitsförderung: eine Investition in die Zukunft
Der traditionelle Arbeitsschutz hat durch die Verringerung von Arbeitsunfällen und die Prävention von
Berufskrankheiten entscheidend zur Verbesserung der Gesundheit am Arbeitsplatz beigetragen. Dennoch
reichen seine Mittel offensichtlich nicht, um dem weiten Spektrum der o. g. Probleme zu begegnen.
Unternehmen, die Gesundheit an ihren Arbeitsplätzen fördern, senken damit krankheitsbedingte Kosten
und steigern ihre Produktivität. Dies ist das Ergebnis einer gesünderen Belegschaft mit höherer Motivation,
besserer Arbeitsmoral und besserem Arbeitsklima.
BGF ist eine moderne Unternehmensstrategie und zielt darauf ab, Krankheiten am Arbeitsplatz vorzubeu-
gen (einschließlich arbeitsbedingter Erkrankungen, Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten und Stress), Gesund-
heitspotentiale zu stärken und das Wohlbefinden am Arbeitsplatz zu verbessern.
Betriebliche Gesundheitsförderung: Gesunde Mitarbeiter in gesunden
Unternehmen
Der Arbeitsplatz beeinflusst Gesundheit und Krankheit auf verschiedene Art und Weise. Wenn Beschäftig-
te unter gesundheitsgefährdenden Bedingungen arbeiten müssen, nicht angemessen qualifiziert sind oder
nicht ausreichend von Kollegen unterstützt werden, kann Arbeit krank machen. Arbeit kann aber auch die
berufliche und persönliche Entwicklung fördern.
BGF will diejenigen Faktoren beeinflussen, die die Gesundheit der Beschäftigten verbessern. Dazu gehören:
● Unternehmensgrundsätze und -leitlinien, die in den Beschäftigten einen wichtigen Erfolgsfaktor sehen
und nicht nur einen Kostenfaktor
● eine Unternehmenskultur und entsprechende Führungsgrundsätze, in denen Mitarbeiterbeteiligung
verankert ist, um so die Beschäftigten zur Übernahme von Verantwortung zu ermutigen
● eine Arbeitsorganisation, die den Beschäftigten ein ausgewogenes Verhältnis bietet zwischen Arbeits-
anforderungen einerseits und andererseits eigenen Fähigkeiten, Einflussmöglichkeiten auf die eigene
Arbeit und sozialer Unterstützung
● eine Personalpolitik, die aktiv Gesundheitsförderungsziele verfolgt
● ein integrierter Arbeits- und Gesundheitsschutz.
Betriebliche Gesundheitsförderung: nachweislich erfolgreich
BGF beruht auf einer fach- und berufsübergreifenden Zusammenarbeit und kann nur dann erfolgreich sein,
wenn alle Schlüsselpersonen dazu beitragen.
BGF kann ihr Ziel „gesunde Mitarbeiter in gesunden Unternehmen" erreichen, wenn sie sich an den fol-
genden Leitlinien orientiert:
1. Die gesamte Belegschaft muß einbezogen werden (Partizipation).
2. BGF muß bei allen wichtigen Entscheidungen und in allen Unternehmensbereichen berücksichtigt wer-
den (Integration).
3. Alle Maßnahmen und Programme müssen systematisch durchgeführt werden: Bedarfsanalyse, Prioritä-
tensetzung, Planung, Ausführung, kontinuierliche Kontrolle und Bewertung der Ergebnisse (Projektma-
nagement).
4. BGF beinhaltet sowohl verhaltens- als auch verhältnisorientierte Maßnahmen. Sie verbindet den Ansatz
der Risikoreduktion mit dem des Ausbaus von Schutzfaktoren und Gesundheitspotentialen (Ganzheit-
lichkeit).
49
Prioritäten des Europäischen Netzwerkes für betriebliche Gesundheitsförde-
rung
Das Europäische Netzwerk für BGF koordiniert den Informationsaustausch und die Verbreitung vorbild-
licher Praxisbeispiele in Europa. Seine Mitgliedsorganisationen setzen sich für den Aufbau informeller Netz-
werke auf nationaler Ebene ein. Alle Aktivitäten und Prioritäten basieren auf dem Subsidiaritätsprinzip und
unterstützen die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedsstaaten. Im Hinblick auf die Herausforderungen
der Zukunft und das Ziel, BGF in der Arbeitswelt zu verbreiten, betrachtet das Europäische Netzwerk die
folgenden Aufgaben als vordringlich und als Grundlage für zukünftige Aktivitäten:
1. BGF bekannter machen und alle Schlüsselpersonen zur Übernahme von mehr Verantwortung für
Gesundheit bewegen
2. Ermitteln und Verbreiten von vorbildlichen Praxisbeispielen
3. Leitlinien für effektive BGF entwickeln
4. das Engagement der Mitgliedsstaaten für die Einleitung entsprechender politischer Schritte sicherstellen
5. die besonderen Anforderungen in der Zusammenarbeit mit KMU berücksichtigen.
Diese Deklaration wurde von allen Mitgliedern des Europäischen Netzwerkes für betriebliche Gesundheitsförderung anläßlich ihres
Treffens vom 27. bis 28. November 1997 in Luxemburg verabschiedet..
Die Luxemburger Deklaration zur betrieblichen Gesundheitsförderung wurde
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für die betriebliche Gesundheitsförderung
Erfolgreiche Praxis 
betrieblicher Gesundheitsförderung in Europa
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Seit 1996 existiert das Europäi-
sche Netzwerk für betriebliche
Gesundheitsförderung. An dieser
Initiative beteiligen sich Institutio-
nen aus allen 15 Mitgliedsstaaten
der Europäischen Gemeinschaft
und die drei Länder des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes - Nor-
wegen, Liechtenstein und Island. 
Grundlage der Arbeit dieses Netz-
werkes ist das Gemeinschafts-
programm der Europäischen
Union zur Gesundheitsförderung, 
-aufklärung und -erziehung. Seine
Aktivitäten werden von der Euro-
päischen Kommission (DG V)
gefördert. Die Mitglieder sind
größtenteils staatliche Institutio-
nen des Arbeitsschutzes und des
Öffentlichen Gesundheitsdienstes. 
Mit der “Luxemburger Deklaration”1
haben sich die Mitglieder des
Netzwerkes auf eine gemeinsame
Definition betrieblicher Gesund-
heitsförderung geeinigt und
Grundsätze formuliert, bei denen
es insbesondere um Anforderun-
gen an die Qualität betrieblicher
Gesundheitsförderungsmaßnah-
men geht. Davon ausgehend wur-
den im Rahmen eines zweijähri-
gen Projektes die hier vorliegen-
den Qualitätskriterien entwickelt.
Sie sollen allen, die in der Praxis
für Gesundheit am Arbeitsplatz
zuständig sind, Hilfestellung für
die Planung und Durchführung
qualitativ hochwertiger und erfolg-
reicher Gesundheitsförderungs-
maßnahmen geben. 
Auf der Grundlage der hier formu-
lierten Kriterien wurde ein Frage-
bogen konstruiert, der es Organi-
sationen ermöglicht, ohne großen
Aufwand die Qualität ihrer betrieb-
lichen Gesundheitspolitik selbst
einzuschätzen. Der Fragebogen
ist ebenfalls beim BKK Bundes-
verband erhältlich. 
Die hier vorliegenden Qualitätskri-
terien betrieblicher Gesundheits-
förderung sind das Ergebnis eines
intensiven Beratungs- und Abstim-
mungsprozesses unter den im
Europäischen Netzwerk vertrete-
nen Experten. Allen Mitwirkenden
sei an dieser Stelle noch einmal




Nationale Kontaktstelle im Euro-
päischen Netzwerk für betriebliche
Gesundheitsförderung
Vorwort
1 “Die Luxemburger Deklaration zur betrieblichen Gesundheitsför-
derung in der Europäischen Union” wurde auf einem Netzwerk-
treffen in Luxemburg (27.-28.11.1997) von den Mitgliedern des
Europäischen Netzwerkes für die betriebliche Gesundheits-
förderung verabschiedet.
2 Mit “Organisationen” werden hier der Einfachheit halber alle
Arbeitsstätten, Betriebe und Unternehmen bezeichnet - sowohl
der Privatwirtschaft als auch des Öffentlichen Dienstes, des Pro-
duktionssektors genauso wie des Dienstleistungsbereichs.
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Mit der Initiierung betrieblicher
Gesundheitsförderungsmaßnah-
men sind in der Regel hohe
Erwartungen an den Erfolg der
Maßnahmen verbunden. Arbeitge-
ber erhoffen nicht zuletzt wirt-








nehmer setzen auf mehr Lebens-
qualität durch größere Arbeitszu-
friedenheit, Abbau von Streß, Ver-
besserung des Betriebsklimas und
geringere gesundheitliche Bela-
stungen durch die Arbeit.
Dabei soll sich Gesundheitsförde-
rung für die Organisationen “rech-
nen”: Das Verhältnis von Kosten
und Nutzen muß “stimmen”, wie
bei allen anderen Investitionen der
Organisation auch. Nur wenn
Effektivität und Effizienz der Ge-
sundheitsförderungsmaßnahmen
gewährleistet sind, besteht eine
realistische Chance, daß sich die
betriebliche Gesundheitsförderung
zu einem festen Bestandteil der
Unternehmenspolitik entwickelt.
Bei der Zusammenstellung der 
Kriterien wurde vorausgesetzt,
daß die gesetzlichen Bestimmun-
gen zum Arbeitsschutz erfüllt sind.
Die Kriterien beschreiben - natur-
gemäß - einen Idealtypus gesund-
heitsfördernder Organisationen,
der in der Praxis so kaum anzu-
treffen sein dürfte. Die Kriterien
weisen jedoch den “Weg” zu
gesunden Mitarbeitern in gesun-
den Unternehmen: Sie bieten




welches ihre augenblickliche Posi-
tion auf diesem Weg ist, und wie
weit sie vom Zielzustand entfernt
sind. 
Da Organisationen über unter-
schiedliche Ressourcen und Vor-
aussetzungen verfügen, können
und sollen die Kriterien nicht im
Sinne eines absoluten Maßstabes
verstanden werden. Es kommt
vielmehr darauf an, ob die Organi-
sation eine klare Entwicklung in
bezug auf die einzelnen Kriterien
erkennen läßt. Dies bedeutet, daß
auch solche Organisationen ihre
Gesundheitsförderungsmaßnah-
men als gute Praxis begreifen
dürfen, die bislang nur einen Teil
der Kriterien erfüllen, sich aber in
die richtige Richtung weiterent-
wickeln. 
Die Zusammenstellung der Quali-
tätskriterien ist angelehnt an das




Die Kriterien wurden in sechs Bereiche eingeteilt, die - zusammenge-
nommen - ein umfassendes Bild von der Qualität betrieblicher
Gesundheitsförderungsmaßnahmen ergeben:
Betriebliche Gesundheitsförde-
rungsmaßnahmen sind oft nicht
ausreichend in Strukturen und
Routinen der Organisation inte-
griert. So bleibt es häufig bei ein-
zelnen, zeitlich befristeten Projek-
ten, die - selbst im Falle eines
erfolgreichen Abschlusses - weder
auf andere Bereiche der Organi-
sation ausgedehnt noch zur dau-
erhaften Einrichtung werden. Ein
weiteres, häufig zum Scheitern
betrieblicher Gesundheitsförde-
rungsmaßnahmen führendes
Manko ist das Fehlen vorherge-
hender Bedarfsanalysen für die
Auswahl konkreter Aktivitäten. 
Bei der Zusammenstellung der
Kriterien wurden daher Schwer-
punkte gesetzt beim Ausmaß an
Systematik, mit dem die Maßnah-
men durchgeführt werden, beim
Grad der Durchdringung sowie
der Integration in der Organisa-
tion.
1. Betriebliche Gesundheitsförderung (BGF) und 
Unternehmenspolitik
2. Personalwesen und Arbeitsorganisation
3. Planung betrieblicher Gesundheitsförderung
4. Soziale Verantwortung
5. Umsetzung betrieblicher Gesundheitsförderung














* Zu den Voraussetzungen zählen alle Verfahrensweisen und Strukturen, die eine gesundheitsfördernde Organisation benötigt. 





Eine wesentliche Voraussetzung für den Erfolg betrieblicher Gesund-
heitsförderung besteht darin, daß sie als Führungsaufgabe wahrge-
nommen wird und in bestehende Managementsysteme integriert ist.
Die Organisation verfügt über eine schriftliche Unternehmens-
leitlinie zur betrieblichen Gesundheitsförderung. 
Die Führungskräfte stehen hinter den Inhalten der Leitlinie und tragen
aktiv dazu bei, sie mit Leben zu füllen. 
Die Gesundheitsförderungsmaßnahmen sind in die bestehenden 
Organisationsstrukturen und -prozesse gut integriert.
Die Organisation stellt genügend Ressourcen (Budget, Personal, Räume,
Weiterbildung etc.) für die betriebliche Gesundheitsförderung zur 
Verfügung.
Management / Unternehmensleitung prüfen regelmäßig den Fortschritt der
Gesundheitsförderungsmaßnahmen.
Themen der betrieblichen Gesundheitsförderung sind Bestandteil der 
Aus- und Fortbildung (speziell der Führungskräfte).
Alle Mitarbeiter haben Zugang zu wichtigen gesundheitsrelevanten 












Die wichtigste Aufgabe gesundheitsgerechter Personalführung und
Arbeitsorganisation besteht darin, die Fähigkeiten der Mitarbeiter bei
der Arbeitsgestaltung zu berücksichtigen. Für den Erfolg betrieb-
licher Gesundheitsförderung ist dabei ausschlaggebend, daß alle









Alle Mitarbeiter verfügen über die Kompetenzen (auch gesundheitlicher
Art), die sie benötigen, um ihre Arbeitsaufgaben zu bewältigen bzw. sie
erhalten Gelegenheit, diese Kompetenzen zu erwerben.
Die Arbeitsaufgaben sind so organisiert, daß systematische Über- und 
Unterforderung vermieden werden. 
Den Mitarbeitern stehen nicht nur generell Möglichkeiten zur beruflichen 
Weiterentwicklung offen; solche Entwicklungsmöglichkeiten werden gezielt
durch arbeitsorganisatorische Maßnahmen geschaffen. 
Alle Mitarbeiter erhalten Gelegenheit, sich in Fragen der Gesundheit am 
Arbeitsplatz aktiv zu beteiligen.
Die Vorgesetzten unterstützen ihre Mitarbeiter und fördern ein gutes 
Arbeitsklima.
Bei Rückkehr an den Arbeitsplatz nach längerer Arbeitsunfähigkeit trifft die
Organisation Maßnahmen zur Wiedereingliederung der Mitarbeiter 
(besonders der erwerbsgeminderten).
Die Organisation fördert durch gezielte Maßnahmen die bessere 





Betriebliche Gesundheitsförderung ist dann erfolgreich, wenn sie auf
einem klaren Konzept basiert, das fortlaufend überprüft, verbessert
und allen Mitarbeitern bekannt gemacht wird.
Die Gesundheitsförderungsmaßnahmen erstrecken sich auf die gesamte
Organisation und werden dort in allen Bereichen bekanntgemacht.
Die Gesundheitsförderungsmaßnahmen basieren auf einer sorgfältigen
und regelmäßig aktualisierten Ist-Analyse, die sich auf gesundheitsrele-
vante Informationen stützt: Arbeitsbelastungen, Gesundheitsindikatoren,
subjektiv wahrgenommene Beschwerden, Risikofaktoren, Unfallgesche-
hen, Berufskrankheiten, krankheitsbedingte Fehlzeiten, Erwartungen aller
betrieblichen Akteure, insbesondere der Beschäftigten.
Die gesamte Belegschaft wird auf dem Wege der internen Öffentlichkeits-








Für den Erfolg betrieblicher Gesundheitsförderung ist auch entschei-
dend, ob und wie die Organisation ihrer Verantwortung im Umgang
mit den natürlichen Ressourcen gerecht wird. Soziale Verantwortung
schließt die Rolle der Organisation auf lokaler, regionaler, nationaler




Die Organisation hat klar definierte Vorkehrungen getroffen (z.B. durch
ein Umweltschutz-Managementsystem), mit denen schädliche 
Auswirkungen auf Mensch und Umwelt so weit wie möglich 
ausgeschlossen werden.
Die Organisation unterstützt aktiv gesundheitsbezogene, soziale, kulturel-





Betriebliche Gesundheitsförderung umfaßt Maßnahmen zur gesund-
heitsgerechten Arbeitsgestaltung und Unterstützung gesundheitsge-
rechten Verhaltens. Erfolgreich ist sie dann, wenn diese Maßnahmen
dauerhaft miteinander verknüpft sind und systematisch durchgeführt
werden.
Es existiert ein Steuerkreis, eine Projektgruppe oder ein ähnliches Gre-
mium in der Organisation, das die Gesundheitsförderungsmaßnahmen
plant, überwacht und auswertet. In diesem Gremium sind alle gesund-
heitsbezogenen Schlüsselfunktionen der Organisation vertreten.
Alle für Planung und Umsetzung der Gesundheitsförderungsmaßnahmen
erforderlichen Informationen (interne und externe) werden systematisch
und regelmäßig zusammengetragen.
Für alle Gesundheitsförderungsmaßnahmen werden Zielgruppen und
quantifizierbare Ziele festgelegt.
Es werden sowohl Maßnahmen zur gesundheitsgerechten Arbeits- und
Organisationsgestaltung als auch Maßnahmen zur Förderung gesund-
heitsgerechten Verhaltens durchgeführt und miteinander verknüpft.











Der Erfolg betrieblicher Gesundheitsförderung kann an einer Reihe





Die Auswirkungen der durchgeführten Gesundheitsförderungsmaßnahmen
auf die Kundenzufriedenheit (Produkte/Dienstleistungen) werden systema-
tisch ermittelt und Konsequenzen daraus gezogen.
Die Auswirkungen der durchgeführten Gesundheitsförderungsmaßnahmen
auf die Zufriedenheit der Beschäftigten mit ihren Arbeitsbedingungen, der
Arbeitsorganisation, dem Führungsstil und den Beteiligungsmöglichkeiten,
den Arbeits- und Gesundheitsschutzvorkehrungen u. a. werden systema-
tisch ermittelt und Konsequenzen daraus gezogen.
Die Auswirkungen der durchgeführten Gesundheitsförderungsmaßnahmen
auf weitere Gesundheitsindikatoren wie Krankenstand, Unfallhäufigkeit,
Verbesserungsvorschläge, Inanspruchnahme von Gesundheitsangeboten,
Ausprägung relevanter Risikofaktoren u. a. werden systematisch ermittelt
und Konsequenzen daraus gezogen.
Die Auswirkungen der durchgeführten Gesundheitsförderungsmaßnahmen
auf wirtschaftlich relevante Faktoren wie Personalfluktuation, Produktivität,
Kosten-Nutzen-Bilanzen u. a. werden systematisch ermittelt und Konse-
quenzen daraus gezogen.
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Gesunde Mitarbeiter in gesunden Unternehmen
Das Europäische Netzwerk für betriebliche Gesundheitsförderung wird von der Europäischen Kommission finanziell
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Anlage 6
Auszüge aus einem Fragebogen zur Mitarbeiterbefragung
(AOK Niedersachsen)
Auszüge aus einem Fragebogen zur Mitarbeiterbefragung in Zusammenarbeit
mit der AOK Niedersachsen
Liebe Mitarbeiterin, lieber Mitarbeiter,
der Ihnen hier vorliegende Fragebogen ist ein wichtiges Element des Gesundheitsförderungsprojektes im
Rahmen von ... . Er gehört zu den Bausteinen der Ist-Analyse, die Aufschluss über den gesundheitlichen
Zustand und die Anforderungen aus der Arbeit geben sollen. Aus den Informationen, die uns die Ist-Ana-
lyse gibt, sollen Maßnahmen für einen umfassenden Gesundheitsschutz abgeleitet werden. Die Umfrage
findet zunächst lediglich im Amt ... statt.
Die Befragung ist anonym. Die Auswertung erfolgt durch die AOK. Ein Rückschluss auf Personen ist aus-
geschlossen und auch nicht gewollt. Selbstverständlich ist die Befragung freiwillig. Bedenken Sie aber:
Nur durch Ihre Mitarbeit kann das Projekt erfolgreich werden!
Wir werden Sie über die Ergebnisse der Befragung in Personalversammlungen informieren und danken




Bitte beantworten Sie zunächst einige allgemeine Fragen
stimmt stimmt stimmt stimmt stimmt
ziemlich teils/teilseher micht
nicht
1. Bei uns legt man Wert darauf, daß die Mitarbeiter gerne
hier arbeiten
2. Bei uns werden Anstrengungen unternommen, die
Arbeitsbedingungen menschengerecht zu gestalten
3. Bei uns ist das Wohlergehen der Mitarbeiter wichtig
Bitte beantworten Sie jetzt die Fragen zum Bereich Kollegen
stimmt stimmt stimmt stimmt stimmt
ziemlich teils/teilseher micht
nicht
4. Wenn einer Schwierigkeiten bei der Arbeit hat, wird ihm
ganz sicher von Kollegen geholfen
5. So etwas wie Gemeinschaftssinn fehlt bei uns, hier denkt
jeder nur an sich selbst
6. Bei uns gibt es häufig Spannungen zwischen älteren und
jüngeren Kollegen
Bitte bewerten Sie nun den Bereich "Kollegen" insgesamt
 gut schlecht
7. Die Beziehungen zwischen den Kollegen bei uns sind
8. Daß die Beziehungen zwischen den Kollegen gut sind, halt
ich für
Bitte beantworten Sie jetzt die Fragen zum Bereich Vorgesetzte
stimmt stimmt stimmt stimmt stimmt
ziemlich teils/teilseher micht
nicht
9. Gute Arbeit wird von unseren Vorgesetzten entsprechen
anerkannt
10. Unsere Vorgesetzten sorgen dafür, daß unter uns Kollegen
die Zusammenarbeit reibungslos funktioniert
11. Unsere Vorgesetzten versuchen, von Ihnen selbst gemachte
Fehler auf uns abzuwälzen
12. Entscheidungen werden zwar mit den Mitarbeitern besprochen,
hinterher sieht die Verwirklichung aber immer ganz anders aus,
als wir uns das vorgestellt haben
65
Bitte bewerten Sie nun den Bereich "Führung" insgesamt
 gut schlecht
13. Die Führung durch die Vorgesetzten ist
14. Daß die Führung durch die Vorgesetzten gut ist, halt ich für
Bitte beantworten Sie jetzt die Fragen zum Bereich Organisation
stimmt stimmt stimmt stimmt stimmt
ziemlich teils/teilseher micht
nicht
15. Die Aufgaben werden bei uns entsprechen den Fähigkeiten
und Leistungsmöglichkeiten der Mitarbeiter verteilt
16. Interessante und außergewöhnliche Aufgaben werden fair
verteilt
17. Bei uns schotten sich die einzelnen Bereiche und Gruppen
gegeneinander ab
18. Hier wird nichts der Eigeninitiative überlassen, für alle
Vorkommnisse gibt es detaillierte Anweisungen
Bitte bewerten Sie nun den Bereich "Organisation" insgesamt
 gut schlecht
19. Die Organisation bei uns ist
20. Daß die Organisation bei uns gut ist, halte ich für
Bitte beantworten Sie jetzt die Fragen zum Bereich Information und Mitsprache
stimmt stimmt stimmt stimmt stimmt
ziemlich teils/teilseher micht
nicht
21. Über wichtige Dinge und Vorgänge in unserem Amt sind wir
ausreichend informiert
22. Es kommt oft vor, daß wir vor vollendete Tatsachen gestellt
werden
23. Die Amtsleitung ist bereit, die Ideen und Vorschläge der
Mitarbeiter zu berücksichtigen
Bitte bewerten Sie nun die Bereiche "Information" und Mitsprache" insgesamt
 gut schlecht
24. Die Information bei uns funktioniert
25. Daß die Information gut funktioniert, halte ich für
26. Die Mitsprachemöglichkeiten sind bei uns




1. Die Perspektiven für die Verwaltung sind
2. Die Perspektiven für diesen Standort sind
3. Die Perspektiven für meinen Arbeitsplatz sind
4. Wenn ich die Möglichkeiten hätte in meiner Dienststelle
etwas zu verändern, würde ich folgendes veranlassen:
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Fragen zu Ihrer Person
1 Geschlecht männlich
weiblich
2 Alter unter 35 Jahre
35 bis 50 Jahre
über 50 Jahre
3 Seit wievielen Jahren arbeiten unter 5 Jahre
Sie in diesem Amt?
5 bis 10 Jahre
über 10 Jahre
4 Welche Arbeitszeitregelung Vollzeit
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Im Rahmen der Verwaltungsreform wurde vom Niedersächsischen Innenministerium eine Projektgruppe
zum Projekt „Reduzierung von Fehlzeiten/Frühpensionierungen und Unterstützung eines dienststelleninter-
nen Gesundheitsmanagements” eingerichtet. Die Projektgruppe hat hierzu einen Bericht mit verschiede-
nen Hinweisen zum weiteren Handlungsbedarf vorgelegt. Der Bericht enthielt u. a. auch Eckpunkte für
eine Vereinbarung gem. § 81 NPersVG sowie die wesentlichen Grundlagen für den vorliegenden Leitfaden.
Den Mitgliedern der Projektgruppe (Namen und Funktionen vom Stand Okt. 2000 xxx) wird hiermit für ihr
Engagement gedankt.
Auftraggeber und Projektbegleiter
Dr. Walter Hohmann Nds. Innenministerium, Ref. 13 / Zentrale Stelle für Organisationsan-
gelegenheiten und Personalentwicklung
Ulrich Kowalke Nds. Innenministerium, Ref. 13 / Zentrale Stelle für Organisationsan-
gelegenheiten und Personalentwicklung
Projektleitung:
Klaus Schahn Universität Hannover / Weiterbildungsstudium Arbeitswissenschaft
Nadine Pieck Universität Hannover / Weiterbildungsstudium Arbeitswissenschaft
(Geschäftsführung)
Mitglieder der Projektgruppe:
Thomas Altgeld Landesvereinigung für Gesundheit Niedersachsen e.V.
Hans Bonnet Nds. Ministerium für Frauen, Arbeit und
Soziales / Ref. Gewerbeaufsicht, Arbeitsschutz
Manfred Bütow Bezirksregierung Lüneburg, Dez. 303 / Controlling in der Polizei
Manfred Eickmann Niedersächsisches Kultusministerium, Ref. Personalangelegenheiten
Ilona Fedorczuk Arbeitskreis der Frauenbeauftragten der Ministerien,
Nds. Ministerium für Frauen, Arbeit und Soziales
Susanne Greve DBB
Susanne Hartmann Nds. Staatskanzlei, Beauftragter für Staatsmodernisierung
Ursula Jeß Nds. Ministerium für Frauen, Arbeit und Soziales,
Referat Frauen und Gesundheit
Wulf-Dieter Arbeitsgemeinschaft der Schwerbehinderten-
Kreutzberger vertretungen, Nds. Innenministerium
Karl-Heinz Nothvogel Nds. Innenministerium, Ref. Personalangelegenheiten
Elke Peters DGB / ÖTV, DAG
Dr. Josef Reinelt Nds. Landesamt für Ökologie
Horst Roselieb Nds. Kultusministerium, Ref. Pädagogische Innovationen,
Gesundheitsförderung
Holger Sendatzki Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der Hauptpersonalräte,
Nds. Ministerium für Frauen, Arbeit und Soziales
Weitere zum Projekt hinzugezogene Experten
Herr Richard Höptner Nds. Finanzministerium, Ref. 11 / LoHNandeshaushalt
Herr Ernst Kabitzke Studieninstitut des Landes Niedersachsen




Ein Ratgeber zum Aufbau eines Gesundheitsmanagements 















Die fünf Prinzipien –
Garanten für ein erfolgreiches 
Gesundheitsmanagement
UMSETZUNG














Für jeden einzelnen Menschen 
ist es von unschätzbarem Wert, gesund
zu sein. Der Definition der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) folgend,
umfasst Gesundheit körperliches, 
seelisches und soziales Wohlbefinden
und ist somit viel mehr als nur die 
Abwesenheit von Krankheit. Gesund
ist, wer sich in seinem Körper rundum
wohlfühlt. Das allerdings hängt nicht
unerheblich von den vorherrschenden
Arbeitsbedingungen ab. 
Für ein erfolgreiches Unterneh-
men genauso wie für den öffentlichen
Dienst sind leistungsfähige und ge-
sunde Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
mehr denn je eine wichtige Voraus-
setzung für effizientes Arbeiten. Ge-
sundheit muss daher zum Thema 
werden, bevor sie abhanden kommt.
Denn fehlendes Wohlbefinden be-
deutet nicht nur eine Einschränkung
der Lebensqualität jedes Einzelnen,
sondern ist mit erheblichen Kosten für
den Arbeitgeber verbunden. Nicht 
nur, wenn Beschäftigte krank zu Hause
bleiben müssen. Das ist nur die Spitze
des Eisbergs. Darüber hinaus leidet die
Produktivität, wenn Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter aufgrund bestehen-
der Belastungen am Arbeitsplatz nicht
ihre ganze Leistung entfalten. 
Investitionen in die Gesundheit
zahlen sich aus: Das Niedersächsische
Innenministerium hat errechnet, dass
das Land bei einer Senkung der Kran-
kenstandsquote um ein Prozent etwa
55 Millionen Euro sparen würde. Da-
bei ist der immaterielle Gewinn für
Dienststellen und Kunden, der sich 
aus dem gesteigerten Wohlbefinden
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
ergibt, gar nicht berücksichtigt. 
Die Ursachen von Krankheit und
Leistungshemmnissen zu erkennen 
und zu beseitigen, ist daher für Betriebe
und Verwaltungen immer häufiger 
Bestandteil der Unternehmenspolitik.
Gesundheitsförderung ist gleicher-
maßen als ethische und soziale wie
auch als ökonomische Notwendigkeit
zu betrachten. Das Land Niedersachsen
möchte dieser Verpflichtung seinen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
gegenüber nachkommen und die
Dienststellen dabei unterstützen, ein




Für alle ein Gewinn!
5Der „Leitfaden zur Umsetzung von 
Gesundheitsmanagement in den 
Dienststellen des Landes Niedersachsen“ 
kann kostenlos beim Niedersächsischen 
Innenministerium angefordert werden. 
Telefon: (05 11) 120-64 90
E-Mail: silvia.schmidt@mi.niedersachsen.de
Bereits 1997 wurde Gesundheit
thematischer Bestandteil des „Rahmen-
konzeptes der Personalentwicklung 
in Niedersachsen“. Im Dezember 1999
folgte das Projekt des Niedersächsischen
Innenministeriums zur „Reduzierung
von Fehlzeiten /Frühpensionierungen
und Unterstützung eines dienststellen-
internen Gesundheitsmanagements“.
Die Ergebnisse der Projektgruppe mün-
deten in einen Projektbericht, in einen
„Leitfaden zur Umsetzung von Ge-
sundheitsmanagement in den Dienst-
stellen des Landes Niedersachsen“ 
und flossen in den Kabinettsbeschluss
vom 19. November 2002 ein. Diesem 
Beschluss lag eine Vereinbarung 
zwischen Landesregierung und Ge-
werkschaften zugrunde, welche die
nächsten Schritte für den weiteren
Ausbau regelt. Eine Chance, die von 
allen Beteiligten genutzt werden sollte.
GESUND UND AKTIV
6Gesundheit, aber auch Krankheit
kann mit der komplexen Beziehung
zwischen einer Aufgabe, den Arbeits-
bedingungen und dem einzelnen 
Menschen zusammenhängen. Denn
Arbeit ist ein Zusammenspiel verschie-
dener Komponenten. Die Tätigkeit
selbst kann sich auf die körperliche
oder psychische Gesundheit auswirken,
aber auch die Umgebung, die Ge-
staltung des Arbeitsraumes und die
Ausstattung des Arbeitsplatzes. Ebenso
bedeutend ist die Arbeitsorganisation,
die Arbeitszeit sowie die soziale Be-
ziehung zu den Kolleginnen und 







• Kommunikations- und 
Informationsstrukturen
• Transparenz bei Entscheidungen
• Weiterbildungsmöglichkeiten
• Partizipationsmöglichkeiten
Auch die Beschäftigten selbst be-
einflussen ihre Gesundheit zum Beispiel
durch Ernährungs- und Bewegungs-
gewohnheiten.
Gesundheitsschädlich wirken sich
Belastungen dann aus, wenn sie dauer-
haft auftreten und die individuellen 
Bewältigungsmöglichkeiten eines Men-
schen übersteigen. Typische Folgen
sind Muskel- und Skelett-, Magen- 
und Darm- sowie Herz- und Kreislauf-
erkrankungen, aber auch psychische 
Erkrankungen einschließlich Suchtpro-
bleme. Diese Krankheiten sind in der
Regel nicht auf eine einzelne Ursache
zurückzuführen, werden häufig 
chronisch und können nicht mehr 
vollständig geheilt werden. 
Belastungen erkennen 







Grafik nach Prof. Dr. Bernhard Badura, 
in: Mitbestimmung 4 /2001, Seite 22 f
GESUND UND AKTIV
DEFINITION 7
In der niedersächsischen Landes-
verwaltung gehen mehr als 75 Prozent
aller Krankheitsausfälle auf das Konto
mittel- und langfristiger Erkrankungen.
Dabei steigt die Anzahl der Ausfalltage
mit dem Alter. Über 50-Jährige fehlen
beinahe doppelt so häufig wie unter
35-Jährige, wie das Landesamt für 
Statistik in der zwar nicht repräsenta-
tiven, aber dennoch aufschlussreichen
Krankenstandserhebung der Landes-
verwaltung für die Jahre 1998 bis 
2000 zeigt1). Ein Problem, das durch
das steigende Durchschnittsalter der
Beschäftigten noch an Bedeutung 
gewinnt.
1) Landesamt für Statistik: Krankenstand und Fehl-
zeiten in der Landesverwaltung 1998 bis 2000, 
in: Statistische Monatshefte Niedersachsen 9 /2001, 
Seite 477 ff.
Schon bald wird der Anteil der über
50-Jährigen größer sein als der Anteil
der unter 30-Jährigen. Somit wird 
es immer wichtiger, krankmachende
Faktoren zu bekämpfen und gleichzeitig
Gesundheitsprophylaxe zu betreiben.
Die Erhebung zeigt weiterhin, dass
Frauen häufiger krankheitsbedingt 
ausfallen als Männer und dass der
Krankenstand mit der Höhe der beruf-
lichen Stellung abnimmt. Während im
Durchschnitt über acht Prozent der 
Arbeiter krank sind, fehlen bei den 
Angestellten und Beamten des höhe-
ren Dienstes etwas über drei Prozent.
Hier ist Prävention in Form vielfältig 
ansetzender Maßnahmen erforderlich,
um Arbeitssituationen zu schaffen, 





















• Handlungs- und Entscheidungs-
spielräume/Verantwortung
• Komplexität der Arbeitsinhalte
• Kooperation mit Kolleginnen und Kollegen
• Abwechslungsreiche Aufgaben
• Transparenz über Arbeitsinhalte /klare Ziele
• Soziale Beziehungen zu Kolleginnen und 
Kollegen und zu Vorgesetzten
• Anerkennung
• Arbeitsmittel und Arbeitsplatzausstattung
• Arbeitsplatzumgebung und Arbeitszeit 
(Lärm, Luft, Licht, Schichtarbeit, 
Überstunden)
Krankheit kostet!
In ganz Deutschland entfallen 1999
80 Prozent aller Arbeitsunfähigkeits-
tage auf sechs Krankheitsgruppen.
Dabei stehen Muskel- und Skelett-
erkrankungen mit 27,2 Prozent an
erster Stelle, gefolgt von Atem-
wegserkrankungen (18,6 Prozent),
Verletzungen und Vergiftungen 
(14 Prozent), Verdauungserkrankun-
gen (7,7 Prozent), Herz- und Kreis-
lauferkrankungen (6,3 Prozent) 
sowie psychiatrische Erkrankungen
(6,1 Prozent). Nach einer Krank-
heitskostenstudie des Statistischen
Bundesamtes werden die direkten
Kosten für die medizinische Be-
handlung und Rehabilitation bei
diesen Krankheitsgruppen auf rund
223 Milliarden Mark veranschlagt.
Hinzu kommen die indirekten Kos-
ten durch Produktionsausfälle, die
die Bundesanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin mit zusätzlich
etwa 72 Milliarden Mark veran-
schlagt. In Bezug auf die Häufigkeit
einer Krankheitsart ist die Zunahme
der psychiatrischen Erkrankungen
bemerkenswert. Während in den
alten Bundesländern 1980 etwa 
2,5 Prozent der Krankheitstage 
durch psychiatrische Erkrankungen 
begründet wurden, waren es dort
1999 bereits 6,3 Prozent.
(BKK Bundesverband: Krankheitsarten 1999/2000)
DEFINITION8
Genau hier greift Gesundheits-
förderung als systematische Strategie,
indem sie die Komplexität der Zusam-
menhänge berücksichtigt, die Arbeits-
verhältnisse analysiert sowie präventive
und korrektive Maßnahmen einsetzt.
Gesundheit wird zur Managementauf-
gabe, bei der alles, was der Einzelne
selbst für seine Gesundheit leistet, mit
dem verbunden wird, was der Arbeit-
geber für seine Beschäftigten tun kann.
Ein erfolgreiches Gesundheitsmanage-
ment trägt dazu bei, Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, die Krankheiten
am Arbeitsplatz – einschließlich Ar-
beitsunfälle, Berufskrankheiten und
psychische Belastungen – vorbeugen. 
Zudem stärkt es die gesunderhalten-
den dienststelleninternen Strukturen
und die Kräfte jedes und jeder Einzel-
nen. Das senkt krankheitsbedingte
Fehlzeiten und frühzeitige Pensionie-
rungen, stärkt gleichzeitig die Arbeits-
zufriedenheit und Motivation und 
somit letztlich die Produktivität. 
Diese Ziele sind nicht von heute
auf morgen zu erreichen. Gesund-
heitsmanagement in den Dienststellen
muss langfristig und flexibel angelegt
sein. Nur so kann es dem dynamischen
Charakter der Gesundheit der Beschäf-
tigten einerseits und den sich wan-
delnden Arbeitsbedingungen anderer-
seits Rechnung tragen. Gerade die 
Verwaltungsreform stellt vielfältige An-
forderungen an die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, die von manchen 
als Belastung empfunden werden:
neue Aufgaben, ein größeres Arbeits-
pensum, hoher Zeitdruck, eine sich
ständig weiterentwickelnde IuK-
Technik, sich ändernde Strukturen und
neue Führungsinstrumente wie das
Treffen von Zielvereinbarungen oder
Mitarbeiter/Vorgesetzten-Gespräche.
Auch hier kann eine ganzheitlich 
aufgebaute Gesundheitsförderung da-
zu beitragen, diese Herausforderungen
besser zu bewältigen.
Dauerhaft geringere Kranken-
stände und eine größere Produktivität
werden sich nur einstellen, wenn 
bei der Institutionalisierung des Ge-
sundheitsmanagements bestimmte
Prinzipien berücksichtigt werden. Viele
wissenschaftlich begleitete Projekte in
Betrieben und Verwaltungen haben
gezeigt, dass die Anwendung der 1997
in der „Luxemburger Deklaration zur
betrieblichen Gesundheitsförderung in
der Europäischen Union“ festgeschrie-
benen Grundsätze den größten Erfolg
mit sich bringen. Das Europäische
Netzwerk für betriebliche Gesundheits-
förderung verabschiedete diese 
Deklaration und entwickelte darüber
hinaus Qualitätskriterien, die diese
Prinzipien konkretisieren und anhand
derer Gesundheitsmanagement be-
urteilt werden kann 2).
An diesen Handlungsgrundsätzen
orientiert sich das Land Niedersachsen
bei dem Ziel, die Gesundheit seiner
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu
erhalten und zu fördern. Allerdings
wurden die Prinzipien der Luxemburger
Deklaration um einen wesentlichen
Punkt ergänzt: Auch die geschlechts-
spezifischen Auswirkungen der be-
stehenden Bedingungen und der ein-
geführten Maßnahmen auf Frauen 
und Männer sind zu berücksichtigen
(Gender Mainstreaming).
2) Der vollständige Wortlaut der Luxemburger De-
klaration und der Qualitätskriterien der Europäischen
Union wird im „Leitfaden zur Umsetzung von Ge-
sundheitsmanagement in den Dienststellen des Lan-
des Niedersachsen“ wiedergegeben.
Vorteile eines ganzheitlichen 
Gesundheitsmanagements
Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter:
• weniger Arbeitsbelastungen bzw. besserer Umgang 
mit Belastungen
• Verbesserung des Gesundheitszustandes
• Steigerung des Wohlbefindens
• Verbesserung der Beziehung zu Kolleginnen, Kollegen 
und Vorgesetzten
• Verbesserung der dienststelleninternen Kommunikation 
und Kooperation
• mehr Arbeitsfreude und -zufriedenheit
• Erlernen von gesundem Verhalten am Arbeitsplatz 
und in der Freizeit
Für die Dienststelle:
• Erhöhung der Gesundheitsquote/langfristige Senkung 
des Krankenstandes
• Rückgang der Fluktuation
• erhöhte Arbeitsmotivation, -zufriedenheit und -produktivität
• Verbesserung der dienststelleninternen Kommunikation 
und Kooperation






management setzt sowohl bei den 
Personen als auch bei den Arbeits-
bedingungen an und ist somit ein
wichtiger Bestandteil der Organisati-
ons- und der Personalentwicklung. 
Folgende Handlungsfelder für den 
Einsatz gesundheitsfördernder Maß-
nahmen sind zu berücksichtigen:
• Abbau von belastenden Arbeits-
bedingungen und Stressfaktoren wie
Zeitdruck, Lärm, schlechte Arbeits-
räume und schlechte Arbeitsplatz-
gestaltung, ungeeignete und unprak-
tische Arbeitsmittel
• Schaffung von gesundheitsförder-
lichen Arbeitsbedingungen, in denen
sich die Beschäftigten entwickeln kön-
nen, z.B. durch Handlungsspielräume,
gesundheitsorientiertes Führungsver-
halten, unterstützende soziale Bezie-
hungen und Kommunikationsformen
• Verringerung belastenden, gesund-
heitsriskanten Verhaltens, z.B. durch
das Angebot einer Rückenschule, eines
Suchtberaters, aber auch durch voll-
wertiges Essen in der Kantine
• Entwicklung individueller Gesund-
heitspotenziale, also von Fähigkeiten
zur Bewältigung von Belastungen, z.B.
durch Zeit- und Stressmanagement,
durch angemessene Qualifizierung 
für Arbeitsanforderungen (Fort- und 
Weiterbildung), durch gesundheits-
förderliches Verhalten (etwa durch
Lauftreffs)
Die fünf Prinzipien –







Wird nur auf einem dieser Felder agiert,
ist Gesundheitsförderung von begrenz-
ter Wirksamkeit. Das gilt insbesondere
für rein verhaltensorientierte Einzel-
maßnahmen. Zum Beispiel können die
bereits häufig angebotenen Rücken-
schulen durchaus ein geeignetes Instru-
ment sein, um vorhandene Schmerzen
zu lindern. Eine dauerhaft wirksame
Vorbeugung von Rückenerkrankungen
ist jedoch nur möglich, wenn das 
ganze Arbeitssystem berücksichtigt
wird. Der ganzheitliche Ansatz des Ge-
sundheitsmanagements stellt sicher,
dass der Mensch mit seinen individuel-
len Beanspruchungen, Fähigkeiten und 
Bedürfnissen im Mittelpunkt steht. 
Prinzip PARTIZIPATION:
Gesundheitsmanagement 
erfordert die Beteiligung und
Mitarbeit aller
In einer Dienststelle gibt es in Be-
zug auf Arbeit und Arbeitsbedingungen
unterschiedliche Interessen. Ein ganz-
heitliches Gesundheitsmanagement
berücksichtigt diese, indem es die Be-
troffenen zu Beteiligten macht und 
sie als Entscheidungsträger und aktive
Gestalter der eigenen Arbeitsbedin-
gungen einbezieht. Da viele gesund-
heitsbeeinträchtigende Faktoren weder
von „oben“ noch von außen erkannt
und geändert werden können, wissen
die Beschäftigten als Experten in 
eigener Sache am besten, was sich 
negativ auf sie auswirkt und was ihnen
gut tut. Für die Analyse gesundheitli-
cher Belastungen und die Entwicklung
geeigneter Maßnahmen sind ihre Er-
fahrungen daher unverzichtbar.
Nach allen bisherigen Erkenntnis-
sen kommen von den Beschäftigten 
in der Regel sehr praxisnahe Lösungs-
vorschläge, die meist sogar ohne
großen finanziellen Aufwand verwirk-
licht werden können. Ein weiterer 
Vorteil der Partizipation: Gesundheits-
förderliche Maßnahmen werden eher
akzeptiert, wenn sie gemeinschaftlich
entwickelt, beschlossen und aktiv 
mitgetragen werden. Das bedeutet,
dass auch die Interessenvertretungen
von vorne herein mit einbezogen 
werden und über Mitgestaltungsmög-
lichkeiten verfügen.
Eine erfolgreiche Beteiligung setzt
Transparenz voraus. Nur wenn über 
die Ziele und Inhalte des Gesundheits-
managements ausführlich informiert
wird und offen über Probleme diskutiert
werden kann, können die Beteiligten
zur Mitwirkung und Unterstützung
motiviert werden. Eine besondere Be-
deutung kommt hier sicherlich den
Führungskräften zu. Denn in welchem
Maß ein Arbeitsplatz die Gesundheit
der Beschäftigten beeinträchtigt, hängt
nicht allein von technischen und infra-
strukturellen, sondern ebenso von 
organisatorischen und personellen 
Faktoren ab. Das Betriebsklima misst
sich eben nicht allein in Temperatur
und Luftfeuchtigkeit, sondern auch im
zwischenmenschlichen Umgang. Bei
einem gesundheitsförderlichen Füh-
rungsverhalten ist nicht mehr der 
Macher gefragt, der alles bestimmt,
sondern die Führungkraft, die ge-
meinsam mit den Beschäftigten Ziele
setzt und die Mittel zur Erlangung 
der Ziele bereitstellt. 
2
Machen Handlungsspielräume gesund?
Die drei bisherigen Krankenstandserhebungen in der Landes-
verwaltung haben gezeigt, dass ein Beschäftigter umso 
häufiger krankheitsbedingt fehlt, je niedriger er in der Ver-
waltungshierarchie angesiedelt ist. Arbeiterinnen und Arbeiter
fehlen fast 21 Tage pro Jahr, Angestellte und Beamte im 
mittleren Dienst etwa 15 Tage und Beschäftigte im höheren
Dienst sind an nicht einmal acht Tagen im Jahr krank. Für 
Lothar Eichhorn vom Niedersächsischen Landesamt für Statistik
ein Beleg dafür, dass die Übernahme von Entscheidungskom-
petenzen und Handlungsspielräumen die Gesundheit positiv
beeinflussen können. Damit sieht er seine Schlussfolgerung 
bestätigt, die er bereits in den Statistischen Monatsheften 
Niedersachsen 9/99 gezogen hat: „Das Maß der Selbstständig-
keit und Verantwortung für ein Arbeitsergebnis ist ganz 
offenbar ein ungeheuer wichtiger Einflussfaktor für den 
Krankenstand. Je höher man in einer Hierarchie steht, desto
größer ist tendenziell der Grad der Selbstständigkeit und 
Verantwortlichkeit – und dieser wiederum beeinflusst positiv
Arbeitsfreude, Motivation und wahrscheinlich auch Pflicht-
gefühl. Abbau von Hierarchien, Delegation von Entscheidungs-
kompetenzen und Verantwortlichkeiten nach unten, Führung
durch Zielvereinbarungen und weniger durch Kontrolle – diese






Dem Prinzip der Ganzheitlichkeit
folgend ist Gesundheitsmanagement
nur wirksam, wenn die vorherrschenden
strukturellen, organisatorischen und
persönlichen Bedingungen zusammen-
hängend betrachtet werden. Um 
dies zu erreichen, muss Gesundheits-
förderung bei allen wichtigen Entschei-
dungen und in allen Bereichen der
Dienststelle berücksichtigt werden. 
Verantwortlich für die Einbindung von 
Gesundheitsmanagement in den Ar-
beitsalltag sind die Dienststellenleitung
und die Führungskräfte in Zusammen-
arbeit mit den Personalvertretungen.
Damit die Ziele und Grundsätze des
Gesundheitsmanagements als verbind-
liche Vorgabe für alle sichtbar werden,
sind sie in die Leitbilder der Behörden
und ggf. in die Geschäftsordnungen
aufzunehmen. Als Daueraufgabe ist
Gesundheitsmanagement in den vor-
handenen Organisationsstrukturen 
und -abläufen, in den Konzepten und
Programmen zur Personalentwicklung
sowie in den Anforderungsprofilen 




als Lernzyklus 3) 
Alle Maßnahmen und Programme
zur Gesundheitsförderung müssen 
systematisch durchgeführt und auf die
spezifischen Bedürfnisse der Dienst-
stelle zugeschnitten werden. Erfolg-
reiches Gesundheitsmanagement
gleicht einem Lernzyklus und umfasst
eine Bedarfsanalyse und Zieldefinition,
die Planung und Ausführung geeigneter
Maßnahmen sowie die kontinuierliche
Kontrolle und Bewertung der Ergebnisse
(Evaluation). 
Die fundierte Analyse der Ist-
Situation ist die Basis des Gesundheits-
managements. Nur eine genaue Dia-
gnose kann den Projektverantwortlichen
zeigen, wo und wie eingegriffen wer-
den muss, um die definierten Ziele zu 
erreichen. Die notwendigen Informatio-
nen können Mitarbeiterbefragungen, 
Gesundheitszirkel, Diagnose-Workshops
oder Krankenstandsstatistiken liefern. 
3) Der Begriff Lernzyklus wurde von Prof. Dr. 
Bernhard Badura geprägt. Badura arbeitet an der 










Das Verhalten der Vorgesetzten
wirkt sich auf die Motivation, Ein-
satzbereitschaft und die Gesundheit
der Beschäftigten aus. Das belegt
eine im Auftrag der Bertelsmann
Stiftung durchgeführte Mitarbeiter-
befragung. In insgesamt 32 Städten
wurden 1998 die Krankenstände 
ermittelt und in Bezug zur Mitar-
beiterzufriedenheit gesetzt. 
Es zeigte sich ein klarer Zusammen-
hang zwischen Krankenstand und
dem Verhältnis zum direkten Vor-
gesetzten: Sind die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter mit der 
Führungskraft unzufrieden, werden
sie überdurchschnittlich häufig
krank. Kritisiert wurde an den Vor-
gesetzten vor allem, dass sie die 
Beschäftigten nicht gleich behan-
deln, ihnen zu wenig Mitbestim-
mung gewähren und Delegations-
regeln missachten. Andersherum
bedeutet dies, dass die Delegation
von Verantwortung, eigenverant-
wortliches Handeln, Freiraum zum
kreativen Denken und die Mög-
lichkeit zur Mitsprache bislang ver-
borgene Leistungen und Potenziale
freisetzen kann. Führungskräfte 
mit einer hohen Fach- und Sozial-





Veränderungen zum Beispiel in der 
Arbeitsorganisation oder bei der Zu-
sammensetzung des Personals werden
durch die erneute Bestandsaufnahme
sofort erkennbar. Im Sinne des „Kon-
tinuierlichen Verbesserungsprozesses“
(KVP) werden anhand der Ergebnisse
erneut Maßnahmen geplant und 
umgesetzt. Erfolgreiche dienststellen-
interne Gesundheitsförderung ist so-







Nach wie vor ist die Erwerbsarbeit
für Frauen und Männer an unter-
schiedliche Bedingungen geknüpft.
Auch wenn heutzutage viele Frauen
berufstätig sind, leisten sie immer noch
den größten Anteil der Haus- und 
Familienarbeit. Ein Spagat mit Folgen.
Denn die Regeln und die Organisation
von Arbeit orientieren sich fast aus-
schließlich an Strukturen, die haupt-
sächlich von Männern geprägt wurden.
So wird zum Beispiel von jemandem,
der Karriere machen möchte, nach wie
vor zeitliche Verfügbarkeit erwartet.
Ganz gleich, ob Familienmitglieder zu
versorgen sind. Ein weiterer Aspekt: 
Es ist allgemein bekannt, dass körperlich
schwere Arbeit krank machen kann.
Emotionale Belastung wird hingegen
weniger als krankmachender Faktor
anerkannt. Besonders Frauen aber 
arbeiten häufig in sozialen und pflege-
rischen Berufen, die mit einem starken
psychischen Druck einhergehen. 
Vor diesem Hintergrund muss 
Gesundheitsmanagement spezifische
Belastungen von Männern und Frauen
identifizieren und Prozesse unterstüt-
zen, die darauf abzielen, die geschlecht-
liche Arbeitsteilung aufzuheben. Mit-
arbeiterinnen genauso wie Mitarbeiter
sollten in allen Arbeitsbereichen des
Landes ihrer Qualifikation gemäß ein-
gesetzt werden und Zugang zu Auf-
stiegsmöglichkeiten erhalten.
Grundsätzlich ist beim Gender 
Mainstreaming darauf zu achten, 
die besonderen Arbeitsbedingungen
aller Beschäftigtengruppen zu berück-
sichtigen, gleich ob bei Männern, 
Frauen, Vollzeit- oder Teilzeitkräften. 
Erfolgreiches 
Gesundheitsmanagement 
• ist strukturell eingebunden
• fußt auf einer Bedarfsanalyse und definiert Ziele
• zeichnet sich durch interdisziplinäre und 
interhierarchische Zusammenarbeit aus
• ist auf Kontinuität angelegt
• bedarf der Offenheit und Kommunikation
• erfordert die Beteiligung aller
• ist ganzheitlich angelegt
• ist zielgruppenorientiert und berücksichtigt 
die unterschiedlichen Bedürfnisse von Männern 
und Frauen
• richtet sich an Personen (Verhalten) und 
die Organisation (Verhältnisse)
• beinhaltet die Kontrolle und Bewertung 
aller Prozesse
5
Die Analyse gibt auch Aufschluss
darüber, welche Maßnahmen zu Ge-
sundheitsförderung und Arbeitsschutz
in der Dienststelle bereits existieren.
Denn bestehende Aktivitäten sollten 
in das ganzheitliche System integriert
werden und nicht in Konkurrenz zu
den Aktionen des Gesundheitsmanage-
ments stehen.
Die gewonnenen Daten und Er-
kenntnisse sind Grundlage der Planung.
Aus den Bausteinen des Gesundheits-
managements werden die geeigneten
gesundheitsfördernden Maßnahmen
herausgegriffen und umgesetzt. Nach
einiger Zeit muss die Wirksamkeit 
der ergriffenen Maßnahmen in Hinblick
auf die gesetzten Ziele mittels einer 
erneuten Ist-Analyse überprüft und be-
wertet werden. Auch Auswirkungen
13
In dieser Broschüre werden 
Prinzipien und vielfach bewährte Vor-
gehensweisen beschrieben, die dar-
legen, wie Gesundheitsmanagement
eingerichtet werden sollte. Welche
konkreten gesundheitsfördernden
Maßnahmen in einer Organisations-
einheit erforderlich sind, muss jedoch
im Einzelfall ermittelt werden. Denn 
in jedem Arbeitsbereich werden andere
Aufgaben erledigt, herrschen andere
Bedingungen und vor allem arbeiten
dort andere Menschen. Einen allgemein






In der Praxis hat sich gezeigt, 
dass die Einrichtung einer zentralen 
Steuerungsgruppe sinnvoll ist, um das
Thema Gesundheit systematisch und
dauerhaft in den dienststelleninternen
Alltag, das heißt in die normalen Akti-
vitäten der Führungskräfte und der






















Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein-
zubetten. Denn gesundheitsförderliche
Veränderungen gelingen umso eher, 
je besser alle Stellen zusammenarbeiten,
die über Entscheidungs-, Mitbestim-
mungs- und Fachkompetenz in gesund-
heitsrelevanten Fragen verfügen. 
Besonders bedeutend ist die Teil-
nahme der Dienststellenleitung. Deren
Beteiligung ist ein ganz klares Signal
an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, dass Gesundheitsmanagement in
der Dienststelle ernst genommen wird
und sich ihr Engagement lohnen kann.
Auch eine Vertreterin oder ein Ver-
treter des Personalrats gehört in die
zentrale Steuerungsgruppe. Denn 
ohne die Aktivität der Interessenver-
tretung ist Gesundheitsmanagement
ebenfalls nicht durchführbar. 
Die Steuerungsgruppe sollte sich
daher aus Vertretern und – wenn 
möglich zur Hälfte – aus Vertreterinnen
verschiedener Gruppen zusammen-
setzen (siehe Grafik S.13); der Einsatz
qualifizierter Moderatoren stellt sicher,
dass die Diskussionen sachorientiert
geführt werden.
Im Sinne der Projektorganisation
plant und koordiniert die Steuerungs-
gruppe den gesamten Prozess der 
Einführung und der Durchführung ge-
sundheitsförderlicher Maßnahmen und
initiiert und begleitet einzelne Teil-
projekte. Die Aufgaben der Steuerungs-
gruppe bestehen demnach darin,
• Strategien und Ziele des Gesund-
heitsmanagements innerhalb der
Dienststelle unter Berücksichtigung 
geschlechtsspezifischer Besonderheiten
zu entwickeln,
• eine Ursachenanalyse zu be-
treiben, um Gesundheitsprobleme zu
identifizieren,
• die Erhebungsdaten und Erkennt-
nisse auszuwerten und zu entscheiden,
welche Maßnahmen zur Gesundheits-
förderung eingeleitet werden,
• die Umsetzung systematisch 











• alle Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter über die beschlossenen Maß-
nahmen zu informieren und ihnen
grundsätzlich bei allen Fragen zum 
Gesundheitsmanagement zur Verfü-
gung zu stehen. 
Damit gewährleistet werden kann,
dass die im Projekt erarbeiteten Lö-
sungen auch auf dem schnellsten Weg
umgesetzt werden, könnte die Steue-
rungsgruppe im Rahmen von Ziel-
vereinbarungen mit der Dienststelle
mit Entscheidungskompetenzen und
eigenen finanziellen Mitteln ausge-
stattet sein. Solche Vereinbarungen wie
auch die Erhebungsinstrumente bzw.
ihre Anwendung – wie Krankenstands-
analysen, Mitarbeiterbefragungen, 
Diagnose-Workshops, Gefährdungs-
beurteilungen und eingerichtete Ge-
















Eine Befragung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ermittelt
anonym und freiwillig die gesundheitliche Situation der Be-
schäftigten, klärt in einem ersten Schritt das Interesse der Be-
schäftigten an Maßnahmen zur Gesundheitsförderung und
kann gesundheitsbeeinflussende Stärken und Schwächen in der
Dienststelle lokalisieren. In der Befragung werden die Einschät-
zungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu Arbeitsplatz
und Arbeitsorganisation, Kommunikation und Information, die
subjektiv erfahrenen physischen und psychischen Belastungen,
das Verhältnis zu Kolleginnen und Kollegen und zu Vorgesetz-
ten sowie das Betriebsklima erfasst. Auch geschlechtsspezifi-
sche Belastungen können auf diesem Weg ermittelt werden.
Allerdings muss unbedingt darauf geachtet werden, dass die
Anonymität der Befragten gewahrt bleibt. Als Evaluations-
instrument macht eine wiederholte Mitarbeiterbefragung Ver-
änderungen sichtbar.
Krankenstandsstatistiken
Zum einen liefert eine Krankenstandsstatistik Informationen
über die Höhe und die Entwicklung des Krankenstandes und
damit über die zur Verfügung stehenden personellen Ressour-
cen. Zum anderen werden in der Dienststelle häufig auftreten-
de Krankheiten und damit die Handlungsfelder für ein Gesund-
heitsmanagement erkannt.
Diagnose-Workshops 
Ergänzend oder alternativ zu Gesundheitszirkeln können Dia-
gnose-Workshops durchgeführt werden. Vorteil: Sie sind ein 
sofort einsetzbares Erhebungsinstrument und liefern kurzfristig
verwertbare Informationen über Belastungsschwerpunkte und
praxisnahe Verbesserungsvorschläge. Sie basieren unmittelbar
auf der aktiven Beteiligung der Beschäftigten und im Vergleich
zur Mitarbeiterbefragung ist der Aufwand für Vorbereitung,
Durchführung und Auswertung geringer. Die wiederholte
Durchführung von Diagnose-Workshops gibt Aufschluss über




Wesentliches Element einer ganz-
heitlichen betrieblichen Gesundheits-
förderung ist die Einrichtung von 
Gesundheitszirkeln. Auf der einen Seite
bieten sie den Organisationseinheiten
die Möglichkeit, die Beschäftigten 
aktiv einzubeziehen und deren Wissen
bei gesundheitsrelevanten Fragen zu 
nutzen. Auf der anderen Seite können
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
auf diese Weise dazu beitragen, 
ihre Arbeitsbedingungen selbst zu 
verbessern.
Die Arbeit dieser Zirkel besteht 
zunächst darin, alle Einflüsse zusammen-
zutragen, die sich entweder negativ
oder positiv auf die Gesundheit auswir-
ken. Anschließend werden Vorschläge
zur Beseitigung der festgestellten 
Belastungen und für gesundheitsför-
dernde Maßnahmen erarbeitet. Zur
Diskussion stehen technische, ergo-
nomische, organisatorische und perso-
nenbezogene Lösungen. 
Über die Umsetzung der Maß-
nahmen kann der Gesundheitszirkel
nicht selbst bestimmen. Die Lösungs-
vorschläge werden der Steuerungs-
gruppe der Dienststelle oder, falls es
keine gibt, der Behördenleitung sowie
dem Personalrat präsentiert. Die 
Empfehlungen dürfen allerdings nur
begründet abgelehnt werden, und 
die Ablehnung ist mit den Zirkelmit-
gliedern zu erörtern. Denn die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter werden
dienststelleninterne Gesundheitsför-
derung nur zu ihrer Sache machen,
wenn sie wissen, dass ihre Vorschläge














Eine wichtige Frage bei der Zu-
sammensetzung der Gesundheitszirkel
ist die Teilnahme der Führungskräfte.
Es gibt nichts Effizienteres als eine auf
Offenheit und Vertrauen beruhende
Zusammenarbeit. Wenn die Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer ihre Erfahrungen
mit Belastungsfaktoren zusammen-
tragen sollen, darf daher kein Thema
Tabu sein. Es müssen auch Aspekte 
wie das Führungsverhalten, Mobbing,
Mängel in der Behördenorganisation
oder Kommunikationsprobleme ange-
sprochen werden können. 
Für die Einrichtung von Gesund-
heitszirkeln gibt es daher im Wesent-
lichen zwei Modelle: Entweder nehmen
die Führungskräfte teil oder es treffen
sich ausschließlich die Beschäftigten 
einer hierarchischen Ebene. In beiden
Fällen ist die Moderation durch eine
obligatorisch
optional
neutrale und entsprechend qualifizierte
Person wichtig, um innerhalb einer 
vertrauensvollen Gesprächsatmosphäre
offen, sachlich und konstruktiv mitein-
ander reden zu können. Diese Auf-
gabe könnten zum Beispiel Personal-
entwicklungs-Berater einer anderen
Dienststelle übernehmen. Bei Bedarf
kann der Gesundheitszirkel um weitere
betriebliche Expertinnen und Experten 
erweitert werden. 
Über die Zusammensetzung muss
im Einzelfall entschieden werden, um
der jeweiligen Problemsituation und
den Interessen der Betroffenen gerecht
zu werden. Das gilt auch für die Ge-
schlechterparität. Handelt es sich um
eine Frage, die alle Beschäftigte eines
Referates betrifft, sind beide Geschlech-
ter gleichermaßen zu beteiligen. Es
kann aber auch sinnvoll sein, Gesund-




weil sie die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter einbeziehen,
Teamarbeit fördern und die 
Akzeptanz der beschlossenen
Maßnahmen sicherstellen, 







• ermitteln gemeinsam 
Belastungen und





In jeder Dienststelle herrschen 
spezifische und nicht immer positive
Arbeitsbedingungen, die den Betei-
ligten oft unabänderbar erscheinen; 
sei es in Bezug auf technische und 
organisatorische Fragen oder auf das
menschliche Miteinander. Beispiele 
aus der Praxis von Gesundheitszirkeln
zeigen aber, dass sich vieles ändern
lässt. Dabei schlagen die Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer oft kleinere 
und ohne großen Aufwand zu reali-
sierende Maßnahmen vor, die aber
große Wirkungen zeigen.
BEISPIEL 1: 
Schlechte Arbeit fällt 
selten vom Himmel
In einer Dienststelle schreiben 
Phonotypistinnen Diktate vom Band
ab. Ein ganz normaler Vorgang. Aber
in unserem Fall war die Arbeit anstren-
gender als sie eigentlich sein müsste.
Und das nicht nur, weil allgemein 
gültige Diktierregeln nicht eingehalten
wurden.„Genau vor unserem Fenster
lag der Taxenstand, und ununterbro-
chen fuhren die Autos an und ab. Bei
dem Lärm konnte man sein eigenes
Wort kaum verstehen, geschweige
denn einem Diktat folgen“, erinnert
sich eine Betroffene. Darüber hinaus
waren die Diktate schwer verständlich,
weil die Kopfhörer den Anforderun-







Ein weiteres Problem: Als das der-
zeitige Textverarbeitungssystem ein-
geführt wurde, hat niemand daran ge-
dacht, die Schreibkräfte im Umgang
damit zu schulen. Ihnen blieb nur eines:
learning by doing. 
Die Folge war, dass die Mitarbei-
terinnen häufig überfordert waren, un-
ter Zeitdruck standen und Diktate mit
relativ vielen Fehlern erstellten. Wegen
der mangelnden Arbeitsqualität wur-
den die Frauen dann von den Vorge-
setzten kritisiert. Ein Teufelskreis: 
Die Phonotypistinnen fürchteten sich
vor weiteren negativen Konsequenzen 
und standen ständig unter Anspan-
nung. Dieser Stress in Verbindung mit
den schlechten Arbeitsbedingungen
führte wiederum zu Qualitätseinbußen,
was erneut Kritik der Vorgesetzten
nach sich zog.
In dem Gesundheitszirkel konnten
die Schreibkräfte erstmals ihre Arbeits-
bedingungen detailliert analysieren
und die Belastungspunkte offen zur
Sprache bringen. Sie entwickelten 
Verbesserungsmaßnahmen, die dann 
in Abstimmung mit der Steuerungs-
gruppe umgesetzt wurden: Es wurden
für die Arbeit geeignete Kopfhörer 
angeschafft, es fand eine gründliche
Qualifizierung für das Textverarbei-
tungssystem statt und der Umgebungs-
lärm wurde verringert, indem der 
Taxenstandplatz verlegt wurde.
Das systematische Vorgehen hat 
es sogar möglich gemacht, den Diktie-
renden ihre Fehler darzulegen und sie in
die richtigen Diktierregeln einzuweisen.
Fazit: Belastungen und Gesund-
heitsbeeinträchtigungen konnten ab-
gebaut, die Qualität und Effektivität
der Arbeit erhöht werden. Ein Er-
gebnis, mit dem alle Beteiligten sehr
zufrieden sind.
BEISPIEL 2:
Ein erster Schritt 
aufeinander zu
Im Sachgebiet einer Behörde gibt
es seit längerer Zeit Unstimmigkeiten
zwischen der Leitung und verschiedenen
Gruppierungen der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter dieses Sachgebiets.
Vordergründig geht es um inhaltliche
Differenzen, also um unterschiedliche
Auffassungen darüber, wie bestimmte
Rechtsvorschriften und Vorgaben von
übergeordneter Stelle auszulegen und
die Aufgaben der Dienststelle zu er-
ledigen sind. Im Laufe der Zeit haben
sich diese Differenzen zu Zwistigkeiten
ausgeweitet, die das Betriebsklima 
in erheblichem Maß beeinträchtigen.
Es gibt mehr oder weniger offene Kon-
flikte zwischen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern, Informationen werden
gar nicht oder verspätet weitergegeben,
einige fühlen sich von der Leitung 
zum Beispiel bei der Bewilligung von
Weiterbildung oder Urlaubszeiten zu-
rückgesetzt. Mittlerweile hat sich die
Produktivität der Organisationseinheit
verringert und die krankheitsbeding-
ten Ausfallzeiten sind gestiegen.
Deutlich geworden sind die Pro-
bleme bei einer Mitarbeiterbefragung,
die im Zuge der Einführung des Ge-
sundheitsmanagements durchgeführt
wurde. Eine schwierige Ausgangs-
situation, die besonders behutsames
Vorgehen erforderte. Wichtig war, 
dass sich die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter offen und detailliert sowohl
über die Erscheinungsformen als auch
über mögliche sachliche und perso-
nelle Hintergründe des Problems äu-
ßerten. Zu diesem Zweck wurde der
Gesundheitszirkel ausschließlich mit
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
besetzt. Zudem fand die erste Bestands-
aufnahme der Belastungen in schrift-
licher Form statt. 
Zur Verbesserung der Situation
schlugen die Betroffenen als erste
Maßnahme eine Teamsupervision unter
Einbeziehung der Sachgebietsleitung
vor. Mit dem Einverständnis der Füh-
rungskraft und nach Zustimmung 
des Steuerungskreises wurde dieses 
Instrument nun erfolgreich eingesetzt.
„Für uns ein erster und wichtiger
Schritt, um aus der verfahrenen 




im Auftrag des Niedersächsischen Innenministeriums
Informationen, Einstiegsberatung und Unterstützung für 
Dienststellen /Einrichtungen und Interessenvertretungen der 
niedersächsischen Landesverwaltung
Sie erreichen den Beratungsservice
• per E-Mail: Gesundheitsmanagement@mi.niedersachsen.de
• per Telefon: (0511) 3500053
• per Post: Landesvereinigung für Gesundheit Niedersachsen e.V.
Fenskeweg 2 · 30165 Hannover
Der Beratungsservice Gesundheitsmanagement wird im Auftrag des Nieder-
sächsischen Innenministeriums von der Landesvereinigung Gesundheit 
Niedersachsen und der Universität Hannover, Weiterbildungsstudium Arbeits-
wissenschaft, durchgeführt.
Staatliche Gewerbeaufsichts-
ämter im Arbeits- 
und Gesundheitsschutz
Überwachung und Beratung 
bei der Durchführung staatlicher 
Arbeitsschutzbestimmungen
GAA Braunschweig
Petzvalstr. 18 · 38104 Braunschweig
Telefon: (0531) 3 70 06-0
GAA Celle
Im Werder 9 · 29221 Celle
Telefon: (0 5141) 755-0
GAA Cuxhaven
Elfenweg 15/17 · 27474 Cuxhaven
Telefon: (0 4721) 5 06-0
GAA Emden
Brückstr. 38 · 26725 Emden
Telefon: (0 49 21) 9217-0
GAA Göttingen
Alva-Myrdal-Weg 1 · 37085 Göttingen
Telefon (05 51) 50 70-01
GAA Hannover
Am Listholze 74 · 30177 Hannover
Telefon: (0511) 90 96-0
GAA Hildesheim
Hindenburgplatz 20 · 31134 Hildesheim
Telefon (0 51 21) 16 00-0
GAA Lüneburg
Lise-Meitner-Str. 1 · 21337 Lüneburg
Telefon: (0 4131) 8 95-0
GAA Oldenburg
Rosenstr. 13b · 26122 Oldenburg











Telefon: (02 31) 90 71-0
Fachbereich Arbeitsmedizin
Proschhübelstr. 8 · 01099 Dresden
Telefon: (03 51) 80 62-0
Landesunfallkasse 
Niedersachsen
Am Mittelfelde 169 · 30519 Hannover




Karlsruher Str. 2c · 30519 Hannover





für betriebliche Gesundheitsförderung –
Kronprinzenstr. 6 · 45128 Essen
Telefon (02 01) 17914 72
Landesverband der 
Betriebskrankenkassen Niedersachsen
Hamburger Allee 61 · 30161 Hannover
Telefon: (0511) 34 84 41 41
Weitere beratende und unterstützende Institutionen:
Das Aktionslogo „Gesund & Aktiv“ kann für
alle Aktivitäten des Gesundheitsmanagments
in der Landesverwaltung genutzt werden. 
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Finanzvergleich ostdeutscher Großstädte – Probleme und Inhalte 
Iris Gleiche und Werner Ley, Magdeburg 
 
 
Wie auf der Tagung der RAG Ost in Dessau  am 5./6. April 2001 vorgestellt, wird der Finanz-
vergleich seit dieser Zeit in der vorliegenden Form durchgeführt. (Für die Jahre ab 1999).  
Der gesamte Bereich des Schuldenstandes wurde durch die Kollegen in Dresden erarbeitet. 
Hierfür möchte ich mich an dieser Stelle für die gute Zusammenarbeit bedanken. 
Bedanken möchte ich mich auch für die Arbeit von Herrn Reidenbach, der die Daten vom 
Deutschen Städtetag für uns aufbereitet hat. 







Bei uns in Magdeburg findet der Finanzvergleich leider meist nur für den Bereich Personal 
und Personalkosten Beachtung. Wobei gerade bei den Personalkosten die Vergleichbarkeit 
nur eingeschränkt möglich ist, da das Maß der Ausgliederung ehemals kommunaler Aufga-
ben in Eigenbetriebe oder andere Betriebsformen sowie die unterschiedliche Zuständigkeit 
der Kommunen für staatliche Aufgaben in den Bundesländern diese beeinflusst. 
Bis zum Jahr 1999 hatten wir die "Kernverwaltung" mit im Vergleich. Hier gab es jedoch auch 
unterschiedliche Auffassungen zum Begriff - was ist "Kernverwaltung"? 
Für Sachsen-Anhalt haben sich die Arbeitskreise Nord und Süd der Haupt- und Personaläm-
ter im Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt damit befasst und sich auf folgende Defi-
nition verständigt: 
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"Die Kernverwaltung umfasst alle Organisationseinheiten im administrativen Kernbe-
reich (Dezernate, Fachbereiche, Ämter, Abteilungen, Sachgebiete o.ä.) einer kommu-
nalen Verwaltung mit Ausnahme der operativen Einrichtungen im nachgeordneten 
Bereich (Bauhof, Kindertageseinrichtungen, Theater, Bücherei, Schwimmbad u.a.) 
sowie den organisatorisch und /oder rechtlich verselbstständigten Einrichtungen (Ei-
genbetrieb, Eigengesellschaft, Stiftung u.a.)" 
 
Vielleicht wäre diese Definition eine Grundlage auch für uns, künftig die Vergleichbarkeit bei 
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Regionale Arbeitsgemeinschaft Ost 









In den letzten 2 Jahren erschien der Finanzvergleich sehr spät, was weder an den Zuarbei-
ten der Städte noch an meiner Person lag, sondern der Tatsache geschuldet ist, dass die 
Daten durch den Deutschen Städtetag später erhoben wurden und somit auch die Daten 
durch Herrn Reidenbach nicht eher aufbereitet werden konnten. 
 
Um unseren Vergleich so früh wie möglich zu veröffentlichen schlage ich folgendes  
vor: 
 
Der Erhebungsbogen, den ich den Städten zusende, bleibt erhalten. 
In dem Erhebungsbogen des Deutschen Städtetages sind alle Daten enthalten die auch in 
unserem Vergleich enthalten sind. 
Um nicht auf die Datenaufbereitung des Städtetages angewiesen zu sein, wäre es die ein-
fachste Lösung, mir eine Kopie des Erhebungsbogens zuzusenden, der zum Städtetag geht. 
So könnte ich die Daten schon im September aufbereiten und eher zur Verfügung stellen. 
Herr Reidenbach wird dadurch auch entlastet. 
 
Ich weiß jedoch nicht, ob es für die Städte Schwierigkeiten gibt an diesen Erhebungsbogen 
zu kommen, da dieser ja von den Kämmereien ausgefüllt und weitergeleitet wird. 






56 Verband Deutscher Städtestatistiker  
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Ein Problem aus dem letzten Vergleich möchte ich noch erwähnen. Unserer Kämmerei ist 
aufgefallen, dass die Angaben zu den Steuereinnahmen (Netto), welche ich von den Städten 
erhalten habe, nicht mit den Angaben übereinstimmen, die dem Städtetag gemeldet wurden. 
Hier meine Bitte an Sie, das für Ihre Stadt zu überprüfen. 
 
Soweit meine Ausführungen. Ich stelle nun die Punkte Personalkosten Kernverwaltung und 
die Datenerhebung zur Diskussion und hoffe, dass dieser Vergleich noch einige Jahre über-
steht, denn mit der von der Innenministerkonferenz vom 21.11.2003 beschlossenen Schritt-
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Ottawa-Charta zur Gesundheitsförderung, 1986 
Die erste Internationale Konferenz zur Gesundheitsförderung hat am 21. November 
1986 in Ottawa die folgende Charta verabschiedet. Sie ruft damit auf zu aktivem 
Handeln für das Ziel „Gesundheit für alle“ bis zum Jahr 2000 und darüber hinaus. 
Die Konferenz verstand sich in erster Linie als eine Antwort auf die wachsenden 
Erwartungen an eine neue öffentliche Gesundheitsbewegung. Die Diskussion befasste 
sich vorrangig mit Erfordernissen in Industrieländern, es wurden aber auch Probleme 
aller anderen Regionen erörtert. Ausgangspunkt waren die auf der Grundlage der 
Deklaration von Alma-Ata über gesundheitliche Grundbetreuung erzielten 
Fortschritte, das WHO-Dokument „Gesundheit für alle“ sowie die während der 
letzten Weltgesundheitsversammlung geführte Diskussion zum intersektoriellen 
Zusammenwirken für die Gesundheit. 
Gesundheitsförderung 
Gesundheitsförderung zielt auf einen Prozess, allen Menschen ein höheres Maß an 
Selbstbestimmung über ihre Gesundheit zu ermöglichen und sie damit zur Stärkung 
ihrer Gesundheit zu befähigen. Um ein umfassendes körperliches, seelisches und 
soziales Wohlbefinden zu erlangen, ist es notwendig, dass sowohl einzelne als auch 
Gruppen ihre Bedürfnisse befriedigen, ihre Wünsche und Hoffnungen wahrnehmen 
und verwirklichen sowie ihre Umwelt meistern bzw. verändern können. In diesem 
Sinne ist die Gesundheit als ein wesentlicher Bestandteil des alltäglichen Lebens zu 
verstehen und nicht als vorrangiges Lebensziel. Gesundheit steht für ein positives 
Konzept, das in gleicher Weise die Bedeutung sozialer und individueller Ressourcen 
für die Gesundheit betont wie die körperlichen Fähigkeiten. Die Verantwortung für 
Gesundheitsförderung liegt deshalb nicht nur bei dem Gesundheitssektor sondern bei 
allen Politikbereichen und zielt über die Entwicklung gesünderer Lebensweisen 
hinaus auf die Förderung von umfassendem Wohlbefinden hin. 
Voraussetzungen für die Gesundheit 
Grundlegende Bedingungen und konstituierende Momente von Gesundheit sind 
Frieden, angemessene Wohnbedingungen, Bildung, Ernährung, Einkommen, ein 
stabiles Öko-System, eine sorgfältige Verwendung vorhandener Naturressourcen, 
soziale Gerechtigkeit und Chancengleichheit. Jede Verbesserung des 
Gesundheitszustandes ist zwangsläufig fest an diese Grundvoraussetzungen 
gebunden. 
Interessen vertreten 
Ein guter Gesundheitszustand ist eine wesentliche Bedingung für soziale, 
ökonomische und persönliche Entwicklung und entscheidender Bestandteil der 
Lebensqualität. Politische, ökonomische, soziale, kulturelle, biologische sowie 
Umwelt und Verhaltensfaktoren können alle entweder der Gesundheit zuträglich sein 
oder auch sie schädigen. Gesundheitsförderndes Handeln zielt darauf ab, durch 
aktives anwaltschaftliches Eintreten diese Faktoren positiv zu beeinflussen und der 
Gesundheit zuträglich zu machen. 
Befähigen und ermöglichen 
Gesundheitsförderung ist auf Chancengleichheit auf dem Gebiet der Gesundheit 
gerichtet. Gesundheitsförderndes Handeln bemüht sich darum, bestehende soziale 
Unterschiede des Gesundheitszustandes zu verringern sowie gleiche Möglichkeiten 
und Voraussetzungen zu schaffen, damit alle Menschen befähigt werden, ihr 
größtmöglichstes Gesundheitspotential zu verwirklichen. Dies umfasst sowohl 
Geborgenheit und Verwurzelung in einer unterstützenden sozialen Umwelt, den 
Zugang zu allen wesentlichen Informationen, die Entfaltung von praktischen 
Fertigkeiten, als auch die Möglichkeit, selber Entscheidungen in Bezug auf ihre 
persönliche Gesundheit treffen zu können. Menschen können ihr Gesundheitspotential 
nur dann weitestgehend entfalten, wenn sie auf die Faktoren, die ihre Gesundheit 
beeinflussen, auch Einfluss nehmen können. Dies gilt für Frauen ebenso wie für 
Männer. 
Vermitteln und vernetzen 
Der Gesundheitssektor allein ist nicht in der Lage, die Voraussetzungen und guten 
Perspektiven für die Gesundheit zu garantieren. Gesundheitsförderung verlangt 
vielmehr ein koordiniertes Zusammenwirken unter Beteiligung der Verantwortlichen 
in Regierungen, im Gesundheits-, Sozial- und Wirtschaftssektor, in nichtstaatlichen 
und selbstorganisierten Verbänden und Initiativen sowie in lokalen Institutionen, in 
der Industrie und den Medien. Menschen in allen Lebensbereichen sind daran zu 
beteiligen als einzelne, als Familien und Gemeinschaften. Die Berufsgruppen und 
sozialen Gruppierungen sowie die Mitarbeiter des Gesundheitswesens tragen große 
Verantwortung für eine gesundheitsorientierte Vermittlung zwischen den 
unterschiedlichen Interessen in der Gesellschaft.  
Die Programme und Strategien zur Gesundheitsförderung sollten den örtlichen 
Bedürfnissen und Möglichkeiten der Länder und Regionen angepasst sein und die 
unterschiedlichen Gesellschafts- und Wirtschaftssysteme sowie die kulturellen 
Gegebenheiten berücksichtigen. 
Aktives, gesundheitsförderndes Handeln erfordert: 
Eine gesundheitsfördernde Gesamtpolitik entwickeln 
Gesundheitsförderung beinhaltet weit mehr als medizinische und soziale Versorgung. 
Gesundheit muss auf allen Ebenen und in allen Politiksektoren auf die politische 
Tagesordnung gesetzt werden. Politikern müssen dabei die gesundheitlichen 
Konsequenzen ihrer Entscheidungen und ihre Verantwortung für 
Gesundheitsförderung verdeutlicht werden.  
Dazu wendet eine Politik der Gesundheitsförderung verschiedene, sich gegenseitig 
ergänzende Ansätze an, u. a. Gesetzesinitiativen, steuerliche Maßnahmen und 
organisatorisch strukturelle Veränderungen. Nur koordiniertes, verbündetes Handeln 
kann zu einer größeren Chancengleichheit im Bereich der Gesundheits-, 
Einkommens- und Sozialpolitik führen. Ein solches gemeinsames Handeln führt dazu, 
ungefährlichere Produkte, gesündere Konsumgüter und gesundheitsförderlichere 
soziale Dienste zu entwickeln sowie sauberere und erholsamere Umgebungen zu 
schaffen. 
Eine Politik der Gesundheitsförderung muss Hindernisse identifizieren, die einer 
gesundheitsgerechteren Gestaltung politischer Entscheidungen und Programme 
entgegenstehen. Sie muss Möglichkeiten einer Überwindung dieser Hemmnisse und 
Interessensgegensätze bereitstellen. Ziel muss es sein, auch politischen 
Entscheidungsträgern die gesundheitsgerechtere Entscheidung zur leichteren 
Entscheidung zu machen. 
Gesundheitsförderliche Lebenswelten schaffen 
Unsere Gesellschaften sind durch Komplexität und enge Verknüpfung geprägt; 
Gesundheit kann nicht von anderen Zielen getrennt werden. Die enge Bindung 
zwischen Mensch und Umwelt bildet die Grundlage für einen sozial-ökologischen 
Weg zur Gesundheit. Oberstes Leitprinzip für die Welt, die Länder, Regionen und 
Gemeinschaften ist das Bedürfnis, die gegenseitige Unterstützung zu fördern – sich 
um den anderen, um unsere Gemeinschaften und unsere natürliche Umwelt zu sorgen. 
Besondere Aufmerksamkeit verdient die Erhaltung der natürlichen Ressourcen als 
globale Aufgabe. 
Die sich verändernden Lebens-, Arbeits- und Freizeitbedingungen haben 
entscheidenden Einfluss auf die Gesundheit. Die Art und Weise, wie eine Gesellschaft 
die Arbeit, die Arbeitsbedingungen und die Freizeit organisiert, sollte eine Quelle der 
Gesundheit und nicht der Krankheit sein. Gesundheitsförderung schafft sichere, 
anregende, befriedigende und angenehme Arbeits- und Lebensbedingungen.  
Eine systematische Erfassung der gesundheitlichen Folgen unserer sich rasch 
wandelnden Umwelt – insbesondere in den Bereichen Technologie, Arbeitswelt, 
Energieproduktion und Stadtentwicklung – ist von essentieller Bedeutung und 
erfordert aktives Handeln zugunsten der Sicherstellung eines positiven Einflusses auf 
die Gesundheit der Öffentlichkeit. Jede Strategie zur Gesundheitsförderung muss den 
Schutz der natürlichen und der sozialen Umwelt sowie die Erhaltung der vorhandenen 
natürlichen Ressourcen mit zu Ihrem Thema machen. 
Gesundheitsbezogene Gemeinschaftsaktionen 
unterstützen 
Gesundheitsförderung wird realisiert im Rahmen konkreter und wirksamer 
Aktivitäten von Bürgern in ihrer Gemeinde: in der Erarbeitung von Prioritäten, der 
Herbeiführung von Entscheidungen sowie bei der Planung und Umsetzung von 
Strategien. Die Unterstützung von Nachbarschaften und Gemeinden im Sinne einer 
vermehrten Selbstbestimmung ist ein zentraler Angelpunkt der Gesundheitsförderung; 
ihre Autonomie und Kontrolle über die eigenen Gesundheitsbelange ist zu stärken. 
Die Stärkung von Nachbarschaften und Gemeinden baut auf  den vorhandenen 
menschlichen und materiellen Möglichkeiten der größeren öffentlichen Teilnahme 
und Mitbestimmung auf. Selbsthilfe und soziale Unterstützung sowie flexible 
Möglichkeiten der größeren öffentlichen Teilnahme und Mitbestimmung für 
Gesundheitsbelange sind dabei zu unterstützen bzw. neu zu entwickeln. 
Kontinuierlicher Zugang zu allen Informationen, die Schaffung von 
gesundheitsorientierten Lernmöglichkeiten sowie angemessene finanzielle 
Unterstützung gemeinschaftlicher Initiativen sind dazu notwendige Voraussetzungen. 
Persönliche Kompetenzen entwickeln 
Gesundheitsförderung unterstützt die Entwicklung von Persönlichkeit und sozialen 
Fähigkeiten durch Information, gesundheitsbezogene Bildung sowie die Verbesserung 
sozialer Kompetenzen und lebenspraktischer Fertigkeiten. Sie will dadurch den 
Menschen helfen, mehr Einfluss auf ihre eigene Gesundheit und ihre Lebenswelt 
auszuüben, und will ihnen zugleich ermöglichen, Veränderungen in ihrem 
Lebensalltag zu treffen, die ihrer Gesundheit zu gute kommen. 
Es gilt dabei, Menschen zu lebenslangem Lernen zu befähigen, und ihnen zu helfen, 
mit den verschiedenen Phasen ihres Lebens sowie eventuellen chronischen 
Erkrankungen und Behinderungen umgehen zu können. Dieser Lernprozess muss 
sowohl in Schulen wie auch zu Hause, am Arbeitsplatz und innerhalb der Gemeinde 
erleichtert werden. Erziehungsverbände, die öffentlichen Körperschaften, 
Wirtschaftsgremien und gemeinnützige Organisationen sind hier ebenso zum Handeln 
aufgerufen wie die Bildungs- und Gesundheitsinstitutionen selbst. 
Die Gesundheitsdienste neu orientieren 
Die Verantwortung für die Gesundheitsförderung wird in den Gesundheitsdiensten 
von Einzelpersonen, Gruppen, den Ärzten und anderen Mitarbeitern des 
Gesundheitswesens, den Gesundheitseinrichtungen und dem Staat geteilt. Sie müssen 
gemeinsam darauf hinarbeiten, ein Versorgungssystem zu entwickeln, das auf die 
stärkere Förderung von Gesundheit ausgerichtet ist und weit über die medizinisch-
kurativen Betreuungsleistungen hinausgeht. 
Die Gesundheitsdienste müssen dabei eine Haltung einnehmen, die feinfühlig und 
respektvoll die unterschiedlichen kulturellen Bedürfnisse anerkennt. Sie sollten dabei 
die Wünsche von Individuen und sozialen Gruppen nach einem gesünderen Leben 
aufgreifen und unterstützen sowie Möglichkeiten der besseren Koordination zwischen 
dem Gesundheitssektor und anderen sozialen, politischen, ökonomischen Kräften 
eröffnen. 
Eine solche Neuorientierung von Gesundheitsdiensten erfordert zugleich eine stärkere 
Aufmerksamkeit  für gesundheitsbezogene Forschung wie auch für die notwendigen 
Veränderungen in der beruflichen Aus- und Weiterbildung. Ziel dieser Bemühungen 
soll ein Wandel der Einstellungen und der Organisationsformen sein, die eine 
Orientierung auf die Bedürfnisse des Menschen als ganzheitliche Persönlichkeit 
ermöglichen. 
Auf dem Weg in die Zukunft 
Gesundheit wird von Menschen in ihrer alltäglichen Umwelt geschaffen und gelebt: 
dort, wo sie spielen, lernen, arbeiten und lieben. Gesundheit entsteht dadurch, dass 
man sich um sich selbst und für andere sorgt, dass man in die Lage versetzt ist, selber 
Entscheidungen zu fällen und eine Kontrolle über die eigenen Lebensumstände 
auszuüben sowie dadurch, dass die Gesellschaft, in der man lebt, Bedingungen 
herstellt, die all ihren Bürgern Gesundheit ermöglichen. 
Füreinander Sorge zu tragen, Ganzheitlichkeit und ökologisches Denken sind 
Kernelemente bei der Entwicklung von Strategien zur Gesundheitsförderung. Alle 
Beteiligt en sollt en als ein Leitprinzip anerkennen, dass in jeder Phase der Planung, 
Umsetzung und Auswertung von gesundheitsfördernden Handlungen Frauen und 
Männer gleichberechtigte Partner sind. 
Gemeinsame Verpflichtung zur 
Gesundheitsförderung 
Die Teilnehmer der Konferenz rufen dazu auf: 
x an einer gesundheitsfördernden Gesamtpolitik mitzuwirken und sich dafür 
einzusetzen, dass ein eindeutiges politisches Engagement für Gesundheit und 
Chancengleichheit in allen Bereichen zustande kommt; 
x allen Bestrebungen entgegenzuwirken, die auf die Herstellung 
gesundheitsgefährdender Produkte, auf die Erschöpfung von Ressourcen, auf 
ungesunde Umwelt- und  Lebensbedingungen oder eine ungesunde Ernährung 
gerichtet sind. Es gilt dabei, Fragen des öffentlichen Gesundheitsschutzes wie 
Luftverschmutzung, Gefährdungen am Arbeitsplatz, Wohn- und Raumplanung 
in den Mittelpunkt der öffentlichen Aufmerksamkeit zu stellen; 
x die gesundheitlichen Unterschiede innerhalb der Gesellschaften und zwischen 
ihnen abzubauen und die von den Vorschriften und Gepflogenheiten dieser 
Gesellschaften geschaffenen Ungleichheiten im Gesundheitszustand zu 
bekämpfen; 
x die Menschen selber als die Träger ihrer Gesundheit anzuerkennen und sie zu 
unterstützen und auch finanziell zu befähigen, sich selbst, ihre Familien und 
Freunde gesund zu erhalten. Soziale Organisationen und die Gemeinde sind 
dabei als entscheidende Partner im Hinblick auf Gesundheit, 
Lebensbedingungen und Wohlbefinden zu akzeptieren und zu unterstützen; 
x die Gesundheitsdienste und ihre Mittel auf die Gesundheitsförderung hin 
umzuorientieren und auf das Zusammenwirken der Gesundheitsdienste mit 
anderen Sektoren, anderen Disziplinen und, was noch viel wichtiger ist, mit der 
Bevölkerung selbst hinzuwirken; 
x die Gesundheit und ihre Erhaltung als eine wichtige gesellschaftliche Investition 
und Herausforderung zu betrachten und die globale ökologische Frage unserer 
Lebensweisen aufzuwerfen. 
Die Konferenzteilnehmer rufen auf, sich in diesem Sinne zu einer starken Allianz zur 
Förderung der öffentlichen Gesundheit zusammenzuschließen.  
Aufruf zu internationalem Handeln 
Die Konferenz ersucht die Weltgesundheitsorganisation und alle anderen 
internationalen Organisationen, für die Förderung von Gesundheit Partei zu ergreifen 
und ihre einzelnen Mitgliedsländer dabei zu unterstützen, Strategien und Programme 
für die Gesundheitsförderung zu entwickeln. 
Die Konferenz ist der festen Überzeugung, dass dann, wenn Menschen in allen 
Bereichen des Alltages, wenn soziale Verbände und Organisationen, wenn 
Regierungen, die Weltgesundheitsorganisation und alle anderen betroffenen Gruppen 
ihre Kräfte entsprechend den moralischen und sozialen Werten dieser Charta 
vereinigen und Strategien der Gesundheitsförderung entwickeln, dass dann 
„Gesundheit für alle“ im Jahre 2000 Wirklichkeit werden wird. 
[WHO-autorisierte Übersetzung: Hildebrandt/Kickbusch auf der Basis von Entwürfen 
aus der DDR und von Badura sowie Milz.] 
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